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VERORDNUNG (EG) Nr. 834/2007 DES RATES

vom 28. Juni 2007

über die ökologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung
von ökologischen/biologischen Erzeugnissen und zur Aufhebung der

Verordnung (EWG) Nr. 2092/91

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION -

gestützt auf den Vertrag zur Grundung der Europäischen Gemeinschaft,
insbesondere auf Artikel 37,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ('),

in Erwägung nachstehender Grunde:

(I) Die ökologische/biologische Produktion bildet ein Gesamtsystem
der landwirtschaftlichen Betriebsführung und der Lebensmittel-
produktion, das beste umweltschonende Praktiken, ein hohes
Maß der Artenvielfalt, den Schutz der natürlichen Ressourcen,
die Anwendung hoher Tierschutzstandards und eine Produktions-
weise kombiniert, die der Tatsache Rechnung tragen, dass be-
stimmte Verbraucher Erzeugnissen, die unter Verwendung natür-
licher Substanzen und nach natürlichen Verfahren erzeugt worden
sind, den Vorzug geben. Die ökologischelbiologische Produk-
tionsweise spielt somit eine doppelte gesellschaftliche Rolle,
denn sie bedient einerseits auf einem spezifischen Markt die Ver-
brauchemachfrage nach ökologischenlbiologischen Erzeugnissen
und stellt andererseits öffentliche Güter bereit, die einen Beitrag
zu Umwelt- und Tierschutz ebenso wie zur Entwicklung des
ländlichen Raums leisten.

(2) Der Anteil des ökologischenlbiologischen Agrarsektors nimmt in
den meisten Mitgliedstaaten zu. Besonders in den letzten Jahren
ist eine wachsende Verbrauchernachfrage zu verzeichnen. Die
jüngsten Reformen der gemeinsamen Agrarpolitik, die auf Markt-
orientierung und den Verbraucherwünschen entsprechende Quali-
tätserzeugnisse abheben, werden den Markt für ökologische/-
biologische Erzeugnisse voraussichtlich weiter stimulieren. Vor,
diesem Hintergrund nehmen die Rechtsvorschriften über die
ökologischelbiologische Produktion einen zunehmend wichtigen
Stellenwert in der agrarpolitischen Strategie ein und stehen in
enger Beziehung zu den Entwicklungen auf den Agrarmärkten.

(3) Der gemeinschaftsrechtliche Rahmen für den ökologischen/-
biologischen Produktionssektor sollte dem Ziel dienen, einen fai-
ren Wettbewerb und einen ordnungsgemäß funktionierenden Bin-
nenmarkt für ökologischelbiologische Erzeugnisse zu gewährleis-
ten und das Vertrauen der Verbraucher in als ökologisch/-
biologisch gekennzeichnete Erzeugnisse zu wahren und zu recht-
fertigen. Er sollte ferner auf die Schaffung von Voraussetzungen
abzielen, unter denen sich dieser Sektor entsprechend den jewei-
ligen Produktions- und Marktentwicklungen fortentwickeln kann.

(4) Die Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische
Parlament über einen Europäischen Aktionsplan für ökologische
Landwirtschaft und ökologisch erzeugte Lebensmittel sieht eine
Verbesserung 'und Verstärkung der gemeinschaftlichen Standards
für den ökologischenlbiologischen Landbau sowie der Einfuhr-
und Kontrol!vorschriften vor. Der Rat hat die Kommission in
seinen Schlussfolgerungen vom 18. Oktober 2004 aufgefordert,
den gemeinschaftsrechtlichen Rahmen dafür im Hinblick auf Ver-
einfachung und Gesamtkohärenz zu überarbeiten und insbeson-
dere. durch Festlegung von Grundprinzipien eine Harmonisierung

(I) Stellungnahme vom 22. Mai 2007 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).
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der Nonnen zu begünstigen und nach Möglichkeit eine weniger
ins Detail gehende Regelung anzustreben.

(5) Es ist daher angezeigt, die Ziele, Grundsätze und Regeln für die
ökologische/biologische Produktion genauer zu formulieren, um
so zu mehr Transparenz, Verbrauchervertrauen und einer harmo-
nisierten Sichtweise in Bezug auf das ökologische/biologische
Produktionskonzept beizutragen.

(6) Zu diesem Zweck sollte die Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des
Rates vom 24. Juni 199 I über den ökologischen Landbau/die
biologische Landwirtschaft und die entsprechende Kennzeichnung
der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel (') aufge-
hoben und durch eine neue Verordnung ersetzt werden.

(7) Es sollte ein gemeinschaftlicher Rechtsrahmen mit allgemeinen
Vorschriften für die ökologische/biologische Produktion festge-
legt werden, der sich auf die pflanzliche und die tierische Er-
zeugung sowie die Aquakulturproduktion, einschließlich der Vor-
schriften für .das Sammeln von Wildpflanzen und Meeresalgen,
rur die Umstellung und rur die Produktion von verarbeiteten Le-
bensmitteln, einschließlich Wein, sowie von Futtennittein und
von ökologischer/biologischer Hefe erstreckt. Die Kommission
sollte die Verwendung der Erzeugnisse und Stoffe zulassen und
darüber entscheiden, welche Verfahren im ökologischen/-
biologischen Landbau und bei der Verarbeitung von
ökologischen/biologischen Lebensmitteln eingesetzt werden.

(8) Die Entwicklung der.ökologischen/biologischen Produktion sollte
insbesondere durch Förderung der Verwendung neuer, rur die
ökologische/biologische Produktionsweise besser geeigneter
Techniken und Substanzen weiter unterstützt werden.

(9) Genetisch veränderte Organismen (GVO) und Erzeugnisse, die
aus oder durch GVO erzeugt wurden, sind mit dem
ökologischen/biologischen Produktionskonzept und der Auffas-
sung der Verbraucher von ökologischenlbiologischen Erzeugnis-
sen unvereinbar. Sie sollten daher nicht im ökologischen/-
biologischen Landbau oder bei der Verarbeitung von
ökologischen/biologischen Erzeugnissen verwendet werden.

(10) Es ist das Ziel, das Vorkommen von GVO in ökologischen/-
biologischen Erzeugnissen auf das geringstrnögliche Maß zu be-
schränken. Bei den bestehenden Kennzeichnungsschwellen han-
delt es sich um Höchstwerte, die ausschließlich mit einem zufäl-
ligen und technisch nicht zu vermeidenden Vorhandensein von
GVO im Zusammenhang stehen.

(11) Der ökologische/biologische Landbau sollte in erster Linie er-
neuerbare Ressourcen in lokal organisierten landwirtschaftlichen
Systemen nutzen. Um so wenig wie möglich auf nicht emeuer-
bare Ressourcen zurückzugreifen, sollten AbfåIle und Nebener-
zeugnisse pflanzlichen und tierischen Ursprungs verwertet wer-
den, um den Anbauflächen die Nährstoffe wieder zuzuführen.

(12) Der ökologische/biologische Pflanzenbau sollte dazu beitragen,
die Bodenfruchtbarkeit zu erhalten und ZU verbessern und die
Bodenerosion zu verhindern. Die Pflanzen sollten ihre Nährstoffe
vorzugsweise über das Ökosystem des Bodens und nicht aus auf
den Boden ausgebrachten löslichen Düngemitteln beziehen.

(13) Zentrale Elemente im Bewirtschaftungssystem des ökologischen/-
biologischen Pflanzenbaus sind die Pflege der Bodenfruchtbar-
keit, die Wahl geeigneter Arten und Sorten, eine mehrjährige
Fruchtfolge, die Wiederverwertung organischen Materials und
Anbautechniken. Zusätzliche Düngemittel, Bodenverbesserer
und Pflanzenschutzmittel sollten nur venvendet werden, wenn

(I) ABl. L 198 vom 22.7.1991, S, 1. Zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 394/2007 der Kommission (ABI. L 98 vom 13.4.2007.S. 3).
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sie mit den Zielen und Grundsätzen der ökologischen/-
biologischen Produktion vereinbar sind.

(14) Die Tierhaltung ist von fundamentaler Bedeutung flir die Orga-
nisation der landwirtschaftlichen Erzeugung in einem
ökologisch/biologisch wirtschaftenden Betrieb, insofern als sie
das notwendige organische Material und die Nährstoffe flir die
Anbauflächen liefert und folglich zur Bodenverbesserung und
damit zur Entwicklung einer nachhaltigen Landwirtschaft beiträgt.

(15) Zur Venneidung einer Belastung der Umwelt, insbesondere von
natürlichen Ressourcen wie Boden und Wasser, sollte in der
ökologischenlbiologischen tierischen Erzeugung grundsätzlich
für eine enge Verbindung zwischen tierischer Erzeugung und
dem Land, flir geeignete mehrjährige Fruchtfolgen und die Füt-
terung der Tiere mit ökologischenlbiologischen Pflanzenerzeug-
nissen, die im Betrieb selbst oder in benachbarten ökologisch/-
biologisch wirtschaftenden Betrieben erzeugt werden, gesorgt
werden.

(J 6) Da die ökologischelbiologische Tierhaltung eine an das Land
gebundene Wirtschaftstätigkeit darstellt, sollten die Tiere so oft
als möglich Zugang zu Auslauf im Freien oder zu Weideflächen
haben.

(J 7) Die ökologischelbiologische Tierhaltung sollte hohe Tierschutzs-
tandards achten sowie den tierartspezitischen verhaltensbedingten
Bedürfuissen genügen, und die Gesunderhaltung des Tierbestands
sollte auf der Krankheitsvorbeugnng basieren. Besondere Auf-
merksamkeit sollte in diesem Zusammenhang den Bedingungen
der Stallunterbringnng, den Haltungspraktiken und der Besatz-
dichte gelten. Darüber hinaus sollte bei der Wabl der Tierrassen
deren Fähigkeit zur Anpassung an die lokalen Verhältnisse be-
rücksichtigt werden. Die Durchflihrungsbestimmungen flir die
tierische Erzeugung und die Aquakultur sollten wenigstens die
Befolgung der Bestimmungen des Europäischen Übereinkom-
mens zum Schutz von Tieren in landwirtschaftlichen Tierhaltun-
gen und der sich daran anschließenden Empfehlungen seines
Ständigen Ausschusses (T-AP) gewährleisten.

(J 8) Das System der ökologischenlbiologischen tierischen Erzeugung
sollte anstreben, die Produktionszyklen der verschiedenen Tier-
arten mit ökologischlbiologisch aufgezogenen Tieren zu realisie-
ren. Daher sollte eine Vergrößerung des Genpools der
ökologischlbiologisch gehaltenen Tiere gefordert, die Selbstver-
sorgung verbessert und so die Entwicklung des Sektors gewähr-
leistet werden.

(J 9) Ökologischlbiologisch verarbeitete Erzeugnisse sollten mithilfe
von Verarbeitungsmethoden erzeugt werden, die sicherstellen,
dass die ökologischelbiologische Integrität und die entscheiden-
den Qualitätsmerkmale des Erzeugnisses auf allen Stufen der
Produktionskette gewahrt bleiben.

(20) Verarbeitete Lebensmittel sollten nur dann als ökologische/-
biologische Erzeugnisse gekennzeichnet werden, wenn alle oder
fast alle Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs aus
ökologischerlbiologischer Produktion stammen, Jedoch sollten
flir verarbeitete Lebensmittel, in denen Zutaten landwirtschaftli-
chen Ursprungs enthalten sind, die nicht aus ökologischer/-
biologischer Produktion stammen können, wie zum Beispiel rur
Erzeugnisse der Jagd und der Fischerei, besondere Kennzeich-
nungsvorschriften erlassen werden. Darüber hinaus sollte es zur
Unterrichtung des Verbrauchers und im Interesse der Markttran-
sparenz und der verstärkten Verwendung von Zutaten aus
ökologischerlbiologischer Produktion unter bestimmten Voraus-
setzungen möglich sein, im Verzeichnis der Zutaten auf die
ökologischelbiologische Produktion hinzuweisen.
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(21) In der Anwendung der Produktionsvorschrifien ist eine gewisse
Flexibilität angezeigt, um eine Anpassung der ökologischen/-
biologischen Standards und Anforderungen an die lokalen klima-
tischen und geografischen Gegebenheiten, spezifische Tierhal-
tungspraktiken und den örtlichen Entwicklungsstand zu ennögli-
chen. Deshalb sollte die Anwendung von Ausnahmeregelungen
zugestanden werden, aber nur in den Grenzen der im Gernein-
schafisrecht genau festgelegten Bedingungen.

(22) Es ist wichtig, das Vertrauen der Verbraucher in ökologische/-
biologische Erzeugnisse zu wahren, Daher sollten Ausnahmen
von den Anforderungen an die ökologische/biologische Produk-
tion unbedingt auf die Fälle begrenzt sein. in denen die Anwen-
dung von Ausnahmeregelungen als gerechtfertigt anzusehen ist.

(23) Im Interesse des Verbraucherschutzes und eines fairen Wettbe-
werbs sollten die Begriffe, die der Kennzeichnung von
ökologischen/biologischen Erzeugnissen dienen, in der gesamten
Gemeinschaft und unabhängig von der verwendeten Sprache vor
der Benutzung flir nicht ökologischelbiologische Erzeugnisse ge-
schützt werden. Der Schutz sollte .sich auch auf die gebräuch-
lichen Ableitungen und Diminutive dieser Begriffe erstrecken,
ganz gleich, ob sie al1eine oder kombiniert verwendet werden.

(24) Um Klarheit flir den Verbraucher auf dem gesamten Gemein-
schaftsmarkt ZlI schaffen, sollte das Gemeinschafislogo flir alle
in der Gemeinschaft produzierten vorverpackten ökologischen/-
biologischen Lebensmittel vorgeschrieben werden. Für alle in
der Gemeinschaft produzierten nicht vorverpackten
ökologischen/biologischen Erzeugnisse und alle aus Drittländern
eingeführten ökologischen/biologischen Erzeugnisse sollte das
Gemeinschaftslogo auf freiwilliger Basis ebenfalls benutzt werden
können . .--

(25) Es erscheint jedoch angezeigt, die Verwendung des Gemein-
schaftslogos auf Erzeugnisse zu beschränken, die ausschließlich
oder fast ausschließlich ôkologische/biologische Zutaten enthal-
ten, um eine Irreführung des Verbrauchers in Bezug auf den
ökologischen/biologischen Charakter des gesamten Erzeugnisses
zu verhindern. Daher sollte es nicht verwendet werden dürfen zur
Kennzeichnung von Umstellungserzeugnissen oder von Verarbei-
tungserzeugnissen, bei denen weniger als 95 % der Zutaten land-
wirtschaftlichen Ursprungs aus ökologischerlbiologischer Produk-
tion stammen.

(26) Das Gemeinschafislogo sollte in keinem Fall die gleichzeitige
Verwendung nationaler oder privater Logos ausschließen.

(27) Ferner sollten die Verbraucher zur Verhinderung betrügerischer
Praktiken und zur Vermeidung von Unklarheiten darüber, ob das
Erzeugnis aus der Gemeinschaft stammt oder nicht, bei der Ver-
wendung des Gemeinschaftslogos über den Ort der Erzeugung
der landwirtschaftlichen Ausgangsstoffe, aus denen sich die Er-
zeugnisse zusammensetzen, informiert werden.

(28) Die Gemeinschaftsvorschriften sollten zur Förderung eines ein-
heitlichen ökologischen/biologischen Produktionskonzepts beitra-
gen. Die zuständigen Behörden, die Kontrollbehörden und die
KontrollsteIlen sollten sich jeglicher Verhaltensweisen enthalten,
die den freien Verkehr von Erzeugnissen, deren Konformität von
einer Behörde oder Stelle eines anderen Mitgliedstaats beschei-
nigt wurde, behindern könnten. Insbesondere sollten sie keine
zusätzlichen Kontrollen einführen oder finanzielle Belastungen
auferlegen.

(29) Im Hinblick auf die Kohärenz mit den Gemeinschaftsvorschriften
in anderen Bereichen sollte den Mitgliedstaaten erlaubt werden,
für die pflanzliche und tierische Erzeugung in ihrem jeweiligen
Hoheitsgebiet nationale Produktionsvorschriften anzuwenden, die
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strenger sind als die gemeinschaftlichen Produktionsvorschriften
flir die ökologische/biologische Produktion, sofern diese nationa-
len Vorschriften auch auf die nichtökologische/nichtbiologische
Erzeugung Anwendung finden und im Übrigen mit dem Gemein.
schaftsrecht vereinbar sind.

(30) Die Verwendung von GVO in der ökologischenlbiologischen
Produktion ist verboten. Im Interesse der Klarheit und Kohärenz
sollte es nicht möglich sein, ein Erzeugnis als ökologisch/-
biologisch ~ kennzeichnen, aus dessen Etikett hervorgehen
muss, dass es GVO enthält oder aus GVO besteht oder hergestellt
wurde.

(31) Um sicherzustellen, dass die ökologischenlbiologischen Erzeug-
nisse im Einklang mit den Anforderungen erzeugt werden, die der
gemeinschaftsrechtliche Rahmen flir die ökologischelbiologische
Produktion vorschreibt, sollten die Tätigkeiten der Unternehmer
auf allen Stufen der Produktion, der Aufbereitung und des Ver-
triebs ökologischerlbiologischer Erzeugnisse einem im Einklang
mit der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 29. April 2004 über amtliche Kontrol.
len zur Überprüfung der Einhaltung des Lebensmittel- und Futter-
mittelrechts sowie der Bestimmungen über Tiergesundheit und
Tierschutz (') eingerichteten und betriebenen Kontrollsystem un-
terliegen.

(32) In einigen Fällen könnte es als unverhältnismäßig erscheinen, die
Melde- und Kontrollvorschriften auf bestimmte Arten von Ein-
zelhandelsunternehmem, z. B. auf solche, die Erzeugnisse direkt
an Endverbraucher oder -nutzer verkaufen, anzuwenden. Es ist
daher angebracht, den Mitgliedstaaten zu erlauben, solche Unter-
nehmer von diesen Anforderungen auszunehmen. Um jedoch Be-
trug zu verhindern, sollte die Ausnahmeregelung nicht flir dieje-
nigen Einzelhandelsunternehmer gelten, die ökologische/-
biologische Erzeugnisse erzeugen, aufbereiten oder an einem an-
deren Ort als der Verkaufsstelle lagern, aus einem Drittland ein-
führen oder die vorgenannten Tätigkeiten an Dritte vergeben ha-
ben.

(33) Ökologischelbiologische Erzeugnisse, die in die Europäische
Gemeinschaft eingeführt worden, sollten auf dem Gemeinschafts-
markt als ökologischlbiologisch in den Verkehr gebracht werden
dürfen, wenn sie nach Produktionsvorschriften und im Rahmen
von Kontrollvorkehrungen erzeugt wurden, die den gemein-
schaftsrechtlichen Anforderungen entsprechen oder aber diesen
gleichwertig sind. Ferner sollte rur die aufgrund gleichwertiger
Garantien eingeführten Erzeugnisse eine durch die zuständige Be-
hörde oder die anerkannte Kontrollbehörde oder -stelle des betref-
fenden Drittlands ausgestellte Bescheinigung vorliegen.

(34) Die Gleichwertigkeitsprüfung flir die Einfuhrerzeugnisse sollte
die internationalen Standards im Codex Alimentarius berücksich-
tigen.

(35) Es erscheint angebracht, die Liste der Drittländer beizubehalten,
deren Produktionsvorschriften und Kontrollvorkehrungen durch
die Kommission als gleichwertig mit den gemeinschaftsrechtli.
chen Anforderungen anerkannt wurden. Für nicht in dieser Liste
aufgeführte Drittländer sollte die Kommission ein Verzeichnis der
Kontrollbehörden und -stellen aufstellen, die als zuständig flir die
Durchführung der Kontrollen und Zertifizierung in den betreffen.
den Drittländern anerkannt sind.

(36) Es sollten zweckdienliche statistische Daten erhoben werden, um
verlässliche Informationen flir die Durchführung und Begleitung
dieser Verordnung und als Instrumente flir Produzenten, Markt-

(') ABL L 165 vom 30.4.2004, S. I. Berichtigung im ABL L 191 vom
28.5.2004, S. I.
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teilnehmer und politische Entscheidungsträger zu erhalten. Der
Bedarf an statistischen Daten sollte im Rahmen des Statistischen
Programms der Gemeinschaft festgelegt werden.

(37J Diese Verordnung sollte ab einem Zeitpunkt gelten, der der Kom-
mission hinreichend Zeit lässt, die zu ihrer Durchführung erfor-
derlichen Maßnahmen zu erlassen.

(38) Die zur Durchfiihrung dieser Verordnung erforderlichen Maßnah-
men sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG des Rates vom
28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für die Ausübung
der der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse ('J
erlassen werden.

(39) Angesichts der dynamischen Entwicklung des Öko-lBiosektors,
einiger äußerst sensibler Fragen im Zusammenhang mit
ökologischen/biologischen Produktionsmethoden und der Not-
wendigkeit, ein reibungsloses Funktionieren des Binnenmarktes
und des Kontrollsystems zu gewährleisten, erscheint es angezeigt,
die Gemeinschaftsvorschriften für den ökologischen/biclogischen
Landbau unter Berücksichtigung der bei der Anwendung dieser
Bestimmungen gewonnenen Erfahrungen einer künftigen Über-
prüfung zu unterziehen.

(40) Solange keine detaillierten Produktionsvorschriften der Gemein-
schaft fur bestimmte Tierarten, Wasserpflanzen und Mikroalgen
vorliegen, sollten die Mitgliedstaaten die Möglichkeit haben, na-
tionale Standards oder bei deren Fehlen private Standards anzu-
wenden, die von den Mitgliedstaaten genehmigt oder anerkannt
worden sind -

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

TITEL I

ZIEL, GELTUNGSBEREICH UND BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Artikel l

Ziel und Anwendungsbereich

(l) Diese Verordnung schafft die Grundlage fur eine nachhaltige Ent-
wicklung der ökologischen/biologischen Produktion, wobei gleichzeitig
ein reibungsloses Funktionieren des Binnenmarkts .sichergestellt, ein
fairer Wettbewerb gewährleistet. das Vertrauen der Verbraucher gewahrt
und die Verbraucherinteressen geschützt werden.

In ihr sind allgemeine Ziele und Grundsätze festgelegt, um die Vor-
schriften dieser Verordnung zu untermauem und die Folgendes betref-
fen:

a) alle Stufen der Produktion, der Aufbereitung und des Vertriebs
ökologischer/biologischer Erzeugnisse und deren Kontrollen;

b) die Verwendung von Angaben in der Kennzeichnung und Werbung,
die auf die ökologische/biologische Produktion Bezug nehmen.

(2) Diese Verordnung gilt für folgende Erzeugnisse der Landwirt-
schaft, einschließlich der Aquakultur, sofern sie in Verkehr gebracht
werden oder dazu bestimmt sind, in Vcrkehr gebracht zu werden:

aj lebende oàer unverarbeitete landwirtschaftliche Erzeugnisse,

b) verarbeitete landwirtschaftliche Erzeugnisse, die zur Verwendung als
Lebensmittel bestimmt sind,

ej Funermittel,

(I) ABI. L 184 vorn 17.7.1999, ,S. 23. Geändert durch dell. Beschluss
2006/512ŒG (ABI. L 200 vom 22.7.2006, S. 11).
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d) vegetatives Vermehrungsmaterial und Saatgut rur den Anbau.

Die Erzeugnisse der Jagd lind der Fischerei wild lebender Tiere gelten
nicht als aus ökologischer/biologischer Produktion stammend.

Diese Verordnung gilt auch rur als Lebensmitteloder Futtennittel ver-
wendete Hefen.

(3) Diese Verordnung findet auf alle Unternehmer Anwendung, die
auf irgendeiner Stufe der Produktion, der Aufbereitung oder des Ver-
triebs von Erzeugnissen im Sinne des Absatzes 2 tätig sind.

Die Arbeitsgänge in gemeinschaftlichen Verpflegungseinrichtungen un-
terliegen jedoch nicht dieser Verordnung. Die Mitgliedstaaten können
nationale Vorschriften oder bei deren Fehlen private Standards rur die
Kennzeichnung und die Kontrolle von Erzeugnissen aus Arbeitsgängen
in gemeinschaftlichen Verpflegungseinrichtungen anwenden, sofern
diese Regelungen mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar sind.

(4) Diese Verordnung gilt unbeschadet der sonstigen Rechtsvorschrif-
ten der Gemeinschaft oder der nationalen Vorschriften, die im Einklang
mit dem Gemeinschaftsrecht auf die in diesem Artikel definierten Er-
zeugnisse Anwendung finden, wie z. B. die Bestimmungen rur die
Produktion, Aufbereitung, Vermarktung, Etikettierung und Kontrolle
dieser Erzeugnisse, einschließlich der lebens- und futtermittelrechtlichen
Vorschriften.

Artikel2

Begriffsbestimmungen

Für die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmun-
gen:

a) "ökologischelbiologische Produktion": Anwendung des Produk-
tionsverfahrens nach den Vorschriften dieser Verordnung auf allen
Stufen der Produktion, der Aufbereitung und des Vertriebs;

b) "Stufen der Produktion, der Aufbereitung und des Vertriebs": alle
Stufen, angefangen von der Primärproduktion eines ökologischen/-
biologischen Erzeugnisses bis zu seiner Lagerung, seiner Verarbei-
tung, seiner Beförderung, seinem Verkauf oder seiner Abgabe an
den Endverbraucher und gegebenenfalls der Kennzeichnung, der
Werbung, der Einfuhr, der Ausfuhr und der im Rahmen von Unter-
aufträgen ausgeführten Tätigkeiten;

c) "ökologischlbiologiseh": aus ökologischerlbiologischer Produktion
stammend oder sich darauf beziehend;

d) "Unternehmer": die natürlichen oder juristischen Personen, die rur
Einhaltung der Vorschriften dieser Verordnung in den ihrer Kon-
trolle unterliegenden ökologischenlbiologischen Betrieben verant-

"worrtich sind;

e) "pflanzliche Erzeugung": Erzeugung landwirtschaftlicher Kultur-
pflanzen, einschließlich der Ernte von Wildpflanzen rur Erwerbs-
zwecke;

fl "tierische Erzeugung": Erzeugung von an Land lebenden Haustieren
oder domestizierten Tieren (einschließlich Insekten);

g) die Begriffsbestimmung rur "Aquakultur" ist die Begriffsbestim-
mung der Verordnung (EG) Nr. 1198/2006 des Rates vom
27. Juli 2006 über den Europäischen Fischereifonds (');

h) "Umstellung": Übergang von nichtökologischemlnichtbiologischem
auf ökologischenlbiologischen Landbau innerhalb eines bestimmten
Zeitraums, in dem die Vorschriften für die ökologischelbiologische
Produktion angewendet wurden;

(I) ABI. L 223 vom 15.8.2006, S. I.
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i) "Aufbereitung": Arbeitsgänge zur Haltbarmachung undloder Verar-

beitung ökclogischer/biologiscber Erzeugnisse, einschließlich
Schlachten und Zerlegen bei tierischen Erzeugnissen, sowie Verpa-
ckung, Kennzeichnung und/oder Änderung der Kennzeichnung be-
treffend die ökologische/biologische Produktionsweise;

j) die Begriffsbestimmungen flir "Lebensmittel", "Futtermittel" und
.Jnverkehrbríngen'' sind die Begriffsbestimmungen der Verordnung
(EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
28. Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und
Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europä-
ischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von
Verfahren zur Lebensmittelsicherheit (I);

k) "Kennzeichnung": alle Begriffe, Angaben, Bezeichnungen, Herstel-
ler- oder Handelsmarken, Abbildungen oder Zeichen auf Verpa-
ckungcn, Schriftstücken, Schildcm, Etiketten, Ringen oder Ver-
schlüssen, die ein Erzeugnis begleiten oder sich auf dieses beziehen;

I) die Begriffsbestimmung flir .vorverpackte Lebensmittel" ist die Be-
griffsbestimmung des Artikels 1 Absatz 3 Buchstabe b der Richt-
linie 2000/13ÆG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
20. März 2000 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit-
gliedstaaten über die Etikettierung und Aufinachung von Lebens-
mitteln sowie die Werbung hierfür C');

m) "Werbung": jede Darstellung gegenüber der Öffentlichkeit mit an-
deren Mitteln als einem Etikett, mit der beabsichtigt oder wahr-
scheinlich die Einstellung, die Überzeugung oder das Verhalten be-
einflusst oder verändert wird, um direkt oder indirekt den Verkauf
von ökologischen/biologischen Erzeugnissen zu fordern;

n) "zuständige Behörde": die flir die Durchführung amtlicher Kontrol-
len im Bereich der ökologischen/biologischen Produktion gemäß
dieser Verordnung zuständige zentrale Behörde eines Mitgliedstaats
oder jede andere Behörde, der diese Zuständigkeit übertragen
wurde, gegebenenfalls auch die entsprechende Behörde eines Dritt-
landes;

o) .Kontrollbehörde": eine öffentliche Verwaltungsorganisation eines
Mitgliedstaats, der die zuständige Behörde ihre Zuständigkeit flir
die Inspektion und die Zertifizierung im Bereich der ökologischen/-
biologischen Produktion gemäß dieser Verordnung ganz oder teil-
weise übertragen hat, gegebenenfalls auch die entsprechende Be-
hörde eines Drittlandes oder die entsprechende Behörde, die ihre
Tätigkeit in einem Drittland ausübt;

p) .Kontrollstelle": ein unabhängiger privater Dritter, der die Inspek-
tion und die Zertifizierung im Bereich der ökologischen/-
biologischen Produktion gemäß dieser Verordnung wahrnimmt, ge-
gebenenfalls auch die entsprechende Stelle eines Drittlandes oder
die entsprechende Stelle, die ihre Tätigkeit in einem Drittland aus-
übt:

q) .Konformitätszeichen": Bestätigung der Übereinstimmung mit be-
stimmten Standards oder anderen nonnativen Dokumenten in Fonn
eines Zeichens;

r) die Begriffsbestimmung flir "Zutaten" ist die Begriffsbestimmung
des Artikel 6 Absatz 4 der Richtlinie 2000/13ÆG;

s) die Begriffsbestimmung flir .Pflanzenschutzmittel" ist die Begriffs-
bestimmung der Richtlinie 9 !/4l4ÆWG des Rates vom 15. Juli
1991 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (');

(') ABI. L 31 vom 1.2.2002, S. l. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 575/2006 der Kommission (ABI. L lOO vom 8.4.2006, S. 3).

(') ABI. L 109 vom 6.5.2000, S. 29. Zuletzt geändert durch die Richtlinie
20061142/EG der Kommission (ABI. L 368 vom 23.12.2006, S. 110).

e) ABI. L 230 vom 19.8.1991, S. 1. Zuletzt geändert durch die Richtlinie
2007/31/EG der Kommission (ABI. L 140 vom 1.6.2007, S. 44).

i(

I
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t) die Begriffsbestimmung für "genetisch veränderter Organismus
(GVO)" ist die Begriffsbestimmung der Richtlinie 200l1l8/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. März 200 l
über die absichtliche Freisetzung genetisch veränderter Organismen
in die Umwelt und zur Aufhebung der Richtlinie 90/2201EWG des
Rates (I) und der nicht aus einem der in Anhang I.B der Richtlinie
20011l8IEG aufgeführten Verfahren der genetischen Veränderung
hervorgegangen ist;

u) "aus GVO hergestellt": ganz oder teilweise aus GVO gewonnen,
jedoch nicht aus GVO bestehend oder GVO enthaltend;

v) "durch GVO hergestellt": unter Verwendung eines GVO als letztem
lebenden Organismus im Produktionsverfahren gewonnen, jedoch
nicht aus GVO bestehend, GVO enthaltend oder aus GVO herge-
stellt;

w) die Begriffsbestimmung für "Futtermittelzusatzstoffe" ist die Be-
griffsbestimmung der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003 über
Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tieremährung (');

x) "gleichwertig": in Bezug auf verschiedene Systeme oder Maßnah-
men, durch Anwendung von Bestimmungen, die die gleiche Kon-
formitätsgewähr bieten, geeignet, die gleichen Ziele und Grundsätze
zu erfüllen;

y) .Verarbeitungshilfsstoffe'': Stoffe, die nicht selbst als Lebensmittel-
zutaten verzehrt werden, jedoch bei der Verarbeitung von Rohstof-
fen, Lebensmitteln oder deren Zutaten aus technologischen Gründen
während der Be- oder Verarbeitung verwendet werden und unbe-
absichtigte, technisch unvermeidbare Rückstände oder Rückstands-
derivate im Enderzeugnis hinterlassen können, unter der Bedingung.
dass diese Rückstände gesundheitlich unbedenklich sind und sich
technologisch nicht auf das Enderzeugnis auswirken;

z) die Begriffsbestimmung für "ionisierende Strahlung" ist die Be-
griffsbestimmung der Richtlinie 96/29/Euratom vom 13. Mai 1996
zur Festlegung der grundlegenden Sicherheitsnormen für den Schutz
der Gesundheit der Arbeitskräfte und der Bevölkerung gegen die
Gefahren durch ionisierende Strahlungen e) mit der Einschränkung
des Artikels J Absatz 2 der Richtlinie 1999/2/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 22. Februar 1999 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über mit ionisierenden
Strahlen behandelte Lebensmittel und LebensmittelbestandteiJe (');

aa) "Arbeitsgänge in gemeinschaftlichen Verpflegungseinrichtungen":
die Aufbereitung ökoJogischerlbiologischer Erzeugnisse in Gasrstät,
tenbetrieben, Krankenhäusern. Kantinen und anderen ähnlichen Le-
bensmittelunternehmen an der Stelle, an der sie an den Endverbrau-
cher verkauft oder abgegeben werden.

(') ABI. L 106 vom J4.4.2001, S. I. Zuletzt geändert durch dio Verordnung
(EG) Nr. J830/2003 (ABI. L 268 vom J8.JO.2003, S. 24).

Pl ABI. L 268 vom J8.JO.2003, S. 29. Geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 37812005 der Kommission (ABI. L 59 vom 5.3.2005, S. 8).

C) ABI. L J59 vom 29.6. J996, S. I.
(4) ABI. L 66 vom 13.3.J999, S. 16. ZuJetzt geändert durch die Verordnung

(EG) Nr. J882/2003 (ABI. L 284 vom 3I.JO.2003, S. J).
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TITEL II

ZIELE UND GRUNDSÄTZE DER ÖKOLOGISCHENfBIOLOGISCHEN
PRODUKTION

Artikel3

Ziele

Die ökologiscbe/biologiscbe Produktion verfolgt folgende allgemeine
Ziele:

a) Errichtung eines nacbbaltigcn Bewirtscbaftungssystems für die Land-
wirtschaft. das

il die Systerne und Kreisläufe der Natur respektiert und die Ge-
sundheit von Boden, Wasser, Pflanzen und Tieren sowie das
Gleichgewicht zwischen ihnen erhält und fórdert,

ii) zu einern bohcn Niveau der biologiseben Vielfalt beiträgt,

iii) die Energie und die natürlichen Ressourcen wie Wasser, Boden,
organische Substanz und Luft verantwortungsvoll nutzt,

iv) hohe Tierscbutzstandards beachtet und insbesondere tierartspezi-
fischen verhaltensbedingten Bedürfnissen nachkommt;

b) Produktion qualitativ hochwertiger Erzeugnisse;

c) Herstellung einer reichen Vielfalt an Lebensmitteln und anderen
landwirtschaftlichen Erzeugnissen, die der Nachfrage der Verbrau-
cher nach Erzeugnissen entsprechen, die durch Verfahren hergestellt
wurden. die der Umwelt, der menschlichen Gesundheit, der Pflan-
zengesundheit, sowie der Gesundbeit und dem Wohlbefinden der
Tiere nicht abträglich sind.

Artikel4

Allgemeine Grundsätze

Die ökologische/biologische Produktion hat auf folgenden Grundsätzen
zu beruben:

a) geeignete Gestaltung und Handhabungbiologiscber Prozesse auf der
Grundlage ökologiseber Systeme unter Nutzung systeminterner na-
türlichcr Ressourcen und unter Einsatz von Methoden, für die Fol-
gendes gilt:

i) Verwendung lebender Organismen und mechanischer Produk-
tionsverfahren,

ii) Pflanzenbau und Tiererzeugung sind flächengebunden; Aquakul-
tur in Einklang mit dem Grundsatz der nachhaltigen Nutzung der
Fischerei,

iii) keine Verwendung von GVO und aus oder durch GVO herge-
stellten Erzeugnissen mit Ausnahme von Tierarzneimitteln,

iv) Vornahme von Risikobewertungen und gegebenenfalls Durch-
führung von Vorsorge- und Präventivmaßnahmen;

b) Beschränkung der Verwendung externer Produktionsmittel. Sind ex-
terne Produktionsmittel erforderlich oder gibt es die geeigneten Be-
wirtschaftungspraktikcn oder -verfahren nach Buchstabe a nicht, so
beschränken sie sich auf

i) Produktionsmittel aus der ökologischen/biologischen Produktion,

ii) natürliche oder naturgemäß gewonnene Stoffe,

iii) schwer lösliche mineralische Düngemittel;
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c) strenge Beschränkung der Verwendung chemisch-synthetischer Pro-
duktionsmittel auf Ausnahmefalle, in denen

i) geeignete Bewirtschaftungspraktiken fehlen und

ii) die externen Produktionsmittel nach Buchstabe b auf dem Markt
nicht erhältlich sind oder

iii) die Verwendung von externen Produktionsmitteln nach Buch-
stabe b unannehmbare Umweltfolgen hätte;

d) erforderlichenfalls Anpassung im Rahmen dieser Verordnungder
Vorschriften rur die ökologische/biologische Produktion zur Berück-
sichtigung des Gesundheitszustandes, regionaler Unterschiede bei
Klima und örtlichen Verhältnissen, der Entwicklungsstadien und spe-
zifischer Tierhaltungspraktiken.

Artikel5

Spezifische Grundsätze für die landwirtschaftliche Erzeugung

Neben den allgemeinen Grundsätzen nach Artikel 4 hat der
ökologischelbiologische Landbau auf folgenden spezifischen Grundsät-
zen zu beruhen:

a) Erhaltung und Förderung des Bodenlebens und der natürlichen
Fruchtbarkeit des Bodens, der Bodenstabilität und der biologischen
Vielfalt des Bodens zur Verhinderung und Bekämpfung der Boden-
verdichtung und -erosion und ZUr Versorgung der Pflanzen mit
Nährstoffen hauptsächlich über das Ökosystem des Bodens;

!I

b) Minimierung der Verwendung Von nicht erneuerbaren Ressourcen
und von außerbetrieblichen Produktionsmitteln;

c) Wiederverwertung von Abfallstoffen und Nebenerzeugnissen pflanz-
lichen und tierischen Ursprungs als Produktionsmittel in der pflanz-
lichen und tierischen Erzeugung;

d) Berücksichtigung des örtlichen oder regionalen ökologischen
Gleichgewichts bei den Produktionsentscheidungen;

e) Erhaltung der Tiergesundheit durch Stärkung der natürlichen Ab-
wehrkräfte der Tiere sowie durch Auswahl der geeigneten Rassen
und durch entsprechende Haltungspraktiken;

f) Erhaltung der Pflanzengesundheit durch vorbeugende MaBnahmen
wie Auswahl geeigneter Arten und Sorten, die gegen Schädlinge
und Krankheiten resistent sind, geeignete Fruchtfolge, mechanische
und physikalische Methoden und Schutz von Nützlingen;

g) Betreiben einer flächengebundenen und an den Standort angepassten
Tiererzeugung.

h) Beachtung eines hohen Tierschutzniveaus unter Berücksichtigung
tierartspezifischer Bedürfuisse;

i) Gewinnung ökologischerlbiologischer tierischer Erzeugnisse von
Tieren, die seit Geburt bzw. Schlupf ununterbrochen in
ökologischenlbiologischen Betrieben gehalten wurden;

j) Wahl von Tierrassen unter Berücksichtigung ihrer Anpassungsfähíg,
keit an die öttlichen Bedingungen, ihrer Vitalität und ihrer Wider-
standsfähigkeír gegen Krankheiten oder Gesundheitsprobleme;

k) Verwendung ökologischerlbiologischer Futtermittel in der Tierhal-
tung, die sich aus Ausgangserzeugnissen aus dem ökologischen/-
biologischen Landbau und natürlichen, nicht landwirtschaftlichen
Stoffen zusammensetzen;

1) Anwendung von Tierhaltungspraktiken, durch die das Immunsystem
der Tiere und ihre natürlichen Abwehrkräfte gegen Krankheiten ge-

¡'I
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stärkt werden; dazu gehören insbesondere regelmäßige Bewegung
und Zugang zu Freigelände und gegebenenfalls zu Weideland;

m) Verzicht auf die Zucht künstlich erzeugter polyploider Tiere;

n) Erhaltung der biologischen Vielfalt der natürlichen aquatischen
Ökosysteme und längerfristig der Gesundheit der aquatischen Um-
welt und der Qualität der angrenzenden aquatischen und terrestri-
sehen Ökosysteme in der Aquakultur;

o) Verwendung von Futtermitteln in der Aquakultur, die gemäß der
nachhaltigen Nutzung der Fischereiressourcen im Sinne des Artikels
3 der Verordnung (EG) Nr. 237112002 des Rates vom 20. Dezember
2002 über die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der Fischereires-
sourcen im Rahmen der gemeinsamen Fischereipolitik (') gewonnen
wurden, oder von ökologischen/biologischen Futtermitteln, die sich
aus Ausgangserzeugnissen aus dem ökologischenibiologischen
Landbau und aus natürlichen. nicht landwirtschaftlichen Stoffen zu-
sammensetzen.

Artikel6

Spezifische Grundsätze mr die Verarbeitung von
ökologischenlhiologischen Lebensmitteln

Neben den allgemeinen Grundsätzen des Artikels 4 hat die Herstellung
verarbeiteter ökologischer/biologischer Lebensmittel auf folgenden spe-
zifischen Grundsätzen zu beruhen:

a) Herstellung ökologischer/biologischer Lebensmittel aus
ökologischen/biologischen landwirtschaftlichen Zutaten, außer wenn
eine Zutat auf dem Markt nicht als ökologisches/biologisches Er-
zeugnis erhältlich ist;

b) Beschränkung der Verwendung von Lebensmittelzusatzstoffen; von
nichtökologischen/nichtbiologischen Zutaten mit überwiegend techni-
schen und sensorischen Funktionen sowie von Mikronährstoffen und
Verarbeitungshilfsstoffen auf ein Minimum und auf Fälle, in denen
dies ein wesentliches technologisches Erfordernis darstellt oder be-
sonderen Ernährungszwecken dient;

c) Ausschluss von Stoffen und Herstellungsverfahren, die in Bezug auf
die tatsächliche Beschaffenheit des Erzeugnisses irreführend sein
könnten;

d) sorgfältige Verarbeitung der Lebensmittel, vorzugsweise unter An-
wendung biologischer, mechanischer und physikalischer Methoden.

Artikel7

Spezifische Grundsätze für die Verarbeitung von
ökologischenlbiologischen Futtermitteln

Neben den allgemeinen Grundsätzen des Artikels 4 hat die Herstellung
verarbeiteter ökologischer/biologischer Futtermittel auf folgenden spezi-
fischen Grundsätzen zu beruhen:

a) Herstellung ökologischer/biologischcr Futtermittel aus ökologischen/-
biologischen. Futtermittel-Ausgangserzeugníssen, außer wenn ein
Futtermittel-Ausgangserzeugnis auf dem Markt nicht als
ökologisches/biologisches Erzeugnis erhältlich ist;

b) Beschränkung der Verwendung von Futtermittel-Zusatzstoffen und
Verarbeitungshilfsstoffen auf ein Minimum und auf Fälle, in denen
dies ein wesentliches technologisches oder zootechnisches Erforder-
nis darstellt oder besonderen Ernährungszwecken dient;

(') ABI. L 358 vom 31.12.2002, S. 59.
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c) Ausschluss von Stoffen und Herstellungsverfahren, die in Bezug auf
die tatsächliche Beschaffenheit des Erzeugnisses irreführend sein
könnten;

d) sorgfáltige Verarbeitung der Futtermittel, vorzugsweise unter An-
wendung biologischer, mechanischer und physikalischer Methoden.

TITEL III

PRODUKTIONSVORSCHRIFTEN

KAPITEL}

Allgemeine Produktionsvorschriften

Artikel8

Allgemeine Anforderungen

Die Unternehmer müssen die Produktionsvorschriften einhalten, die in
diesem Titel und in den in Artikel 38 Buchstabe a genannten Durch-
führungsbestimmungen festgelegt sind.

Artikel9

Verbot der Verwendung von GVa

(I) GVa und aus oder durch GVa hergestellte Erzeugnisse dürfen
nicht als Lebensmittel, Futtermittel, Verarbeitungshilfsstoff, Pflanzen-
schutzmittel, Düngemittel, Bodenverbesserer, Saatgut, vegetatives Ver-
mehrungsmaterial, Mikroorganismus oder Tier in der ökologischen/-
biologischen Produktion verwendet werden.

(2) Für die Zwecke des Verbots nach Absatz l betreffend GVa oder
aus GVa hergestellte Erzeugnisse in Zusammenhang mit Lebensmitteln
und FuttennitteIn können sich Unternehmer auf das Etikett auf dem
Erzeugnis oder auf die Begleitpapiere verlassen, die gemäß der Richt-
linie 200l/18fEG, der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003 über gene-
tisch veränderte Lebensmittel und Futtennittel (') oder der Verordnung
(EG) Nr. 1830/2003 über die Rückverfolgbarkeit und Kennzeichnung
von genetisch veränderten Organismen und über die Rückverfolgbarkeit
von aus genetisch veränderten Organismen hergestellten Lebensmitteln
und FuttennitteIn an ihm angebracht sind oder mit ihm bereitgestellt
werden.

Die Unternehmer können davon ausgehen, dass keine GVa oder aus
GVa hergestellte Erzeugnisse bei der Herstellung gekaufter Lebensmit-
tel und Futtennittel venvendet wurden, wenn diese nicht gemäß den
genannten Verordnungen gekennzeichnet oder mit einem Begleitpapier
versehen sind, es sei denn, den Unternehmern liegen Infannationen vor,
die darauf hindeuten, dass die Kennzeichnung der betreffenden Erzeug-
nisse nicht mit den genannten Verordnungen im Einklang stehen.

(3) Für die Zwecke des Verbots nach Absatz l bezüglich anderer
Erzeugnisse als Lebensmittel und Futtennittel oder durch GVa herge-
stellte Erzeugnisse haben Unternehmer vom Verkäufer eine Bestätigung
zu verlangen, dass die gelieferten Erzeugnisse nicht aus oder durch
GVa hergestellt wurden, wenn sie solche nichtökologischenl_
nichtbiologischen Erzeugnisse von Dritten beziehen und verwenden.

(4) Die Kommission entscheidet nach dem in Artikel 37 Absatz 2
genannten Verfahren über Maßnahmen zur Durchführung des Verbots

(') ABI. L 268 vom 18.10.2003, S. 1. Geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 1981/2006der Kommission (ABI. L 368 vom 23.12.2006, S. 99).
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der Venvendung von GVa sowie von Erzeugnissen, die aus oder durch
GVO hergestellt wurden.

Artikel JO

Verbot der Verwendung ionisierender Strahlung

Die Verwendung ionisierender Strahlung zur Behandlung ökologischer/-
biologischer Lebens- oder Futtermitteloder der in ökologischen/-
biologischen Lebens- oder Futtermitteln verwendeten Ausgangsstoffe
ist verboten.

KAPITEL 2

Landwirtschaftliche Erzeugung

Artikel J J

Allgemeine Vorschriften rör die landwirtschaftliche Erzeugung

Der gesamte landwirtschaftliche Betrieb ist nach den Vorschriften rur
die ökologischefbiologische Produktion zu bewirtschaften.

Im Einklang mit besonderen Bestimmungen, die nach dem in
Artikel 37 Absatz 2 genannten Verfahren festzulegen sind, kann ein
Betrieb jedoch in deutlich getrennte Produktionseinheiten oder, im Falle
der Aquakultur, Produktionsstätten aufgeteilt werden, die nicht alle nach
den Vorschriften rur die ökologischefbiologische Produktion wirtschaf-
ten. Dabei muss es sich bei Tieren um verschiedene Arten handeln. Bei
der Aquakultur kann dies die gleiche Art betreffen, sofern eine ange-
messene Trennung zwischen den Produktionsstärten besteht. Bei Pflan-
zen muss es sich um verschiedene leicht zu unterscheidende Sorten
handeln.

Wirtschaften gemäß Absatz 2 nicht alle Einheiten des Betriebs
ökologischfbiologisch, muss der Unternehmer die Flächen, Tiere und
Erzeugnisse, die in den ökologischen/biologischen Betriebseinheiten ge-
nutzt bZ\V. erzeugt werden, von den Flächen, Tieren und Erzeugnissen,
die in den nichtökologischen/nichtbiologischen Einheiten genutzt bzw.
erzeugt werden, getrennt halten und über die Trennung in angemessener
Weise Buch führen.

Artikel J2

Vorschriften für die pflanzliche Erzeugung

(1) Neben den allgemeinen Vorschriften rur die landwirtschaftliche
Erzeugung des Artikels 11 gelten rur die ökologischefbiologische
pflanzliche Erzeugung folgende Vorschriften:

a) Bei der ökologischenfbiologischen pflanzlichen Erzeugung müssen
Bodenbearbeitungs- und Anbauverfahren angewendet werden, die
die organische Bodensubstanz erhalten oder vermehren, die Boden-
stabilität und die biologische Vielfalt im Boden verbessern und Bo-
denverdichtung und Bodenerosion verhindern.

b) Fruchtbarkeit und biologische Aktivität des Bodens müssen durch
mehrjährige Fruchtfolge, die Leguminosen und andere Gründün-
gungspflanzen einschließt, und durch Einsatz von aus ökologischer/-
biologischer Produktion stammenden Wirtschaftsdüngern tierischer
Herkunft oder organischen Substanzen, die vorzugsweise kompos-
tiert sind, erhalten und gesteigert werden.

c) Die Verwendung biodynamischer Zubereitungen ist zulässig.

d) Zusätzliche Düngemittel und Bodenverbesserer dürfen lediglich ein-
gesetzt werden, wenn sie nach Artikel 16 für die Verwendung in der
ökologischenlbiologischen Produktion zugelassen wurden.

J
1_·· _
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e) Mincralische Stickstoffdünger dürfen nicht verwendet werden.

f) Alle verwendeten Anbauverfahren müssen dazu beitragen, Belastun-
gen der Umwelt zu vermeiden oder so gering wie möglich zu halten.

g) Die Verhütung von Verlusten durch Schädlinge, Krankheiten und
Unkräuter hat sich hauptsächlich auf den Schutz durch Nützlinge,
geeignete Arten- und Sortenwahl, Fruchtfolge, Anbauverfahren und
thermische Prozesse ZU stützen.

h) Bei einer festgestellten Bedrohung der Kulturen dürfen lediglich
solche Pflanzenschutzmittel eingesetzt werden, die nach Artikel 16
flir die Verwendung in der ökologischen/biologischen Produktion
zugelassen wurden.

i) Für die Erzeugung anderer Erzeugnisse als Saatgut und vegetativem
Vermehrungsmaterial darf nur ökologisch/biologisch erzeugtes Saat-
gut und Vermehrungsmaterial verwendet werden, Zu diesem Zweck
muss die Mutterpflanze bei Saatgut bzw. die Elternpflanze bei vege-
tativem Vermehrungsmaterial mindestens während einer Generation
oder bei mehIjährigen Kulturen flir die Dauer von zwei Wachstums-
perioden nach den Vorschriften dieser Verordnung erzeugt worden
sein.

j) Bei der pflanzlichen Erzeugung dürfen nur solche Reinigungs- und
Desinfektionsmittel eingesetzt werden, die nach Artikel 16 flir die
Verwendung in der ökologischenlbiologischen Produktion zugelas-
sen wurden,

é (2) Das Sammeln von Wildpflanzen und ihrer Teile, die in der freien
Natur, in Wäldern und auf landwirtschaftlichen Flächen natürlich vor-
kommen, gilt als ökologische/biologische Produktion, sofern

a) diese Flächen vor dem Sammeln der Pflanzen mindestens drei Jahre
nicht mit anderen als den nach Artikel 16 flir die Verwendung in der
ökologischen/oiologischen Produktion zugelassenen Mitteln behan-
delt worden sind;

b) das Sammeln die Stabilität des natürlichen Lebensraums und die
Erhaltung der Arten in dem Sammelgebiet nicht beeinträchtigt.

(3) Die zur Durchführung der Erzeugungsvorschriften dieses Artikels
erforderlichen Maßnahmen werden nach dem in Artikel 37 Absatz 2
genannten Verfahren erlassen.

Artikel 13

Vorschriften für die Erzeugung von Meeresalgen

(I) Das Sammeln von im Meer natürlich vorkommenden wild wach-
senden Algen und ihrer Teile gilt als ökologische/biologische Produk-
tion, sofern

a) die betreffenden Gewässer von hoher ökologischer Qualität im Sinne
der Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens
flir Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (I)
und von einer Qualität sind, die bezeichneten Gewässern im Sinne
der noch umzusetzenden Richtlinie 20061l13/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über die Quali-
tätsanforderungen an Muschelgewässer (') entspricht und in gesund-
heitlicher Hinsicht nicht ungeeignet sind. Solange im Rahmen von
Durchführungsbestimmungen keine detaillierten Vorschriften erlas-
sen wurden, dürfen wild wachsende essbare Algen nicht in Gebieten
gesammelt werden, die nicht den Kriterien flir die Gebiete der Klasse
A oder der Klasse B im Sinne des Anhangs II der Verordnung (EG)

(I) ABI. L 327 vorn 22.12.2000, S. 1. Geändert durch die Richtlinie
Nr. 2455/2001lEG (ABI. L 331 vom 15.12.2001, S. IJ.r) ABI. L 376 vom 27.12.2006, S. 14.
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Nr. 854/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
29. April 2004 mit besonderen Verfahrensvorschriften für die amt-
liche Überwachung von zum menschlichen Verzehr bestimmten Er-
zeugnissen tierischen Ursprungs (') genügen;

bl das Sammeln die langfristige Stabilität des natürlichen Lebensraums
oder die Erhaltung der Arten im Sammelgebiet nicht beeinträchtigt.

(2) Die Algenzucht erfolgt in Küstengebieten, deren Umwelt- und
Gesundhcitsmerkmale mindestens den in Absatz I beschriebenen Merk-
malen entsprechen müssen, um als ökologischlbiologisch gelten zu kön-
nen; ferner

a) sind auf allen Stufen der Erzeugung von der Sammlung von Jung-
algen bis zur Ernte nachhaltige Praktiken anzuwenden;

bl sind regelmäßig Jungalgen in freien Gewässern ZU sammeln, um den
Zuchtbestand in Innenanlagen zu ergänzen und sicherzustellen, dass
ein großer Genpool erhalten bleibt;

c) dürfen außer in Innenanlagen keine Düngemittel verwendet werden;
es dürfen nur solche Düngemittel eingesetzt werden, die nach Arti-
kel 16 für die Verwendung in der ökologischen/biologisehen Produk-
tion zu diesem Zweck zugelassen wurden,

(3) Die zur Durchführung der Produktionsvorsehriften dieses Artikels
erforderlichen Maßnahmen werden nach dem in Artikel 37 Absatz 2
genannten Verfahren erlassen.

Artikel 14

Vorschriften flir die tierische Erzeugung

(l) Neben den allg~meinen Vorschriften für die landwirtschaftliche
Erzeugung des Artikels Il gelten für die ökologische/biologische tier-
ische Erzeugung folgende Vorschriften:

a) Herkunft der Tiere:

il Die ökologischen/biologiscben Tiere müssen in ökologischen/-
biologischen Betrieben geboren und aufgezogen worden sein.

ii) Nichtökologisch/nichtbiologisch aufgezogene Tiere können unter
bestimmten Voraussetzungen zu Zuchtzwecken in den
ökologischen/biologischen Betrieb eingestellt werden. Solche
Tiere und von ihnen gewonnene Erzeugnisse können nach Ein-
haltung des in Artikel 17 Absatz l Buchstabe c genannten Um-
stellungszeitraums als ökologisch/biologisch gelten.

iii) Tiere, die sich zu Beginn des Umstellungszeitraums in dem Be-
trieb befinden, und von ihnen gewonnene Erzeugnisse können
nach Einhaltung des in Artikel 17 Absatz l Buchstabe c ge-
nannten Umstellungszeitraums als ökologisch/biologisch gelten.

bl Haltungspraktiken und Unterbringung der Tiere:

i) Die Tierhalter müssen die nötigen Grundkenntnisse und -fâhíg-
keiten in Bezug auf die Tiergesundheit und den Tierschutz
besitzen.

ii) Die Haltungspraktiken, einschließlich Besatzdichte und Unter-
bringung, müssen den entwicklungsbedingten. physiologischen
und ethologiscben Bedürfuissen der Tiere gerecht werden.

iii) Die Tiere müssen ständigen Zugang zu Freigelände, vorzugs-
weise zu Weideland, haben, wann immer die Witterungsbedin-
gungen und der Zustand des Bodens dies erlauben, es sei denn,
es gelten mit dem Gemeinschaftsrecht im Einklang stehende

(') ABI. L 139 vom 30.4.2004, S. 206. Berichtigung im ABI. L 226 vom
25.6.2004, S. 83.
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Einschränkungen und PIlichten zum Schutz der Gesundheit von
Mensch und Tier.

iv) Der Tierbesatz muss so niedrig sein, dass Ûberweidung, Zer-
trampeln des Bodens, Erosion oder Umweltbelastung verursacht
durch die Tiere oder die Ausbringung des von ihnen stamm-
enden Wirtschaftsdüngers möglichst gering gehalten werden.

v) Ökologische/biologische Tiere müssen von anderen Tieren ge-
trennt gehalten werden. Das Weiden ökologischer/biologischcr
Tiere auf Gemeinschaftsweiden und das Weiden
nichtökologischer/nichtbiologischer Tiere auf ôkologischem/,
biologischem Grünland ist jedoch unter bestimmten restriktiven
Bedingungen zulässig.

vi) Anbindung oder Isolierung der Tiere ist untersagt, außer wenn
dies bei einzelnen Tieren aus Sicherheits-, Tierschutz- oder
tierärztlichen Gründen gerechtfertigt ist und zeitlich begrenzt
wird.

vii) Die Dauer von Tiertransporten muss möglichst kurz gehalten
werden.

viii) Ein Leiden der Tiere, einschließlich Verstümmelung, ist wäh-
rend der gesamten Lebensdauer der Tiere sowie bei der
Schlachtung so gering wie möglich zu halten.

ix) Der Standort Von Bienenstöcken muss so gewählt werden, dass
Nektar- und Pollenguellen vorhanden sind, die im Wesentlichen
aus ökologisch/biologisch erzeugten Pilanzen oder gegebenen-
falls aus Wildpflanzen oder nichtökologischlnichtbiologisch be-

l, wirtschafteten Wäldern oder Kulturpflanzen bestehen, die nur
o mit Methoden bewirtschaftet werden, die eine geringe Umwelt-

belastung mit sich bringen. Der Standort von Bienenstöcken
muss sich in ausreichender Entfernung von Verschmutzungs,
quellen befinden, die die Imkereierzeugnisse kontaminieren
oder die Gesundheit der Bienen beeinträchtigen können.

x) Bienenstöcke und in der Bienenhalnmg verwendetes Material
müssen hauptsächlich aus natürlichen Stoffen bestehen.

xi) Die Vernichtung von Bienen in den Waben als Methode zur
Ernte der Imkereierzeugnisse ist untersagt.

c) Züchtung:

i) Die Fortpflanzung hat auf natürlichem Wege zu erfolgen. Künst-
liche Befruchtung ist jedoch zulässig.

ii) Die Fortpflanzung darf außer im Rahmen einer therapeutischen
tierärztlichen Behandlung eines einzelnen Tieres nicht durch die
Behandlung mit Hormonen oder ähnlichen Stoffen eingeleitet
werden.

iii) Andere Formen der künstlichen Fortpflanzung, wie zum Beispiel
Klonen und Embryonentransfer, sind untersagt.

iv) Es sind geeignete Rassen auszuwählen. Die Wahl geeigneter
Rassen trägt auch zur Vcnneidung von Leiden und Verstürnme-
lung der Tiere bei.

d) Furtcrmitrel:

i) Die Futtermittel fur die Tierhaltung sind hauptsächlich in dem
Betrieb, in dem die Tiere gehalten werden, oder in anderen
ökologischenlbiologischen Betrieben im gleichen Gebiet zu er-
zeugen.

ii) Die Tiere sind mit ökologischen/biologischen Futtermitteln zu
futtern, die dem ernährungsphysiologischen Bedarf der Tiere in
ihren verschiedenen Entwicklungsstadien entsprechen. Die Fut-
terration kann teilweise Futtennittel enthalten, die aus Produk-
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tionseinheiten stammen, die sich in der Umstellung auf
ökologischenlbiologischen Landbau befinden.

iii) Mit der Ausnahme von Bienen müssen die Tiere ständigen ZUM
gang zu Weideland oder Raufutter haben.

iv) Nichtökologische/nichtbiologische Futtermittelausgangserzeug-
nisse pflanzlichen Ursprungs, Futtermittelausgangserzeugnisse
tierischen und mineralischen Ursprungs, Futtennittelzusatzstoffe,
bestimmte Erzeugnisse für die Tierernährung und Verarbeitungs-
hilfsstoffe dürfen nur dann verwendet werden, wenn sie nach
Artikel 16 für die Verwendung in der ökologischenlbiologischen
Produktion zugelassen wurden.

v) Die Verwendung von Wachstumsfórderem und synthetischen
Aminosäuren ist untersagt.

vi) Junge Säugetiere müssen während der Säugeperiode mit natür-
licher Milch, vorzugsweise mit der Milch der Muttertiere, ge-
füttert werden.

\
e) Krankheitsvorsorge und tierärztliche Behandlung:

i) Die Krankheitsvorsorge muss auf der Wahl geeigneter Rassen
und Linien, Tierhaltungsmanagementmethoden, hochwertigen
Futtermitteln und Auslauf, angemessener Besatzdichte und einer
geeigneten und angemessenen Unterbringung unter hygienischen
Bedingungen beruhen.

ii) Krankheiten sind unverzüglich zu behandeln, um ein Leiden der
Tiere zu vermeiden; chemisch-synthetische allopathische Tierarz-
neimittel einschließlich Antibiotika dürfen erforderlichenfalls un-
ter strengen Bedingungen verwendet werden, wenn die Behand-
lung mit phytotherapeutischen, homöopathischen und anderen
Erzeugnissen ungeeignet ist. Insbesondere sind Beschränkungen
in Bezug auf die Zahl der Behandlungen und Bestimmungen
über die Wartezeiten festzulegen.

iii) Die Verwendung immunologischer Tierarzneimittel ist gestattet.

iv) Nach dem Gemeinschaftsrecht zum Schutz der Gesundheit von
Mensch und Tier vorgeschriebene Behandlungen sind zulässig.

f) Zur Reinigung und Desinfektion dürfen in Gebäuden und Anlagen,
in denen die Tiere gehalten werden, lediglich Reinigungs- und Des-
infektionsmittel verwendet werden, die nach Artikel 16 für die Ver-
wendung in der ökologischenlbiologischen Produktion zugelassen
wurden.

(2) Die zur Durchführung der Produktionsvorschriften dieses Artikels
erforderlichen Maßnahmen und Bedingnngen werden nach dem in
Artikel 37 Absatz 2 genannten Verfahren erlassen.

Artikel 15

Vorschriften flir die Erzeugung von Aquakulturtieren

(I) Neben den allgemeinen Vorschriften für die landwirtschaftliche
Erzeugung des Artikels II gelten für die Erzeugnng von Aquakultur-
tieren folgende Vorschriften:

a) Herkunft der Aquakulturtiere:

i) Die ökologische/biologische Aquakultur beruht auf der Aufzucht
cines Jungbestands, der aus ökologischenlbiologischcn Brutbe-
ständen und ökologischenlbiologischen Betrieben stammt.

ii) Sind keine Jungbestände aus ôkologischen/biologischen Brutbe-
ständen oder Betrieben erhältlich, so können unter bestimmten
Bedingungen nichtökologisch/nichtbiologisch erzeugte Tiere in
einen Betrieb eingebracht werden.
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b) Haltungspraktiken:

i) Die Tierhalter müssen die nötigen Grundkenntnisse und -fähig-
keiten in Bezug auf die Tiergesundheit und Tierschutz besitzen.

ii) Haltungspraktiken, einschließlich Fütterung, Bauweise der Anla-
gen, Besatzdichte und Wasserqualität müssen den entwicklungs-
bedingten, physiologischen und verhaltensmäßigen Bedürfnissen
der Tiere gerecht werden.

iii) Durch die Haltungspraktiken müssen negative Auswirkungen des
Betriebs auf die Umwelt - einschließlich des Entweichens von
Beständen -,- so gering wie möglich gehalten werden.

iv) Ökologische/biologische Tiere müssen von anderen Aquakultur-
tieren getrennt gehalten werden.

v) Beim Transport ist sicherzustellen, dass der Tierschutz erhalten
bleibt.

vi) Ein Leiden der Tiere, einschließlich bei der Schlachtung, ist so
gering wie möglich ZU halten.

c) Fortpflanzung:

i) Künstliche Polyploidie-Induktion, künstliche Hybridisierung, das
Klonen und die Erzeugung Von gleichgeschlechtlichen Linien _
mit Ausnahme einer manuellen Sortierung - ist untersagt.

ii) Es sind g~~i~nete Linien auszuwählen.

iii) Es sind artenspezifische Bedingungen fiir die Bewirtschaftung
der Brutbestände, fiir die Aufzucht und die Erzeugung von Jung-
fischen festzulegen.

d) Futtermittel fiir Fische und Krebstiere:

i) Die Tiere sind mit Futtermitteln zu fiittern, die dem ernährungs-
physiologischen Bedarf der Tiere in ihren verschiedenen Ent-
wicklungsstadien entsprechen.

ii) Der pflanzliche Anteil der Futtermittel muss aus ökologischer/-
biologischer Produktion stammen; der aus Wassertieren gewon-
nene Anteil der Futtermittel muss aus der nachhaltigen Nutzung
der Fischerei stammen.

iii) Nichtökologische/nichtbiologische Futtermittelausgangserzeug-
nisse pflanzlichen Ursprungs, Futtermittelausgangserzeugnisse
tierischen und mineralischen Ursprungs, Futterrnittelzusatzstoff'e,
bestimmte Erzeugnisse für die Tierernährung und Verarbeitungs-
hilfsstoffe dürfen nur dann venvendet werden, wenn sie nach
Artikel 16 fiir die Verwendung in der ökologischen/biologischen
Produktion zugelassen wurden.

iv) Die Verwendung von Wachstumsförderem und synthetischen
Aminosäuren ist untersagt.

e) Muscheln und andere Arten, die nicht gefiittert werden, sondern sich
von natürlichem Plankton ernähren:

i) Diese Tiere, die sich durch Ausfiltern von Kleinlebewesen aus
dem Wasser emähren, müssen ihren ernährungsphysiologischen
Bedarf in der Natur decken; dies gilt nicht fiir Jungtiere, die in
Brutanlagen und Aufzuchtbecken gehalten werden.

ii) Sie müssen in Gewässern gehalten werden, die die Kriterien fiir
die Gebiete der Klasse A oder der Klasse B im Sinne des An-
hangs Il der Verordnung (EG) Nr. 854/2004 erfiiUen.

iii) Die betreffenden Gewässer müssen von hoher ökologischer Qua-
lität im Sinne der Richtlinie 2000/60/EG und von einer Qualität
sein, die bezeichneten Gewässern im Sinne der noch umzusetz-
enden Richtlinie 2006!l13ÆG entspricht.
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f) Krankheitsvorsorge und tierärztliche Behandlung:

i) Die Krankheitsvorsorge muss auf einer Haltung der Tiere unter
optimalen Bedingungen durch eine angemessene Standortwahl,
eine optimale Gestaltung des Betriebs, die Anwendung guter
Haltungs- und Bewirtschaftungspraktiken, einschließlich regel-
mäßiger Reinigung und Desinfektion der Anlagen, hochwertige
Futtermittel, eine angemessene Besatzdichte und die Wahl ge-
eigneter Rassen und Linien beruhen.

ii) Krankheiten sind unverzüglich zu behandeln, um ein Leiden der
Tiere zu vermeiden; chemisch-synthetische allopathische Tierarz-
neimittel einschließlich Antibiotika dürfen erforderlichenfalls un-
ter strengen Bedingungen verwendet werden, wenn die Behand-
lung mit phytotherapeutischen, homöopathischen und anderen
Erzeugnissen ungeeignet ist. Insbesondere sind Beschränkungen
in Bezug auf die Zahl der Behandlungen und Bestirrunungen
über die Wartezeiten festzulegen.

iii) Die Verwendung immunelogischer Tierarzneimittel ist gestattet.

iv) Nach dem Gemeinschaftsrecht zum Schutz der Gesundheit von
Mensch und Tier vorgl(~chriebene Behandlungen sind zulässig.

g) Zur Reinigung und Desinfektion dürfen in Teichen, Käfigen, Gebäu-
den und Anlagen lediglich Reinigungs- und Desinfektionsmittel ver-
wendet werden, die nach Artikel 16 für die Verwendung in der
ökologischenlbiologischen Produktion zugelassen wurden.

(2) Die zur Durchführung der Produktionsvorschriften dieses Artikels
erforderlichen Maßnahmen und Vorkehrungen werden nach dem in
Artikel 37 Absatz 2 genannten Verfahren erlassen.

Artikel16

Im Landbau verwendete Erzeugnisse und Stoffe und Kriterien für
ihre Zulassung

(I) Die Kommission lässt nach dem in Artikel 37 Absatz 2 genann-
ten Verfahren die Erzeugnisse und Stoffe, die im ökologischen/-
biologischen Landbau für folgende Zwecke verwendet werden dürfen,
zur Verwendung in der ökologischenlbiologischen Produktion zu und
nimmt sie in ein beschränktes Verzeichnis auf:

a) als Pflanzenschutzmittel;

b) als Düngemittel und Bodenverbesserer;

c) als nichtökologischelnichtbiologische Futtermittelausgangserzeug-
nisse pflanzlichen Ursprungs, Futtennittelausgangserzcugnisse tier-
ischen und mineralischen Ursprungs und bestimmte Erzeugnisse
für die Tierernährung;

d) als Futtermittelzusatzstoffe und Verarbeitungshilfsstoffe;

e) als Mittel zur Reinigung und Desinfektion von Teichen, Käfigen,
Gebäuden und Anlagen für die tierische Erzeugung;

f) als Mittel zur Reinigung und Desinfektion von Gebäuden und "An-
lagen für die pflanzliche Erzeugung, einschließlich Lagerung in ei-
nem landwirtschaftlichen Betrieb.

Die in dem beschränkten Verzeichnis aufgeführten Erzeugnisse und
Stoffe dürfen nur insoweit verwendet werden, wie die entsprechende
Verwendung in der Landwirtschaft allgernein in den betreffenden Mit-
gliedstaaten gemäß den einschlägigen Gemeinschaftsvorschríñen oder
den nationalen Vorschriften im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht
zugelassen ist.

J__



2007R0834 - DE ... IO.I0.2008 ...- 00 LOOI _~

(2) Die Zulassung der in Absatz I genannten Erzeugnisse und Stoffe
unterliegt den Zielen und Grundsätzen des Titels II sowie folgenden
allgerneinen und speziellen Kriterien, die als Ganzes zu bewerten sind:

a) Ihre Verwendung ist fur eine nachhaltige Produktion notwendig und
flir die beabsichtigte Verwendung unerlässlich;

b) alle Erzeugnisse und Stoffe müssen pflanzlichen, tierischen, mikro-
biellen oder mineralischen Ursprungs sein, es sei denn, solche Er-
zeugnisse oder Stoffe sind nicht in ausreichender Menge oder Qua-
lität erhältlich oder Alternativen stehen nicht zur Verflignng;

c) im Falle der in Absatz I Buchstabe a genannten Erzeugnisse gilt
Folgendes:

i) Ihre Verwendung ist unerlässlich fur die Bekämpfung eines
Schadorganismus oder einer bestimmten Krankheit, zu deren Be-
kämpfung keine anderen biologischen, physischen, züchterischen
Alternativen oder anbautechnischen Praktiken oder sonstigen ef-
fizienten Bewirtschaftungspraktiken zur Verfügung stehen;

ii) Erzeugnisse, die nicht pflanzlichen, tierischen, mikrobielIen oder
mineralischen Ursprungs und nicbt mit ihrer natürlichen Fonn
identischsind, dürfen nur zugelassen werden, wenn in ihren Ver-
wendungsbedingungen jeglicher Kontakt mit den essbaren Teilen
der Pflanze ausgeschlossen wird;

d) im Falle der in Absatz I Buchstabe b genannten Erzeugnisse ist die
Verwendung unerlässlich, um die Fruchtbarkeit des Bodens zu för-
dem oder zu erhalten oder einen besonderen ernährungsphysiologi-
schen Bedarf von Pflanzen zu decken oder spezifische Bodenver-
besserungszwecke zu erfüllen;

e) im Falle der in Absatz I Buchstaben c und d genannten Erzeugnisse
gilt Folgendes:

i) Sie sind rur die Erhaltung der Tiergesundheit, des Wohls und der
Vitalität der Tiere erforderlich und tragen zu einer angemessenen
Ernährung bei, die den physiologischen und verhaltensgemäßen
Bedürfuissen der betreffenden Art entspricht, oder es ist ohne
Rückgriff auf diese Stoffe unmöglich, solche Futtermittel herzu-
stellen oder haltbar zu machen;

ii) Futtermittel mineralischen Ursprungs, Spurenelemente, Vitamine
oder Provitamine sind natürlichen Ursprungs. Stehen diese Stoffe
nicht zur Verfügung, so können chemisch genau definierte ana-
loge Stoffe rur die Verwendung in der ökologischenlbiologischen
Produktion zugelassen werden.

(3) a) Die Kommission kann nach dem in Artikel 37 Absatz 2 ge-
nannten Verfahren Bedingungen und Einschränkungen hin-
sichtlich der landwirtschaftlichen Erzeugnisse, bei denen die
in Absatz I genannten Erzeugnisse und Stoffe angewendet
werden dürfen, der Anwendungsweise, der Dosierung, des
Verwendungszeitraums und des Kontakts mit den landwirt-
schaftlichen Erzeugnissen festlegen und gegebenenfalls über
die Rücknahme der Zulassung dieser Erzeugnisse und Stoffe
entscheiden.

b) Ist ein Mitgliedstaat der Ansicht, dass ein Erzeugnis6der Stoff
in das in Absatz l genannte Verzeichnis aufgenommen oder
daraus gestrichen werden sollte oder dass die unter Buchstabe
a genannten Spezifikationen rur die Anwendung geändert wer-
den sollten, so stellt er sicher, dass der Kommission und den
Mitgliedstaaten offiziell ein Dossier mit den Gründen rur die
Aufnahme, Streichung oder Änderungen übermittelt wird.

Änderungs- oder Rücknahmeanträge sowie die diesbezügli-
chen Entscheidungen werden veröffentlicht.
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c) Erzeugnisse und Stoffe, die vor der Annahme dieser Verord-
nung fur Zwecke verwendet wurden, die den in Absatz I ge-
nannten Zwecken entsprechen, können nach deren Annahme
weiter venvendet werden, Die Kommission kann die Zulas-
sung solcher Erzeugnisse oder Stoffe in jedem Fall gemäß
Artikel 37 Absatz 2 zurücknehmen.

(4) Die Mitgliedstaaten können in ihrem Hoheitsgebiet die Verwen-
dung von Erzeugnissen und Stoffen im ökologischenlbiologischen
Landbau fur andere als die in Absatz I aufgeführten Zwecke regeln,
sofern ihre Verwendung den Zielen und Grundsätzen des Titels li und
den allgemeinen und spezifischen Kriterien des Absatzes 2 entspricht
und dabei das Gemeinschaftsrecht beachtet wird. Die betreffenden Mit-
gliedstaaten unterrichten die anderen Mitgliedstaaten und die Kommis-
sion über solche nationalen Vorschriften.

(5) Die Verwendung von Erzeugnissen und Stoffen, die nicht von
den Absätzen 1 und 4 erfasst werden, ist im ökologischen/biologischen
Landbau zulässig, sofern ihre Verwendung den Zielen und Grundsätzen
des Titels II und den allgemeinen Kriterien dieses Artikels entspricht.

Artikel17

Umstellung

(I) Folgende Vorschriften gelten fur landwirtschaftliche Betriebe, auf
denen mit der ökologischen/biologischen Produktion begonnen wird:

a) Der Umstellungszeitraum beginnt frühestens, wenn der Unternehmer
den zuständigen Behörden seine Tätigkeit gemeldet und seinen Be-
trieb dem Kontro11system gemäß Artikel 28 Absatz I unterstellt hat.

b) Während des Umstellungszeitraums finden sämtliche Vorschriften
dieser Verordnung Anwendung.

c) Je nach der Art der pflanzlichen oder tierischen Erzeugung werden
spezifische Umstellungszeiträume festgelegt.

d) In einem Betrieb oder einer Betriebseinheit mit teilweiser
ökologischer/biologischer Produktion und teilweiser Umstellung auf
ökologischelbiologische Produktion muss der Unternehmer die
ökologischlbiologisch produzierten Erzeugnisse und die Umstel-
lungserzeugnisse getrennt halten, und die entsprechenden Tiere müs-
sen getrennt oder leicht unterscheidbar sein, und er muss über die
Trennung Buch fuhren.

c) Zur Bestimmung des genannten Umstellungszeitraums kann ein dem
Zeitpunkt des Beginns des Umstellungszeitraums unmittelbar voran-
gehender Zeitraum berücksichtigt werden, sofern bestimmte Bedin-
gungen erfüllt sind.

f) Während des unter Buchstabe c genannten Umstellungszeitraums
produzierte Tiere und tierische Erzeugnisse dürfen nicht unter Ver-
wendung der in dcn Artikeln 23 und 24 genannten Angaben bei der
Kennzeichnung und Werbung vermarktet werden.

,
(2) Die zur Durchführung der Bestimmungen dieses Artikels erfor-
derlichen Maßnahmen und Bedingungen und insbesondere die Zei-
träume nach Absatz ] Buchstaben c bis f werden nach dem in
Artikel 37 Absatz 2 genannten Verfahren festgelegt.
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KAPITEL 3

Herstellung verarbeiteter Futtermittel

Artikel18

Allgemeine Vorschriften für die Herstellung verarbeiteter
Futtermittel

(I) Die Herstellung verarbeiteter ökologischerlbiologischer Futtermit-
tel muss räumlich oder zeitlich getrennt von der Herstellung verarbeite-
ter nichtökologischer/nichtbiologischer Futtermittel erfolgen.

(2) Ökologischelbiologische Futtermittelausgangserzeugnisse oder
Umstellungsfuttermittelausgangserzeugnisse dürfen nicht zusammen
mit den gleichen Futtermittelausgangserzeugnissen aus
nichtökologischer/nichtbiologischer Produktion zur Herstellung eines
ökologischenlbiologischen Futtermittels verwendet werden.

(3) Futtennittelausgangserzeugnisse, die bei der Herstellung
ökologischerlbiologischer Futtennittel eingesetzt oder weiterverarbeitet
werden, dürfen nicht unter Einsatz von chemisch-synthetischen Lö-
sungsmitteln hergestellt worden sein.

(4) Stoffe un~ Verfahren, die bei der Verarbeitung und Lagerung
ökologischerlbiologischer Futtermittel verloren gegangene Eigenschaften
wiederherstellen oder das Ergebnis nachlässiger Verarbeitung korrigie-
ren oder anderweitig in Bezug auf die tatsächliche Beschaffenheit dieser
Erzeugnisse irreführend sein könnten, dürfen nicht vervvendet werden.

(5) Die zur Durchführung der Erzeugungsvorschriften dieses Artikels
erforderlichen Maßnahmen und Vorkehrungen werden nach dem in
Artikel 37 Absatz 2 genannten Verfahren erlassen.

KAPITEL 4

Herstellung verarbeiteter Lebensmittel

Artikel 19

Allgemeine Vorschriften für die Herstellung verarbeiteter
Lebensmittel

(l) Die Aufbereitung verarbeiteter ökologiseherlbiologischer Lebens-
mittel muss räumlich oder zeitlich getrennt von jener nichtökologischer/-
nichtbiologischer Lebensmittel erfolgen.

(2) Für die Zusammensetzung verarbeiteter ökologischerlbiologischer
Lebensmittel gilt Folgendes:

a) Das Erzeugnis wird überwiegend aus Zutaten landwirtschaftlichen
Ursprungs hergestellt; bei der Bestimmung, ob ein Erzeugnis über-
wiegend aus Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs hergestellt ist,
werdcn hinzugefügtes Wasser und Kochsalz nicht berücksichtigt,

b) Es dürfen nur Zusatzstoffe, Verarbeitungshilfsstoffe, Aromastoffe,
Wasser, Salz, Zubereitungen aus Mikroorganismen und Enzymen,
Mineralstoffe, Spurenelemente, Vitamine sowie Aminosäuren und
andere Mikronährstoffe in Lebensmitteln, die fur eine besondere Er-
nährung bestimmt sind, verwendet werden, sofern diese gemäß Arti-
kel 21 fur die Verwendung in der ökologischenlbiologischen Produk-
tion zugelassen worden sind.

c) Nichtökologischc/nichtbiologische landwirtschaftliche Zutaten dürfen
nur verwendet werden, wenn sie nach Artikel 21 für die Verwen-
dung in der ökologischenlbiologischen Produktion zugelassen wor-
den sind oder von einem Mitgliedstaat vorläufig zugelassen wurden.
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d) Eine ökologische/biologische Zutat darf nicht zusammen mit der
gleichen nichtökologischen/nichtbiologischen oder während der Um-
stellung erzeugten Zutat vorkommen.

e) Lebensmittel aus während dcr Umstellung erzeugten Pflanzen dürfen
nur eine pflanzliche Zutat landwirtschaftlichen Ursprungs enthalten.

(3) Stoffe und Verfahren, die bei der Verarbeitung und Lagerung
ökologischer/biologischer Lebensmittel verloren gegangene Eigenschaf-
ten wiederherstellen oder das Ergebnis nachlässiger Verarbeitung korri-
gieren oder anderweitig in Bezug auf die tatsächliche Beschaffenheit
dieser Erzeugnisse irreführend sein könnten, dürren nicht verwendet
werden.

Die zur Durchführung der Produktionsvorschriften dieses Artikels erfor-
derlichen Maßnahmen, insbesondere hinsichtlich der Verarbeitungsver-
fahren und dcr Bedingungen flir die in Absatz 2 Buchstabe c genannte
vorläufige Zulassung durch die Mitgliedstaaten, werden nach dem in
Artikel 37 Absatz 2 genannten Verfahren~érlassen.

Artikel20

Allgemeine Vorschriften für die Herstellung
ökologischer/biologischer Here

(I) Für die Herstellung ökologischer/biologischer Hefe dürfen nur
ökologisch/biologisch erzeugte Substrate verwendet werden, Andere Er-
zeugnisse und Stoffe dürfen nur insoweit verwendet werden, wie sie
nach Artikel 21 flir die Verwendung in der ökologischenibiologischen
Produktion zugelassen wurden.

(2) Ökologische/biologische Hefe darf in ökologischenibiologischen
Lebens- oder Futtermitteln nicht zusammen mit nichtökologischer/_
nichtbiologischer Hefe vorkommen.

(3) Ausflihrliche Vorschriften flir die Herstellung können nach dem
in Artikel 37 Absatz 2 genannten Verfahren festgelegt werden.

Artikel2I

Kriterien für bestimmte Erzeugnisse und Stoffe bei der
Verarbeitung

(I) Die Zulassung von Erzeugnissen und Stoffen nach
Artikel 19 Absatz 2 Buchstaben b und c zur Verwendung in der
ökologischen/biologischen Produktion und deren Aufnahme in ein be-
schränktes Verzeichnis unterliegen den Zielen und Grundsätzen des
Titels II sowie folgenden Kriterien, die als Ganzes zu bewerten sind:

i) Gemäß diesem Kapitel zugelassene Alternativen stehen nicht zur
Verfügung: ,-

ii) ohne sie kann das Lebensmittel nicht hergestellt oder haltbar ge-
macht werden oder können ernährungsspezifische Anforderungen,
die aufgrund des Gemeinschaftsrechts festgelegt wurden, nicht ein-
gehalten werden.

Außerdem müssen die in Artikel 19 Absatz 2 Buchstabe b genannten
Erzeugnisse und Stoffe in der Natur vorkommen und dürfen nur me-
chanischen, physikalischen, biologischen, enzymatischen oder mikrobio-
logischen Prozessen unterzogen worden sein, außer wenn die betreffen-
den Erzeugnisse und Stoffe aus solchen Quellen nicht in ausreichender
Menge oder Qualität auf dem Markt erhältlich sind.

(2) Die Kommission entscheidet nach dem in Artikel 37 Absatz 2
genannten Verfahren über die Zulassung und die Aufnahme der Erzeug-
nisse und Stoffe in das beschränkte Verzeichnis gemäß Absatz I des
vorliegenden Artikels und legt spezifische Bedingungen und Einschrän-
kungen ihrer Verwendung fest; sie entscheidet erforderlichenfalls auch
über die Rücknahme der Zulassung.
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Ist ein Mitgliedstaat der Ansicht, dass ein Erzeugnis oder Stoff in das in
Absatz I genannte Verzeichnis aufgenommen oder daraus gestrichen
werden sollte oder dass die im vorliegenden Absatz genannten Spezifi-
kationen für die Verwendung geändert werden sollten, so stellt er sicher,
dass der Kommission und den Mitgliedstaaten offiziell ein Dossier mit
den Grunden für die Aufnahme, Streichung oder Änderungen übennit-
telt wird.

Änderungs- oder Rücknahmeanträge sowie die diesbezüglichen Ent-
scheidungen werden veröffentlicht.

Erzeugnisse und Stoffe, die vor der Annahme dieser Verordnung für die
Zwecke des Artikels 19 Absatz 2 Buchstaben b und c verwendet wur-
den, können nach deren Annahme weiterhin verwendet werden. Die
Kommission kann die Zulassung für diese Erzeugnisse und Stoffe in
jeden Fall im Einklang mit Artikel 37 Absatz 2 zurücknehmen.

KAPiTEL 5

Flexibilität

Artikel22

Ausnahmen von den Produktionsvorschriften

(I) Die Kommission kann im Rahmen der Ziele und Grundsätze des
Titels II und der Bestimmungen des Absatzes 2 des vorliegenden Arti-
kels nach dem in Artikel 37 Absatz 2 genannten Verfahren Bestimmun-
gen über die Gewährung von Ausnahmen von den in den Kapiteln I bis
4 festgelegten Produktionsvorschriften erlassen.

(2) Ausnahmen nach Absatz I sind auf ein Mindestmaß zu beschrän-
ken und gegebenenfalls zeitlich zu begrenzen; sie dürfen nur gewährt
werden, wenn /

a) sie für die Aufnahme oder die Aufrechterhaltung de~ ökologíschenz-
biologischen Produktion in Betrieben mit klimabedingten, geografi-
schen oder strukturellen Beschränkungen erforderlich sind;

b) sie ZUrVersorgung mit FuttennitteIn, Saatgut und vegetativem Ver-
mehrungsmaterial, lebenden Tieren oder anderen landwirtschaftlichen
Produktionsmitteln erforderlich sind, soweit diese nicht als
ökologische/biologische Erzeugnisse auf dem Markt erhältlich sind;

c) sie ZUrVersorgung mit Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs erfor-
derlich sind, soweit diese Dicht als ökologischelbiologische Erzeug-
nisse auf dem Markt erhältlich sind;

d) sie zur Lösung spezifischer Probleme in der ökologischen/-
biologischen Tierhaltung erforderlich sind;

e) sie im Hinblick auf die Verwendung spezifischer Erzeugnisse und
Stoffe in der Verarbeitung nach Artikel 19 Absatz 2 Buchstabe b
erforderlich sind, damit seit langem eingeführte Lebensmittel als
ökologische/biologische Erzeugnisse hergesteilt werden können;

f) sie als befristete Maßnahme zur Erhaltung oder Wiederaufuahme der
ökologischenlbiologischen Produktion in Kataslrophenfállen erfor-
derlich sind;

g) Lebensmittelzusatzstoffe oder andere Stoffe nach Artikel 19 Absatz 2
Buchstabe b oder Futtermittelzusatzstoffe oder andere Stoffe nach
Artikel 16 Absatz I Buchstabe d verwendet worden müssen und
diese Stoffe enders als durch GVO hergestellt auf dem Markt nicht
erhältlich sind;

h) die Verwendung von Lebensmittelzusatzstoffen oder anderen Stoffen
nach Artikel 19 Absatz 2ßuchstabe b oder von Futtennittelzusatzs_
toffen nach Artikel 16 Absatz I Buchstabe d aufgrund von Rechts-
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vorschriften der Gemeinschaft oder von nationalen Rechtsvorschrif-
ten erforderlich ist.

(3) Die Kommission kann nach dem in Artikel 37 Absatz 2 genann-
ten Verfahren spezifische Bestimmungen zur Anwendung der in Absatz
I des vorliegenden Artikels genannten Ausnahmen erlassen.

TlTEL IV

KENNZEICHNUNG

)

Artikel23

Verwendung von Bezeichnungen mit Bezug auf die
ökologische/biologische Produktion

(I) Im Sinne dieser Verordnung gilt ein Erzeugnis als mit Bezug auf
die ökologischelbiologische Produktion gekennzeichnet, wenn in der
Etikettierung, der Werbung oder den Geschäftspapieren das Erzeugnis,
seine Zutaten oder die FuttermitteJausgangserzeugnisse mit Bezeichnun-
gen versehen werden, die dem Käufer den Eindruck vermitteln, dass das
Erzeugnis, seine Bestandteile oder die Futtennittelausgangserzeugnisse
nach den Vorschriften dieser Verordnung gewonnen wurden. Insbeson-
dere dürfen die im Anhang aufgeführten Bezeichnungen, daraus abge-
leitete Bezeichnungen und Verkleinerungsformen wie .Bio-" und "Öko-
", allein oder kombiniert, in der gesamten Gemeinschaft und in allen
ihren Amtssprachen bei der Kennzeichnung von Erzeugnissen und der
Werbung für sie verwendet werden, wenn diese Erzeugnisse die mit
dieser Verordnung oder im Einklang mit ihr erlassenen Vorschriften
erfüllen,

Bei der Kennzeichnung von lebenden oder unverarbeiteten landwirt-
schaftlichen Erzeugnissen und der Werbung fur diese dürfen Bezeich-
nungen mit Bezug auf die ökologischelbiologische Produktion nur dann
verwendet werden, wenn darüber binaus alle Bestandteile dieses Erzeug-
nisses im Einklang mit dieser Verordnung erzeugt worden sind.

(2) Die Bezeichnungen nach Absatz l dürfen nirgendwo in der
Gemeinschaft und in keiner ihrer Amtssprachen bei der Kennzeichnung
und Werbung sowie in den Geschäftspapieren fur Erzeugnisse, die die
Vorschriften dieser Verordnung nicht erfüllen, verwendet werden, außer
wenn sic nicht fur landwirtschaftliche Erzeugnisse in Lebensmitteln oder
Futtennittein verwendet werden oder eindeutig keinen Bezug zur
ökologischenlbiologischen Produktion haben.

Darüber hinaus sind alle Bezeichnungen, einschließlich in Handelsmar-
ken verwendeter Bezeichnungen, sowie Kennzeichnungs- und Werbe-
praktiken, die den Verbraucher oder Nutzer irreführen können, indem
sie ihn glauben lassen, dass das betreffende Erzeugnis oder die ZU seiner
Produktion verwendeten Zutaten die Vorschriften dieser Verordnung
erfüllen, nicht zulässig. "

(3) Die Bezeichnungen nach Absatz l dürfen nicht fur Erzeugnisse
vervvendet werden, die nach den gemeinschaftlichen Vorschriften eine
Kennzeichnung oder einen Hinweis tragen müssen, die bzw. der besagt,
dass sie GVa enthalten, aus GVa bestehen oder aus GVa hergestellt
worden sind.

(4) Bei verarbeiteten Lebensmitteln dürfen die Bezeichnungen nach
Absatz I in folgenden Fällen verwendet werden:

a) in der Verkehrsbezeichnung, vorausgesetzt

i) die verarbeiteten Lebensmittel erfüllen die Anforderungen des
Artikels 19;

ii) mindestens 95 Gewichtsprozent ihrer Zutaten landwirtschaftlichen
Ursprungs sind ökologisch/biologisch:

1_
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b) nur im Verzeichnis der Zutaten, vorausgesetzt die Lebensmittel er-
füllen die Anforderungen des Artikels 19 Absatz I und Absatz 2
Buchstaben a, b und d;

c) im Verzeichnis der Zutaten und im selben Sichtfeld wie die Ver-
kehrsbezeichnung, vorausgesetzt

i) die Hauptzutat ist ein Erzeugnis der Jagd oder der Fischerei;

ii) sie enthalten andere Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs, die
ausschließlich ökologischlbiologiseh sind;

iii) die Lebensmittel erfüllen die Anforderungen des Artikels 19 Ab-
satz I und Absatz 2 Buchstaben a, b und d.

Im Verzeichnis der Zutaten ist anzugeben, welche Zutaten ökologisch/-
biologisch sind.

Finden die Buchstaben b und c dieses Absatzes Anwendung, so darf der
Bezug auf die ökologischelbiologische Produktion nur im Zusammen-
hang mit den ökologischenlbiologischen Zutaten erscheinen und muss
im Verzeichnis der Zutaten der Gesamtanteil der ökologischen/-
biologischen Zutaten an den Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs an-
gegeben werden.

Die Bezeichnungen und die Prozentangabe gemäß Unterabsatz 3 müssen
in derselben Farbe, Größe und Schrifttype wie die übrigen Angaben im
Verzeichnis der Zutaten erscheinen.

(5) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um
die Einhaltung dieses Artikels sicherzustellen.

(6) Die Kommission kann die Liste der Bezeicbnungcn im Anhang
nach dem in Artikel 37 Absatz 2 genannten Verfabren anpassen.

Artikel24

Verbindliche Angaben

(l) Werden Bezeichnungen nach Artikel 23 Absatz 1 verwendet,
muss

a) die Kennzeichnung auch die nach Artikel 27 Absatz IOerteilte Co-
denummer der Kontrollbehörde oder KontrollsteIle enthalten, die für
die Kontrolle des Unternehmers zuständig ist, der die letzte Erzeu-
gungs- oder Aufbereitungshandlung vorgenommen hat;

b) bei vorverpackten Lebensmitteln auf der Verpackung auch das Ge-
meinschaftslogo nach Artikel 25 Absatz I erscheinen;

c) bei der Verwendung des Gemeinschaftslogos im selben Sichtfeld wie
das Logo aucb der Ort der Erzeugung der landwirtschaftlichen Aus-
gangsstoffe erscheinen, aus denen sich das Erzeugnis zusammensetzt,
und zwar je nach Fall in ei~er der folgenden Formen:

- "EU-Landwirtschaft", wenn die landwirtschaftlichen Ausgangs-
stoffe in der EU erzeugt wurden;

- "Nicht-EU-Landwirtschaft", wenn die landwirtschaftlichen Aus-
gangsstoffe in Drittländem erzeugt wurden;

-' "EU-/Nicht-EU-Landwirtschaft", wenn die landwirtschaftlichen
Ausgangsstoffe zum Teil in der Gemeinschaft und zum Teil in
einem Drittland erzeugt wurden.

Sind alle landwirtschaftlichen Ausgangsstoffe, aus denen sich das Er-
zeugnis zusammensetzt, in demselben Land erzeugt worden, so kann die
genannte Angabe "EU" oder "Nicht-EU" durch die Angabe dieses
Landes ersetzt oder um diese ergänzt werden.

Bei der genannten Angabe "EU" oder "Nicht-EU" können kleine Ge-
wichtsmengen an Zutaten außer Acht gelassen werden, sofern die Ge-
samtmenge der nicht berücksichtigten Zutaten 2 Gewichtsprozent der
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Gesamlmenge der Ausgangsstoffe landwirtschaftlichen Ursprungs nicht
übersteigt.

Die genannte Angab~ "EU" oder ;,Nicht-EU" darf nicht in einer auf-
folligeren Farbe, Große oder Schrifttype als die Verkehrsbezeichnung
des Erzeugnisses erscheinen.

Bei aus DrittJändern eingeführten Erzeugnissen sind die Verwendung
des Gemeinschaftslogos nach Artikel 25 Absatz I und die Angaben
nach Unterabsatz l fakultativ. Erscheint das Gemeinschaftslogo nach
Artikel 25 Absatz I jedoch in der Kennzeichnung, so müssen die Anga-
ben nach Unterabsatz 1 auch in der Kennzeichnung erscheinen.

(2) Die Angaben nach Absatz I müssen an gut sichtbarer Stelle,
deutlich lesbar und unverwischbar angebracht sein.

(3) Spezifische Kriterien zur Aufmachung, Zusammensetzung und
Größe der Angaben nach Absatz l Buchstaben a und c werden von
der Kommission nach dem in Artikel 37 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen.

Artikel25

Logos für ökologische/biologische Produktion

(1) Das Gemeinschaftslogo flir ökologischelbiologischc Produktion
darf in der Kennzeichnung, Autinachung und Werbung von Erzeugnis-
sen verwendet werden, sofern diese die Vorschriften dieser Verordnung
erfüllen. •

Das Gemeinschaftslogo darf nicht flir Umstellungserzeugnisse und Le-
bensmittel im Sinne des Artikels 23 Absatz 4 Buchstaben b und c
verwendet werden.

(2) Nationale und private Logos dürfen in der Kennzeichnung und
Aufmachung von Erzeugnissen sowie in der Werbung hierfür verwendet
werden, sofern diese Erzeugnisse die Vorschriften dieser Verordnung
erfüllen.

(3) Die Kommission legt nach dem in Artikel 37 Absatz 2 genannten
Verfahren spezifische Kriterien flir die Autinachung, Zusammensetzung,
Größe und Gestaltung des Gemeinschaftslogos fest.

Arlikel26

Besondere Kennzeichnungsvorschriften

Die Kommission erlässt nach dem in Artikel37 .Absatz 2 genannten
Verfahren besondere Vorschriften flir die Kennzeichnung und Zusam-
mensetzung von

a) ökologischenlbiologischen Futtermitteln,

b) Umstellungserzeugnissen pflanzlichen Ursprungs,

c) vegetativem Vermehrungsmaterial und Saatgut flir den Anbau.

TITELV
KONTROLLEN

Artikel27

Kontrollsystem

(I) Die Mitgliedstaaten führen ein System flir Kontrollen ein und
bestimmen eine oder mehrere zu.ständige Behördefn), die-für die Kon-
trolle der Einhaltung der Verpflichtungen gemäß der vorliegenden Ver-
ordnung im Einklang mit der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 zuständig
ist (sind).
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(2) Zusätzlich zu den Bedingungen gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 882/2004 umfasst das für die Zwecke der vorliegenden Verordnung
eingerichtete Kontrollsystem mindestens die Anwendung von Vorkeh-
rungen und Konrrollrnaßnahmen, die von der Kommission nach dem in
Anikel 37 Absatz 2 genannten Verfahren festzulegen sind.

(3) Im Rahmen dieser Verordnung werden Art und Häufigkeit der
Kontrollen auf der Grundlage einer Bewertung des Risikos des Auf-
tretens von Unregelmäßigkeiten und Verstößen in Bezug auf die Er-
füllung der Anforderungen dieser Verordnung bestimmt. Alle Unterneh-
mer mit Ausnahme von Großbändlern, die nur mit abgepackten Erzeug-
nissen handeln, und Unternehmern nach Anikel 28 Absatz 2, die an
Endverbraucher oder -nutzer verkaufen, müssen in jedem Fall mindes-
tens einmal jährlich darauf überprüft werden, ob sie die Vorschriften
dieser Verordnung einhalten.

(4) Die zuständige Behörde kann

a) ihre Kontrollbefugnisse einer oder mehreren anderen Kontrollbehör-
den übertragen. Die Kontrollbehörden müssen angemessene Garan-
tien für Objektivität und Unparteilichkeit bieten und über qualifizier-
tes Personal und die erforderlichen Ressourcen für die Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben verfügen;

b) Kontrollaufgaben einer oder mehreren KontrollsteIlen übertragen. In
diesem Fall benennen die Mitgliedstaaten Behörden, die für die Zu-
lassung und Überwachung dieser KontrollsteIlen zuständig sind.

(5) Die zuständige Behörde kann einer bestimmten KontrollsteIle nur
dann Kontrollaufgaben übertragen, wenn die Voraussetzungen des Arti-
kels 5 Absatz 2 der Verordnung (EG) 'Nr. 882/2004 erfüllt sind und
wenn insbesondere

a) die Aufgaben, die die KontrollsteIle wabrnehmen darf, sowie die
Bedingungen, der sie hierbei unterliegt, genau beschrieben sind;

b) nachgewiesen ist, dass die KontrollsteIle

i) über die Sachkompetenz, Ausrüstung und Infrastruktur verfügt,
die zur Wahrnehmung der ihr übertragenen Aufgaben notwendig
sind,

ii) über eine ausreicbende Zahl entsprechend qualifizierter und er-
fahrener Mitarbeiter verfugt und

iii) im Hinblick auf die Durchführung der ihr übertragenen Aufga-
ben unabhängig und frei von jeglichem Interessenkonflikt ist;

c) die KontrollsteIle nach der Europäischen Norm EN 45011 bzw. ISO
Guide 65 (Allgemeine Anforderungen an Stellen, die Produktzertifí-
zierungssysteme betreiben) in der zuletzt im Amtsblatt der Europä-
ischen Union, Reihe C, bekannt gemachten Fassung akkreditiert und
von den zuständigen Behörden zugelassen ist;

d) die KontrollsteIle der zuständigen Behörde regelmäßig bzw, immer,
wenn diese darum ersucht, die Ergebnisse der durchgeführten Kon-
trollen mitteilt. Wird aufgrund der Ergebnisse der Kontrollen ein
Verstoß festgestellt oder vermutet, so unterrichtet die Kontrollstelle
unverzüglich die zuständige Behörde;

e) eine wirksame Kcordinierung zwischen der übertragenden zuständi-
gen Behörde und der KontrollsteIle stattfindet.

(6) Zusätzlich zu den Voraussetzungen des Absatzes 5 berücksichtigt
die zuständige Behörde bei der Zulassung einer KontrollsteIle folgende
Kriterien: ,

a) das vorgesehene Standardkontrollverfahren mit einer ausführlichen
Beschreibung der Kontrollmaßnahmen und Vorkehrungen, die die
Stelle den ihrer KontrolIc unterliegenden Unternehmern gegenüber
zur Auflage rnacht;
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b) die Maßnahmen, die die Ko~trollstelle bei Feststellung von Unregel-
mäßigkeiten und/oder Verstoßen zu ergreifen gedenkt.

(7) Die zuständigen Behörden dürfen folgende Aufgaben den Kon-
trollstellen nicht übertragen:

a) Überwachung und Überprüfung anderer KontrollsteIlen;

b) Gewährung von Ausnahmen nach Artikel 22, es sei denn, dies ist in
den von der Kommission nach Artikel 22 Absatz 3 erlassenen spe-
zifischen Bestimmungen vorgesehen.

(8) Gemäß ArtikelSAbsatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004
veranlassen die zuständigen Behörden, die Kontrollstellen Aufgaben
übertragen, bei Bed~rf Überprüfungen oder Inspektionen der Kontroll-
stellen. Ergibt eine Uberprüfung oder Inspektion, dass diese Stellen die
ihnen übertragenen Aufgaben nicht ordnun~sgemäß ausführen, so kann
die übertragende zuständige Behörde die Ubertragung entziehen. Dies
geschieht unverzüglich, wenn die KontrollsteIle nicht rechtzeitig ange-
messene Abhilfemaßnahmen trifft.

(9) Zusätzlich zu den Anforderungen nach Absatz 8 muss die zu-
ständige Behörde

a) sicherstellen, dass die Kontrollstelle ihre Kontrollen objektiv und
unabhängig wahrnimmt;

b) die Wirksamkeit der Kontrollen überprüfen;

c) etwaige festgestellte Unregelmäßigkeiten oder Verstöße sowie die
daraufhin getroffenen Abhilfemaßnahmen zur Kenntnis nehmen;

d) der KontrollsteIle die Zulassung entziehen, wenn diese die Voraus-
setzungen nach den Buchstaben a und b nicht erfüllt oder den Krite-
rien nach den Absätzen 5 und 6 nicht mehr genügt oder die Anforde-
rungen der Absätze Il, 12 und 14 nicht erfüllt.

(IO) Die Mitgliedstaaten teilen jeder Kontrollbehörde oder Kontroll-
stelle. die Kontrollaufgaben nach Absatz 4 durchführt, eine Codenum-
mer zu.

(lI) Die Kontrollbehörden und KontrollsteIlen gewähren den zustän-
digen Behörden Zugang zu ihren Diensträumen und Einrichtungen und
leisten jede Auskunft und Unterstützung, die den zuständigen Behörden
zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Artikel erforderlich erscheint.

(l2) Die Kontrollbehörden und KontrollsteIlen stellen sicher, dass
gegenüber den ihrer Kontrolle unterstehenden Unternehmern mindestens
die Vorkehrungen und Kontrollmaßnahmen nach Absatz 2 angewandt
werden.

(13) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass das eingerichtete Kon-
trollsystem im Einklang mit Artikel 18 'der Verordnung (EG)
Nr. 178/2002 für jedes Erzeugnis die Rückverfolgbarkeit auf allen Stu-
fen der Produktion, der Aufbereitung und des Vertriebs erlaubt, um
insbesondere den Verbrauchern die Gewähr dafür zu bieten, dass die
ökologischen/biologischen Erzeugnisse in Übereinstimmung mit den
Anforderungen der vorliegenden Verordnung hergestellt worden sind.

(14) Die Kontrollbehörden und KontrollsteIlen übermitteln den zu-
ständigen Behörden jährlich spätestens bis zum 31. Januar ein Verzeich-
nis der Unternehmer, die am 31. Dezember des Vorjahres ihrer Kon-
trolle unterstanden. Bis spätestens zum 31. März jedes Jahres ist ein
zusammenfassender Bericht über die im Vorjahr ausgeführten Kontroll-
tätigkeiten vorzulegen.

Artikel28

Teilnahme am Kontrollsystem

(I) Jeder Unternehmer, der Erzeugnisse im Sinne des Artikels l Ab-
satz 2 erzeugt, aufbereitet, lagert, aus einem Drittland einführt oder in



Lässt ein Unternehmer eine seiner Tätigkeiten von einem Dritten aus-
üben, so unterliegt dieser Unternehmer dennoch den unter den Buch-
staben a und b genannten Pflichten, und die in Auftrag gegebenen
Tätigkeiten unterliegen dem Kontrollsystem.
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Verkehr bringt, iSI verpflichtet, vor dem Inverkehrbringen Von jeglichen
Erzeugnissen als ökologischelbiologische Erzeugnisse oder als Umstel-
lungserzeugnisse

a) seine Tätigkeit den zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, in dem
diese Tätigkeit ausgeübt wird, zu melden;

b) sein Unternehmen dem Kontrollsystem nach Artikel 27 zu unterstel-
len.

Unterabsatz l gilt auch fur Ausführer. die Erzeugnisse ausfuhren, die im
Einklang mit den Produktionsvorschriften dieser Verordnung hergestellt
wurden.

(2) Die Mitgliedstaaten können Unternehmer, die Erzeugnisse direkt
an Endverbraucher oder -nutzer verkaufen, von der Anwendung dieses
Artikels befreien, sofern diese Unternehmer die Erzeugnisse nicht selbst
erzeugen, aufbereiten oder an einem anderen Ort als in Verbindung mit
der Verkaufsstelle lagern oder solche Erzeugnisse nicht aus einern Dritt-
land einfuhren oder solche Tätigkeiten auch nicht von Dritten ausüben
lassen.

(3) Die Mitgliedstaaten bestimmen eine Behörde oder Stelle, die
diesbezügliche Meldungen entgegennimmt.

(4) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass jeder Unternehmer, der
die Vorschriften dieser Verordnung erfüllt und als Beitrag zu den Kon-
trollkosten eine angemessene Gebühr entrichtet, einen Anspruch hat, in
das Kontrollsystem einbezogen zu werden.

(5) Die Kontrollbehörden und KontrollsteIlen fuhren ein aktualisier-
tes Verzeichnis mit Namen und Anschriften der ihrer Kontrolle unter-
liegenden Unternehmer. Dieses Verzeichnis ist den betroffenen Parteien
zur Einsicht bereitzuhalten.

(6) Die Kommission erlässt nach dem in Artikel 37 Absatz 2 ge-
nannten Verfahren Durchfubrungsbestimmungen zur Regelung des Ver-
fabrens fur die Meldung und Unterstellung nach Absatz l des vorlie-
genden Artikels, insbesondere hinsichtlich der in die Meldung nach
Absatz l Buchstabe a des vorliegenden Artikels aufzunehmenden Infer-
mationen.

Artikel29

Bescheinigungen

(l) Die Kontrollbehörden und KontrollsteIlen nach Artikel 27 Absatz
4 stellen jedem Unternehmer, der ihren Kontrollen unterliegt und in
seinem Tätigkeitsbereich die Anforderungen dieser Verordnung erfiiJ1t,
eine entsprechende Bescheinigung aus. Diese Bescheinigung muss zu-
mindest über die Identität des Unternehmers und die Art oder das Sorti-
ment der Erzeugnisse sowie über die Geltungsdauer der Bescheinigung
Aufschluss geben.

(2) Jeder Unternehmer muss die Bescheinigungen seiner Lieferanten
prüfen,

(3) Die Fonn der in Absatz I genannten Bescheinigung wird nach
dem in Artikel 37 Absatz 2 genannten Verfahren erstellt, wobei die
Vorteile einer elektronischen Bescheinigung zu berücksichtigen sind.
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Artikel 30

Maßnahmen bei Verstößen und Unregelmäßigkeiten

(l l Bei Feststellung einer Unregelmäßigkeit hinsichtlich der Einhal-
tung der Vorschriften dieser Verordnung stellt die Kontrollbehörde oder
KontrollsteIle sicher, dass in der Kennzeichnung und Werbung für die
gesamte von der Unregelmäßigkeit betroffene Partie oder Erzeugung
kein Bezug auf die ökologische/biologische Produktion erfolgt, wenn
dies in einem angemessenen Verhältnis zur Bedeutung der Vorschrift,
gegen die verstoßen wurde, sowie zu der Art und den besonderen Um-
ständen der Unregelmäßigkeit steht.

Bei Feststellung eines schwerwiegenden Verstoßes oder eines Verstoßes
mit Langzeitwirkung untersagt die Kontrollbehörde oder KontrollsteIle
dem betreffenden Unternehmer die Vermarktung von Erzeugnissen mit
einem Bezug auf die ökologischelbiologische Produktion in der Kenn-
zeichnung und Werbung für eine mit der zuständigen Behörde des
betreffenden Mitgliedstaats vereinbarte Dauer.

(2) Die Informationen über Unregelmäßigkeiten oder Verstöße, die
den ökologischenlbiologischen Status eines Erzeugnisses beeinträchti-
gen, müssen umgehend zwischen den betroffenen KontrollsteIlen, Kon-
trollbehörden, zuständigen Behörden und Mitgliedstaaten ausgetauscht
und gegebenenfalls der Kommission mitgeteilt werden.

Die Ebene, auf der die Mitteilung erfolgt, ist von der Schwere 'und dem
Umfang der Unregelmäßigkeit bzw. des Verstoßes abhängig.

Die Form und die Modalitäten dieser Mitteilungen können von der
Kommission nach dem in Artikel 37 Absatz 2 genannten Verfahren
geregelt werden.

Artike! 32

Einfuhr konformer Erzeugnisse

(1) Ein aus einem Drittland eingeführtes 'Erzeugnis darf in der
Gemeinschaft als ökologisches/biologisches Erzeugnis in Verkehr ge-
bracht werden, sofern

a) das Erzeugnis den Vorschriften der Titel II, III und IV sowie den
gemäß dieser Verordnung erlassenen für seine Produktion einschlä-
gigen Durchführungsbestimmungen genügt; ,

b) alle Unternehmer, einschließlich der Ausführer. derKontrolle durch
eine nach Absatz 2 anerkannte Kontrollbehörde oder KontrollsteIle
unterworfen worden sind;

c) die betreffenden Unternehmer den Einführern oder den nationalen
Behörden die von der Kontrollbehörde oder Kontrollstelle gemäß
Buchstabe b ausgestellte Bescheinigung nach Artikel 29 jederzeit
vorlegen können, die die Identität des Unternehmers, der den letzten

Artike! 31

Informationsaustausch

Auf Antrag müssen die zuständigen Behörden, die Kontrollbehörden
und die KontroIlsteIlen einschlägige Informationen über die Ergebnisse
ihrer Kontrollen mit anderen zuständigen Behörden, KontroIlbehörden
und KontroIlstellen austauschen, sow6it der Antrag mit der Notwendig-
keit begründet ist zu gewährleisten, dass ein Erzeugnis nach den Vor-
schriften dieser Verordnung hergesteIlt wurde. Sie können diese Infor-
mationen auch von sich aus austauschen. / '

TITEL VI

HANDEL MIT DRITTLÄNDERN
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Arbeitsgang durchgeführt hat, belegt und es ermöglicht, die Einhal-
tung der Bestimmungen der Buchstaben a und b dieses Absatzes
durch diesen Unternehmer zu überprüfen.

(2) Die Kommission erkennt nach dem in Artikel 37 Absatz 2 ge-
nannten Verfahren die Kontrollbehörden und KontrollsteIlen nach Ab-
satz I Buchstabe b des vorliegenden Artikels. einschließlich der Kon-
trollbehörden und KontrollsteIlen nach Artikel 27, die in Drittländern für
die Durchführung der Kontrollen und die Ausstellung der Bescheinigun-
gen nach Absatz I Buchstabe c des vorliegenden Artikels zuständig
sind, an und stellt ein Verzeichnis dieser Kontrollbehörden und Kon-
trollste1len auf.

Die Kontrollstellen müssen nach der Europäischen Norm EN 45011
bzw. ISO Guide 65 (Allgemeine Anforderungen an Stellen, die Produkt-
zertifizierungssysteme betreiben) in der zuletzt im Amtsblatt der Euro-
päischen Union, Reihe C, bekannt gemachten Fassung akkreditiert sein.
Die KontrollsteIlen werden einer regelmäßigen Evaluierung vor Ort,
Überwachung und mehljährigen Wiederbewertung ihrer Tätigkeiten
durch die Akkreditierungsstelle unterzogen.

Bei der Prüfung der Anträge auf Anerkennung fordert die Kommission
bei der Kontrollbehörde oder KontrollsteIle alle erforderlichen Informa-
tionen an. Die Kommission kann auch Sachverständige beauftragen, vor
Ort eine Prüfung der Produktionsvorschriften und der von der betref-
fenden Kontrollbehörde oder KontrollsteIle in dem Drittland durchge-
führten Kontrolltätigkeiten vorzunehmen.

Die anerkannten KontrollsteIlen oder Kontrollbehörden stellen die Be-
wertungsberichte der Akkreditierungsstelle oder gegebenenfalls der zu-
ständigen Behörde über die regelmäßige Evaluierung vor Ort, Überwa-
chung und mehljährige Wiederbewertung ihrer Tätigkeiten zur Verfü-
gung.

Auf der Grundlage der Bewertungsberichte stellt die Kommission mit
Unterstützung der Mitgliedstaaten eine angemessene Überwachung über
die anerkannten Kontrollbehörden und KontrollsteIlen sicher, indem sie
eine regelmäßige Überprüfung ihrer Anerkennung vornimmt. Die Art
der Überwachung wird anband einer Bewertung des Risikos von Unre-
gelmäßigkeiten oderVerstößen gegen die Bestimmungen dieser Verord-
nung festgelegt.

Anikei Bâ

Einfuhr von Erzeugnissen mit gleichwertigen Garantien

(I) Ein aus einem Drittland eingeführtes Erzeugnis darf auch in der
Gemeinschaft als ökologischeslbiologisches Erzeugnis in Verkehr ge-
bracht werden, sofern

a) das Erzeugnis nach P~oduktionsvorschriften produziert wurde, die
den Vorschriften der Titel III und N gleichwertig sind;

b) die Unternehmer Kontrollrnaßnahmen unterworfen worden sind, die
an Wirksamkeit denjenigen des Titels V gleichwertig sind und die
fortlaufend und effektivangewandt worden sind;

c) die Unternehmer ihre Tätigkeiten auf allen Stufen der Produktion,
der Aufbereitung und des Vertriebs des Erzeugnisses in dem betref-
fenden Drittland einem nach Absatz 2 anerkannten Kontrollsystem
oder einer nach Absatz 3 anerkannten Kontrollbehörde oder Kon-
trollstelle unterstellt haben;

d) die zuständigen Behörden, Kontrollbehörden oder KontrollsteIlen des
nach Absatz 2 anerkannten Drittlandes oder eine nach Absatz 3 an-
erkannte Kontrollbehörde oder KontrollsteIle eine Kontrollbescheini-
gung für das Erzeugnis erteilt hat, wonach es den Bestimmungen
dieses Absatzes genügt.
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Das Original der Bescheinigung gemäß diesem Absatz muss der Ware
bis zum Betrieb des ersten Empfängers beigefügt sein; anschließend hat
der Einführer die Bescheinigung mindestens zwei Jahre lang rur die
Kontrollbehörde oder KontrollsteIle bereitzuhalten.

(2) Die Kommission kann nach dem in Artikel 37 Absatz 2 genann-
ten Verfahren diejenigen Drittländer anerkennen. deren Produktionssys-
tem Grundsätzen und Produktionsvorschriften genügt, die denen der
Titel Il, III und IV gleichwertig sind, und deren Kontrollrnaßnahmen
von gleichwertiger Wirksamkeit sind wie diejenigen des Titels V; sie
kann diese Länder in ein entsprechendes Verzeichnis aufuehmen. Bei
der Gleichwertigkeitsprüfung sind die Leitlinien CAC/GL 32 des Codex
Alimentarius zu berücksichtigen.

Bei der Prüfung der Anträge auf Anerkennung fordert die Kommission
bei dem Drittland alle erforderlichen Informationen an. Die Kommission
kann Sachverständige beauftragen, vor Ort eine Prüfung der Produk-
tionsregeln und Kontrollrnaßnahmen des betreffenden Drittlandes vorzu-
nehmen.

Bis zum 31. März jedes Jahres übermitteln die anerkannten Drittländer
der Kommission einen kurzen Jahresbericht über die Anwendung und
Durchsetzung der in dem betreffenden Land geltenden Kontrollmaßnah-
men.

Auf der Grundlage der in diesen Jahresberichten enthaltenen Informatio-
nen stellt die Kommission mit Unterstützung der Mitgliedstaaten eine
angemessene Überwachung der anerkannten Drittländer sicher, indem
sie deren Anerkennung regelmäßig überprüft. Die Art der Überwachung
wird anhand einer Bewertung des Risikos von Unregelmäßigkeiten oder
Verstößen gegen die Bestimmungen dieser Verordnung festgelegt.

(3) Für Erzeugnisse, die nicht gemäß Artikel 32 eingeführt und nicht
aus einem nach Absatz 2 des vorliegenden Artikels anerkannten Dritt-
land eingeführt werden, kann die Konunission nach), dem in
Artikel 37 Absatz 2 genannten Verfahren die Kontrollbehörden und
Kontrollstellen, einschließlich der Kontrollbehörden und Kontrollstellen-."
nach Artikel 27, die in Drittländern rur die Durchführung von Kontrol-
len und die Erteilung von Bescheinigungen nach Absatz l des vorlie-
genden Artikels zuständig sind, anerkennen und ein Verzeichnis dieser
Kontrollbehörden und KontrollsteIlen erstellen. Bei der Gleichwertig-
keitsprüfung sind die Leitlinien CAC/GL 32 des Codex Alimentarius
zu berücksichtigen.

Die Kommission prüft Jeden Antrag auf Anerkennung, der von einer
Kontrollbehörde oder KontrollsteIle eines Drittlandes eingereicht wird.

Bei der Prüfung der Anträge auf Anerkennung fordert die Konunission
bei der Kontrollbehörde oder KontrollsteIle alle erforderlichen Informa-
tionen an. Die Tätigkeit der KontrollsteIle oder Kontrollbehörde wird
von einer Akkreditierungsstelle oder gegebenenfalls einer dafür zustän-
digen Behörde einer regelmäßigen Evaluierung vor Ort, Überwachung
und mehrjährigen Wiederbewertung unterzogen. Die Konunission kann
auch Sachverständige beauftragen, vor Ort eine Prüfung der Produk-
tionsvorschriften und der von der betreffenden Kontrollbehörde oder
KontrollsteIle in dem Drittland durchgeführten Kontrolltätigkeiten vor-
zunehmen.

Die anerkannten Kontrollstellen oder Kontrollbehörden stellen die Be-
wertungsberichte der Akkreditierungsstelle oder gegebenenfalls der zu-
ständigen Behörde über die regelmäßige Evaluierung vor Ort, Überwa-
chung und mehrjährige Wiederbewertung ihrerTätigkeiten zur Verfü-
gung.

Auf der Grundlage dieser Bewertungsberichte stellt die Kommission mit
Unterstützung der Mitgliedstaaten eine angemessene Überwachung der
anerkannten Kontrollbehörden und Kontrollstel1en sicher, indem sie eine
regelmäßige Überprüfung der Anerkennung vornimmt. Die Art der
Überwachung wird anband einer Bewertung des Risikosvon Unregel-
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mäßigkeiten oder Verstößen gegen die Bestimmungen dieser Verord-
nung festgelegt.

TITEL vn
ÜBERGANGS- UND SCHLVSSBESTIMMVNGEN

Artikel34

Freier Warenverkehr für ökologische/biologische Erzeugnisse

(I) Die zuständigen Behörden, Kontrollbehörden und KontrollsteIlen
dürfen die Vermarktung von ökologischenlbiologischen Erzeugnissen,
die von einer in einem anderen Mitgliedstaat ansässigen anderen Kon-
trollbehörde oder KontrollsteIle kontrolliert wurden, nicht aus Gründen
des Produktionsverfahrens, der Kennzeichnung oder der Darstellung
dieses Verfahrens verbieten oder einschränken, sofern diese Erzeugnisse
den Anforderungen dieser Verordnung entsprechen. Insbesondere dürfen
keine anderen als die in Titel V vorgesehenen Kontrollen oder tinanz-
iellen Belastungen vorgeschrieben werden,

(2) Die Mitgliedstaaten können in ihrem Hoheitsgebiet rur die
ökologischelbiologische pflanz1iche und tierische Erzeugung strengere
Vorschriften anwenden, sofern diese Vorschriften auch für die
nichtökologische/nichtbiologische Erzeugung gelten und mit dem Ge-
meinschaftsrecht im Einklang stehen und die Vermarktung außerhalb
des Hoheitsgebiets des betreffenden Mitgliedstaats produzierter
ökologischerlbiologischer Erzeugnisse dadurch nicht unterbunden oder
eingeschränkt wird. .

Artikel35

Mitteilungen an die Kommission

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission regelmäßig folgende
Informationen:

n
a) Name und Anschrift sowie gegebenenfalls Codenummer und Kon-

formitätszeichen der zuständigen Behörden;

b) Liste der Kontrollbehörden und KontrollsteIlen und ihrer Codenum-
mern sowie gegebenenfalls ihrer Konformitätszeichen. Die Kommis-
sion veröffentlicht regelmäßig das Verzeichnis der Kontrollbehörden
und Kontrollstellen.

Artikel36 '"

Statistische Informationen

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die statistischen Anga-
ben, die rur die Durchführung dieser Verordnung und die Folgemaßnah-
men erforderlich sind. Diese statistischen Angaben werden im Rahmen
des statistischen Programms der Gemeinschaft definiert.

Artikel37

Ausschuss für ökologische/biologische Produktion

(l) Die Kommission wird von einem Regelungsausschuss rur
ökologischclbiologische Produktion unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die Artikel 5
und 7 des Beschlusses 1999i468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG
wird auf drei Monate festgesetzt.



2007R0834 ._- DE - 10.10.2008 - 001.001 - 37

Artikel38

Durchführungsbestimmungen

Die Kommission erlässt nach dem in Artikel 37 Absatz 2 genannten
Verfahren im Rahmen der Ziele und Grundsätze des Titels II Durch-
flihrungsbestirnmungen zu dieser Verordnung. Dazu gehören insbeson-
dere Durchflihrungsbestimmungen zu

a) den Produktionsvorschriften des Titels III, insbesondere. hinsichtlich
der spezifischen Anforderungen und Bedingungen, die die Unterneh-
mer zu erfüllen haben;

b) den Kennzeichnungsvorschriften des Titels IV;

c) dem Kontrollsystem des Titels V, insbesondere zu Mindestkontroll-
anforderungen, Überwachung und Überprüfung, spezifischen Krite-
rien flir die Übertragung von Aufgaben an private KontrollsteIlen,
den Kriterien für deren Zulassung und den Entzug der Zulassung
sowie den Bescheinigungen gemäß Artikel 29;

d) den Vorschriften flir Einfuhren aus Drittländern nach Titel VI, ins-
besondere hinsichtlich der Kriterien und Verfahren für die Anerken-
nung von Drittländern und KontrollsteIlen nach Artikel 32 und Arti-
kel 33, einschließlich der Veröffentlichung der Verzeichnisse der
anerkannten Drittländer und KontrollsteIlen sowie hinsichtlich der
Bescheinigung nach Artikel 33 Absatz I Buchstabe d wobei die
Vorteile einer elektronischen Bescheinigung zu berücksichtigen sind;

e) den Vorschriften flir den freien Warenverkehr flir ökologische/-
biologische Erzeugnisse nach Artikel 34 und flir Mitteilungen an
die Kommission nach Artikel 35.

Artikel39

Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91

(I) Die Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 wird zum]. Januar 2009
aufgehoben.

(2) Verweisungen auf die aufgehobene Verordnung (EWG)
Nr. 2092/91 gelten als Verweisungen auf die-vorliegende Verordnung.

Artikel40

Übergangsmaßnahmen

Sofern erforderlich, werden Maßnahmen zur Erleichterung des über-
gangs von den Vorschriften der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 zu
den Vorschriften der vorliegenden Verordnung nach dem in
Artikel 37 Absatz 2 genannten Verfahren erlassen.

Artikel41

Bericht anden Rat

(I) Die Kommission legt dem Rat bis zum 31. Dezember 20 Il einen
Bericht vor.

(2) In dem Bericht werden insbesondere die bei der Anwendung
dieser Verordnung gesammelten Erfahrungen dargelegt und Überlegun-
gen insbesondere zu folgenden Fragen angestellt:

a) Anwendungsbereich dieser Verordnung, insbesondere hinsichtlich
ökologischerlbiologischer Lebensmittel, die durch gemeinschaftliche
Verpflegungseinrichtungen aufbereitet werden;

b) Verbot der Verwendung von GVO, einschließlich der Verfügbarkeit
Von nicht durch GVO hergestellten Erzeugnissen, der Erklärung des
Verkäufers sowie der Durchführbarkeit spezifischer Toleranzschwel-
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len und deren Auswirkungen auf den ökologischenlbiologischen
Sektor;

c) Funktionieren des Binnenmarktes und des Kontrollsystems, wobei
insbesondere zu bewerten ist, ob die eingeführten Verfahren nicht
zu unlauterem Wettbewerb oder zu Hindernissen fur die Produktion
und die Vermarktung ökologischerlbiologischer Erzeugnisse führen.

(3) Die Kommission fügt dem Bericht gegebenenfalls geeignete Vor-
schläge bei.

Artikel42

Inkrafttreten und Anwendung

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Für bestimmte Tierarten, Wasserpflanzen und Mikroalgen. für die keine
ausführlichen Produktionsvorschriften vorliegen, gelten die Kennzeich-
nungsvorschriften des Artikels 23 und die Kontrollvorscbriften des Ti-
tels V. Bis zur Aufnahme ausführlicher Produktionsvorschriften gelten
nationale Bestimmungen oder - falls solche Bestimmungen nicht be-
stehen - von den Mitgliedstaaten akzeptierte oder anerkannte private
Standards.

Diese Verordnung gilt ab dem 1. Januar 2009.

TMl
Artikel 24 Absatz I Buchstaben b und c gelten jedoch ab dem 1. Juli
2010.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmit-
telbar in jedem Mitgliedstaat.
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ANHANG

ANGABEN NACH ARTIKEL 23 ABSATZ l

BO: OHOJJOrlitlCH

ES: ecológico, biológico

CS: ekologické, biclogické

DA: økologisk

DE: ökologisch, biologisch

ET: mahe, ökoloogilinc

EL: ß¡OAOYIKÓ

EN: organic
FR: biologique

OA: orgánach

IT: biológico

LV: biolcgisks, ekologisks

LT: ekologiskas
LU: biologesch

HU: ökológiai
MT: organiku
NL: biologisch
PL: ekoJogiczne

PT: biológico

RO: ecologic

SK: ekologické, biologické
SL: ekoloski

FI: luonnonmukainen

SV: ekologisk. e
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VERORDNUNG (EG) Nr. 889/2008 DER KOMMISSION

vom 5. September 2008

"mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 834/2007
iles Rates über die ökologische/biologische Produktion und die
Kennzeichnung von ökologischen/biologischen Erzeugnissen
hinsichtlich der ökologischen/biologischen Produktion,

Kennzeichnung und Kontrolle

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN-

'Ilil·!II
l,

¡¡estützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 28. Juni
2007 über die ökologische/biologische Produktion und die Kennzeich-
nung von ökologischenlbiologischen Erzeugnissen und zur Aufhebung
der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 (l), insbesondere auf Artikel 9 Ab-
satz 4, Artikel l l Absatz 2, Artikel 12 Absatz 3, Artikel 14 Absatz 2,
Artikel 16 Absatz 3 Buchstabe c, Artikel 17 Absatz 2, Artikel l 8 Ab-
satz 5, Artikel 19 Absatz 3 Unterabsatz 2, Artikel 21 Absatz 2, Arti-
kel 22 Absatz I, Artikel 24 Absatz 3, Artikel 25 Absatz 3, Artikel 26,
Artikel 28 Absatz 6, Artikel 29 Absatz 3, Artikel 38 Buchstaben a, b, c
und e und Artikel 40,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(I) Die Verordnung (EG) Nr. 834/2007 und insbesondere die
Titel III, IV und V der Verordnung enthalten allgemeine Vor-
scbriften flir die Produktion, die Kennzeichnung und die Kon-
trolle ökologiscber/biologischer Erzeugnisse pflanzlichen und tier-
ischen Ursprungs. Es sollten Durchfiibrungsbestimmungen zu die-
sen Vorscbriften festgelegt werden.

(2) Da die Erarbeiturig neuer gemeinschaftlicher Produktionsvor-
schriften flir bestimmte Tierarten, die ökologische/biologische
Aquakultur, flir Meeresalgen und Hefen, die als Lebens- oder
Futtermittel Verweildung finden, mebr Zeit erfordert, sollten sie
in einem späteren Verfahren festgelegt werden. Daher empfieblt
es sich, diese Erzeugnisse aus dem Geltungsbereich dieser Ver-
ordnung auszuschließen. Gernäß Artikel 42 der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 sollten die Vorschriften der
Gemeinschaft flir die Produktion, Kontrolle und Kennzeichnung
- mutatis mutandis - jedoch auf bestinunte Tierarten, auf
Aquakulturerzeugnisse und auf Meeresalgen Anwendung finden.

(3) Bestimmte Begriffe sollten definiert werden, um Mehrdeutigkei-
ten zu vermeiden und die einheitliche Anwendung der Vorschrif-
ten flir die ökologische/biologiscbe Produktion zu gewäbrleisten.

(4) Die ökologische/biologiscbe pflanzliche Erzeugung basiert auf
dem Grundsatz, dass Pflanzen ihre Nabrung in erster Linie über
das Ökosystem des Bodens beziehen. Aus diesem Grunde sollte
die Hydrokultur, bei der Pflanzen in einern inerten Substrat mit
löslichen Mineralien und Nährstoffen wurzeln, nicht zugelassen
werden.

(5) Da die ökologische/biologiscbe pflanzliche Erzeugung verschie-
dene Bewirtschaftongsmethoden umfasst und eine begrenzte Ver-
wendung von scbwer löslicben DüngernitteIn und Bodenverbes-
serem voraussetzt, sollten die jeweiligen Praktiken spezifiziert
werden. Es sollten insbesondere Bedingungen flir die Verwen-
dung bestimmter nicht synthetischer Produkte festgelegt werden.

(6) Der Einsatz von Pflanzenscbutzmitteln, die nachteilige Auswir-
kungen auf die Umwelt haben können oder Rückstände in Agrar-
erzeugnissen binterlassen können, sollte erheblich eingeschränkt
werden. Bei der Schädlings-, Krankbeits- und Unkrautbekämp-

(') AB!. L 189 vom 20.7.2007, S. J.
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fung sollte vorbeugenden Maßnahmen der Vorzug gegeben wer-
den. Ferner sollte die Verwendung bestimmter Pflanzenschutzmit-
tel geregelt werden.

(7) Im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates (')
war die Verwendung bestimmter Pflanzenschutzmittel, Düngemit-
tel und Bodenverbesserer sowie bestimmter nichtökologischer/-
nichtbiologischer Futtermittelausgangserzeugnisse, Futtermittelzu-
satzstoffe und Futterrnittelverarbeitungshilfsstoffe sowie bestimm-
ter Reinigungs- und Desinfektionsmittel unter genau fest gelegten
Bedingungen auch zum Zwecke des ökologischen Landbaus zu-
lässig. Im Interesse der Kontinuität des ökologischen Landbaus/-
der biologischen Landwirtschaft sollten die betreffenden Erzeug-
nisse und Stoffe gemäß Artikel 16 Absatz 3 Buchstabe c der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 weiterhin zulässig sein. Der Klar-
heit halber ist es ferner angezeigt, in den Anhängen zur vorlie-
genden Verordnung die Erzeugnisse und Stoffe aufzulisten, die
im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 zulässig waren.
Andere Erzeugnisse und Stoffe können zu einem späteren Zeit-
punkt und auf einer anderen Rechtsgrundlage, namentlich Arti-
kel 16 Absatz l der Verordnung (EG) Nr. 834/2007, in diese
Listen aufgenommen werden. Daher empfiehlt es sich, den jewei-
ligen Status jeder Erzeugnis- und Stoffkategorie in der Liste
durch ein entsprechendes Symbol auszuweisen.

(8) Nach dem ganzheitlichen Ansatz des ökologischen Landbaus/der
biologischen Landwirtschaft muss die Tierproduktion an die Flä-
che, auf die der angefallene Dung zwecks Nährstoffzufuhr rur die
pflanzliche Produktion ausgebracht wird, gebunden sein. Da die
Tierhaltung stets mit der Bewirtscbaftung landwirtschaftlicher
Nutzflächen einhergeht, sollte eine flächenunabbängige Tierpro-
duktion verboten werden. Bei der· ökologischen/biologischen
Tierhaltung sollte bei der Auswabl der Rassen ihrer Fähigkeit
zur Anpassung an die Umweltbedingungen, ihrer Vitalität und
ihrer Widerstandsfähigkeit gegenüber Krankheiten Rechnung ge-
tragen werden; große biologische Vielfalt sollte dabei gefördert
werden,

(9) Unternehmer können unter bestimmten Umständen Schwierigkei-
ten haben, aus einem reduzierten Genpool ökologische/-
biologische Zuchttiere zu beziehen, was die Entwicklung des
Sektors behindert. Daher sollte die Möglichkeit vorgesehen wer-
den, zu Zuchtzwecken eine begrenzte Anzahl nichtökologischer/-
nichtbiologischer Tiere in einen Haltungsbetrieb einzustellen.

"(10) Die ökologischelbiologische Tierhaltung sollte gewährleisten,
dass die Tiere bestimmte Verhaltensbedürfuisse ausleben können,
d. b. rur alle Tierarten sollte bei der Unterbringung den Lufr-,
Licht-, Raum- und Komfortbedürfnissen der Tiere Rechnung ge-
tragen werden, und es sollte genügend Platz zur Verfügung ste-
hen, damit sich jedes Tier frei bewegen und sein natürliches
Sozialverhalten entwickeln kann. Für bestimmte Tiere, einschließ-
lich Bienen, empfiehlt es sich, spezifische Vorschriften rur Unter-
bringung und Haltungspraxis festzulegen. Diese spezifischen Un-
terbringungsvorschriften sollten ein bohes Tierschutzniveau ge-
währleisten, das bei der ökologischenlbiologischen Tierhaltung
Priorität hat und daher über die rur die Landwirtschaft im Allge-
meínen geltenden Tierschutznonnen der Gemeinschaft hinaus ge-
hen kann. Nach ökologischerlbiologischer Haltungspraxis sollte
Geflügel nicht zu schnell aufgezogen werden. Es sollten daher
spezifische Vorschriften zur Vermeidung intensiver Aufzuchtme-
thoden festgelegt werden. Insbesondere Geflügel sollte bis zum
Erreichen eines bestimmten Mindestalters aufgezogen werden
oder von langsam wachsenden Rassen stammen, damit in keinem
Fall ein Anreiz rur intensive Aufzuchtmethoden gegeben ist.

(') ABI. L 198 vorn 22.7.1991, S. l.
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(I J) In den meisten Fällen sollten Tiere zum Grasen ständigen Zugang
zu Freigelände (Auslauf im Freien) haben, soweit das Wetter dies
gestattet, wobei dieses Freigelände grundsätzlich im Rahmen ei-
nes geeigneten Rotationsprogramms bewirtschaftet werden sollte.

(12) Um eine Belastung der natürlichen Ressourcen wie Boden und
Wasser durch Nährstoffe zu vermeiden, sollte fur die Verwen-
dung von Wirtschaftsdüngern tierischer Herkunft und den Tier-
besatz je Hektar eine Obergrenze festgesetzt werden. Dieser
Grenzwert sollte auf den Stickstoffgehalt der Wirtschaftsdünger
tierischer Herkunft bezogen werden.

(13) Verstümmelungen, die den Tieren Stress, Schaden, Krankheiten
oder Leiden zufügen, sollten verboten werden. Besondere Ein-
griffe, die fur bestimmte Produktionsarten und im Interesse der
Sicherheit von Mensch und Tier wesentlich sind, können unter
beschränkten Bedingungen zugelassen werden.

(J4) Die Tiere sollten unter Berücksichtigung ihrer physiologischen
Bedürfnisse Grünfutter, Trockenfutter und Futtermittel erhalten,
die nach den Vorschriften fur den ökologischen/biologischen
Landbau vorzugsweise im eigenen Betrieb gewonnen wurden.
Um den grundlegenden Ernährungsbedürfnissen der Tiere gerecht
zu werden, müssen unter genau festgelegten Bedingungen aucb
bestimmte Mineralstoffe. Spurenelemente und Vitamine verab-
reicht werden können.

(J 5) Da die aufgründ des Klimas und der verfugbaren Futterquellen
bestehenden regionalen Unterschiede in der Versorgung von
ökologischenlbiologiscben Wiederkäuern mit den essentiellen Vi-
taminen A, D und E über ihre Futterration fortbesteben, sollte die
Verabreichung dieser Vitamine an Wiederkäuer zugelassen wer-
den.

(16) Die Tiergesundbeit sollte im Wesentlichen durch Krankheitsver-
hütung gesichert werden. Darüber hinaus sollten bestimmte Rei-
nigungs- und Desinfektionsmaßnahmen durchgefübrt werden.

(J 7) Die präventive Verabreichung chemisch-synthetischer allopathi-
scher Arzneimittel ist in der ökologischen/biologischen Landwirt-
schaft verboten. Bei kranken oder verletzten Tieren, bei denen
eine sofortige Behandlung erforderlieb ist, sollte die Verwendung
dieser Arzneimittel jedoch auf ein striktes Minimum begrenzt
werden. Um die Glaubwürdigkeit des ökologischen Landbaus/der
biologischen Landwirtschaft fur den Verbraucher zu erhalten,
sollten außerdem restriktive Maßnahmen beispielsweise in Form
der Verdoppelung der Wartezeit nach Verabreicbung
chemisch-synthetischer allopathischer Arzneimittel zulässig sein.

(J8) Es sollten spezifische Vorschriften fur die Verhütung von Krank-
beiten und die tierärztliche Behandlung in der Bienenhaltung fest-
gelegt werden.

(19) Lebens- oder Futtermittel erzeugende Unternehmer sollten ver-
pflichtet werden, systematisch kritische Punkte im Verarbeitungs-
prozess zu identifizieren, um sicherzustellen, dass die hergestell-
ten Verarbeitungserzeugnisse den Vorschriften für die
ökologiscbe/biologische Produktion genügen.

(20) Zur Erzeugung bestimmter verarbeiteter ökologischer/biologischer
Lebens- und Futtermittel sind bestimmte nicbtökologische/-
nichtbiologische Erzeugnisse und Stoffe erforderlich. Da die Har-
monisierung der Weinverarbeitungsvorschriften auf Gemein-
schaftsebene mebr Zeit erfordert, sollte die Weinverarbeitung
von der Anwendung der Bestimmungen über die genannten Er-
zeugnisse ausgeschlossen werden, bis in einem späteren Verfah-
ren spezifische Vorschriften festgelegt werden.

(2J) Nach der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 war die Verwendung
bestimmter Zutaten nichtlandwirtschaftlichen Ursprungs, be-
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stimmter Lebensmittelverarbeitungshilfsstoffe und bestimmter
nichtökologischer/nichtbiologischer Zutaten landwirtschaftlichen
Ursprungs zur Verarbeitung ökologischerlbiologischer Lebensmit-
tel unter genau festgelegten Bedingungen zulässig. Um die Kon-
tinuität des ökologischen Landbaus/der biologischen Landwirt-
schaft zu gewährleisten, sollten die betreffenden Erzeugnisse
und Stoffe gemäß Artikel 21 Absatz 2 der Verordnung (EG)
Nr. 834/2007 weiterhin zugelassen werden. Der Klarheit halber
empfiehlt es sich außerdem, in den Anhängen zur vorliegenden
Verordnung die Erzeugnisse und Stoffe aufzulisten, die im Rah-
men der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 zulässig waren. Andere
Erzeugnisse und Stoffe können zu einern späteren Zeitpunkt auf
einer anderen Rechtsgrundlage, namentlich Artikel 21 Absatz 2
der Verordnung (EG) Nr. 834/2007, in diese Listen aufgenom-
men werden. Daher ist es angezeigt, den genauen Status der
jeweiligen Erzeugnis- und Stoffkategorie in der betreffenden Liste
durch ein entsprechendes Symbol auszuweisen.

(22) Unter bestimmten Bedingungen können ökologischelbiologische
Erzeugnisse zusammen mit nichtökologischen/nichtbiologischen
Erzeugnissen gesammelt und befördert werden. Es sollten spezi-
fische Vorschriften festgelegt werden, um die ordnungsgemäße
Trennung ökologischerlbiologischer und nichtökologischer/-
nichtbiologischer Erzeugnisse während ihrer Handhabung zu ge-
währleisten und jedes Vermischen der Erzeugnisse zu vermeiden.

(23) Die Umstellung auf die ökologischelbiologische Produktions-
weise macht Anpassungsfristen bei den verwendeten Betriebsmit-
teln erforderlich. Je nach vorheriger Erzeugung des Betriebs soll-
ten flir die verschiedenen Produktionsbereiche genaue Fristen
festgelegt werden.

(24) Gemäß Artikel 22 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 sollten
spezifische Vorschriften flir die in diesem Artikel vorgesehenen
Ausnahmen festgelegt werden. Dabei sollten der Nichtverfügbar-
keit von Tieren, Futtermitteln, Bienenwachs, Saatgut, Pflanzkar-
toffeln und Zutaten aus ökologischerlbiologischer Produktion so-
wie spezifischen Problemen im Zusammenhang mit der Tierhal-
tung und Katastrophenfällen Rechnung getragen werden.

(25) Geografisch und strukturell bedingte Unterschiede bei der land-
wirtschaftlichen Erzeugung und klimatische Zwänge können die
Entwicklung der ökologischen/biologischen Produktion in be-
stimmten Regionen behindern; daher sollte, was Stallungs- und
Anlagenmerkmale anbelangt, von bestimmten Praktiken abgewi-
chen werden können. So sollte das Anbinden von Tieren unter
genau festgelegten Bedingungen in Betrieben, die aufgrund ihrer
geografischen Lage und strukmreller Zwänge, vor allem in Berg-
gebieten, klein sind, gestattet werden, allerdings nur, wenn es

<nicht möglich ist, Rinder in Gruppen zu halten, die ihren Ver-
haltensbedürfnissen angemessen sind.

(26) Um die Entwicklung der noch jungen ökologischenlbiologischen
Tierhaltung zu fordern, waren im Rahmen der Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 gewisse befristete Ausnahmen von den Vor-
schriften flir die Anbindehaltung von Tieren, ihre Unterbringung
und die Besatzdichten zulässig. Diese Ausnahmen sollten bis zu
ibrem Ablaufdatum übergangsweise beibehalten werden, um die
Entwicklung dieses Sektors nicht zu beeinträchtigen.

(27) In Anbetracht der Bedeutung der Bestäubung flir die
ökologischelbiologische Imkerei, sollten Ausnahmen gewährt
werden können, die es gestatten, in ein und demselben Betrieb
gleichzeitig Einheiten mit ökologischerlbiologischer und
nichtökologischer/nichtbiologischer Bienenhaltung zu betreiben.

(28) Da es flir die Landwirte unter bestimmten Umständen schwierig
sein kann, ökologiscblbiologisch erzeugte Tiere und Futtermittel
zu beschaffen, sollte es gestattet werden, eine begrenzte Anzahl



nichtökologisch/nichtbiologisch erzeugter Betriebsmittel in be-
schränkten Mengen zu verwenden.

Ökologische/biologische Erzeuger haben viel unternommen, um
die Erzeugung ökologischenlbiologischen Saatguts und vegetati-
ven Vermehrungsmaterials zu entwickeln und eine breite Palette
von Pflanzensorten und -arten ZU schaffen, flir die ökologisches/-
biologisches Saatgut und vegetatives Vermehrungsmaterial zur
Verfiigung steht. Da es derzeit flir viele Arten jedoch noch immer
nicht genügend ökologischeslbiologisches Saatgut und vegetati-
ves Vermehrungsmaterial gibt, sollte flir diese Fälle die Verwen-
dung von nichtökologischemlnichtbiologischem Saatgut und ve-
getarivem Vermehrungsmaterial zugelassen werden.

(30) Um Unternehmer bei der Suche nach ökologischemlbiologischem
Saatgut und ökologischen/biologischen Pflanzkartoffeln zu unter-
stützen, sollte jeder Mitgliedsstaat sicherstellen, dass eine Daten-
bank angelegt wird, die die Sorten enthält, flir die ökologisches/-
biologisches Saatgut und ökologischelbiologische Pflanzkartof-
feln am Markt verfügbar sind.

(29)

(31) Der Umgang mit ausgewachsenen Rindern kann den Tierhalter
und andere Personen, die Tiere betreuen, gefährden. Daher sollten
flir die Endmastphase Von Säugetieren und vor allem von Rindern
Ausnahmen zugelassen werden.

, .(32) Katastrophenfalle oder sich weit verbreitende Tier- und Pflanzen-
krankheiten können verheerende Auswirkungen auf die
ökologischelbiologische Landwirtschaft in den betroffenen Regio-
nen haben. Es sind angemessene Maßnahmen zu treffen, die das
Fortbestehen der landwirtschaftlichen Tätigkeit sichern oder selbst
die Wiederaufnahme dieser Tätigkeit gestatten. Daher sollten in
den betroffenen Gebieten vorübergehend nichtökologischl-
nichtbiologisch erzeugte Tiere oder nichtökologischl-
nichtbiologisch erzeugte Futtermittel verwendet werden dürfen.

(33) Gemäß Artikel 24 Absatz 3 und Artikel 25 Absatz 3 der
Verordnung (EG) Nr, 834/2007 sollten spezifische Kriterien rur
die Aufmachung, Zusammensetzung, Größe und Gestaltung des
Gerneinschaftslogos sowie flir die Aufmachung und Zusammen-
setzung der Codenummer der Kontrollbehörde oder Kontrollstelle
sowie der Angabe des Ortes, an dem das landwirtschaftliche Er-
zeugnis produziert wurde, festgelegt werden.

(34) Gemäß Artikel 26 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 sollten
.spe"zifische Vorschriften flir die Kennzeichnung ökologischer/-
biologischer Futtermittel festgelegt werden, die den Sorten und
der Zusammensetzung der Futtermittel und den rur Futtermittel
geltenden horizontalen Etikettierungsvorschriften Rechnung tra-
gen.

Zusätzlich zur Kontrollregelung der Verordnung (EG)
Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
29. April 2004 über amtliche Kontrollen zur Überprüfung der
Einhaltung des Lebensmittel- und Futtermittelrechts sowie der
Bestimmungen über Tiergesundheit und Tierschutz e) sollten ins-
besondere rur alle Stufen der Erzeugung, Aufbereitung und des
Vertriebs ökologischerlbiologischer Erzeuguisse spezifische Kon-
trollvorschriften festgelegt werden,

Zur ordnungsgemäßen Verwaltung statistischer Angaben und Be-
zugsdaten müssen die der Kommission von den Mitgliedstaaten
übermittelten Informationen direkt und so effizient wie möglich
verwendet werden können. Entsprechend sollten alle zur Verfü-
gung zu stellenden oder zwischen den Mitgliedstaaten und der

(35)

(36)

(1) ABI. L 165 vom 30.4.2004, S. I. Berichtigte Fassung im ABI. L 191 vom
28.5.2004, S. I.



Kommission auszutauschenden Informationen elektronisch oder
digital übermittelt werden.

I

i

(37) Der Austausch von Informationen und Dokumenten zwischen der
Kommission und den Mitgliedstaaten sowie die Bereitstellung
und Übermittlung von Informationen der Mitgliedstaaten an die
Kommission erfolgen in derRegel in elektronischer oder digitaler
Form. Um diese Art des Informationsaustauschs bei der
ökologischenlbiologischen Produktion zu verbessern und ZU er-
weitern, müssen die bestehenden Rechnersysteme angepasst bzw.
durch neue Systeme ersetzt werden. Es ist vorzusehen, dass diese
Maßnahme von der Kommission initiiert und nach Unterrichtung
der Mitgliedstaaten im Ausschuss fur den ökologischen Landbau
umgesetzt wird.

(38) Die Bedingungen, unter denen Informationen von diesen Rech-
nersystemen verarbeitet werden, sowie Fonn und Inhalt der Do-
kumente, die der Kommission gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 834/2007 zu übermitteln sind, müssen angesichts der Weiter-
entwicklung der geltenden Regelungen oder Verwaltungsanforde-
rungen häufig angepasst werden. Darüber hinaus sollten die von
den Mitgliedstaaten übermittelten Dokumente einheitlich aufge-
macht sein. Um dies zu erreichen und die Verfahren zu verein-
fachen und sicherzustellen, dass die betreffenden Rechnersysteme
sofort operativ sind, sollten Form und Inhalt der Dokumente in
Mustern oder Fragebögen vorgegeben werden, die von der Kom-
mission nach Unterrichtung des Ausschusses-für den ökologi-
schen Landbau anzupassen und zu aktualisieren sind.

(39) Für bestimmte Vorschriften der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91
sollten Übergangsmaßnahmen festgelegt werden, um die Konti-
nuität der ökologischenlbiologischen Produktion nicht in Frage zu
stellen.

(40) Die Verordnung (EWG) Nr. 207!9~-~er Kommission Vom 29. Ja-
nuar 1993 zur Festlegung des Inhalts des Anhangs VI der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates über den ökologischen
Landbau und die entsprechende Kennzeichnung der landwirt-
schaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel sowie der Durchfüh-
rungsvorschriften zu deren ArtikelSAbsatz 4 (I), die
Verordnung (EG) Nr. 1452/2003 der Kommission vom 14. August
2003 zur Beibehaltung der Ausnahmeregelung gemäß Artikel 6
Absatz 3 Buchstabe ader Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des
Rates fur bestimmte Arten von Saatgut und vegetativem Vermeh-
rungsmaterial und zur Festlegung von Verfahrensvorschriften und
Kriterien fur diese Ausnahmeregelung (2) und die
Verordnung (EG) Nr. 223/2003 der Kommission vom 5. Februar
2003 zur Festlegung von Etikettierungsvorschriften fur Futtermit-
tel, Mischfuttermittel und Futtermittel-Ausgangserzeugnisse aus
ökologischem Landbau und zur Änderung der Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 des Rates e) sollten aufgehoben und durch
eine neue Verordnung ersetzt werden.

i

(41) Die Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 wird mit Wirkung vom
I. Januar 2009 durch die Verordnung (EG) Nr. 834/2007 aufge-
hoben. Viele ihrer Bestimmungen sollten nach entsprechender
Anpassung jedoch weiterhin Anwendung finden und folglich in
die vorliegende Verordnung übernommen werden. Der Klarheit
halber empfiehlt es sich, eine Entsprechungstabelle fur die Be-
stimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 und die Be-
stimmungen der vorliegenden Verordnung aufzustellen.

(1) ABI. L 25 vom 2.2.1993, S. 5.
(') ABI. L 206 vom 15.8.2003,S. 17.
(') ABI. L 31 vom 6.2.2003, S. 3.



(42) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen
der Stellungnahme des Regelungsausschusses rur den ökologi-
schen Landbau -

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:
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VERORDNUNG (EG) Nr. 710/2009 DER KOMMISSION

vom 5. August 2009

" zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 mit DUTchführungsvoTschriften ZUT Verordnung
(EG)·,NT. 834/2007 des Rares im Hinblick auf Durchführungsvorschriften für die Produktion von

. Tieren und Meeresalgen in ökologischer/biologischer Aquakulrur

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN.

gestützt auf den Vertrag zur Grundung der Europäischen Ge-
meinschaft,

gestürzt auf die Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom
28. Juni 2007 über die ökologische/biologische Produktion und
die Kennzeichnung von ökOlogischen/biologischen Erzeugnissen
und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 ('),
insbesondere auf Artikelll, Artikel 13 Absatz 3, Artikel 15
Absatz 2, Artikel 16 Absatz J und Absatz 3 Buchstaben a und
c, Artikel 17 Absatz 2, Artikel 18 Absatz 5, Artikel 19 Absatz
3 Unterabsatz 2, Artikel 22 Absatz 1, Artikel 28. Absatz 6,
Anikel 38 Buchstaben a, b und c und Anikel 40,

in Erwägung nachstehender Grunde<;

(l) In der Verordnung (EG) Nr. 83.<f/io07 und insbesondere
ihrem Titel m sind die aIlgemeineti Anforderungen an die
Produktion von Tieren und Meeresalgen in Aquakultur
festgelegt. Die Durchführungsvorschriften hierzu sollten
durch Anderung der Verordnung (EG) Nr. 889/2008
der Kommission ('), die die Durchführungsvorschriften
zur Verordnung (EG) Nr. 834/2007 enthält, festgelegt
werden.

(2) In der Mitteilung der Kommission an den Rat und das
Europäische Parlament .Eine Strategie für die nachhaltige
Entwicklung der europäischen Aquakultur" (') wurde eine
Zukunftsvision für die Entwicklung dieses Sektors in den
nächsten zehn Jahren aufgezeigt, um dessen Stabilisie-
rung in ländlichen Gebieten und in Küstengebieten zu
erreichen, indern, was sowohl Erzeugnisse als auch Ar-
beitsplätze anbelangt, Alternativen zur Fischerei angebo-
ren werden. Jn der Mitteilung wurde auch auf das Poren-
zíal der ökologischenfbiologischen Aquakultur und auf
die Notwendigkeir hingewiesen, hierzu Normen und Kri-
terien zu entwickeln.

(3) Jm Interesse einer gemeinsamen Auslegung sollten die
Begriffsbestimmungen in Anikel 2 der Verordnung (EG)
Nr. 889/2008 ergänzt und überarbeitet werden, urn Un-
klarheiten auszuschließen und eine einheitliche Anwen-
dung der Vorschriften für die Produktion von Tieren und
Meeresalgen in ökologischer/biologischer Aguakultur zu
gewährleisten.

(4) Den Gewässern, in denen Meeresalgen und Tiere öko-
logischfbiologisch produziert werden, kommt für die Er-
zeugung sicherer und hochwertiger Erzeugnisse bei mini-
maler Belastung der aguatischen Umwelt eine entschei-

(') ABl. L 189 vom 20.7.2007. S. 1.
(') ABJ. L 2;0 vom 18.9.2008, S. 1.
(') KOM(2002) ';11 vom 19.9.2002.
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r,dende Bcdcutung zu. Es existieren Rechtsvorschriften der

Gemeinschaft über Wasserqualität und Kontarninanten in
Lebensmitteln. die Umweltauflagen für Wasser enthalten
und eine hohe Lebensmittelqualität gewährleisten, wie die
Richtlinie 2000j60jEG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung cines
Ordnungsrahmens fur Maßnahmen der Gemeinschaft im
Bereich der Wasserpolitik (4), die Richtlinie 2008j56jEG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni
2008 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens fur Maß-
nahmen der Gemeinschaft im Bereich der Meeresumwelt
(Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie) ('), die Verordnung
(EG) Nr. 1881/2006 der Kommission vom
19. Dezember 2006 zur Festsetzung der Höchstgehalte
für bestimmte Kontaminanten in Lebensmitteln (') und
die Verordnungen (EG) Nr. 852/2004 ('), (EG) Nr.
853j2004 (8) und (EG) Nr. 854j2004 des Europäischen
Parlaments und des Rates ('). Es ist daher angezeigt, für
die Meeresalgen- und Aquakulturproduktion einen Plan
zur nachbaltigen Bewirtschaftung mit konkreten Maßnah-
men, etwa zur Abfallverríngerung, zu erstellen.

(5) Die Umsetzung der Richtlinie 8 5j3 37jEWG des Rates
vom 27. Juni 1985 über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projek-
ren (IO). der Richtlinie 92j43jEWG des Rates vom
21. Mai 1992 I·zur rE¡haltung der natürlichen Lebens-
räume sowie der wíld ' lebenden Tiere und Pflanzen (il)
und der Richtlinie 79j409jEWG des Rates vom 2. April
1979 über díe Erhaltung der wild lebenden Vogel-
arten (12) 5011 angemessene Wechselwirkungen mit der
Umwelt bei gleichzeitiger Berücksichtigung der Auswir-
kungen auf die geforderte Wasserqualität nach den Richt-
linien 2000j60jEG und 2008j56jEG gewährleisren. Es
sollten Vorschriften fur die Durchfuhrung einer umwelt-
bezogenen Prüfung festgelegt werden, die eine optimale
Anpassung an die umgebende Umwelt und eine Begren-
zung möglicher negativer Auswirkungen vorsieht. Durch
solche Prüfungen sollte sichergestellt werden, dass die
Produktion von Tieren und Meeresalgen in ökologischerj
biologischer Aquakultur, ein im Vergleich zur ökologi-
schenjbiologischen Landwirtschaft relativ neuer Wirt-
schaftszweíg, gegenüber anderen Bewirtschaftungsforrnen
nicht nur eine ökologisch vertretbare. sonder in Überein-
stimmung mit der breiten öffentlichen Meinung eine um-
weltverträgliche und nachhaltige Alternative darstellt.

(') ABI. L J27 vom 22.12.2000, 5. 1.
(') ABI. L 164 vom 25.6.2008. S. 19.
(') ABI. L J64 vom 20.12.2006.5. 5.
(') ABI. L 139 vom 30.4.2004, S. 1.
(8) ABL L 139 vom J0.4.2004. S.55.
(') ABL L lJ9 vorn J0.4.2004. S. 206.

(IO) ABI. L 175 vom 5.7.1985, 5.·,40.
(11) ABI. L 206 vom 22.7.1992. S. 7.
(") ABI. L l 03 vom 25.4.1979. S. 1.
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(6) Das hinsichtlich der Löslichkeit von Stoffen besondere
Medium Wasser erfordert cinc angemessene Trennung
von ökologischen/biologischen und nichtökologischcn/
nichtbiologischen Aquakulturanlagen: es sollten ausrei-
chende Trennungsmaßnahmen festgelegt werden. Ange-
sichts der Vielfalt aquatischer Milieus in Süß- wie in
Meerwasser erscheint es angezeigt, die Trenndistanzen
auf einzelstaatlicher Ebene festzulegen. d, die Mitglied-
staaten am besten in der Lage sind, die jeweiligeSituation
zu beurteilen.

(7) Die Kultivierung von Meeresalgen kann in gewisser Hin-
sicht positive Auswirkungen haben, etwa durch den Ab-
bau von Nährstoffen, und Aquakultur in Polykultur för-
dern. Es ist jedoch darauf zu achten, dass wilde Algen-
felder nicht so stark abgeerntet werden. dass ihre Rege-
neration gefährdet ist, und es muss sichergestellt sein,
dass die Produktion die aquatische Umwelt nicht zu
sehr belastet.

,
(8i Die Mitgliedstaaten verzeichnen bei ökologisch/biologisch

erzeugten Eiweißpflanzen zunehmend Versorgungseng-
pässe. Gleichzeitig reichen die Einfuhren ôkologischer/
biologischer Eiweißfuttermittel nicht aus, Um die Nach-
frage zu decken. Die Cesamtflächen. auf denen lEiweiß-
pflanzen ökologisch/biologisch angebaut werden, sind
nicht groß genug, um den Bedarf an ökologisch/biolo-
gisch erzeugtem Eiweiß zu decken. Deshalb sollten unter
bestimmten Bedingungen auch Eiweißfutterminel verfüt-
tert werden dürfen, die von Parzellen im ersten Jahr der
Umstellung stammen.

(9) Da die, Tíerproduktion in ökologischer/biologischer
Aquakultur noch in den Anfangen steckt, sind Elterntiere
aus ökologischer/biologischer Produktion nicht unbedingt
in ausreichenden Mengen verfügbar. Es ist vorzusehen,
dass unter bestimmten Bedingungen auch Eltern- und
Jungtiere nichtökologischer/nichtbiologischer Herkunft
eingesetzt werden dürfen.

(1D) In ökologischer/biologischer Aguakulturproduktion soll-
ten die Tiere artgerecht gehalten werden. Die Haltungs-
praktíken, Bewinschaftungssysteme und Anlagen sollten
den Erfordernissen des Tierschutzes genügen. Es sollten
Vorschriften über angemessene Konstruktionen von
Netzkäfigen und Netzgehegen im Meer sowie Aufzucht-
anlagen an Land festgelegt werden. Um Seuchen und
Schädlingsbefall auf ein Mindestmaß zu reduzieren und
einen hohen Standard an Tierschutz und Tiergesundheit
zu gewährleisten, sollten maximale Besatzdichten vor-
geschrieben werden. Vor dem Hintergrund der Vielzahl
von Arten mit spezifischen Bedürfnissen sollten hierfür
Sonderbestimmungen festgelegt werden.

(11) Im Zuge jüngster technischer Entwicklungen werden zur
Aquakulturproduktion immer häufiger geschlossene
Kreislaufsysteme eingesetzt, die zwar externen Input er-
fordern und einen hohen Energiebedarf haben, bei denen
aber kaum Abwasser anfällt und aus denen Zuchtfische
nicht entkommen können. Angesichts des Grundsatzes,
dass eine ökologische Erzeugung so naturnah wie mög-
lich sein sollte, sollte der Einsatz solcher Systeme für die
ökologische/biologische Produktion untersagt werden, bis
neue Erkenntnisse vorliegen. Ausnahmsweise zugelassen

/'-



werden sollten solche Sy.'temc lediglich für die besonde-
ren Produktionsbedingungen der Brut- und Iungtierstatío-
nen.

(12) Die allgemeinen Grundsätze, auf denen die ökologische/
biologische Produktion gemäß Artikel 4 und 5 der Ver-
ordnung (EG) NI'. 834/2007 beruhen muss, sehen eine
geeignete Gestaltung und Handhabung biologischer Pro-
zesse auf der Grundlage ökologischer Systeme unter Nut-
zung sysreminterner natürlicher Ressourcen und unter
Einsatz von Methoden vor, die im Fall der Aguakuitur
im Einklang mit dem Grundsatz der nachhaltigen Fische-
rei stehen. Sie schreiben ferner vor, dass die biologische
Vielfalt der natürlichen aguatischen Ökosysteme in der
Aquakultur erhalten bleiben muss. Außerdem beinhalten
diese Grundsätze die Vornahme einer Risikobewertung
sowie gegebenenfalls die' Durchführung von Vorsorge-
und Präventivmaßnahmen. In diesem Zusammenhang
ist klarzustellen, dass die Gabe von Hormonen oder Hor-
monderivaten Zur künstlichen Auslösung des Laichvor-
gangs bei Aquakulnrrtieren, mit den Grundsätzen der
ökologischen/biologischen Erzeugung und der Verbrau-
cherwahrnehmung ökologischer/biologischer Aguakultur-
erzeugnisse unvereinbarIst und solche Stoffe deshalb in
der ökologischen/biologischen Aquakultur nicht einge-
setzt werden sollten. /'

(1 JJ Das Futter sollte den Nährstoflbedarf der Aguakulturtiere
decken, muss aber gleichzeitig dem Gesundheitsschutz-
erfordemís der Verordnung (EG) Nr. 999/2001 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001
mit Vorschriften zur Verh ütung, Kontrolle und Tilgung
bestimmter transmissibier spongiformer Enzephalo-
pathien (l) entsprechen, wonach ein aus einer Arr her-
gestelltes Futtermittel nicht an dieselbe Art verfüttert wer-
den darf. Es ist daher angezeigt, fur karnivore und nicht-
karnivore Aguakulturtiere spezifische Vorschriften zu er-
lassen.

(14J Die Rohstoffe der Futtermittel fur karnivore Fische und
Krebstiere in ökologischerjbiologischer Aquakultur soll-
ten im Einklang mit Artikel 5 Buchstabe o der Verord-
nung (EG) NI'. 834/2007 vorzugsweise aus nachhaltig
genutzten Beständen im Sinne von Artikel 3 Buchstabe
e der Verordnung (EG) NI'. 2371/2002 des Rates vom
20. Dezember 2002 über die Erhaltung und nachhaltige
Nutzung der Fischereiressourcen im Rahmen der Ge-
meinsamen Fischereipolitik ('J oder auch aus ökologi-
scher/biologischer Aquakultur stamrnen. Da die ökologi-
sche/biologische Aquakultur ebenso wie die nachhaltige
Fischerei noch in den Anfängen stecken und daher Fut-
termittel aus ökologischerjbiologischer Produktion und
aus nachhaltig genutzten Fischereien knapp sein könnten,
sollten Vorschriften fur die Verwendung nichtökologi-
scher/nichtbiologischer Futtermittel auf der Grundlage
der Verordnung (EG) NI'. 1774/2002 des Europäischen
Parlaments und des Rates (') erlassen werden, die Hygie-
nevorschriften für die Venvendung von Ausgangserzeug-
nissen aus Fischen oder Teilen von Fischen in der Aqua-
kultur vorsieht und die Verfutterung bestimmter Aus-
gangserzeugnisse aus Zuchtfischen einer Art an Zucht-
fisehe derselben Art verbietet.

(') ABl. L 14i vom 31.5.2001, S. 1.
(') ABl. L J58 vom J1.12.2002, S. 59.
(lJ ABl. L 27J vom 10.10.2002, S. 1.



(l5) Bestimmte nichtöko!ogischeJIlichtbiologischc Puttennit-
telausgangserzeugnísse, FuttermitteJzusatzsroffe und Ver-
arbeinmgshílfssroffe dürfen unter klar definierten Bedin-
gungen in der Produktion von Tieren und Meeresalgen in
ökologischer/biologischer Aquakultur verwendet werden.
Neue Stoffe sollten nach dem Verfahren des Artikels J 6
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 zugelassen
werden. Ausgehend von der Empfehlung einer Ad-hoc-
Expertengruppe (1) für Fischfutter und Reinigungsmittel
in der ökologischen/biologischen Aquakultur, wonach
die in den Anhängen V und VI der Verordnung (EG)
Nr. 889/2008 aufgelisteten Stoffe, die für die .ökologí-
schejbiologische Tiererzeugung zugelassen sind, auch
für die ökologische/biologische Aquakultur zugelassen
werden sollten und bestimmte Stoffe für einzelne Fisch-
arten eine wichtige Rolle spielen, sollten derartige Stoffe'
in Anhang VI der letztgenannten Verordnung aufgenom- t

men werden.

(l6)
»<.

Die Produktion von filtrierenden Muscheln kann 'stcli
günstig auf die WasserquaJität der Küstengewässer aus-
wirken, weil Nährstoffe abgebaut werden, und sie kann
Aquakultur in Polykultur fördern. Es sollten spezifische
Bestimmungen fur die Muschelzucht erlassen werden, die
der Tatsache Rechnung tragen, dass hier nicht zugefuttert
werden muss und die Umwelt deshalb geringer belastet
wird als bei anderen Formen der Aquakultur.

(17) Maßnahmen zur Gesunderhaltung der Bestände sollten
vorrangig auf die Verhütung von Krankheiten ausgerich-
tet sein. Die Bestimmungen der vorliegenden Verordnung
gelten im Falle tierärztlicher Behandlung unbeschadet der
Richtlinie 2006/88/EG vom 24. Oktober 2006 mit Ge-
sundhelts- und Hygienevorschriften fur Tiere in Aquakul-
tur und Aquakulturerzeugnisse und zur Verhütung und
Bekämpfung bestimmter Wassertierkrankheiten ('). Die
Verwendung bestimmter Reinigungs-, Antifouling- und
Desinfektionsmittel fur Ausrüstungen und Anlagen sollte
unter klar definierten Bedingungen zulässig sein. Bei der
Verwendung von Desinfektionsrnitteln in Anwesenheit
lebender Tiere muss besondere Sorgfalt gelten und sicher-
gestellt sein, dass ihre Anwendung für die Tiere unschäd-
lich ist. Derartige Mittel sollten nach dem Verfahren des
Artikels 16 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007
zugelassen werden. Auf der Grundlage von Empfehlun-
gen einer Ad-hoc-Expertengruppe sollten solche Stoffe im
Anhang aufgelistet werden.

(18) Es sollten spezifische Vorschriften für tierärztliche Be-
handlungen festgelegt werden, einschließlich einer Rang-
liste der verschiedenen Behandlungsarten und einer Be-
grenzung der Häufigkeit, in der allopathische Arzneimit-
tel verabreicht werden dürfen.

(l9) Beim Umgang mit und Transport von lebenden Fischen
sollte sorgfältig darauf geachtet werden. den physiologi-
sehen Bedürfnissen der Tiere gerecht zu werden.

(l) Empfehlung der Ad-hoc-Expertengruppe ,.Fish feed and cleaning ma-
terials in organic seaweed and aquaculture production" (Fischfutter
und ReinigungsmitteJ in der ökologischen Meeresalgen- und Aqua-
kulturproduktion), 20.11.2008, 'w'w"""'.organic:-farming.europa.eu

('I ABl. L 328 vorn 24.11.2006, 5.14.
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(20) Die Umstellung auf die ökologische/biologische Produk-
tion erfordert die Anpassung aller Produkríonsmírrel an
die ökologische/bio!ogische Produktionsweise über einen
bestimmten Zeitraum. Je nach Art der vorausgegangenen
Produktion sollten spezifische Umstellungszeiträume fest-
gelegt werden.

(21) Offensichtlich enthalten einzelne Anhänge der Verord-
nung (EG) Nr. 889/2007 Fehler, Es sind Vorkehrungen
zur Betichtigung dieser Feh!er zu treffen.

(22) Es sollten spezifische Kontrollbestimmungen erlassen
werden, die den Besonderheiten der Aquakultur Rech-
nung tragen. .

(23) Zur Er!eichterung der Umstellung von Betrieben, die nach
nationalen oder privaten Standards bereits öko!ogisch/
biologisch produzieren, auf die neuen Gemeinschaftsvor-
schriften sollten bestimmte übergangsmaßnahmen gel,
ten.

(24) Die ökologische/biologische Aquakultur ist, im Vergleich
zur ökologischen/biologischen Landwírrschaft mit ihrer
langjährigen Erfahrung, ein verhältnismäßig junger Zweig
der ökologischen/biologischen Produktion. Da jedoch dss
Verbraucherinteresse an ökologischen/biologischen Aqua-
kulturerzeugnisseo wächst, dürfteo immer mehr Betriebe
auf die ökologische/biologische Produktioosweise umstel-
len. Auch hier werden folglich bald mehr Erfahrung und
technisches Wissen abrufbar sein. Außerdem dürften ge-
plante Forschungsarbeiten neue Ergebnisse vorlegen, ins-
besondere über Haltungssysteme. über notwendige nicht-
ökologische/nichtbiologische Futtettnittelzutaten oder
über optimale Besatzdichten für bestimmte Arten. Neue
Erkenntnisse und technologíscher Fortschritt, die Verbes-
serungen in der ökologischen/biologischen Aquakultur
bedeuten, sollten sich in den Produktionsvorschrlfteo nie-
derschlagen. Daher ist eine Klausel vorzusehen, dass diese
Vorschriften überprüft und gegebenenfalls geändert wer-
den können.

(25) Die Verordnung (EG) Nr. 889/2008 ist entsprechend zu
äodern.

(26) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungoahme des Regelungsausschusses
für den ökologischen Landbau -

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:
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TITEL I

EINLEITENDE BESTIMMUNGEN IArtikel J

Gegenstand und Geltungsbereich

1. Diese Verordnung enthält spezifische Vorschriften für die
ökologische/biologische Produktion, die Kennzeichnung und die Kon-
trolle in Bezug auf die Erzeugnisse gemäß Artikel I Absatz 2 der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007.

T M2 l, Giese ".,.,èHHHo gilt Hielot ¡¡il

a)

(2) Diese Verordnung gilr nicht für

a) andere als die in Artike! 7 genannre~ Tierarten und

b) andere als die in Artikel 25a genannren Tiere in Agua-
kultur.

TM2 Ehe-
,tandis auch für die in Vntera en a. b und c genannten
Erzeuani . asís der Verordnung (EG). Nr. 834/2007 ausführ-

Die Bestimmungen der Tite! Il, III und IV gelten jedoch
muraris mutandis auch für solche Erzeugnisse, bis auf der
Grundlage der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 ausführliche
Produknonsvorschrífren für diese Erzeugnisse festgelegt
wurden.



A/'tikel2

Begriffsbestimmungen

Für die Zwecke dieser Verordnung gelten über die Begriffsbestimmun_
gen VOnArtikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 hinaus die fol-
genden Definitionen:

a) "nichtökologisch/nichtbiologisch": weder aus einer Produktion im
. Sinne der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 und der vorliegenden Ver-
. ordnung stammend noch darauf bezogen;

b) "Tierarzneimittel": Mittel im Sinne von Artikel I Nummer 2 der
Richtlinie 2001/82/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
zur Schaffung eines Gemeinschaftskodexes fur Tier.rzneimitiel (l);

c) .Einführer'': die natürliche oder juristische Person innerhalb der
Gemeinschaft, die eine .?endung entweder persönIich odet über einen
BeVOllmächtigten ZUr Uberfiihrung in den zollrechtlich freien Ver-
kehr in der Gemeinschaft gestellt;

d) "Erster Empfänger": die natürliche oder juristische Person, an die die
eingefiihrte Sendung geliefert wird und die diese Sendung zum Zwe-
cke der weiteren Aufbereitung und/oder der Vermarktung annimmt;

e) "Betrieb": alle unter ein und derselben Leitung ZUm Zwecke der
Produktion von landwirtschaftlichen Erzeugnissen bewirtschafteten
Produktionseinheiten;

1
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enden Wirtschaftsgüter wie Produktionsstätten, e en, Wei-
den, Auslauftlächen, Haltungsgeb" , gerstätten fur Pflanzen,
pflanzliche Erzeu~is '. c e Erzeugnisse, Rohstoffe und alle
andere . smIttel, die fur diesen spezifischen ProduJc?0nsbe-

"n ,Produktionseinheit': alle für einen Produl,tions-
bereich zu verwendenden Wirtschaftsgüter wie Pro-
dubionsstätten, Landparzellen. Weiden, Auslaufflä-
chen. Haltungsgebäude. fischteiche, Haltungssysteme
für Meeresalgen oder Tiere in Aquakultur. Küsten-
oder Meeresbodenkonzessionen, Lagerstärten für
Pflanzen, pflanzliche Erzeugnisse, Meeresalgenerzeug_
nísse, tierische Erzeugnisse, Rohstoffe und allen an-
deren Betriebsmittel, die fur diesen spezifischen Pro-
duktionsbereich von Belang sind:"

g) "Hydrokultur": eine Anbaumetbode, bei der die Pflanzen ausschließ-
lich in einer mineralischen Nährstofflösung oder in einem inerten
Medium wie Perlit, Kies oder Mineralwolle wurzeln, dem eine Nähr-
stoftlösung zugegeben wird;

h) "tierärztliche Behandlung": alle Maßnahmen im Rahmen einer Heil-
behandlung oder prophylaktischen Behandlung gegen eine bestimmte
Krankheit;

(I) ABi. L 31J vom 28.11.200J, S.!.



i) .Llmstellungsfuttermitrel''. Futtermittel, die während der UmsteJlung
auf die ökologis~he/bioJogische Produktion erzeugt werden, ausge-
nommen Futtermittel, die In den zwölf Monaten nach Beginn der
Umstellung gemäß Artikel J7 Absatz I Buchstabe a der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 geerntet wurden.

"jJ .geschlossene Kreislaufanlage': Aquakulturproduktion
in einer geschiassenen Haltungseinrichrung an Land
oder auf einem Schiff mit Reairkulation des Wassers
und erforderlicher permanenter Zufuhr von Energie

. Zur Stabllisierung der Haltungsbedingungen der
Aquakulturtiere. ,

k) .emeuerbare Energien': erneuerbare. nicht fossile
Energieguelien: Wind, Sonne, Erdwärme, Wellen, Ge-
zeiten, Wasserkraft, Deponiegas. Klärgas und Biogas;

I) Brutstation'; Anlage für die Vermehrung. Erbrütung
und Aufzucht während der ersten Lebensstadien von
Tieren in Aquakultur, insbesondere Fischen, Weich-
und Krebstieren;

m) Jungtíerstation': Zwischenstation fur die Zeit zwi-
schen Brut- und Abwachsstadium. Das jungtíersta-
mum wird mit Ausnahme der Arten, die eine Smol-
tífíkation durchlaufen, im ersten Drittel des Produk-
tionszyklus abgeschlossen;

n) ,Verschmutzung': in der Aquakultur- und Meeres-
algenproduktion das direkte oder indirekte Einbrin-
gen von Stoffen oder Energie in die aquatische Um-
welt der betreffenden Gewässer im Sinne der Richt-
linien 2008!56!EG des Europäischen Parlaments und
des Rates ('J und 2000!60/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates (uJ;

o) Polykultur': in der Aquakultur- und Meeresalgenpro-
duknon die Aufzucht von zwei oder mehr Anen in
der Regel unterschiedlicher trophischer Ebenen in
einer Halrungseínheít:

p) ,Produktionszyklus': in der Aquakultur- und Meeres-
algenproduktion die Lebensspanne eines Tieres oder
einer Meeresalge vom frühesten Lebensstadium bis
zur Ernte;

('J ABI. L 164 vom 25,6,2008, S. 19.
(uJ ABI. L 327 vom 22.12.2000, S, 1.

('''J ABI. L 168 vom 28.6.2007, S. 1."

qJ ,heimische Zuchtarten': in der Aquakultur- und Mee-
resalgenproduktion weder nichtheimische noch ge-
bietsfremde Arten im Sinne der Verordnung (EGJ
Nr, 708/2007 (mJ des Rates; die in Anhang N der-
selben Verordnung genannten Arten können als hei-
mische Zuc3tarten gelten.

r) Besatzdíchte': in der Aquakultur das Lebendgewicht
der Tiere pro Kubikmeter Wasser zu jedem Zeitpunkt
der Al:iwachsphasc bzw, im Falle von Plattfischen und
Garneien das Gewicht pro Quadratmeter Fläche,



TITEL fl

VORSCHRIFTEN FÜR DIE PRODUKTION, VERARBEITUNG,
VERPACKUNG, BEFÖRDERUNG UND LAGERUNG

ÖKOLOGISCHERIB!OLOGISCHER ERZEUGNISSE
\.

KAPITEL l

Pflanzliche Erzeugung

Artíkel B

Bodenbewirtschaftung und Düngung

(I) Soweit der Nährstoffbedarf der Pflanzen durch die in Artikel 12
Absatz I Buchstaben a, b undc der Verordnung (EG) Nr. 834/2007
vorgesehenen Maßnahmen nicht gedeckt werden kann, dürfen ZUr
ökologischenlbiologischen Produktion ausschließlich die Düngemittel
und Bodenverbesserer gemäß Anhang 1 der vorliegenden Verordnung
und nur in dem unbedingt erforderlichen Maße verwendet werden, Die
Unternehmer führen Buch über die Notwendigkeit der Verwendung der
j eweiligen Mittel.

(2) Die Gesamtmenge des im Betrieb ausgebrachten Wirtschaftsdün-
gers tierischer Herkunft im Sinne der Richtlinie 9l1676/EWG des Rates
über den Schutz der Gewässer gegen Verunreinigung durch Nitrate aus
landwirtschaftlichen Quellen (I) darf 170 kg Stickstoff je Jahr und Hek-
tar landwirtschaftlicher Nutzfläche nicht überschreiten. Dieser Grenz-
wert gilt nur für Stallmist, getrockneten Stallmist und getrockneten Ge-
flügelmist, Kompost aus tierischen Exkrementen, einschließlich Geflü-
gelmist, kompostiertem Stallmist und flüssigen tierischen Exkrementen.

(3) Zur Ansbringung von überschüssigem Wirtschaftsdünger tier-
ischer Herkunft aus der ökologischenlbiologischen Produktion können
ökologischelbiologische Betriebe schriftliche Vereinbarungen mit ande-
ren Betrieben und Unternehmen treffen, jedoch ausschließlich mit sol-
chen, die den ökologischen!biologischen Produktionsvorschriften genü-
gen. Die Obergrenze gemäß Absatz 2 wird auf Basis aller
ökologischenlbiologischen Produktionseinbeiten berechnet, die an dieser
Vereinbarung beteiligt sind.

(4) Zur Verbesserung des Gesamtzustands des Bodens oder der Nähr-
stoffverfiigbarkeit im Boden oder in den Kulturen können geeignete
Zubereitungen aus Mikroorganismen verwendet werden.

(5) Für die Aktivlerung von Kompost können geeignete Zubereitun-
gen auf pflanzlicher Basis oder Zubereitungen aus Mikroorganismen
verwendet werden,

Artikel4

Verbot der Hydrokultur

Hydrokultur ist verboten. I

Artikel ô

Schädlings-, Krankheits- und Unkrautregulierung

(I) Soweit Pflanzen durch die Maßnahmen gemäB Artikel 12 Ab-
satz I Buchstaben a, b, c und g der Verordnung (EG) Nr. 834/2007
nicht angemessen vor Schädlingen und Krankheiten geschützt werden
können, dürfen für die ökoJogischelbiologiscbe Produktion nur die in
Anhang 11 der vorliegenden Verordnung genannten Mittel verwendet

(J) ABI. L 375 vom 31.12.1991, S. L
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werden. Unternehmer fiihren Buch über die Notwendigkeit der Verwen-
dung dieser Mittel.

Ç2) Im Falle von Erzeugnissen, die in Fallen und Spendern verwendet
werden, ausgenommen -Pheromonspender, müssen die Fallen und/oder
Spender gewährleisten, dass die Stoffe nicht in die Umwelt freigesetzt
werden und dass die Stoffe nicht mit den Kulturpflanzen in Berührung
kommen. Die Fallen sind nach ihrer Verwendung einzusammeln und
sicher zu entsorgen.

Artlkel 6

Spezifische Vorschriften íür die Pilzproduktion

Für die Produktion von Pilzen können Substrate verwendet werden,
soweit sie sich ausschließlich aus den folgenden Bestandteilen zusam-
mensetzen:

a) Stallmist und tierische Exkremente

i) aus ökologischlbiologisch wirtschaftenden Betrieben

ii) oder gemäß Anhang I, jedoch nur, wenn die Erzeugnisse gemäß
Ziffer i nicht verñigbar sind"und wenn diese vor der Kompøstie-
rung 25 % des Gewichts aller Substratbestandteile ohne Deck-
material und jegliches zugesetztes Wasser nicht überschreiten;

b) nicht unter Buchstabe a fallende Erzeugnisse landwirtschaftlichen
Ursprungs aus ökologisch/biologisch wirtschaftenden Betrieben;

c) chemisch nicht behandelter Torf;

d) Holz, das nach dem Einschlag nicht chemisch behandelt wurde;

e) rnineralische Erzeugnisse gemäß Anhang I, Wasser und Erde.

"KAPITEL la

MeeresalgenproduktioTl

Artikel6a

Geltungsbereich

Dieses Kapitel enthält ausführliche Produktionsvorschriften
für das Sammeln und Kultivieren von Meeresalgen. Es gilt
mutatis mutandis auch für die Produktion von vielzelligen
Meeresalgen oder Phytoplankton und Mikroalgen zur Wei-
terverwendung als Furtermittel für Aquakulturtiere.

Altikel 6b

Eignung der Gewässer und nachhaltige
Bewirtschaftung

(1) Es werden Standorte gewählt, die nicht durch Erzeug-
nisse oder Stoffe. die für eine ökologische/biologische Pro-
duktion nicht zugelassen sind, oder durch Schadstoffe kon-
taminiert sind, die den ökologischen/biologischen Charakter
der Erzeugnisse beeinträchtigen würden.



(2) Ökologische/biolqgische ~nd nichtökologische/nicht_
biologische Produktionseinheiten werden angemessen von-
einander getrennt. Bei diesen Maßnahmen sind die natürli-
che Lage, getrennte \Vasserführung, Entfernungen. Cezeí-
tenströrnungen und der flussaufwärts oder flussabwärts ge-
legene Standort der ökologischen/biologischen Produktions-
einheit zu beachten. Die Behörden der Mitgliedstaaten kön-
nen Standorte oder Gebiete ausweisen. die ihrer Ansicht
nach für ökologische/biologische Aquakultur oder Meeres-
algenernten ungeeignet sind. und können Mindesrtrcnndís-
tanzen zwischen ökologischen/biologischen und nichtöko-
logischen/nichtbiologischen Produktionseinheiten vorschrei-
ben.

Werden Mindesttrenndistanzen vorgeschrieben, teilen die
Mitgliedstaaten diese Information den Unternehmern, den
anderen Mitgliedstaaten und der Kommission mit.

(3) Für alle neuen Anlagen, die Zur ökologischen/biolo-
gischen Produktion angemeldet werden und jährlich mehr
als 20 Tonnen Aquakulturerzeugnisse produzieren, muss
eine der Größe der Produktionseinheit angemessene urn-
weltbezogene Prüfung durchgeführt werden, um den Zu-
stand der Produktionseinheit und ihres unmittelbaren Um-
feldes sowie die wahrscheinlichen AusVl'Ü'kungen ihrer In-
betriebnahme zu beurteilen. Der Unternehmer legt die Er-
gebnisse der umweltbezogenen Prüfung der Kontrollstelle
oder Kontrollbehörde vor. Die umweltbezogene Prüfung
gründet sich auf die Angaben in Anhang IV der Richtlinie
85/337/EWG des Rates ('). Wurde für diebetreffende Ein-
heit bereits eine gleichwertige Prüfung durchgefUhrt, kann
diese verwendet werden.

(4) Der Unternehmer erstellt einen der Größe der Pro-
duktionseinheit angemessenen Nachhaltigkeitsplan für die
Aquakultur- und Meeresalgenproduktion.

Der Plan wird jährlich aktualisiert und enthält Angaben zu
den Answirkungen der Produktion auf die Umwelt, Zur
vorgesehenen Umweltüberwachung und zu den Maßnah-
men, die ergriffen werden sollen, um die Umweltbelastung
der angrenzenden Gewässer und Landflächen. etwa den
Nährstoffeintrag pro Produl:tionszyklus oder pro Jahr, auf
ein Mindestmaß zu reduzieren. Ebenfalls im Plan vermerkt
werden die Wartung und Reparaturen der technischen An-
lagen.

(5) Aquakultur- und Meeresalgenanlagenbetreiber nutzen
vorzugsweise erneuerbare Energien und wiederverwertete
Materialten. Der Nachhaltigkeitsplan enthält auch ein Ab-
fallsreduzierungskonzept, das bei Aufnahme des Betriebs
umgesetzt wird. Die Nutzung von Restwärme ist, soweit
möglich, auf erneuerbare Energien zu beschränken.

(6) Für die Meeresalgenernre wird bei Aufnahme der Tä-
tigkeit eine einmalige Schätzung der Biomasse vorgenom-
men.
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Nachhaltige Nutzung wilder Meeresalgenbestände

(l) In der Einheit oder in den Betriebsstätten wird Buch
geführt, so dass der Unternehmer feststellen und die Kon-
trollbehörde oder Kontrollstelle überprüfen kann, dass aus-
schließlich wilde, im Einklang mit den Bestimmungen der
Verordnung (EG) Nr, 834/2007 erzeugte Meeresalgen ge-
sammelt und geliefert wurden,

(2) Die Meeresalgenernte darf mengenmäßig keinen gra-
vierenden Eingriff in den Zustand der aquatischen Umwelt
darstellen. Es wird durch geeignete Maßnahmen wie Ernte-
techníken, Mindestgrößen, Alter, Reproduktionszyklen oder
Ausmaß der verbleibenden Algen sichergestellt, dass sich
die Meeresalgenbestände erneuern können,

(3) Werden Meeresalgen in einem aufgeteilten oder ge-
meinsam bewirtschafteten Gebiet geerntet, so ist zu bele-
gen, dass die gesamte Erntemenge mit den Vorschriften
dieser Verordnung im Einklang steht.

(4) Aus den Aufzeichnungen gemäß Artikel 73b Absatz
2 Buchstaben b und c muss hervorgehen, dass die Bestände
nachhaltig bewirtschaftet werden und die Nutzung die Ern-
tegebiete langfristig nicht schädigt,

Artikel 6d

Meeresalgenkulturen

(l) Bei Algenkulturen im Meer werden nur Nährstoffe
verwendet, die in den Gewässern natürlich vorkommen
oder aus ökologischer/biologischer Produktion von Tieren
in Aguakuitur stamrnen, vorzugsweise als nahege!egener
Teil eines Polykultursystems.

(2) Bei Anlagen an Land, bei denen Nährstoffe von au-
ßen zugeführt werden, ist der Nährstoffgehalt des Abwas-
sers nachweislich nicht höher als der Nährstoffgehalt des
zufließenden Wassers, Verwendet werden dürfen nur die in
Anhang I aufgelisteten pflanzlichen oder mineralíschen
Nährstoffe,

(3) Die Bestandsdichte oder Nutzungsintensität wird auf-
gezeichnet und gewährleistet die Unversehrtheít der aquatí-
sehen Umwelt, indem sichergestellt wird, dass die Höchst-
menge an Meeresalgen, die ohne Schaden für die Umwelt
entnommen werden kann, nicht überschrirten wird,

(4) Seile und andere Vorrichtungen für die Meeresalgen-
produktion werden, soweit möglich, wiederverwendet oder
wíederverwertet,

Artikel 6,

Antifoulingrnaßnahmen und Reinigung von
Ausrüstungen und Anlagen

(1) Biologischer Bewuchs wird nur physikalisch oder von
Hand entfernt und gegebenenfalls in einiger Entfernung von
der Anlage ins Meer zurückgeworfen.

(2) Ausrüstungen und Anlagen werden ,auf physika-
lisehem oder mechanischem Weg gereinigt. Reicht dies
nicht aus, dürfen ausschließlich Stoffe aus der Liste in An-
hang VII Abschnitt 2 eingesetzt werden.
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KAP/THI. 2

Tierische Erzeugung

Artikel 7

Geltungsbereich

tiieses Kapitel enthält ausführliche Produktionsvorschriften (Begrün-
dung: Siehe zu Artikel I Abs. 2 Satz 2) für die folgenden Tierarten:
Rinder, einschließlich Bubalus und Bison, Equiden, Schweine, Schafe,
Ziegen, Geflügel (die Arten gemäß Anhang Irr) und Bienen.

Abschnitt 1

Herkunft der Tiere

Artlkel B

Herkunft ökologischer/biologischer Tiere

(l) Bei der Wahl der Rassen oder Linien ist der Fähigkeit der Tiere
zur Anpassung an die Umweltbedingungen, ihrer Vitalität und ihrer
Widerstandsfähigkeit gegen Krankheiten Rechnung zu tragen. Darüber
hinaus müssen die Rassen oder Linien so ausgewählt werden, dass be-
stimmte Krankheiten oder Gesundheitsprobleme, die rur einige intensiv
gehaltene Rassen oder Linien typisch sind, wie Stress-Syndrom der
Schweine, PSE-Syndrom (pSE = paie, soft, exudative bzw. blass, weich,
wässrig), plötzlicher Tod, spontaner Abort, schwierige Geburten, die
einen Kaiserschnitt erforderlich machen, USW., vermieden werden, Ein-
heimischen Rassen und Linien ist der Vorzug zu geben.

(2) Bei Bienen ist Apis mellifera und ihren lokalen Ökotypen der
Vorzug zu geben.



Artikel9

Herkunft nichtökologischer/nichtbiologischer Tiere

(I) Gemäß Artikel 14 Absatz I Buchstabe a Ziffer ii der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 und vorbehaltlich der Bedingungen ge-
mäß den Absätzen 2 bis 5 dieses Artikels' können nichtökologische/-
nichtbiologische Tiere ZU Zuchtzwecken in einen Betrieb eingestellt
werden, jedoch nur, wenn ökologische/biologische Tiere nicht in aus-
reichender Anzahl zur Verfiigung stehen.

(2) Wenn mit dem Aufbau eines Bestands odereiner Herde begon-
nen wird, müssen nichtökologische/nichtbiologische junge Säugetiere
Unmittelbar nach dem Absetzen gemäß den ökologischen/biologischen
Produktionsvorschriften aufgezogen werden. Für den Tag der Einstel-
lung der Tiere in den Bestand gelten außerdem die folgenden Einschrän-
kungen: -,

a) Büffel, Kälber und Fohlen müssen weniger als sechs Monate alt sein;

b) Lämmer und Zicklein müssen weniger als 60 Tage alt sein;

c) Ferkel müssen weniger als 35 kg wiegen.

(3) Zur Erneuerung eines Bestands oder einer Herde sind
nichtökologische/nichtbiologische ausgewachsene männliche und nullí-
pare weibliche Säugetiere anschließend gemäß den ökologischen/-
biologischen Produktionsvorschriften aufzuziehen. Darüber hinaus wird
die Zahl der weiblichen Säugetiere pro Jahr wie folgt begrenzt:

a) weibliche Tiere bis zu maximal IO % des Bestandes an ausgewach-
senen Equiden oder Rindern, einschließlich Bubalus- und Bisonarten,
und weibliche Tiere bis zu maximal 20 % des Bestandes an ausge-
wacbsenen Schweinen, Schafen und Ziegen;

b) bei Einheiten mit weníger als zehn Equiden oder Rindern oder mit
weniger als fünf Schweinen, Schafen oder Ziegen wird die vorge-
nannte Bestands-lHerdenemeuerung auf maximal ein Tier pro Jahr
begrenzt.

Mit dem Ziel, die Regelung dieses Absatzes auslaufen zu lassen, wird
diese im Jahr 2012 überprüft.

(4J Vorbehaltlich der vorherigen Genehmigung durch die zuständige
Behörde können die Prozentsätze gemäß Absatz 3 in den folgenden
SonderfåIlen auf bis zu 40 % erhöht werden:

a) bei erheblicher Vergrößerung der Tierhaltung;

b) bei Rassenumstellung;

ej beim Aufbau eines neuen Zweigs der Tierproduktion;

d) wenn Rassen als im Sinne von Anhang N der Verordnung (EG)
Nr. 1974/2006 der Kommission (' J gefährdet sind, der landwirt-
schaftlichen Nutzung verloren zu gehen; in diesem Falle muss es
sich bei den Tieren der betreffenden Rassen nicht unbedingt um
Tiere handeln, die noch nicht geworfen haben.

(5) Zur Erneuerung von Bienenbeständen können jäbrlich 10 % der
Weiseln und Schwärme in der ökologischenlbiologischen Produktions-
einheit durch nichtökologische/nichtbiologische Weiseln und Schwärme
ersetzt werden, sofern die Weiseln und Schwärme in den Bienenstöcken
auf Waben oder Wachsböden aus ökologischenlbiologischen Produk-
tionseinheiten gesetzt werden.

(I) ABI. L 368 vem .23.12.2006, S. iS.



Abschnitt 2

Unterbringung der Tiere und Haltungspraktiken

Artike! IO

Vorschriften för die Unterbringung

(l) Durch Isolierung, Beheizung und Belüftung des Gebäudes ist
sicherzustellen, dass Luftzirkulation, Staubkonzentration, Temperatur,
relative Luftfeuchtigkeit und Gaskonzentration innerhalb von Grenzen
bleiben, die keine Gefahr fur die Tiere darstellen. Das Gebäude muss
reichlich natürliche Belüftung und ausreichenden Tageslichteinfall ge-
währleisten.

(2) In Gebieten mit Klimaverbältnissen, die es gestatten, dass die
Tiere im Freien leben, sind Stallungen nicht vorgeschrieben.

(3) Die Besatzdichte in Stallgebäuden muss den Tieren Komfort und
Wohlbefinden gewährleisten und gestatten, dass die Tiere ihre artspezi-
fischen Bedürfnisse ausleben, die je nach Art, Rasse und Alter der Tiere
unterschiedlich sind. Sie muss ferner den Verbaltensbedürfnissen der
Tiere Rechnung tragen, die insbesondere von der Gruppengröße und
dem Geschlecht der Tiere abhängen. Die Besatzdichte muss das Wohl-
befinden der Tiere durch ein ausreichendes Platzangebot gewährleisten,
das natürliches Stehen, bequemes Abliegen, Umdrehen, Putzen, das
Einnehmen aller natürlichen Stellungen und die Ausführung aller natür-
lichen Bewegungen wie Strecken und Flügelschlagen gestattet.

(4) In Anhang III sind Mindeststallflächen und Mindestfreilandflä-
chen und andere Bedingungen fur die Unterbringung verschiedener Ar-
ten und Kategorien von Tieren festgelegt.

Artikel I I

Spezifische Unterbringungsvorschriften und Haltungspraktiken för
Säugetiere

(l) Die Stallböden müssen glatt, aber rutschfest sein. Mindestens die
Hälfte der Stallfläche im Sinne von Anhang 1II muss von fester Be-
schaffenheit sein, d. h. es darf sich nicht um Spaltenböden oder Gitter-
roste handeln.

(2) Die Ställe müssen ausreichend große, bequeme, saubere und tro-
ckene Liege-lRuheflächen aufweisen, die in fester, nicht perforierter
Bauweise ausgefuhrt sind. lm Ruhebereicb muss ausreichend trockene
Einstreu vorhanden sein. Die Einstreu muss aus Stroh oder anderem
geeigneten Naturmaterial bestehen. Sie kann mit Mineralstoffen gemäß
Anhang I verbessert und angereichert werden.

(3) Unbeschadet von Artikel 3 Absatz 3 der Richtlinie 911629ÆWG
des Rates (1) ist die Unterbringnng von Kälbern in Einzelboxen nach der
ersten Lebenswoche verboten.

(4) Unbeschadet von Artikel 3 Absatz 8 der Richtlinie 9l/630ÆWG
des Rates ('l sind Sauen außer in den letzten Trächtigkeitsphasen und
während der Säugezeit in Gruppen zu halten.

(5) Ferkel dürfen nicbt in Flat-Deck-Anlagen oder Ferkelkäfigen ge-
halten werden.

(6) Schweinen müssen Bewegungsflächen zum Misten und zum
Wühlen zur Verfiigung stehen. Zum Wühlen können verschiedene Sub-
strate verwendet werden.

Artikel 12

Spezifische Unterbringungsvorschriften und Haltungspraktiken flir
Geflügel

(1l Geflügel darf nicht in Käfigen gehalten werden.

(I) ABI. L 340 vom 11.¡2.1991, S. 28.
e) ABI. L 340 vom 11.12.1991, S. 33.



(2) Soweit Witterung und Hygienebedingungen dies gestatten, muss
Wassergeflügel Zugang zu einem Bach, Teich, See oder Wasserbecken
haben, damit sie ihre artspezifischen Bedürfuisse ausleben können und

-die Tierschutzanforderungen erfüllt sind.

(3) Geflügelstallungen müssen folgende Mindestanforderungen erfül-
len:

a) Mindestens ein Drittel der Bodenfläche muss von fester Beschaffen-
heit sein, d. h. es darf sich nicht um Spaltenböden oder Gitterroste
handeln, und muss mit Streumaterial in Form von Stroh, Holzspänen,
Sand oder Torf bedeckt sein;

b) in Ställen flir Legehennen ist ein ausreichend großer Teil der den
Hennen zur Verfügung stehenden Bodenfläche als Kotgrube vorzu-
sehen;

c) die Tiere müssen über Sitzstangen einer Größe und Anzahl verfügen,
die der Gruppen- oder der Tiergröße im Sinne des Anhangs III ent-
sprechen;

d) es müssen Ein- und Ausflugklappen einer den Tieren angemessenen
Größe vorhanden sein, deren Länge zusammengerechnet mindestens
4rn je 100m2 der den Tieren zur Verfügung stehenden Stallfläche
entspricht;

e) jeder Geflügelstall beherbergt maximal

i) 4 800 Hühner,

ii) 3 000 Legehennen,

iii) 5 200 Perlhühner,

iv) 4 000 weibliche Barbarie- oder Pekingenten oder 3 200 männ-
liche Barbarie- oder Pekingenten oder sonstige Enten,

v) 2 500 Kapaune, Gänse oder Truthühner;

f) bei der Fleischerzeugung darf die Gesamtnutzfläche der Geflügel-
ställe je Produktionseinheit I 600 m2 nicht überschreiten;

g) Geflügelställe müssen so gebaut sein, dass alle Tiere leichten Zugang
zu einem Auslaufbereich haben.

(4) Das natürliche Licht kann durch eine künstliche Beleuchtung
ergänzt werden, damír ein Maximum von 16 Lichtstunden täglich und
eine ununterbrochene Nachtruhe ohne künstliche Bel euchtung von min-
destens acht Stunden gewährleistet ist.

(5) Um intensive Aufzuchtmethoden zu vermeiden, wird Geflügel
entweder bis zurn Erreichen eines Mindestalters aufgezogen oder es
muss von langsam wachsenden Rassen/Linien stammen. Werden keine
Iangsam wachsenden Rassen/Linien verwendet, so beträgt das Mindest-
alter bei der Schlachtung

a) 81 Tage bei Hühnern,

b) 150 Tage bei Kapaunen,

c) 49 Tage bei Pekingenten.

d) 70 Tage bei weiblichen Barbarie-Enten,

e) 84 Tage bei männlichen Barbarie-Enten,

f) 92 Tage bei Mulard-Enten,

g) 94 Tage bei Perlhühnern,

h) 140 Tage bei Truthähnen und Bratgänsen,

i} 100 Tage bei Truthennen.

Die zuständige Behörde, legt die Kriterien flir langsam wachsende
Rassen/Linien fest oder erstellt eine Liste dieser RassenILinien und teilt
Unternehmern, anderen Mitgliedstaaten und der Kommission diese In-
fermationen mit.



Artikel13

Spezifische Anforderungen und Unterbringungsvorschriften för
Bienen

(1) Die Bienenstöcke sind so aufzustellen, dass im Umkreis von drei
Kilometern um den Standort Nektar- und PolJentrachten im Wesentli-
chen aus ökologischenlbiologischen Kulturen und/oder Wildpflanzen
und/oder Kulturen bestehen, die nach Methoden mit geringer Umwelt-
auswirkung behandelt werden, die denen im Sinne von Artikel 36 der
Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates (') oder von Artikel 22 der
Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 des Rates (2) gleichwertig sind und die
die ökologischelbiologische Qualität der Imkereierzeugnisse nicht beein-
trächtigen' können. Diese Bestimmungen gelten nicht, wenn keine Pflan-
zenblüte stattfindet, und nicht während der Ruhezeit der Bienenstöcke.

(2) Die Mitgliedstaaten können Regionen oder Gebiete ausweisen, in
denen die Bienenhaltung nach den Vorschriften flir die ökologische/-
biologische Produktion nicht praktikabel ist.

(3) Die Beuten müssen grundsätzlich aus natürlichen Materialien be-
stehen, bei denen keine Gefahr besteht, dass Umwelt oder Imkereier-
zeugnisse kontaminiert werden.

(4) Bienenwachs flir neue Mittelwände muss aus ökologiscben/-
biologischen Produktionseinheiten stammen.

(5) Unbescbadet von Artikel 25 dürfen in den Bienenstöcken nur
natürliche Produkte wie Propolis, Wachs und Pflanzenöle verwendet
werden.

(6) Während der Honiggewinnung ist die Verwendung
chemisch-synthetischer Repellents untersagt.

(7) Waben, die Brut enthalten, dürfen nicbt zur Honiggewinnung
venvendet werden.

Artikell4

Zugang zu Freigelände

(J) Freigelände kann teilweise überdacbt sein.

(2) Gemäß Artikel J4 Absatz J Buchstabe b Ziffer iii der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 müssen Pflanzenfresser Zugang ZU Wei-
deland baben, wann immer die Umstände dies gestatten.

(3) Soweit Pflanzenfresser während der Weidezeit Zugang zu Weide-
land baben und die Winterstallung den Tieren Bewegungsfreiheit ge-
währleistet, muss der Verpflichtung zur Bereitstelhing von Freigelände
in den Wintermonaten nicht nachgekommen werden.

(4) Unbeschadet der Bestimmung gemäß Absatz 2 müssen über
zwölf Monate alte Bullen Zugang zu Weideland oder Freigelände ha-
ben.

(5) Geflügel muss während mindestens eines Drittels seiner Lebens-
dauer Zugang zu Freigelände haben.

(6) Freigelände flir Geflügel muss überwiegend aus einer Vegeta-
tionsdecke bestehen und Unterschlupf bieten; die Tiere müssen unge-
hinderten Zugang zu einer angemessenen Anzahl Tränken und Futter-
trögen haben.

(7) Soweit Geflügel gemäß auf gemeinscbaftsrechtlicher Grundlage
erlassener Beschränkungen oder Verpflichtungen im Stall gehalten
wird, müssen die Tiere ständigen Zugang zu' ausreichend Raufutter
und geeignetem Material haben, um ihren ethologischen Bedürfuissen
nachkommen zu können.

(I) ABl. L 277 vom 21.1,0.2005, S. l.
(2) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 80.



Artikel15

Besatzdichte

"(I) Die Gesamtbesatzdichte darf den Grenzwert von 170 kg Stick-
stoff pro Jahr und Hektar landwirtschaftliche Nutzfläche im Sinne von
Artikel 3 Absatz 2 nicht überschreiten.

(2) Zur Bestimmung der angemessenen Besatzdichte gemäß Absatz l
legt die zuständige Behörde die dem genannten Grenzwert entsprech-
enden Vieheinheiten fest, wobei sie die Zahlen in Anhang Iv oder die
diesbezüglichen auf Basis der Richtlinie 9l/676ÆWG erlassenen natio-
nalen Vorschriften als Orientierungswerte verwendet.

Artikel16

Verbot der flächenunabhängigen Tierhaltung

Eine flächenunabhängige Tierhaltung, bei der der Tierhalter keine land-
wirtscbaftlichen Nutzfläcbe bewirtschaftet undloder keine schriftliche
Vereinbarung mit einem anderen Unternehmer im Sinne von Artikel 3
Absatz 3 getroffen hat, ist verboten. '

Artikel17

Gleichzeitige Haltung ökologischerlbiologischer und
nichtökologischer/nichtbiologischer Tiere

(l) Nichtökologische/nichtbiologische Tiere dürfen sich im Betrieb
befinden, sofern sie in Einheiten aufgezogen werden, deren Gebäude
und Parzellen deutlich von den nacb den ök'ologiscbenlbiologischen
Produktionsvorscbriften produzierenden Einheiten getrennt sind und so-
fern es sich um eine andere Tierart handelt.

(2) Nicbtökologische/nichtbiologische Tiere können jedes Jahr für
einen begrenzten Zeitraum ökologischeslbiologisches Weideland nutzen,
sofern die Tiere aus einem Haltungssystem im Sinne von Absatz 3
Bucbstabe b stammen und sich ökologiscbelbiologische Tiere nicht
gleichzeitig auf dieser Weide befinden.

(3) Ökologischelbiologische Tiere können auf Gemeinschaftsfläcben
gehalten werden, sofern

a) die Fläcben zumindest in den letzten drei Jahren nicht mit Erzeug-
nissen behandelt wurden, die für die ökologiscbelbiologiscbe Pro-
duktion nicht zugelassen sind;

b) nicbtökologiscbe/nichtbiologische Tiere, die die betreffenden Flächen
nutzen, aus einem Haltungssystem stammen, das den Systemen ge-
mäß Artikel 36 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 oder Artikel 22
der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 gleicbwertig ist;

c) die Erzeugnisse der ökologischenIbiologischen Tiere nicht als
ökologische/biologische Erzeugnisse angesehen werden, solange die
betreffenden Tiere auf diesen Flächen gehalten werden, es sei denn,
es kann eine adäquate Trennung dieser Tiere von den
nichtökologischen/nichtbiologischèn Tieren nacbgewiesen werden.

(4) Während der Wander- bzw. Hüteperiode dürfen Tiere, wenn sie
von einer Weidefläche auf eine andere getrieben werden, auf
nichtökologiscbenlnichtbiologischen Flächen grasen. Die Aufnahme
nichtökologischer/nichtbiologischer Futtermittel beim Grasen wäbrend
dieses Zeitraums in Form von Gras und anderem Bewuchs darf IO %
der gesamten jährlichen Futterration nicht überschreiten. Dieser Prozent-
satz beziebt sich auf die Trockenmasse der Futtermittel landwírtschaft-
lichen Ursprungs.

(5) Unternebmer führen Buch über die Anwendung der Vorschriften
dieses Artikels.

Artikel18

Umgang mit Tieren

(I) Eingriffe wie das Anbringen von Gummiringen an den Schwän-
zen von Schafen, das Kupieren von Schwänzen, das Abkneifen von



Zähnen, das Stutzen der Schnäbel und Enthornung dürfen in der
ökologischenlbiologischen Tierhaltung nicht routinemäßig durchgeführt

'-> werden. Aus Sicherheitsgründen oder wenn sie der Verbesserung der
'Gesundheit, des Befindens oder der Hygienebedingungen der Tiere die-
ilen, können einige dieser Eingriffe von der zuständigen Behörde jedoch
fallweise genehmigt werden.

Jegliches Leid der Tiere ist auf ein Minimum zu begrenzen, indem
angemessene Betäubungs- und/oder Schmerzmittel verabreicht werden
und der Eingriff nur im geeigneten Alter und von qualifiziertem Perso-
nal vorgenommen wird.

(2) Die operative Kastration ist zulässig, um die Qualität der Erzeug-
nisse zu gewährleisten und traditionellen Produktionspraktiken Rech-
nung zu tragen, allerdings nur unter den in Absatz l Unterabsatz 2
vorgegebenen Bedingungen.

(~). Verstümmelungen wie das Beschneiden der Flügel von Weiseln
sind verboten.

(4) Beim Ver- und Entladen von Tieren dürfen keine elektrischen
Treibhilfen verwendet werden. Die Verabreichung allopathischer Beru-
higungsmittel vor und während der Beförderung ist verb~ten. .

Abschnitt 3

Futtermittel

Artikel19

Futtermittel aus eigenem Betrieb oder aus anderen
ökologischen/biologischen Betrieben

(l) Im Falle von Pflanzenfressern müssen, außer während der jähr-
lichen Wander- und Hüteperiode gemäß Artikel 17 Absatz 4, mindes-
tens 50 % der Futtermittel aus der Betriebseinheit selbst stammen oder
- falls dies nicht möglich ist - in Zusammenarbeit mit anderen
ökologischenlbiologischen Betrieben vorzugsweise in derselben Region
erzeugt werden.

(2) Im Falle von Bienen muss am Ende der Produktionssaison für die
Uberwínterung genügend Honig und Pollen in den Bienenstöcken ver-
bleiben.

(3) Das Füttern von Bienenvölkern ist nur zulässig, wenn das Über-
leben des VoIks witterungsbedingt gefährdet ist, und auch dann nur ab
der letzten Honigernte bis IS Tage vor Beginn der nächsten Nektar-
oder Honigtautrachtzeit. In diesem Falle darf ökologischerlbiologischer
Honig, ökologischerlbiologischer Zuckersirup oder ökologischer/-
biologischer Zucker zugefüttert werden.

Artikel20

Futtermittel zur Deckung des ernährungsphysiologischen Bedarfs
der Tiere

(l) Bei der Fütterung von jungen Säugetieren wird die Muttermilch
der Fütterung mit natürlicher Milch vorgezogen; und dies rur eine Min-
destzeit von drei Monaten im Falle von Rindern, einschließlich der
Arten Bubalus und Bison, und Equiden, von 45 Tagen bei Schafen
und Ziegen und von 40 Tagen bei Schweinen.

(2) Aufzuchtsysteme für Pflanzenfresser sollten je nach Verfügbarkelt
yon Weiden zu verschiedenen Zeiten des Jahres ein Maximum an Wei-
degang gewährleisten. Mindestens 60 % der Trockenmasse in der Ta-
gesration dieser Tiere muss aus frischem, getrocknetem oder siliertem
Raufutter bestehen. Bei Milchvieh ist rur eine Höchstdauer von drei
Monaten in der frühen Laktationsphase eine Verringerung dieses Pro-
zentsatzes auf 50 % zulässig.

(3) Der Tagesration von Schweinen und Geflügel ist frisches, ge-
trocknetes oder siliertes Raufutter beizugeben.

(4) Das Halten von Tieren unter Bedingungen oder bei einer Ernäh-
rung, die zu Anämie führen könnten, ist verboten.



Artikel21

Umstellungsfuttermittel

(5) Mastpraktiken müssen in jeder Phase des Aufzuchtprozesses um-
kehrbar sein. Die Zwangsfiitterung ist verboten.

(J) Durchschnittlich dürfen bis zu maximal 30 % der Futterration aus
Umstellungsfuttermitteln bestehen. Stammen die Umstellungsfuttermittel
aus einer betriebseigenen Einheit, so kann dieser Prozentanteil auf
100 % erhöht werden.

- -
die Tiere verfütterten Futtermittel aus der Beweidung b
von Dauergrünland oder Parzellen mit meh¡jährige erkulturen im
ersten Jahr der Umstellung stammen, safe lese Flächen Teil des
Betriebs sind und in den letzte nf Jahren nicht Teil einer
ökologischen/biologischen P tionseinheit dieses Betriebs waren.
Soweit sowohl Umste sfuttermittel als auch Futtermittel von Parzel-
len im ersten er Umstellung verwendet Werden, darf der Gesamt-
raze dieser Futtermittel zusammengerechnet den Höchstsatz ge-

-·Absa~

,,(2) Im Durchschnitt können bis zu 20 % der Gesamt-
menge der an die Tiere verfütterten Futtermittel aus der
Beweidung bzw. der Beemtung von Dauergrünland. mehr-
jährigen Futterkulturen oder von Eiweißptlanzcn, die auf
Parzellen nach der ökologischen/biologischen Produktions-
weise angebaut wurden, im ersten Jahr der Umstellung
stammen, sofern diese Flächen Teil des Betriebs sind und
in den letzten fünf Jahren nicht Teil einer ökologischen/
biologischen Produktionseinheit dieses Betriebs waren,
Wenn sowohl Umstellungsfuttermittel als aucb Futtermittel
von Parzellen im ersten Jahr der Umstellung verwendet
werden, darf der Gesamtprozentsatz dieser Futtermittel zu-
sammengerechnet den Höchstsatz gemäß Absatz l nicht
überschreiten:'

(3) . Die Prozentwerte gemäß den Absätzen I und 2 werden jährlich
als em Prozentsatz der Trockenmasse der Futtermittel pflanzlichen Ur-
sprungs berechnet.



Artikel22

Erzeugnisse und Stoffe gemäß Artikel 14 Absatz l Buchstabe d
Ziffer iv derVerordnung (EG) Nr. 834/2007

(J) Nichtökologische/nichtbiologische
F:uttennittel-Ausgangserzeugnisse pflanzlichen und tierischen Ursprungs
dürfen vorbehaltlich der Beschränkungen gemäß Artikel 43 in der
ökologischen/biologischen Produktion nur verwendet werden, sofern
sie in Anhang V aufgelistet sind und die in diesem Anhang festgelegten
Beschränkungen eingehalten werden, -, J

(2) Ökologischelbiologische Futtennittel-Ausgangserzeugnisse tier-
ischen Ursprungs und Futtermittel-Ausgangserzeugnisse minerahsehen
Ursprungs dürfen in der ökologischenlbiologischen Produktion nur ver-
wendet werden, sofern sie in Anhang V aufgelistet sind und die in
diesem Anhang festgelegten Beschränkungen eingehalten werden,

(3) Erzeugnisse und Nebenprodukte der Fischerei dürfen in der
ökologischen/biologischen Produktion nur verwendet werden, wenn sie
in Anhang V aufgelistet sind und die in diesem Anhang festgelegten
Beschränkungen eingehalten werden.

(4) Futtennittelzusatzstoffe, bestimmte Erzeugnisse für die Tieremäh-
rung und Verarbeitungshilfsstoffe dürfen in der ökologischen/-
biologischen Produktion nur verwendet werden, sofern sie in
Anhang Yl aufgelistet sind und die in diesem Anhang festgelegten Be-
schränkungen eingehalten werden.

Abschnitt 4

Krankheitsvorsorge und tierärztliche Behand-
lu ng

Artikel23

Krankheitsvorsorge

(l) Uribesehadet von Artikel 24 Absatz 3 ist die präventive Verabrei-
chung chemisch-synthetischer allopathischer Tierarzneimittel oder von
Antibiotika verboten.

(2) Die Verwendung von wächstums- oder leistungsfårdemden Stof-
fen (einschließlich Antibiotika, Kokzidiostatika und anderen künstlichen
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Wachstumsfórderern) sowie von Hormonen oder ähnlichen Stoffen zur
Kontrolle der Fortpflanzung (z. B. Einleitung oder Synchronisierung der
Brunst) oder zu anderen Zwecken ist verboten.

(3) Werden Tiere aus nichtökologischen/nichtbiologischen Einheiten
beschafft, können je nach örtlichen Bedingungen besondere Maßnahmen
wie Screeningtests oder Quarantänezeiträume vorgesehen werden.

(4) Stallungen, Buchten, Ausrüstungen und Geräte sind in geeigneter
Weise zu reinigen und zu desinfizieren, um Kreuzinfektionen und der
Vermehrung von Krankheitsüberträgern vorzubeugen. Kot, Drin und
nicht gefressenesoder verschüttetes Futter sind so oft wie nötig zu
beseitigen, um die Geruchsbildung einzugrenzen und keine Insekten
oder Nager anzulocken.

Zum Zwecke von Artikel 14 Absatz I Buchstabe f der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 dürfen für die Reinigung und Desinfek-
tion von Stallgebäuden, Anlagen und Geräten nur die Mittel gemäß
Anhang VII verwendet werden. Zur Beseitigung von Insekten und an-
deren Schädlingen in Gebäuden und sonstigen Anlagen, in denen Tiere
gehalten werden, können Rodentizide (nur in Fallen) sowie die Erzeug-
nisse gemäß Anhang II verwendet werden.

(5) Geflügelställe müssen zwischen den Belegungen geräumt werden.
Die Ställe und Einrichtungen sind während dieser Zeit zu reinigen und
zu desinfizieren. Ferner muss fur die Ausläufe nach jeder Belegung eine
Ruhezeit eingelegt werden, damit die Vegetation nachwachsen kann.
Die Mitgliedstaaten legen die Dauer dieser Ruhezeit fest. Der Unter-
nehmer führt Buch über die Einhaltung dieser Frist. Diese Vorschriften
gelten nicht in Fällen, in denen Geflügel nicht in Partien aufgezogen
wird, nicht in Auslaufplätzen gehalten wird und den ganzen Tag freien
Auslauf hat.

Artikel24

Tierärztliche Behandlung

(1) Sollten Tiere trotz der Vorsorgemaßnahmen gemäß Artikel 14
Absatz 1 Buchstabe e Ziffer i der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 ktank
werden oder sich verletzen, so sind sie unverzüglich zu behandeln,
erforderlichenfalls abgesondert und in geeigneten Räumlichkeiten.

(2) Phytotherapeutische und homöopathische Präparate, Spurenele-
mente und die Erzeugnisse gemäß Anhang V Teil 3 sowie
Anhang VI Teil I.l sind gegenüber chernisch-synthetíschen allopathi-
sehen Tierarzneimitteln oder Antibiotika bevorzugt zu verwenden, SO~
fern ihre therapeutísche Wirkung bei der betreffenden Tierart und der zu
behandelnden Krankheit gewährleistet ist.

(3) Lassen sich die Krankheit oder die Verletzung mit den Maßnah-
men gemäß den Absätzen 1 und 2 nicht bekämpfen und 'erweist sich
eine Behandlung als unbedingt erforderlich, um dem Tier Leiden und
Schmerzen zu ersparen, so können unter der Verantwortung eines Tier-
arztes chemisch-synthetische allopathische Tierarzoeirnittel oder Anti-
biotika verabreicht werden.

(4) Erhält ein Tier oder eine Tiergruppe innerhalb von zwölf Mona-
ten mehr als drei Maloder - falls der produktive Lebenszyklus des
Tieres oder der Gruppe weniger als ein Jahr beträgt - mehr als ein Mal
eine tierärztliche Behandlung mit chemisch-synthetischen allopathischen
Tierarzneimitteln oder Antibiotika, wobei Impfungen, Parasitenbehand-
lungen und obligatorische Tilgungsmaßnahmen ausgenommen sind, so
dürfen die betreffenden Tiere und die von ihnen stammenden Erzeug-
nisse nicht als ökologiscbelbiologische Erzeugnisse verkauft werden,
und diese Tiere unterliegen den Umstellungsfristen gemäß Artikel 38
Absatz l.

Aufzeichnungen über das Auftreten solcher Fälle werden fur die Kon-
trollstelle oder Kontrollbehörde bereitgehalten.

(5) Die Wartezeit zwischen der letzten Verabreichung eines allopa-
thischen Tierarzneimittels an ein Tier mit unter normalen Anwendungs-
bedingungen und der Gewinnung ökologischer/biologischer Lebensmit-
tel von diesem Tier muss doppelt so lang sein wie die gesetzlich vor-
geschriebene Wartezeit im Sinne von Artikelll der Richtlinie



---

200 l/82/EG oder - falls keine Wartezeit vorgegeben ist _ 48 Stunden
betragen.

Artikel25

Spezifische Vorschriften för die. Krankheitsvorsorge und die
tierärztliche Bebandlung bei der Bienenhaltung

(J) Um Rahmen, Bienellstöcke und Waben insbesondere VOr Schäd-
lingen zu schützen, dürfen nur Rodentizide (die nur in Fallen verwendet
werden dürfen) und geeignete Mitte] gemäß Anhang IT verwendet wer-
den.

(2) Physikalische Behandlungen ZUr Desinfektion von Beuten (wie
Dampf oder Abflamrnen) sind gestattet.

(3) Männliche Brut darf nur vernichtet werden, um den Befall mit
Varroa destructor einzudämmen.

(4) Wenn die Bienenvölker trotz aller Vorsorgemaßnahmen erkran-
ken oder befallen sind, sind sie unverzüglich zu behandeln, und die
Bienenstöcke können erforderlichenfalls isoliert aufgestellt werden.

(5) In der ökoJogischenibiologischen Bienenhaltung sind Tierarznei-
mittel gestattet, sofern die jeweilige Verwendung in dem betreffenden
Mitgliedstaat nacb den einschlägigen Gemeinschaftsvorscbriften oder
den auf Basis des Gemeinschaftsrecbts erlassenen nationalen Vorschrif-
ten zugelassen ist.

(6) Bei Befall mit Varroa destructor dürfen Ameisensäure, Milch-
säure, Essigsäure und Oxalsäure sowie Menthol, Thymol, Eukalyptai
oder Kampfer verwendet werden,

(7) Werden chemisch-synthetische allapatbische .Mittel verabreicbt,
so sind die behandelten Bienenvölker während dieser Zeit isoliert auf-
zustellen und das gesamte Wacbs ist durch Wacbs aus ökologiscber/-
biologiscber Bienenhaltung zu ersetzen. Diese Bienenvölker unterliegen
anschließend der einjährigen Umstellungsfrist gemäß Artikel 38 Ab-
satz 3.

(8) Die Bestimmungen von Absatz 7 gelten nicht rur die Erzeugnisse
gemäß Absatz 6 .

•KAPITEL 2a

Tie7produktion in Aquakultur
Abschnitt 1

Allgemeine Vorschriften

Artikel25a

Geltungsbereich

Dieses Kapitel enthält ausführliche.,ProduktionsvorSchriften
für die Fische, Krebstiere, Stachelhäuter und Weichtiere in
Anhang XUJa.

Es gílr mutatis mutandis auch für Zooplankton, Kleinkrebse,
Rädertierehen, Würmer und andere aquatische Furtertiere.

Artikel25b

Eignung der Gewässer und Nachhaltigkeitsplan

(1) Die Bestimmungen des Artikels 6b Absätze 1 bis ;
gelten für dieses Kapitel:



(2) Ma(~nahll1en zum Schurz und zur Vorbeugung gegen
Prêdatorcn gCJl1iig der Richtlinie 92/43/EWG des Rates (")
sowie eínzclsraatlíche Vorschriûen wcrdcn im Nachhaltig-
keltsplan "ufgeführt.

(3) Benachbarte Unternehmer koordinieren íhre Nach-
haltigkeitspläne gegebenenfaJJs auf nachprüfbare Weise.

(4) Bei Aquakultur in Teichen, Becken oder Fließkanälen
verrugen die Anlagen entweder über natürliche Filterbetten,
Absetzbecken, biologische oder mechanísche Filter rur den
Nährsroffrückhalt oder verwenden Algen und/oder TieCG
(Muscheln), die zur Verbesserung der Abwasserqualität bei-
tragen. Das Ablaufwasser wird gegebenenfaHs regelmäßig
kontrolliert.

Artikel 25c

Parallele ökologische/biologische und nicht-
ökologische/nichtbiologische Tierproduktion in
Aquakultur

(l) Die zuständige Behörde kann gestatten, dass in Brut-
und Jungtierstationen desselben Betriebs Jungtiere öko-
logischjbiologisë:h und nichtökologisch/nichtbiologisch auf-
gezogen werden, wenn die betreffenden Einheiten deutlich
voneinander getrennt sind und die Wasserversorgung über
getrennte Systeme erfolgt.

(2) Bei Abwachsanlagen kann die zuständige Behörde
ökologische/biologische und nichtökologische/nichtbiologi-
sche Produktíonseinheíten für Aquakulturtiere im selben
Betrieb gestatten, wenn Artikel 6b Absatz 2 der vorliegen-
den Verordnung eingehalten wird und unterschiedliche Pro-
duktionsphasen oder unterschiedliche Bearbeitungszeit-
räume für die Tiere gegeben sind.

(3) Die Unternehmer bewahren Unterlagen auf. die die
Anwendung der Vorschriften dieses Artikels belegen.

'ill'lill

Abschnitt 2

Herkunft der Aqnakulturtiere

Artikell5d

Herkunft der Tiere in ökologischerjbiologischer
Aquakultur

(l) Verwendet werden heimische Arten, und Ziel der
Zucht sind gut an die Bedingungen der Aquakultur ange-
passte, gesunde und das Futter gut verwertende' Stämme.
Der Kontrollstelle oder KontrolJbehörde werden Aufzeich-
nungen über Herkunft und Behandlung der Tiere vorgelegt.

(2) Es werden Arten gewählt, deren Produktion rur
Wildbestände weitgehend gefahrlos ist.

Artik,Il5,

Herkunft und Haltung nichtökologisch/nichtbiologisch
erzeugter Aquakulturtiere

(l) Zu Zuchtzwecken oder zur Verbesserung der Genetik
des Zuchtbestands und wenn ökologisch/biologisch er-
zeugte Aquakulturtiere nicht verfügbar sind, dürfen wild
gefangene oder nichtökologisch/nichtbiologisch erzeugte
Aquakulturtiere in einen Betrieb eingebracht werden. Sie
müssen mindestens drei Monate in ökologischer/biologi-
scher Haltung verbringen, bevor sie zu Zuchtzwecken ein-
gesetzt werden dürfen.



(2) Als Besatzmaterial und wenn ökologischjbiologisch
erzeugte juvenile Aquakulturtiere nicht verfügbar sind, dür-
fen nichtökologischjnichtbiologisch erzeugte juvenile Agua-
kulturtiere in einen Betrieb eingebracht werden. Sie müssen
mindestens die beiden letzten Drittel des Produktionszyklus
in ökologischer/biologischer Haltung verbringen

(3) Der Anteil nichtökologisch/nichtbiologisch erzeugter
juveniler Aquakulturtiere. die in einen Betrieb eingesetzt
werden dürfen, wird zum 3J. Dezember 20 JJ auf 80 %,
zum 31. Dezember 2'OJ3 auf 5'0 % und zum 31. Dezember
20J5 auf D % reduziert.

(4) Die Verwendung von Wildfängen als Besatzmaterial
ist nur in den beiden nachstehenden Fällen erlaubt:

a). natürliches Einströmen von Fisch- oder Krebstierlarven
und Juvenilen beim Auffüllen von Teichen und anderen
Haltungseinrichtungen;

b) Europäischer· Glasaal, solange es für den betreffenden
Standort einen genehmigten Aalbewirtschaftungsplan
gibt und die künstliche Vennehrung von Aal weiterhin
Probleme aufwirft.

Abschnitt 3

A quakulturhaltung

ArtikellSf

Allgemeine Aquakulrurhaltungsvorschriften

(J) Die Anlagen müssen so gestaltet sein, dass die Agua-
kulturtiere artgerecht gehalten werden können; dies erfor-
dert:

a) ausreichenden Bewegungsraum für ihr Wohlbefinden:

b) Wasser guter Qualität mit ausreichendem Sauerstoff-
gehalt;

c) den Bedürfnissen der Tiere entsprechende und den geo-
grafischen Standort berücksichtigende Tempersturen
und Lichtverhältnisse;

d) für Süßwasserfische möglichst naturnahe Bodenverhält-
nísse:

e) für Karpfen natürlichen Erdboden.

(2) Die Besatzdichte je Art oder Artengruppe ist in An-
hang XlIIa festgelegt. Da sich die Besatzdichte auf das
Wohlbefinden der Aguakulturfische auswirkt, werden der

.Zustand der Fische (Flossen- oder andere Verletzungen,
ii!
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Wachstumsraten, Verhalten und allgemeiner Gesundhefts-
zustand) und die Wasserqualität regelmäßig überwacht.

(3) Design und Konstruktion der aquatischen Haltungs-
einrichtungen bewirken Wasserwechselraten und physika-
lisch-chemische Parameter, die Gesundheit und Wohlbefin-
den der Tiere gewährleisten und Ihnen artgerechtes Verhal-
ten ermöglichen.

(4) Konstruktion, Standort und Betrieb der Anlagen sind
so konzipiert, dass das Risiko eines Entweichens der Tiere
minimiert wird.

(5) Soilten Fische oder Krebstiere dennoch. entweichen,
sind angemessene Maßnahmen zu ergreifen, gegebenenfalls
einschließlich Wiedereinfang, um nachteilige Auswirkungen
auf das Ökosystem zu vermindern. über entsprechende
Vorgänge ist Buch zu führen.

Artikel 25g

Spezifische Vorschriften :für aquatische
Haltungseinrichtungen

(1) Geschlossene Kreislaufanlagen rur die Tlerproduktíon
in Aquakultur sind verboten, ausgenommen für Brut- und
)ungtierstationen oder für die Erzeugung von ökologischen
Futterorganismen.

(2) Aufzuchtanlagen an Land müssen folgende Voraus-
setzungen erfüllen:

I

a) bei Durchflussanlagen besteht die Möglichkeit, die Was-
serwechselrate und die Wasserqualität des zufließenden
und des abfließenden Wassers zu kontrollleren;

b) mindestens 5 % 'der Fläche am Rand der Anlage (,Teich-
rand') bestehen aus natürlicher Vegetation.

(3) Haltungseinrichtungen im Meer erfüllen folgende Vo-
raussetzungen:

a) Wasserströmung, Wassertiefe und Wasseraustausch am
gewählten Standort gewährleisten, dass Auswirkungen
auf den Meeresboden und den umliegenden Wasserkör-
per auf ein Mindestmaß reduziert werden;

III
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b) Design, Konstruktion und Wartung der Netzkäfige sind
an die am Standort herrschenden Umweltbedingungen
angepasst.

(4) Das Wasser darf nur in Brut- und [ungtíeranlagen
künstlich erwärmt oder gekühlt werden. Natürliches Brun-
nenwasser kann auf alien Produktionsstufen Zum Erwärmen
oder Kühlen des Wassers verwendet werden,



Artikel 25h

Umgang mit Aquakulturtieren

(I) Eingriffe bei AguakultUl,ieren werden auf ein Min-
destmaß reduziert und unter Verwendung geeigneter Geräte
und Verfahren mit äußerster Sorgfalt vorgenommen, um
Stress und Verletzungen, die mit Behandlungen einher-
gehen, zu. vermeiden. Beim Umgang mit Elterntieren wird
darauf geachtet, Verletzungen und Stress auf ein Mindest-
mafszu beschränken; gegebenenfalls sind die Tiere zu be-
täuben. Sortiervorgänge werden unter Berücksichtigung des
Tierschutzes auf ein Mindestmaß reduziert.

(2) Folgende Einschränkungen gelten für die Verwen-
dung von künstlichem Licht:

a) die Tageslichtdauer wird nicht künstlich über ein
Höchstmaß hinaus verlängert, das den ethologischen
Bedürfnissen, geografischen Gegebenheiten und all-
gemeinen Gesundheitsanforderungen für Aguakulturtiere
Rechnung trägt; Fortpflanzungszwecke ausgenommen
beträ&!, dieses Höchstmaß 16 Stunden pro Tag;

b) beim Übergang werden durch den Einsatz von Dimmern
oder Hintergrundbeleuchtung abrupte Wechsel in der
Lichtintensität vermieden.

(3) Eine Belüftung der Anlagen ist im Interesse des Tier-
schutzes und der Tiergesundheit unter der Bedingung er-
laubt, dass mechanische Belüftungsgeräte vorzugsweise mit
erneuerbaren Energien betrieben weiden.

Die Belüftung der Anlagen unter diesen Umständen wird in
den Produktionsbücbern vermerkt.

(4) Der Einsatz von Sauerstoff ist nur in den nachste-
henden Fällen zulässig, wenn die Gesundheit der Tiere so-
wie kritische Phasen der Produktion und des Transports
dies erfordern:

a) bei außergewöhnlichem Temperaturanstieg, DruckabEall
oder versehentlicher Verunreinigung;

b) bei vereinzelten Bewírtschafrungsverfahren wie Pro-
benahmen und Sortieren;

c) um das Überleben des Bestands sicherzustellen.

Auch hierüber sind Aufzeichnungen zu maehen.

(;) Beim Schlachten wird darauf geachtet, dass die Tiere
sofort betäubt sind und keinen Schmerz empfinden. Bei der
Festlegung optimaler Schlachtmethoden muss den unter-
schiedlichen Fischgrößen, Arten und Produktionsstandorten
Rechnung getragen werden,



Abschnitt 4

Züchtung und Reproduktion

Artikel25i

Hormonverbot

Der Einsalz Vall Hannonen und Hormonderivaten ist ver-
balen,

Ab s c h n itt

Futtermittel für Fische. Krebstiere und
Stachelhäuter

Artikel 25j

AlIgemeine Vorschriften für Futtermittel

Die maßgeblichen Anforderungen an jedes Fütterungs-
regime sind:

a) Tiergesundheit;

b) hohe, Produktqualítät (einschließlich der Nährwertzusam-
mensetzung), die eine hohe Qualität des verzehrbaren
Endproduktes gewährleistet;

c) geringe Umweltbelastung.

Artikel25k

Spezifische Vorschriften für Futtermittel für karnivore
Aquakulturtiere

(1) Karnivore Aquakulturtiere werden nach folgender
Rangfolge gefüttert:

a) mit Futtermitteln aus ökologischer/biologischer Aqua-
kulturproduktion;

b) mit Fischmehl und Fischöl aus Überresten der Verarbei-
tung von Fischen aus ökologischer/biologischer Aqua-
kulturproduktion;

c) mit Fischmehl und Fischöl und anderen Fischzutaten aus
Überresten der Verarbeitung von Wildfischen für den
menschlichen Verzehr aus nachhaltiger Fischerei;

d) mit ökologischen{biologischen Futtennittein pflanzli-
chen und tierischen Ursprungs nach Maßgabe der Liste
in Anhang V. •

(2) Stehen die in Absatz 1 genannten Futtermittel nicht
zur Verfügung, darf während eines Übergangszeitraums bis
zum 31. Dezember 2014 auch Fischmehl und Fischöl aus
Überresten der Verarbeitung von Fischen aus nichtökologi-
scher{nichtbiologischer Aquakulturproduktion und für den
menschlichen Verzehr gefangenen Wildfischen verfüttert
werden. SoIche Futtermittel maehen höchstens 30 % der
Tagesration aus.

(3) Die Futterrationen dürfen höchstens 60 % pflanzliche
Erzeugnisse ökologischerfbiologischer Herkunft enthalten.



(4) Im Rahmen ihrer physiologischen Bedürfnisse darf
Lachsen und Forellen mit dem Futter Asraxanthin, vorran-
gig aus ökologischen/biologischen Quellen wie den Schalen
ökologisch/biologisch erzeugter Krebstiere. verabreicht wer-
den. Stehen ökologische/biologische Ausgangsstoffe nicht
zur Verfügung. dürfen 'natürliche Astaxanthinquellen (z.B.
Phama-Hefe) verwendet werden.

Altikel 251

Spezifische Vorschriften für Futtermittel für bestimmte
l Aquakulturtiere

(l) Die in Anhang XIIIa Abschnitte 6. 7 und 9 genann-
ten Aquakulturtiere ernähren sieh über das natürliche Nah-
rungsangebat in den Teichen und Seen.

(2) Steht ein natürliches Nahrungsangebot gemäß Absatz
I nicht in ausreichender Menge zur Verfügung. dürfen öko-
logische/biologische Futtermittel pflanzlichen Ursprungs.
die vorzugsweise vom Betrieb selbst stammen, oder Algen
zugefüttett werden. Die Notwendigkeit zuzufüttern ist von
den Unternehmern zu dokumentieren.

(3) Bel Zufütterung gemäß Absatz 2 darf die Futterration
für die in Anhang X1I1a Abschnitt 7 genannten Anen und
für die in Abschnitt 9 genannten Haiwelse (Pangasius spp.)
einen Höchstanteil von 10 % Fischmehloder Fischöl aus
nachhaltiger Fischerei enthalten.

Artikel25m

Erzeugnisse und Stoffe gemäß Artikel 15 Absatz 1
Buchstabe d Ziffer iii der Verordnung (EG) Nr.
834/2007

(l) In ökologischer{biologischer Aquakultur dürfen nur
Futtermittelausgangserzeugnisse tierischen und mineralí-
sehen Ursprungs nach Maßgabe von Anhang V eingesetzt
werden,

(2) Futtermittelzusatzstoffe. bestimmte Erzeugnisse rur
die Tieremährung und Verarbeitungshilfsstoffe dürfen
nach Maßgabe von Anh.ng VI verwendet werden,

Abschnitt 6

Sp ez ifi.s ch e vorschriften für Mollusken

Artikel 25n

Kulturf!ächen

(l) Muschelproduktion kann in demselben Gewässer wie
ökologische/biologische Fisch- und Algenproduktion in Po-
Iykultur erfolgen. die im Nachhaltigkeitsplan näher zu be-
schreiben ist. Muscheln können in Polykultur auch zusam-
men mit Schnecken wie der Gemeinen Strandschnecke kul-
tiviert werden.

(2) Ökologische/biologische Muschelproduktion erfolgt
in Gebieten. die durch Pfähle oder Schwimmkörper oder
auf andere Art klar gekennzeichnet sind. und nutzt zur
Eingrenzung Netze. Käfige oder andere künstliche Strukru-
ren,



(3) Potenzielle Gefahren ökologischer/biologischer Scha-
lentierkulturen für andere, unter Schutz gestellte Arten wer-
den so weit wie möglich .usgeschlossen. Netze zum Schutz
gegen Prädareren sind so konstruiert, dass t.uchende Vöge/
keinen Schaden nehmen können.

Artikel250

Muschelsaat

(1) Soweit die Umwelt hierdurch nicht spürbar geschä-
digt wird und die lokalen Vorschriften dies gestatten, darf
Muschelsaat von wilden, außerhalb der Produktionseinheit
gelegenen Musehe/kolonien verwendet werden, wenn

l

a) sic von Muschelbänken stammt, die den Winter voraus-
sichtlich nicht überleben, oder Bänken, die für die Er-
haltung der Wildbestände verzichtbar sind, oder

b) es sich um natürliche Ansiedlungen Von Muschelsaat auf
Kollektoren handelt.

Es werden Aufzeichnungen darüber geführt, wie, wo und
wann Muschelsaat aus Wildbeständen gesammelt wurde,
um eine Rücl:verfolgung bis zum Sammelgebiet zu ermög-
lichen.

Der Anteil nichtökologisch/nichtbiologisch erzeugter Mu-
schelsaat, die in ökologischejbiologische Produktionseinhei-
ten eingesetzt werden dar£, wird zum 31. Dezember 2011
auf 80 %, zum 31. Dezember 2013 auf 50 % und zum
31. Dezember 2015 auf O % reduziert,

(2) Im Falle der Pazífíschen Auster Crossastrea gigas wird
vorzugsweise selektiv gezüchtetes Bestandsmaterial verwen-
det, das sich in £reier Wildbahn gar nicht oder seltener
vermehrt.

Artik,125p

Bewirtschaftung

(1) Die Besatzdichte übersteigt nicht die Besatzdichte
von nicht- 'ökologiseher/nichtbiologischer Schalenríerpro-
duktion am selben Standort, Sortieren, Ausdünnen und
Anpassen der Besatzdichte erfolgen auf Basis der Biomasse,
unter Beachtung des Tierschutzes und mit dem Ziel hoher
Produktqualitär.

(2) Biologischer Bewuchs wird physíkalísch oder von
Hand entfernt und gegebenenfalls in größerer Entfernung
von den Zuchtanl.gen ins Meer zurückgeworfen. Schalen-
tiere dürfen zum Schutz gegen schädliche Bewuchsorganis-
men eirunal im Laufe des Produktionszyklus mit einer Kalk-
lösung behandelt werden,

Am"125q

Kultivierungsvorschriften

(1) Die Muschelzucht an hängenden Leinen und die üb-
rigen Methoden in Anhang XlIla Abschnitt 8 sind für die
ökologische/biologische Produktion zulässig.



(2) Weichtierkulturen am Meeresboden sind nur zuläs-
sig, wenn an den Aufzucht- und Sammelplätzen keine spür-
bar negativen Auswirkungen auf die Umwelt entstehen. Der
Betreiber erbringt den Nachweis geringer Umweltbelastun-
gen durch eine Prüfung einschließlich Bericht über die Nut-
zung der betreffenden Flächen, der der KontrollsteIle oder
Kontrollbehörde vorzulegen ist. Dieser Bericht wird zudem
als getrenntes Kapitel in den Nachhaltigkeitsplan aufgenom-
men.

t Anikel 25,.

Spezifische Vorschriften rur Austern

Die Kultivierung in Säcken auf Tischen ist zulässig. Diese
Tische und andere Vorríchtungen zur Austernzucht sind so
aufzustellen, dass keine durchgehende Sperre entlang der
Uferlinie entsteht. Für eine optimale Produktion werden
die Austern sorgfältig unter Beachtung der Gezeitenströ-
mung platziert. Die Austernproduktion muss den Kriterien

( in Anhang XIIIa Abschnitt 8 genügen.

Abschnitt 7

Krankheitsvorsorge und tierärztliche
Behandlung

Anik,12Ss

Allgemeine Bestimmungen zur Krankheitsvorsorge

(l) Der Tiergesundheitsmanagementplan sieht in über-
einstimmung mit Artikel 9 der Richtlinie 2006/88¡EG Maß-
nahmen zur biologischen Sicherheit und Krankheitsvor-
sorge vor und schließt eine schriftliche Vereinbarung über
eine der Anlage angemessene Gesundheitsberatung mit qua-
lifizierten Gesundheitsdiensten für Aquakulturtiere ein, die
den Betrieb mindestens einmal im Jahr (bei Muschelzucht
mindestens einmal alle zwei Jahre) besichtigen.

(2) Haltungssysteme, Ausrüstungen und Geräte werden
ordentlich gereinigt und desinfiziert. Hierzu dürfen nur Er-
zeugnisse gemäß Anhang VII Nummern 2.1 und 2.2 ver-
wendet werden,

(3) Es gelten folgende Vorschriften für Ruhezeiten:

a) Die zuständige Behörde entscheidet, ob eine Ruhezeit
erforderlich ist, und legt gegebenenfalls einen angemes-
senen Zeitraum fest; diese Ruhezeit wird daraufhin nach
jedem Produktionszyklus in Haltungseinrichtungen im
offenen Meer eingehalten und dokumentiert. Eine Ruhe-
zeit wird auch für andere Produktionsmethoden in Be-
cken, Teichen und Netzkäfigen empfohlen;

b) für die Muschelzucht sind solche Zeiten nicht vor-
, geschrieben;



c) in der Ruhezeit worden die Nt:l'zktifige odel' sonstigen
Halrungsciurichtungcn geleert und desinfiziert lind blei-
ben bis zur Wiederverwendung unbesetzt.

(4) Soweit sachgerecht werden vorhandene Fischfutter-
reste, Ausscheidungen und tote Tiere sofort entfernt, um
keine deutliche Verschlechterung der Wasserqualität zu ris-
kieren. Krankheitsrisiken einzuschränken und keine Insek-
ten oder Nager anzulocken.

(5) Der Einsatz von uítravlolettem Licht und Ozon ist
nur in Brut- und ]ungtierstationen erlaubt.

L (6) Für die biologische Bekämpfung von Ektoparasiten
wenden vorzugsweise Putzerfische eingesetzt.

r
Artikel2St

Tierårztliche Behandlung'
(I) Tritt trotz der Krankheitsvorsorge gemäß Artikel 15
Absatz I Buchstabe f Ziffer i der Verordnung (EG) Nr.
834/2007 ein Gesundheitsproblern auf. können tierärzt-
liche Behandlungen in nachstehender Rangfolge durch-
geführt werden:

a) Einsatz pflanzlicher. tierischer oder mineralischer Stoffe
in homöopathischer Verdünnung:

b) Einsatz von Pflanzen und Pflanzenextrakten, die keine
betäubende Wirkung haben, sowie

c) Einsatz von Substanzen wie Spurenelementen, Metallen.
natürlichen ImmunostinJulanzien oder zugelassenen
Probiotika.

(2) Allopathische Bebandlungen sind auf zwei Behand-
lungen jährlich beschrânkt, ausgenommen Impfungen und
obligatorische Tilgungspläne. Bei einem Produktionszyklus
von weniger als einem Jahr darf jedoch nur einmal allo-
pathisch behandelt werden. Wird häuflger allopathisch be-
handelt. dürfen die betreffenden Tiere nicht als ökologi-
sches/biologisches Erzeugnis verkauft werden.

(3) Parasitenbebandlungen. obligatorische Bekämpfungs-
programme der Mitgliedstaaten ausgenommen. dürfen
zweimal jährlich bzw, bei einem Produktionszyklus von
weniger als 18 Monaten einmal jährlich vorgenommen
werden,

(4) Die Wanezeit nach Verabreichung allopathischer
Tierarzneimittel und nach Parasitenbebandlungen gemäß
Absatz 3. auch im Rahmen oblígaroríscher Bekänlpfungs-
und Tilgungsprogramme. ist doppelt so lang wie die vor-
geschriebene Wanezeit gemäß Artikel 11 der Richtlinie
2001/82/EG und beträgt. wenn keine Wartezeit festgelegt
ist, 48 Stunden.

(5) Der Einsatz von Tierarzneimitteln ist der Kontroll-
stelle oder Kontrollbehärde zu melden. bevor die Tiere als
ökologische/biologische Erzeugnisse vermarktet werden. Be-
handelte Tiere müssen eindeutig zu identifizieren sein.

r) ABI. L 206 vom 22.7.1992. S. 7."



KAPITEL 3

Verarbeitete Erzeugnisse

Artikel26

Vorschriften für die Herstellung verarbeiteter Lebens- und
Futtermittel

(l) Bei der Verwendung von Zusatzstoffen, Verarbeitungshilfsstoffen
und anderen Stoffen und Zutaten für die Verarbeitung von Lebens- oder
Futtermitteln sowie der Anwendung jeglicher Verarbeitungspraktiken,
wie z. B. des Räucherns, sind die Grundsätze der guten Herstellungs-
praxis zu beachten.

(2) Verarbeitete Lebens- oder Futtermittel herstellende Unternehmer
müssen geeignete Verfahren einrichten und regelmäßig aktualisieren, die
auf einer systematischen Identifizierung der kritischen Stufen im Ver-
arbeitungsprozess beruhen.

(3) Die Anwendung der Verfahren gemäß Absatz.2 muss jederzeit
gewährleisten, dass die hergestellten verarbeiteten Erzeugnisse den Vor-
schriften für die ökologische/biologische Produktion genügen.

(4) Die Unternehmer müssen die Verfahrensvorschriften gemäß Ab-
satz 2 anwenden und einhalten. Sie müssen insbesondere dafür Sorge
tragen, dass

a) Vorsorgemaßnahmen getroffen werden, um das Risiko einer Konta-
mination durch unzulässige Stoffe oder Erzeugnisse zu vermeiden;



b) geeignete Reinigungsmaßnahmen durchgeführt werden, deren Wirk-
samkeit überwacht wird und über die Aufzeichnungen geführt wer-
den;

c) nichtökologische/nichtbiologische Erzeugnisse nicht mit einem Be-
zug auf die ökologischelbiologische Produktion in den Verkehr ge-
bracht werden.

(5) Zusätzlich zu den Bestimmungen gemäß den Absätzen 2 und 4
trägt der Unternehmer, soweit in der betreffenden Aufbereitungseinheit
auch nichtökologische/nichtbiologische Erzeugnisse aufbereitet oder ge-
lagert werden, dafür Sorge, dass

a) die Arbeitsgänge räumlich oder zeitlich getrennt von ähnlichen Ar-
. beitsgängen mit nichtökologischenlnichtbiologischen Erzeugnissen

kontinuierlich in geschlossener Folge durchgeführt werden, bis die
gesamte Partie durchgelaufen ist;

b) ökologischelbiologische Erzeugnisse vor und nach den Arbeitsgän-
gen räumlich oder zeitlich von nichtökologischen/nichtbiologischen
Erzeugnissen getrennt gelagert werden;

c) die Kontrollbehörde oder Kontrollstelle diesbezüglich informiert und
ein aktualisiertes Verzeichnis über sämtliche Arbeitsgänge und ver-
arbeiteten Mengen geführt wird;

d) alle erforderlichen Vorkehrungen getroffen werden, um die Partien/-
Lose zu identifizieren und jedes Vermischen oder den Austausch mit
nichtökologischenlnichtbiologischen Erzeugnissen zu vermeiden;

e) die Arbeitsgänge mit ökologischenlbiologischen Erzeugnissen erst
nach einer geeigneten Reinigung der Produktionsanlagen durelige-
führt werden.

Artikel27

Verwendung bestimmter Erzeugnisse und Stoffe bei der
Verarbeitung von Lebensmitteln

(I) Zum Zwecke von Artikel 19 Absatz 2 Buchstabe b der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 dürfen bei der Verarbeitung von
ökologischenibiologischen Lebensmitteln, ausgenommen Wein, nur die
folgenden Stoffe verwendet werden:

a) die Stoffe gemäß Anhang vm der vorliegenden Verordnung;

b) Zubereitungen aus Mikroorganismen und Enzyme, die üblicherweise
bei der LebensmittelherstelJung verwendet werden; ~ MI Enzyme,
die als Lebeosmittelzusatzstoffe verwendet werden sollen, müssen
jedoch in Anhang vm Abschnitt A aufgeführt sein. ....

c) Stoffe und Erzeugnisse gemäß der Definition in Artikel I Absatz 2
Buchstabe b Ziffer i und Artikel l Absatz 2 Buchstabe c der Richt-
linie 88/388/EWG des Rates (I), die gemäß Artikel 9 Absatz I
Buchstabe d und Absatz 2 der Richtlinie als natürlicher Aromastoff
oder als Aromaextrakt gekennzeichnet sind;

d) die Farbstoffe zum Stempeln von Fleisch und Eierschalen gemäß
Artikel 2 Absatz 8 bzw. Artikel 2 Absatz 9 der Richtlinie
94/36$G des Europäischen Parlaments und des Rates r);

e) Trinkwasser und Salze (hauptsächlich aus Natrium- oder Kalium-
chlorid), die im Allgemeinen bei der Lebensmittelverarbeitung ver-
wendet werden;

f) Mineralstoffe (einschließlich Spurenelemente), Vitamine, Aminosäuren
und Mikronährstoffe, jedoch nur, soweit ihre Verwendung in den Le-
bensmitteln, denen sie zugefügt werden, gesetzlich vorgeschrieben ist.

(2) Zur Berechnung flir die Zwecke von Attikel 23 Absatz 4
Buchstabe a) Ziffer ii) der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 werden

a) Lebensmittelzusatzstoffe gemäß Anhang VIII, die in der Spalte für
den Zusatzstoff-Code mit einem Sternchen gekennzeichnet sind, zu
den Zutaten landwirtschaftlichen Ursprung gerechnet;

(I) ABI. L 184 vom 15.7.1988, S. 6l.
(2) AßI. L 237 vom 10.9.1994, S. 13.



b) Zubereitungen und Stoffe gemäß Absatz 1 Buchstaben b, c, d, e und
f dieses Artikels und Stoffe, die in der Spalte für den
Zusatzstoff-Code nicht mit einem Sternchen gekennzeichnet sind,
nicht zu den Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs gerechnet;

c) Hefe und Hefeprodukte ab dem 31. Dezember 2013 zu den Zutaten
landwirtschaftlichen Ursprungs gerechnet.

'(3) Vor dem 31. Dezember 2010 wird die Verwendung der folgenden
in Anhang VIll verzeichneten Stoffe neu geprüft:

a) Natriumnitrit und Kaliumnitrat in Abschnitt A hinsichtlich der Strei-
chung dieser Zusatzstoffe;'

b) Schwefeldioxid und Kaliummetabisulfit in Abschnitt A;

c) Salzsäure in Abschnitt B zur Verarbeitung von Gouda, Edamer und
Maasdamer Käse, Boerenkaas, Friese und Leidse Nagelkaas.

Bei der Überprüfung gemäß Buchstabe a ist den Bemühungen der Mit-
gliedstaaten um sichere Alternativen zu NitritenINitraten und bei der
Einführung von Schulungsprogrammen zum Thema alternative Verar-
beitungsmethoden und Hygienebedingungen für ökologische!biologische
Fleischverarbèiterr-hersteller Rechnung zu tragen.

(4) Für das traditionelle dekorative Färben der Schale gekocbter Eier
mit dem Ziel, diese zu einer bestimmten Zeit des Jabres auf den Markt
zu bringen, kann die zuständige Behörde für den genannten Zeitraum
die Verwendung natürlicher Farben und natürlicher Uberzugsstoffe zu-
lassen. Die Zulassung darf bis zum 31. Dezember 2013 synthetische
Formen von Eisenoxiden und' Eisenbydroxiden umfassen. Die Kommis-
sion und die Mitgliedstaaten müssen über entsprechende Zulassungen in
Kenntnis gesetzt werden,

Artikel27a

Für die Zwecke der' Anwendung von Artikel 20 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 83412007 dürfen folgende Stoffe bei der Herstel-
lung, Zubereitung und Formulierung von Hefe verwendet werden:

a) die Stoffe gemäß Anhang VIll Abschnitt C der vorliegenden Ver-
ordnung;

b) Erzeugnisse und Stoffe gemäß Artikel 27 Absatz I Buchstaben b
und e der vorliegenden Verordnung.

Artikel28

Verwendung bestimmter nichtökologischer/nichtbiologischer
Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs bei der Verarbeitung von

Lebensmitteln

Zum Zwecke von Artikel 19 Absatz 2 Bucbstabe c der
Verordnung (EG) Nr. 83412007 können bei der Verarbeitung
ökologiscberlbiologischer Lebensmittel die in Anbang IX der vorliegen-
den Verordnung aufgelisteten nicbtökologischen/nicbtbiologischen land-
wirtschaftlichen Zutaten verwendet werden.

Artikel 29

Genehmigung nichtökologischer/nichtbiologischer
Lebensmittelzutaten landwirtschaftlichen Ursprungs durch die

Mitgliedstaaten

(l) Soweit eine Zutat landwirtscbaftlicben Ursprungs nicht in
Anhang IX der vorliegenden Verordnung aufgelistet ist, darf diese Zutat
nur unter den folgenden Bedingungen verwendet werden:

a) Der Unternebmer bat der zuständigen Behörde des betreffenden Mit-
gliedstaats alle erforderlichen Nachweise erbracht, aus denen hervor-
geht, dass die Zutat in der Gemeinschaft nicht in ausreichender
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Menge nach den ökologischenlbiologischen Produktionsvorschriften
hergestellt wird oder nicbt aus Drittländern eingeffibrt werden kann;

b) die zuständige Behörde des betreffenden Mitgliedstaats hat die Ver-
wendung für eine Höchstdauer von zwölf Monaten vorläufig geneh-
migt, nachdem sie überprüft hat, dass der Unternehmer die erforder-
lichen Kontakte zu Anbietern in der Gemeinschaft aufgenommen hat,
um sich ZU vergewissern, dass die betreffenden Zutaten in der erfor-
derlichen Qualität tatsächlich nicht zur Verfiigung stehen;

c) es wurde kein Beschluss gemäß Absatz 3 oder Absatz 4 gefasst,
wonach eine erteilte Genebmigung flir die betreffende Zutat zurück-
zuziehen ist.

¡jer Mitgliedstaat kann die Genehmigung gemäß Buchstabe b höchstens
dreimal um jeweils zwölf Monate verlängern.

(2) Wird eine Genehmigung gemäß Absatz I erteilt, so übermittelt
der Mitgliedstaat unverzüglich folgende Angaben an die anderen Mit-
gliedstaaten und die Kommission:

a) das Datum der Genehmigung und, im Falle einer Verlängerung, das
Datum der Erstgenehmigung;

b) Name, Anschrift, Telefonnummer sowie gegebenenfalls Faxnummer
und E-Mail-Adresse des Inhabers der Genehmigung; Name und An-
schrift der KontaktsteIle bei der Behörde, die die Genehmigung er-
teilt hat;

c) die Bezeichnung und erforderlichenfalls die genaue Beschreibung
und -die Qualitätsmerkmale der betreffenden Zutat landwirtschaftli-
chen Ursprungs;

d) die Art tíer Erzeugnisse, für deren Herstellung die betreffende Zutat
benötigt wird;

e) die benötigten Mengen sowie die Begründung hierfür;

fl die Gründe für die Mangelsituation und die voraussichtliche Dauer;

g) das Datum, an dem der Mitgliedstaat die anderen Mitgliedstaaten
und die Kommission unterrichtet, Die Kommission undloder die Mit-
gliedstaaten können diese Angaben der Öffentlichkeit zugänglicb
maehen.

(3) Übermittelt ein Mitgliedstaat der Kommission und dem Mitglied-
staat, der die Genehmigung erteilt hat, Bemerkungen, aus denen hervor-
geht, dass während der Dauer der Mangelsituation Lieferungen erhält-
lich sind, so muss der Mitgliedstaat erwägen, die Genehmigung zu
widerrufen oder die vorgesehene Genehmigungsdauer zu verkürzen,
und der Kommission und den anderen Mitgliedstaaten innerhalb von
15 Arbeitstagen nach Eingang dieser Informationen mitteilen, welche
Maßnahmen er getroffen bat oder treffen wird.

(1) Auf Antrag eines Mitgliedstaats oder auf Betreiben der Kommis-
SIOn wird die Angelegenbeit dem gemäß Artikel 37 der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 eingesetzten Ausschuss zur Prüfung
vorgelegt. Nach dem Verfahren von Absatz 2 des genannten Artikels
kann beschlossen werden, dass eine frühere Genehmigung zu wider-
rufen oder die Genehmigungsdauer zu ändern ist oder die betreffende
Zutat gegebenenfalls in Anhang IX der vorliegenden Verordnung auf-
zunehmen.

(5) Im Falle einer Verlängerung gemäß Absatz l Unterabsatz 2 fin-
den die Verfahrensvorschriften der Absätze 2 und 3 Anwendung.



"Artikel 29a

Spezifische Vorschriften für Meeresalgen

(1) Sollen Meeresalgen frisch vermarktet werden, wird
zum Spülen der frisch geernteten Algen Meerwasser ver-
wendet.

Sollen die Meeresalgen getrocknet vermarktet werden, kann
zum Spülen auch Trinkwasser verwendet werden. Die Ver-
wendung von Salz zum Feuchteentzug ist erlaubt.

(2) Offene Flammen, die mit den Algen in direkten Kon-
tab kommen, dürfen zum Trocknen nicht eingesetzt wer-
den. Soweit Seile und andere Ausrüstungen irn Troekaungs-
prozess eingesetzt werden. dürfen diese nicht mit Antifou-
ling-, Reinigungs- oder Desinfektionsmitteln behandelt wor-
den sein, entsprechende in Anhang VlI aufgelistete Erzeug-
nisse ausgenommen."

KAPITEL 4

Abholung, Verpackung, Beforderung und Lagerung von Erzeugnissen

Artikel30

Abholung und Beförderung von Erzeugnissen zu
Aufbereitungseinheiten

Unternehmer können ökologischeJbiologische und nichtëkologische/-
nichtbiologische Erzeugnisse nur dann irn Sammeltransportverfahren



gleichzeitig abholen, wenn geeignete Vorkehrungen getroffen wurden,
um jedes mögliche Vermischen oder Vertauschen mit
nichtökologischenlnichtbiologischen Erzeugnissen zu unterbinden, und

.die Identifizierung der ökologischen/biologischen Erzeugnisse gewähr-
leistet ist. Der Unternehmer hält der KontrollsteIle oder Kontrollbehörde
Informationen über die Tage und Uhrzeiten der Abholung, die Abhol-
runde sowie das Datum und die Uhrzeit der Annahme der Erzeugnisse
ZUr Verfügung,

Artikel31

Verpackung und Beforderung von Erzeugnissen zu anderen
Unternehmern oder Einheiten

(1) Die Unternehmer tragen dafür Sorge, dass ökologische/-
biologische Erzeugnisse zu anderen Einheiten, einschließlich Groß-
und Einzelhändlern, nur in geeigneten Verpackungen, Behältnissen
oder Transportmitteln befördert werden, die so verschlossen sind, dass
der Inbalt ohne Manipulation oder Zerstörung der Plombe/des Siegels
nicht ausgetauscht werden kann, und deren Etikett unbeschadet anderer
gesetzlich vorgeschriebener Angaben folgende Angaben enthält:

a) den Namen und die Anschrift des Unternehmers und, soweit es sich
um eine andere Person handelt, des Eigentümers oder Verkäufers des
Erzeugnisses;

b) die Bezeichnung des Erzeugnisses oder im Fall von Mischfuttermit-
teln ihre Beschreibung einschließlich des Bezuges auf die
ökologische/biologische Produktion;

c) den Namen und/oder die Codenummer der Kontrollstelle oder Kon-
trollbehörde, die für den Unternehmer zuständig ist, und

d) gegebenenfalls die Kennzeichnung der Partie/des Loses, die nach
einem System vorgenommen wurde, das entweder auf nationaler
Ebene zugelassen ist oder dem von der Kontrollstelle oder Kontroll-
behörde zugestimmt wurde, und anband der die Partie/das Los den
Bucheintragungen gemäß Artikel 66 zugeordnet werden kann.

Die Angaben gemäß Unterabsatz l Buchstaben a bis d können auch auf
einem Begleitpapier vermerkt werden, wenn dieses Dokument eindeutig
der Verpackung, dem Behältnis oder dem Transportmittel des Erzeug-
nisses zugeordnet werden kann. Dieses Begleitpapier muss Angaben
über den Lieferanten und/oder das Transportunternehmen entbalten.

(2) Die Verpackung, die Behältnisse oder die Transportmittel müssen
nicht verschlossen werden, wenn

a) die Erzeugnisse auf direktem Wege von einem Unternehmer zu ei-
nem anderen Unternehmer befördert werden, die beide dem
ökologischenlbiologischen Kontrollsystem unterliegen, und

b) die Erzeugnissen von einem Dokument begleitet werden, das die in
Absatz I genannten Angaben enthält, und

c) sowohl Versender als auch Empfänger über diese Transportvorgänge
Buch führen und die Bücher der zuständigen Kontrollstelle oder
Kontrollbehörde zur Verfiigung halten.

Artikel32

Sondervorschriften für die Beförderung von Futtermitteln zu
anderen Produktions-/Autbereitungseinheiten oder Lagerstätten

Über die Bestimmungen von Artikel 3 I hinaus tragen Unternehmer bei
der Beforderung von Futtermitteln zu anderen Produktions- oder Auf-
bereitungseinheiten oder Lagerstätten dafür Sorge, dass die folgenden
Bedingungen erfiillt sind:

a) Öko!ogischlbiologisch erzeugte Futtermittel, Umstellungsfuttermittel
und nichtökologische/nichtbiologische Futtermittel werden bei der
Beforderung physisch wirksam voneinander getrennt;

b) die Transportmittel und/oder Behältnisse, in denen
nichtökologischelnichtbiologiscbe Erzeugnisse befordelt wurden,
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"!! L
dürfen zur Beforderung ökologischer/biologischer Erzeugnisse nur
verwendet werden, sofern

i) vor der Befarderung von ökologischen/biologischen Erzeugnis-
sen angemessene Reinigungsmaßnahmen durchgeführt wurden,
deren Wirksamkeit kontrolliert wurde; Unternehmer müssen
über die Reinigungsvorgänge Buch führen;

ii) je nach Risikobewertung gemäß Artikel 88 Absatz 3 alle erfor-
derlichen Vorkehrungen getroffen wurden und der Unternehmer
erforderlichenfalls garantiert, dass nichtökologischel-
nicbtbiologische Erzeugnisse nicht mit einem Bezug auf die
ökologischelbiologiscbe Produktion in den Verkehr gebracht
werden können;

iii) der Unternehmer über die Beforderungsvorgänge Buch führt und
die Bücher der Kontrollstelleoder KontrolIbebörde zur Verfü-
gung hält;

c) ökologischelbiologische Futtermittel-Fertigerzeugnisse werden phy-
sisch oder zeitlieb von anderen Fertigerzeugnissen getrennt befördert;

d) bei der Beforderung werden die zu Beginn der Auslieferungsrunde
abgehende Erzeugnismenge sowie alle während der Auslieferungs-
runde einzeln ausgelieferten Erzeugnismengen aufgezeichnet

,,Artikel 32.

Transport von lebenden Fischen
(1) Lebende Fische werden in geeigneten Behälmissen
mit sauberem Wasser, das die physiologischen Ansprüche
der Fische hinsichtlich Temperatur und Sauerstoffgehalt er-
füllt, transportiert.

(2) Bevor ökologisch/biologisch erzeugte Fische und Fi-
scberzeugnisse transportiert werden, werden die Behälmísse
gründlich gereinigt, desinfiziert und ausgespült.

(3) Es werden Vorkehrungen zur Stressvenneidung ge-
troffen. Zum Schutz der Tiere wird eine artgerechte Trans-
portdichte eingehalten.

(4) über die Einhaltung der Absätze l bis 3 wird Buch
geführt."
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Artikel33

Annahme von Erzeugnissen aus anderen Einheiten und Von
anderen Unternehmern

Bei Annahme eines ökologischen/biologischen Erzeugnisses kontrolliert
der Unternehmer den Verschluss der Verpackung oder des Behältnisses,
soweit dieser vorgeschrieben ist, sowie das Vorbandensein der Angaben
gemäß Artikel 31.

Der Unternehmer fübrt eine Gegenkontrolle der Angaben auf dem Eti-
kett gemäß Artikel 3! mit den Angaben auf den Begleitpapieren durch.
Das Ergebnis dieser Überprüfung wird in den Büchern gemäß Artikel 66
ausdrücklich vermerkt.

Artikel 34 ~

Sondervorschriften für die Annahme von Erzeugnissen aus
Drittländern

Ökologischelbiologische Erzeugnisse aus Drittländern sind in geeigneten
Verpackungen oder Behältnissen einzuführen, die so verschlossen sind,
dass ihr Inhalt nicht ausgetauscht werden kann, und die mit Angaben
zur Identifizierung des Ausführers sowie anderen Zeichen und Num-
mern versehen sind, mit denen die Partie/das Los identifiziert werden
kann, und die, soweit erforderlich, mit der Kontrollbescheinigung rur
Einfuhren aus Drittländem versehen sind.

Bei Annahme eines aus einem Drittland eingefiihrten ökologischen/-
biologischen Erzeugnisses kontrolliert der Erste Empfänger den Ver-
schluss der Verpackung oder des Behältnisses und, bei gemäß Artikel 33
der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 eingeführten Erzeugnissen, die
Ubereinstimmung der Angaben auf der Bescheinigung gemäß dem ge-
nannten Artikel mit der Art der Erzeugnisse in der Sendung. Das Er-
gebnis dieser Uberprüfung wird in den Büchern gemäß Artikel 66 der
vorliegenden Verordnung ausdrücklich vermerkt.

Artikel35

Lagerung von Erzeugnissen

(I) Bereiche, in denen Erzeugnisse gelagert werden, sind so zu be-
wirtschaften, dass die gelagerten Partien!Lose identifiziert werden kön-
nen und jede Vermischung mit oder Verunreinigung durch Erzeugnisse
und/oder Stoffe, die den Vorschriften rur ªie ökologischelbiologische
Produktion nicht genügen, vermieden wird. Okologischelbiologische Er-
zeugnisse müssen jederzeit eindeutig identifizierbar sein.
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(2-)' .
duktionseinheiten ist die Lagerung von anderen als den im R n der
vorliegenden Verordnung zugelassenen Betriebsmitte . åer Produk-
tionseinheit verboten.

(3) Die Lagerung von allopat' en Tierarzneimitteln und Antibio-
tika in Betrieben ist zuläs ... ôfern sie von einem Tierarzt im Rahmen
der Behandlung i 'ne von Artikel 14 Absatz l Buchstabe c Ziffer ii
der Veror , (EG) Nr, 834/2007 verschrieben wurden sowie an ei-
ne envacht~n Ort aufb.ewahrt und i,n das Bestandsbuch gemäß Arti-

(

(
,,(2) Im Falle von ökologischen/biologischen Pflanzen-,
Meeresalgen- und Tierproduhionseinheiten, auch in Aqua-
kultur, ist die Lagerung von anderen als den im Rahmen
der vorliegenden Verordnung zugelassenen Betríebsmíneln
in der Produktionseinheit verboten,

(3) Die Lagerung von allopathischen Tierarzneimitteln
und Antibiotika in Betrieben ist zulässig, sofern sie von
einem Tierarzt im Rahmen der Behandlung im Sinne von
Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe e Ziffer ii oder Artikel 15
Absatz 1 Buchstabe f Ziffer il der Verordnung (EG) Nr,
834/2007 verschrieben wurden sowie an einem überwach.
ten Ort aufbewahrt und in das Bestandsbuch gemäß
Artikel 76 der vorliegenden Verordnung oder die Aquakul-
turproduktionsaufzeichnungen gemäß Artikel 79b der vor-
liegenden Verordnung eingetragen werden."



KAPITEL S

Vorschriften für die Umstellung

(4) Soweit Unternehmer sowohl mit nichlökologischen/-
nichtbiologischen Erzeugnissen als auch ökologischenlbiologischen Er-
zeugnissen umgehen und letztere an Lagerstätten gelagert werden, die
auch zur Aufbewahrung anderer Agrarprodukte oder Lebensmittel die-
nen, so sind

a) die ökologischenibiologischen Erzeugnisse von den anderen Agrar-
produkten undloder Lebensmitteln getrennt aufzubewahren;

o) alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um die Identifizierung der
Warensendungen sicherzustellen und jedes Vermischen oder Vertau-
schen mit nichtökologischenlnichtbiologischen Erzeugnissen zu ver-
meiden;

c)vor der Einlagerung ökologischeribiologischer Erzeugnisse geeignete
Reinigungsmaßnahmen durchzuführen, deren Wirksamkeit kontrol-
liert wurde; die Unternehmer führen Buch über diese Maßnahmen.

Artikel36

Pflanzen und pflanzliche Erzeugnisse

(l) Damit Pflanzen und pflanzliche Erzeugnisse als ökologisch/-
biologisch gelten können, müssen auf den Anbauflächen während eines
Umstellungszeitraums von mindestens zwei Jabren vor der Aussaat oder
- im Falle von Grünland oder melujährigen Futterkulturen - von
mindestens zwei Jahren vor der Verwendung als ökologisch/biologisch
erzeugtes Futtermitteloder - im Falle von anderen melujährigen Kul-
turen als Futterkulturen - von mindestens drei Jahren vor der ersten
Ernte ôkologischer/biologischer Erzeugnisse die Produktionsvorschriften
gemäß den Artikeln 9, 10, 11 und 12 der Verordoung (EG)
Nr. 834/2007 sowie Kapitel l der vorliegenden Verordoung und, soweit
sie Anwendung finden, die Ausnahmevorschriften von Kapitel 6 der
vorliegenden Verordoung befolgt worden sein.

(2) Die zuständige Behörde kann beschließen, als Teil des Umstel-
lungszeitraums rückwirkend jeden früheren Zeitraum anzuerkennen, in
dem

a) die Landparzellen unter Maßnahmen eines im Rahmen der
Verordoung (EG) Nr. 1257/1999 des Rates, der Verordoung (EG)
Nr. 1698/2005 durchgeführten Programms oder eines anderen amt-
lichen Programms fielen, vorausgesetzt, diese Maßnahmen gewähr-
leisten, dass Mittel, die für die ökologischeibiologische Produktion
nicht zugelassen sind, nicht auf diesen Parzellen verwendet wurden,
oder

b) die Parzellen natürliche oder landwirtschaftlich genutzte Flächen wa-
ren, die nicht mit Mitteln behandelt wurden, die für die ökologische/-
biologische Produktion nicht zugelassen sind.

Der Zeitraum gemäß Unterabsatz l Buchstabe b kann nur dann rück-
wirkend berücksichtigt werden, wenn der zoständigen Behörde ausrei-
chende Nachweise vorliegen, die ihr die Gewähr geben, dass die Be-
dingungen für einen Zeitraum Von mindestens drei Jahren erfüllt waren.

(3) In bestimmten Fällen, in denen die Fläche mit Mitteln kontami-
niert wurde, die für die ökologische/biologische Produktion nicht zuge-
lassen sind, kann die zuständige Behörde beschließen, den Umstellungs-
zeitraum über den Zeitraum gemäß Absatz I hinaus zo verlängern.



(4) Bei Parzellen, die bereits auf den ökologischen/biologischen
Landbau umgestellt sind oder sich im Umstellungsprozess befanden
und die mit einem Mittel behandelt wurden, das fur die ökologische/-
biologische Produktion nicht zugelassen ist, kann der Mitgliedstaat den
Umstellungszeitraum gemäß Absatz I in den beiden folgenden Fällen
verkürzen:

a) bei Parzellen, die im Rahmen einer gesetzlich vorgeschriebenen
Krankheits- oder Schädlingsbekämpfungsmaßnabme der zuständigen
Behörde des Mitgliedstaats mit einem Mittel behandelt wurden, das
nicht fur die ökologische/biologische Produktion zugelassen ist;

b) bei Parzellen, die im Rahmen wissenschaftlicher Versuche, die die
zuständige Behörde des Mitgliedstaats genehmigt hat, mit einem
Mittel behandelt wurden, das fur die ökologische/biologische Pro-
duktion nicbt zugelassen ist.

In den Fällen gemäß Unterabsatz I Bucbstaben a und b wird die Dauer
des Umstellungszeitraums unter Berücksichtigung der folgenden Fakto-
ren festgesetzt:

a) Aufgrund der Abbaurate des verwendeten Mittels muss sichergestellt
sein, dass die Höhe der Rückstände im Boden oder - bei Dauer-
kulturen - in der Pflanze am Ende des Umstellungszeitraums unbe-
deutend ist;

b) die auf die Behandlung folgende Ernte darf nicht mit einem Bezug
auf die ökologische/biologische Produktion vermarktet werden.

Der betreffende Mitgliedstaat teilt den anderen Mitgliedstaaten und der
Kommission seine Entscheidung, die Behandlungsmaßnahmen verbind-
lieh vorzuschreiben, mit

"Artikel 36a

Meeresalgen

(1) Für eine Meeresalgensammelfläche beträgt der Um-
stellungszeitraum sechs Monate.

(2) Für eine Meeresalgenkultureinheit beträgt der Umstel-
lungszeitraum sechs Monate oder einen vollen Produktions-
zyklus, wenn dieser länger als sechs Monate ist."
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Artikel37

Spezifische Vorschriften mr die Umstellung von Flächen, die im
Zusammenhang mit der ökologischenibiologischen Tierhaltung

genutzt werden

(l) Die Umstellungsvorschriften gemäß Artikel 36 der vorliegenden
Verordnung gelten für die gesamte Fläche der Produktionseinbeit, auf

, der Futtermittel erzeugt werden.

(2) Unbeschadet der Bestimmung gemäß Absatz I kann der Umstel-
lungszeitraum bei Weideland und Auslaufllächen für andere Tierarten
als Pflanzenfresser auf ein Jahr gekürzt werden. Dieser Zeitraum kann in
Fällen, in denen die betreffende Fläche im Vorjahr nicht mit Mitteln
behandelt wurde, die für die ökologische!biologische Produktion nicht
zugejassen sind, auf sechs Monate gekürzt werden.

Artikel38

Tiere und tierische Erzeugnisse

(I) Soweit gemäß ArtikeJ 14 Absatz J Buchstabe a Ziffer ii der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 und ArtikeJ 9 und/oder Artikel 42 der
vorliegenden Verordnung nichtökoJogische/nichtbiologische Tiere in ei-
nen Betrieb eingestellt werden und die tierischen Erzeugnisse als
ökoJogischelbiologische Erzeugnisse vermarktet werden sollen, müssen
die Produktionsvorschriften gemäß den Artikeln 9, JO, 11 und 14 der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 sowie gemäß TiteJ Il Kapitel 2 und,
soweit zutreffend, Artikel 42 der vorliegenden Verordnung angewendet
worden sein während mindestens

a) zwölf Monaten im Falle von Equiden und Rindern, einschließlich
Bubalus- und Bísonarten, für die Fleischerzeugung und in jedem
Falle jedoch mindestens für drei Viertel der Lebensdauer dieser
Tiere;

b) sechs Monaten im Falle von kleinen Wiederkäuern und Schweinen
sowie Milch produzierenden Tieren;

c) zehn Wochen im Falle von Geflügel für die Fleischerzeugung, das
eingestallt wurde, bevor es drei Tage alt war;

d) sechs Wochen bei Geflügel für die Eiererzeugung.



(2) Soweit sich in einem Betrieb zu Beginn des Umstellungszeit-
raums gemäß Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer iii der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 nichtökologische/nichtbiologische Tiere
befinden, können die Erzeugnisse dieser Tiere als ökologische/-
biologische Erzeugnisse gewertet werden, wenn die gesamte Produk-
tionseinheit, einschließlich Tiere, Weideland und/oder Futteranbaufläche
gleichzeitig umgestellt wird. Der gesamte kombinierte Umstellungszeit-
raum flir die existierenden Tiere und deren Nachzucht, Weideland und/-
oder Futteranbaufläche kann auf 24 Monate gekürzt werden, wenn die
Tiere hauptsächlich mit Erzeugnissen aus der Produktionseinheit selbst
geflittert werden.

C3.), lmkereierzeugnisse dürfen nur dann mit einem Bezug auf die
ökologischelbiologische Produktion vermarktet werden, wenn die
ökologischen/biologischen Produktionsvorschriften seit mindestens ei-
nem Jahr befolgt worden sind.

(4) Der Umstellungszeitraum flir Bienenstöcke gilt nicht im Falle der
Anwendung von Artikel 9 Absatz 5 dieser Verordnung.

(5) Während des Umstellungszeitraums wird das Wachs durch
Wachs aus der ökologischen/biologischen Bienenhaltung ersetzt.

"Artikel 38a

Aquakulturriere

(l) Für Aquakulturproduktionseinbeiten einschließlich
der vorhandenen Aguakulturtiere gelten je nach Art der
Anlage folgende Umstellungszeiträume:

a) für Anlagen, die nicht entleert, gereinigt und desinfiziert
werden können, ein Umstellungszeitraum von 24 Mo-
naten;

b) für Anlagen, die entleert wurden oder in denen eine
Ruhezeit eingehalten wurde, ein Umstellungszeitraum
von 12 Monaten;

c) für Anlagen, die entleert, gereinigt und desinfiziert wur-
den, ein Umstellungszeitraum von sechs Monaten;

d) für Anlagen im offenen Gewässer einschließlich Mu-
schelkulturen ein Umstellungszeitraum von drei Mona-
ten.

(2) Die zuständige Behörde kann beschließen, jeden zu-
rückliegenden dokumentierten Zeitraum, in dem die Anla-
gen nicht mit unzulässigen Erzeugnissen fur die ökologi-
sche/biologische Produktion behandelt worden sind oder
fur die ökologische/biologische Produktion unzulässigen Er-
zeugnissen ausgesetzt waren, rückwirkend als Teil des Um-
stellungszeitraums anzuerkennen."
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KAPITEL 6

Ausnahmen von den Produktionsvorschriften

Abschnitt l

Ausnahmen von den Produktionsvorschriften
aufgrund klimabedingter, geografischer oder
struktureller Beschränkungen im Sinne von
Artikel 22 Absatz 2 Buchstabe 3 der

Verordnung (EG) Nr. 83412007,

Artikel39

Anbindehaltung von Tieren

Soweit die Bestimmungen gemäß Artikel 22 Absatz 2 Buchstabe a der
Verordnung (EG) Nr. 83412007 Anwendung finden, können die zustän-
digen Behörden genehmigen, dass Rinder in Kleinbetrieben angebunden
werden, wenn es nicht möglich ist, die Rinder in Gruppen zu halten,
deren Größe ihren verhaltensbedingten Bedürfnissen angemessen wäre,
sofern die Tiere während der Weidezeit Zugang zu Weideland gemäß
Artikel 14 Absatz 2 und mindestens zweimal in der Woche Zugang zu
Freigelände haben, wenn das Weiden nicht möglich ist.

Artikel40

Parallelerzeugung

(I) Soweit die Bestimmungen gemäß Artikel 22 Absatz 2
Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 83412007 Anwendung finden,
darf ein Erzeuger in folgenden Fällen in ein und demselben Gebiet
ökologische/biologische und nichtökologiscbelnicbtbiologiscbe Produk-
tionseinbeiten bewirtschaften:

a) bei der Produktion von Dauerkulturen, die eine Kulturzeit von min-
destens drei Jabren erfordert und bei der sich die Sorten nicht Ieicht
unterscheiden lassen, sofern die folgenden Bedingungen erfüllt sind:

i) Die betreffende Produktion ist Teil eines Umstellungsplans, zu
dessen Durchführung sich der Erzeuger formell verpflichtet und
der vorsieht, dass die Umstellung des letzten Teils der betref-
fenden Flächen auf die ökologischelbiologiscbe Produktion in-
nerhalb kürzestmöglicher Frist eingeleitet wird, die jedoch fünf
Jahre nicbt überschreiten darf;

ii) es wurden geeignete Vorkehrungen getroffen, um sicherzustellen,
dass die aus den verschiedenen Einbeiten slantmenden Erzeug-
nisse stets voneinander getrennt gehalten werden;
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iii) die Kontrollbehörde oder KontrollsteIle wird von der Ernte jedes
einzelnen der betreffenden Erzeugnisse mindestens 48 Stunden
im Voraus unterrichtet;

iv) nach abgeschlossener Ernte untenichtet der Erzeuger die Kon-
trollbehörde oder KontrollsteIle rur die betreffenden Einheiten
über die genauen Erntemengen und die zur Trennung der Er-
zeugnisse durchgeführten Maßnahmen;

v) der Umstellungsplan und die Kontrollmaßnahmen gemäß
Titel IV Kapitel I und 2 wurden von der zuständigen Behörde
genehmigt; diese Genehmignng muss jedes Jahr nach Anlaufen
des Umstellungsplans bestätigt werden;

b) bei Flächen, die mit Zustimmung der zuständigen Behörden der Mit-
gliedstaaten rur die Agrarforschung oder rur Ausbildungsmaßnahmen
bestimmt sind, vorausgesetzt die Bedingungen gemäß Buchstabe a
Ziffern ii, iii und iv sowie des einschlägigen Teils von Ziffer v sind
erfüllt;

c) bei der Produktion von Saatgut, vegetativem Vermehrungsmaterial
und Jungpflanzen, vorausgesetzt, die Bedingungen gemäß
Buchstabe a Ziffern ii, iii und iv sowie des einschlägigen Teils
von Ziffer v sind erfüllt;

d) bei Grünland, das ausschließlich rur die Weidewirtschaft genutzt
wird.

(2) Die zuständige Behörde kann genehmigen, dass Betriebe, die mit
Agrarforschung oder Ausbildungsmaßnahmen befasst sind,
ökologischelbiologische und nichtökologische/nichtbiologische Tiere
derselben Art halten, soweit die folgenden Bedingungen erfüllt sind:

a) Es wurden geeignete Vorkehrungen, die der Kontrollbehörde oder
Kontrollstelle im Voraus mitgeteilt wurden, getroffen, um sicherzu-
stellen, dass Tiere, tierische Erzeugnisse, Wirtschaftsdünger tierischer
Herkunft und Futtermittel der einzelnen Einheiten stets voneinander
getrennt sind;

b) der Erzeuger untenichtet die Kontrollbehörde oder KontrollsteIle im
Voraus über jede Anlieferung oder jeden Verkauf von Tieren oder
tierischen Erzeugnissen;

c) der Unternehmer untenichtet die Konttollbehörde oder KontrollsteIle
über die genauen Mengen; die in den Einheiten erzeugt wurden,
sowie über alle Merkmale, anband deren sich die Erzeugnisse iden-
tifizieren lassen, und bestätigt, dass alle erforderlichen Vorkehrungen
zur Trennung der Erzeugnisse getroffen wurden.

Artikel41

Bewirtschaftung von Bienenhaltungseinheiten zum Zwecke der
Bestäubung

Soweit die Bestimmungen gemäß Artikel 22 Absatz 2 Buchstabe a der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 Anwendung finden, kann ein Unterneh-
mer zum Zwecke der Bestäubung ökologischelbiologische und
nichtökologische/nichtbiologische Bienenhaltungseinheiten in ein und
demselben Betrieb bewirtschaften, sofern alle Vorschriften rur die
ökologischelbiologische Produktion, .mit Ausnahme der Bestimmungen
über den Standort rur die Aufstellung der Bienenstöcke, erfüllt sind. In
diesem Fall darf das Erzeugnis nicht als ökologischeslbiologisches Er-
zeugnis vermarktet werden.

Das Unternehmen mhrt Buch über die Anwendung dieser Bestimmung.



Artikel43

Abschnitt 2

Ausnahmen von den Produktionsvorschriften
-w e g e n Nichtverfügbarkeit ökologischer/biologi-
scher Betriebsmittel gemäß Artikel 22 Absatz 2
Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 834/2007

Artikel42

Verwendung nichtökologischer/nichtbiologischer Tiere

Soweit die Bestimmungen gemäß Artikel 22 Absatz 2 Buchstabe b der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 Anwendung finden und vorbehaltlich
der vorherigen Genehmigung der zuständigen Behörde

a) kann, wenn bei Beginn des Aufbaus eines Geflügelbestandes oder
bei einer Erneuerung oder einem Wiederaufbau des Bestandes
ökologisehlbiologiseh aufgezogene Tiere nicht in ausreichenden
Mengen zur Verfügung stehen, niehtökologisehes/niehtbiologisches
Geflügel in eine ökologisehelbiologisehe Geflügelproduktionseinheit
eingestellt werden, sofern das Geflügel fur die Eier- und Fleischer-
zeugung weniger als drei Tage alt sind;

b) können niehtökologiseh/niehtbiologisch aufgezogene Junglegehennen
von weniger als 18 Wochen vor dem 31. Dezember 2011 in eine
ökologischelbiologisebe Tierhalrungseinheit eingestellt werden, wenn
keine ökologischen/biologischen Jungtiere zur Verfügung stehen und
sofern die einschlägigen Bestimmungen von Kapitel 2 Abschnitte 3
und 4 erfüllt sind.

'/eJ h en duue 'OIi ilichtäkoJogischcn/niditbioJogiscbeu Puttet mItteln
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"Verwendung von nichtökologischen{nichtbiologischen
Fottermitteln pflanzlichen und tierischen Ursprungs"

T ª Soweit die Bestimmungen gemäß Artikel 22 Absatz 2 Buchstabe b der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 Anwendung finden, ist die Verwendung
einer begrenzten Menge nichtökologischer/nichtbiologischer Futtermittel
pflanzlichen und tierischen Ursprungs zulässig, wenn die Landwirte
nicht in der Lage sind, sich mit Futtenrnitteln aus ausschließlich
ökologischerlbiologischer Erzeugung zu versorgen. Der Höchstsatz
nichtökologischer/nichtbiologischer Futtermittel, der je Zwölfmonats-
zeitraum fur andere Arten als Pflanzenfresser zulässig ist, beträgt

a) 10 % im Zeitraum vom 1. Januar 2009 bis 31. Dezember 2009;

b) 5 % im Zeitraum vom 1. Januar 2010 bis 31. Dezember 2011.

Diese Prozentsätze beziehen sich auf die Trockenmasse der Futtenrnittel
landwirtschaftlicher Herkunft und werden jährlich berechnet. Der zuläs-
sige Höchstanteil nichtökologischer/nichtbiologischer Futtennittel in der
Tagesration beträgt 25 % der Trockenmasse.

Artikel44

Der Unternehmer fuhrt Buch über die Notwendigkeit der Anwendung
dieser Bestimmung. "

Verwendung von nichtökoJogischem/nichtbiologischem Bienenwachs

Bei neuen Anlagen oder während des Umstellungszeitraums darf
nichtökologisches/nichtbiologisches Bienenwachs nur verwendet wer-
den, wenn

a) auf dem Markt kein Wachs aus ökologischerlbiologiscber Bienen"
halrung erbältlich ist;

b) das Wachs erwiesenermaßen nicht mit Stoffen verunreinigt ist, die
für die ökolcgische/biologische Produktion nicht zugelassen sind und

ej das Wachs von den Deckeln stammt.
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Ar/ikel45

Verwendung von Saatgut und vegetativem Vermehr ~I,
·das nicht nacll der ¡)kolo is .. I'Odukt'ionsmethode

erzeugt wurde

Verwendung von Saatguf und vcgctatívcm Vermehrungsmaterial. die nicht nach der ökologisc.hcn!biolo-
~ischen Produkrionsruethode erz('ugt wurden

(J) Soweit die Bestimmungen gemäß Artikel 22 Absatz 2
Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 Anwendung finden,

a) darf Saatgut und vegetatives Vermehrungsmaterial aus einer Produk-
tionseinheit verwendet werden, die sich in Umstellung auf den
ö~ologiscbenlbiologische~ Landbau befindet,

b) soweit Buchstabe a nicht anwendbar ist, können die Mitgliedstaaten
die Verwendung von nichtökologischem/nichtbiologischem Saatgut
oder vegetativem Verrnehrungsmaterial genehmigen, wenn kein
ökologiscblbiologiscb erzeugtes Saatgut und vegetatives Vermeh-
rungsmaterial zur Verfugung steht. Für die Verwendung von
nichtökologischeminichtbiologiscbem Saatgut und nichtökologi-
sehen/nichtbiologischen Pflanzkartoffeln gelten jedoch die nachste-
henden Absätze 2 bis 9.

(2) Nicbtökologisches/nicbtbiologiscbes Saatgut und nicbtökologi-
sehe/nichtbiologische Pflanzkartoffeln können verwendet werden, sofern
das Saatgut oder die Pflanzkartoffeln nicht mit Pflanzenschutzmitteln
bebandelt wurden, ausgenommen solche, die gemäß Artikel 5 Absatz I
zur Bebandlung von Saatgut zugelassen sind, es sein denn, nach Maß-
gabe der Richtlinie 2000/29/EG des Rates (') hat die zuständige Be-
hörde des Mitgliedstaats aus Grunden der Pflanzengesundbeit eine che-
mische Bebandlung aller Sorten einer gegebenen Art in dem Gebiet, in
dem das Saatgut oder die Pflanzkartoffeln verwendet werden sollen,
vorgeschrieben.

(3) Arten, für die in allen Teilen der Gemeinschaft ökologisch/-
biologisch erzeugtes Saatgut oder ökologiscblbiologiscb erzeugte
Pflanzkartoffeln nachweislich in ausreichenden Mengen und für eine
signifikante Anzahl von Sorten zur Verfugung stehen, sind in
Anhang X aufgeführt.

Für die Arten gemäß Anhang X dürfen keine Genebmigungen
gemäß Absatz 1 Buchstabe b erteilt werden, es sei denn, die Genehmi-
gung ist durch einen der Zwecke gemäß Absatz 5 Bucbstabe d gerecht-
fertigt.

(4) Die Mitgliedstaaten können die Zuständigkeit für die Erteilung
der Genehmigung gemäß Absatz l Buchstabe b einer anderen öffent-
lichen Verwaltung unter ihrer Aufsicht oder den KontrolIbebörden oder
KontrollsteIlen gemäß Artikel 27 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007
übertragen.

(5) Die Verwendung von nichtökologischlnichtbiologisch erzeugtem
Saatgut oder nicbtökologischlnicbtbiologiscb erzeugten Pflanzkartoffeln
darf nur genehmigt werden,

a) wenn keine Sorte der Art, die der Verwender anbauen will, in der
Datenbank gemäß Artikel 48 eingetragen ist;

b) wenn kein Anbieter, d. b. kein Unternehmer, der Saatgut oder
Pflanzkartoffeln an andere Unternebmer vermarktet, in der Lage
ist, das Saatgut oder die PflanzkartoffeIn .vor der Aussaat bzw. vor
dem Anpflanzen anzuliefem, obwohl der Verwender das Saatgut
oder die Pflanzkartoffeln rechtzeitig bestellt bat;

c) wenn die Sorte, die der Verwender anbauen will, nicht in der Daten-
bank gemäß Artikel 48 eingetragen ist und der Verwender nachwei-
sen kann, dass keine der eingetragenen alternativen Sorten derselben
Art geeignet und die Genehmigung daher für seine Erzeugung von
Bedeutung ist;

(Il ABI. L 169 vom 10.7.2000, s. J.



d) wenn sie für von der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats ge-
billigte Zwecke der Forschung, der Untersuchung im Rahmen klein
angelegter Feldversuche oder der Sortenerhaltung gerechtfertigt ist.,

(6) Die Genehmigung muss vor der Aussaat erteilt werden.

(7) Die Genehmigung darf nur für einzelne Verwender und für je-
weils eine Saison erteilt werden, und die für die Genehmigung zustän-
dige Behörde oder Stelle muss die genehmigten Mengen Saatgut oder
Pflanzkartoffeln registrieren.

(8) Abweichend von Absatz 7 kann die zuständige Behörde des
betreffenden Mitgliedstaats allen Verwendern eine allgemeine Genehmi-
gung

a) für eine bestimmte Art erteilen, wenn und soweit die Bedingung
gemäß Absatz 5 Buchstabe a erfüllt ist;

b) für eine bestimmte Sorte erteilen, wenn und soweit die Bedingungen
gemäß Absatz 5 Buchstabe c erfüllt sind.

Die Genehmigungen gemäß Unterabsatz l sind in der Datenbank gemäß
Artikel 48 deutlich zu vermerken.

(9) Die Genehmigung darf lediglich während der Zeiträume erteilt
werden, in denen die Datenbank gemäß Artikel 49 Absatz 3 aktualisiert
wird.

Abschnitt 3

Ausnahmen von den Produktionsvorschriften für
spezifische Probleme in der ökologischen/biolo-
gischen Tierha/tung gemäß Artikel 22 Absatz 2
Buchstabe d der Verordnung (EG) Nr: 834/2007

Artikel46

Spezifische Probleme in der ökologischen/biologischen Tierhaltung

Die Endmast ausgewachsener Rinder für die Fleischerzeugung kann in
Stallbaltung erfolgen, sofern der ausschließlich im Stall verbrachte Zeit-
raum ein Fünftel der Lebensdauer der Tiere und in jedem Fal! die
Höchstdauer von drei Monaten nicht überschreitet,

Abschnitt 3a

Ausnahmen von den Produktionsvorschriften für
die Verwendung von spezifischen Erzeugnissen
und Stoffen bei der Verarbeitung gemäß
Artikel 22 Absatz 2 Buchstabe e der

Verordnung (EG) Nr. 834/2007

Artikel46a

Hinzufügen von nichtökologischem/nichtbiologischem Hefeextrakt

Gelten die Bedingungen gemäß Artikel 22 Absatz 2 Buchstabe e der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007, so ist das Hinzufügen von bis zu 5 %
nichtökologischem!nichtbiologischem Hefeextrakt oder -autolysat zum
Substrat (berechnet in Trockenmasse) für die Herstellung von
ökologischer/biologischer Hefe erlaubt, wenn ~ie Beleiligt""
die Umemehnier' nicht in
der Lage smd, Hefeextrakt oder -autolysat aus ökologischer/biologischer
Erzeugung zu erhalten.
Die Verfügbarkeit von ökologischemlbiologischem Hefeextrakt oder -
autolysat wird bis spätestens 31. Dezember 2013 im Hinblick auf eine
Aufhebung dieser Bestimmung neu überprüft.



Abschnitt 4

Ausnahmen von den Produktionsvorschriften für
.Katastrophenfälle gemäß Artikel 22 Absatz 2
.Buchstabe f der Verordnung (EG) Nr. 83412007

Artikel47

Katastrophenfälle

Die zuständige Behörde kann voräbergehend folgende Maßnahmen ge-
nehmigen:

a) bei hoher Tiersterblichkeit aus gesundheitlichen Gränden oder in
Katastrophenfällen: die Erneuerung oder den Wiederaufbau des Be-
stands oder der Herde mit nichtökologiscbenlnicbtbiologischen
Tieren, wenn Tiere aus ökologischerlbiologische Aufzucht nicht
zur Verfügung stehen;

b) bei hoher Bienensterblichkeit aus gesundheitlichen Gränden oder in
Katastrophenfällen: den Wiederaufbau des Bienenbestands mit
nichtökologischen/nichtbiologischen Bienen, wenn ökologische/-
biologische Bienenstöcke nicht zur Verfügung stehen;

c) die Verwendung nichtökologischerlnichtbiologischer Futtermittel
durch einzelne Unternehmer während eines begrenzten Zeitraums
und in einem bestimmtem Gebiet bei Verlust oder Beschränkung
der Futterproduktion insbesondere aufgrund außergewöhnlicher Wit-
terungsverbältnisse, des Ausbruches von Infektionskrankheiten, von
Verunreinigungen mit toxischen Stoffen oder als Brandfolge;

d) das Füttern von Bienen mit ökologischemlbiologischem Honig,
ökologischemlbiologischern Zucker oder ökologischemlbiologischem
Zuckersirup bei lang anhaltenden außergewöhnlichen Witterungsver-
hältnissen oder in Katastrophensituationen, die die Nektar- oder Ho-
nigtauerzeugung beeinträchtigen.

Nach Genehmigung der zuständigen Behörde führen die betreffenden
Unternehmer Buch über die Anwendung der genannten Ausnahmen.
Die Mitgliedstaaten teilen den anderen Mitgliedstaaten und der Kom-
mission innerhalb eines Monats die von ihnen gewährten Ausnahmen
im Sinne von Unterabsatz I Buchstabe c mit.

KAPITEL 7

Saatgutdatenbank

Artikel48

Datenbank

(I) Die Mitgliedstaaten tragen dafiir Sorge, dass zur Erfassung der
Sorten, fur die in ihrem Hoheitsgebiet Saatgut oder PflanzkartoffeIn aus
ökologischerlbiologischer Produktion zur Verfügung stehen, eine elekt-
ronische Datenbank angelegt wird.

(2) Diese Datenbank wird von der zuständigen Behörde des Mit-
gliedstaats oder von einer vom Mitgliedstaat zu diesem Zwecke be-
stimmten Behörde oder Stelle, im Folgenden .Datenbankverwalter" ge-
nannt, verwaltet. Die Mitgliedstaaten können auch eine Behörde oder
eine private Einrichtung in einem anderen Land bestimmen.

(3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission und den anderen Mit-
gliedstaaten die mit der Verwaltung der Datenbank beauftragte Behörde
oder private Einrichtung mit.

Artikel49

Eintragung

(I) Sorten, fur die nacb dem Verfahren des ökologischen/-
biologischen Landbaus erzeugtes Saatgut oder erzeugte Pflanzkartoffeln
erhältlich sind, werden auf Antrag des Anbieters in die Datenbank ge-
mäß Artikel 48 eingetragen.
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(2) Sorten, die nicht in die Datenbank eingetragen wurden, gelten flir
die Zwecke von Artikel 45 Absatz 5 als nicht verfügbar .

.(3) Die Mitgliedstaaten entscheiden, in welchem Zeitraum des Jahres
die Datenbank in Bezug auf die auf ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet
angebauten Arten oder Artengruppen regelmäßig zu aktualisieren ist.
Die Einzelheiten über diese Entscheidung sind in der Datenbank fest-
zuhalten.

Artikel50

Eintragungsbedingungen

(l\ Für die Eintragung muss der Anbieter

a) nachweisen, dass er oder - wenn er nur mit vorverpacktem Saatgut
oder vorverpackten Pflanzkartoffeln handelt - der letzte Unterneh-
mer sich dem Kontrollsystem gemäß Artikel 27 der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 unterstellt hat;

b) nachweisen, dass das Saatgut oder die Pflanzkartoffeln, die in Ver-
kehr gebracht werden sollen, die allgemeinen Anforderungen an
Saatgut bzw. Pflanzkartoffeln erfüllen;

c) alle gemäß Artikel 51 dieser Verordnung erforderlichen Angaben
zugänglich maehen und im Interesse ihrer Verlässlichkeit auf Auf-
fonderung des Datenbankverwalters oder wann immer erforderlich
aktualisieren. .

(2) Der Datenbankverwalter kann den Eintragungsantrag eines An-
bieters im Einvernehmen mit der zuständigen Behörde des betreffenden
Mitgliedstaats ablehnen oder eine zuvor akzeptierte Eintragung löschen,
wenn der Anbieter die Anforderungen gemäß Absatz l nicht erfüllt.

Artikel51

Eingetragene Angaben

(l) Die Datenbank gemäß Artikel 48 muss flir jede eingetragene
Sorte und jeden Anbieter zumindest folgende Angaben enthalten:

a) den wissenschaftlichen Namen der Art und die Sortenbezeichnung,

b) den Namen des Anbieters oder seines Bevollmächtigten mit Kontakt-
angaben;

c) das Gebiet, in dem der Anbieter das Saatgut oder die Pflanzkartof-
feln in der üblicherweise erforderlichen Zeit an den Verwender aus-
liefern kann;

d) das Land oder die Region, in dem bzw. der die Sorte im Hinblick
auf ihre Eintragung in den gemeinsamen Sortenkatalog flir landwirt-
schaftliche Pflanzen- und Gemüsearten im Sinne der Richtlinie
2002/531EG des Rates über einen gemeinsamen Sortenkatalog flir
landwirtschaftliche Pflanzenarten (1) und der Richtlinie 2002/551EG
über den Verkehr mit Gemüsesaatgut 0) getestet und zugelassen ist;

e) das Datum, ab dem das Saatgut oder díe Pflanzkartoffeln zur Ver-
fligung stehen;

f) den Namen und/oder die Codenummer der flir die Kontrolle des
Unternehmers zuständigen Kontrollbehörde oder Kontrollstelle ge-
mäß Artikel 27 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007.

(2) Der Anbieter unterrichtet den Datenbankverwalter unverzüglich,
wenn eine der eingetragenen Sorten nicht mehr erhältlich ist. Die ent-
sprechenden Änderungen werden in der Datenbank protokolliert.

(3) Neben den Angaben gemäß Absatz l enthält die Datenbank eine
Liste der in Anhang X verzeichneten Arten.

(I) ABt. L 193 vom 20.7.2002, S. l.
(2) ABI. L 193 vom 20.7.2002, S. 33.



Artikel52

Zugang zu den Angaben

"(1) Die Angaben in der Datenbank gemäß Artikel 48 werden den
Verwendem von Saatgut oder Pflanzkartoffeln und der Öffentlichkeit
über das Internet unentgeltlich zugänglich gemacht. Die Mitgliedstaaten
können bestimmen, dass Verwender, die ihre Tätigkeit gemäß Artikel 28
Absatz l Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 gemeldet
haben, vorn Datenbankverwalter auf Antrag einen Auszug der Daten
fiir eine oder mehrere Artengruppen erhalten.

(2) Die Mitgliedstaaten tragen dafiir Sorge, dass alle Verwender ge-
mäß Absatz l mindestens einmal im Jahr über das System und das
Verfahren fiir den Erbalt von Angaben aus der Datenbank informiert
werden.

Artikel53

Eintragungsgebühr

Für jede Eintragung kann eine Gebühr erhoben werden, um die Kosten
fiir die Eintragung der Angaben in die Datenbank gemäß Artikel 48 und
die Datenpflege zu decken. Die zuständige Behörde des Mitgliedstaats
genehmigt die Höhe der Gebühren, die vom Datenbankverwalter erho-
ben werden.

Artikel54

Jahresbericht

(1) Die mit der Erteilung von Genehmigungen gemäß Artikel 45
betrauten Behörden oder Stellen tragen alle Genehmigungen ein und
leiten die diesbezüglichen Angaben in einern Bericht an die zuständige
Behörde des Mitgliedstaats und den Datenbankverwalter weiter.

Zu jeder Art, die unter eine Genehmigung gemäß Artikel 45 Absatz 5
fällt, entbält der Bericht folgende Angaben:

a) den wissenschaftlichen Namen der Art und die Sortenbezeichnung,

b) die Begründung für die Genehmigung unter Verweis auf Artikel 45
Absatz 5 Buchstabe a, b, c oder d,

c) die Gesamtzabl der Genehmigungen,

d) die insgesamt betroffene Menge Saatgut oder Pflanzkartoffeln,

e) die aus Pflanzenschutzgründen erforderliche chemische Behandlung
gemäß Artikel 45 Absatz 2.

(2) Für Genehmigungen gemäß Artikel 45 Absatz 8 muss der Bericht
die Angaben gemäß Absatz I Unterabsatz 2 Buchstabe a dieses Artikels
sowie die Gültigkeitsdauer der Genehmigung entbalten.

Artikel55

Zusammenfassender Bericht

Die zuständige Behörde des Mitgliedstaats trägt die Jahresberichte bis
zum 31. März jeden Jabres zusammen und übermittelt der Kommission
und den anderen Mitgliedstaaten einen zusammenfassenden Bericht über
alle Genehmigungen des betreffenden Mitgliedstaats im vorangegange-
nen Kalenderjahr. Der Bericht muss die in Artikel 54 vorgesehenen
Angaben enthalten. Die Angaben sind in der Datenbank gemäß Arti-
kel 48 zu veröffentlichen. Die zuständige Behörde kann das Zusammen-
tragen der Berichte an den Datenbankverwalter delegieren.

Artikel56

Angaben auf Antrag

Auf Antrag eines Mitgliedstaats oder der Kommission werden anderen
Mitgliedstaaten oder der Kommission genaue Angaben über Genehmi-
gungen, die in Einzelfällen erteilt wurden, zugänglich gemacht.



Artikel59

Geltungsbereich, Verwendung von Handelsmarken
Verkehrs bezeichnungen

und

TITEL III

KENNZEICHNUNG

KAPITEL J

Gemeinschaftslogo

Artikel57

Gemeinschaftslogo

In Einklang mit Artikel 25 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 83412007
wird das Gemeinscbaftslogo nach dem Muster in Anhang XI der vor-
liegenden Verordnung erstellt.

Das Gemeinschaftslogo ist entsprechend den technischen Reproduk-
tionsanweisungen gemäß Anhang Xl der vorliegenden Verordnung zu
verwenden.

Artikel58

Bedingungen für die Verwendung der Codenummer und des
Ursprungsortes

(!) Die Codenummer der Kontrollbehörde oder Kontrollstelle gemäß
Artikel 24 Absatz ! Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 834/2007
muss folgende Anforderungen erñillen:

a) Sie beginnt mit dem Kürzel des Mitgliedstaats oder des Drittlands
gemäß der internationalen Norm fur die aus zwei
Buchstaben bestehenden Ländercodes ISO 3166 (Codes fur die Na-
men von Ländern und deren Untereinheiten);

b) sie enthält eine Bezeichnung mit Bezug auf die ökologiscbe/-
biologiscbe Produktion gemäß Artikel 23 Absatz l der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007;

c) sie umfasst eine von der zuständigen Bebörde zu vergebende Refe-
renznummer; und

d) sie ist unmittelbar unter dem Gemeinschaftslogo angeordnet, soweit
das Gemeinscbaftslogo zur Kennzeichnung verwendet wird.

(2) Die Angabe gemäß Artikel 24 Absatz l Buchstabe c der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 zu dem Ort der Erzeugung der land-
wirtschaftlichen Ausgangsstoffe, aus denen sich das Erzeugnis zusam-
mensetzt, ist unmittelbar unter der Codenummer gemäß Absatz l ange-
ordnet.

KAPITEL 2

Spezifische Eennzeichnungsvorscñriften fûr Futtermittel

¡)i9S8£ Kta.JJitel eilt nieft! rul FtlttciIniHcl £th IIcllnticæ, Felz¡;jm:e ::aad
11efe èer AquatultuI.

"Dieses Kapitel gilt nicht für Futtermittel für Heim- und
Pelztiere. ":

Handeismarken und Verkehrsbezeichnungen, die eine Angabe gemäß Arti-
kel 23 Absatz l der Verordnung (EG) Nr. 83412007 enthalten, dürfen nur
verwendet werden, wenn mindestens 95 % der Trockenmasse des Erzeug-
nisses aus ökologischenlbiologischen Futtermittel-Ausgangserzeugnissen
besteben.



Artikel60

Angaben auf verarbeiteten Futtermitteln

(.1) Unbeschadet von Artikel 61 und Artikel 59 Absatz 2 der vor-
hegenden Verordnung können die Bezeichnungen gemäß Artikel 23
Absatz I der Verordnuag-Œô) Nr. 834/2007 auf verarbeiteten Futter-
mitteln verwendet werden, sofern

run e
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 und von Artikel 14
Absatz l Buc IV und v und Artikel 18 der genannten

"aldas verarbeitete Futtermittel die Anforderungen der Ver-
ordnung (EG) Nr. 83412007 und insbesondere von
Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe d Ziffern iv und v (Tiere)
und Artikel 15 Absatz J Buchstabe d (Aguakuhurtiere)
sowie Artikel 18 der genannten Verordnung erfüllt; ":



b) das verarbeitete Futtermittel die Vorschriften der vorliegenden Ver-
ordnung und insbesondere der Artikel 22 und 26 der vorliegenden
Verordnung erfüllt;

c) mindestens 95 % der Trockenmasse ökologischen/biologischen Ur-
sprungs ist.

(2) Vorbehaltlich der Anforderungen gemäß Absatz I Buchstaben a
und b ist bei Erzeugnissen, die Futtermittel-Ausgangserzeugnisse aus
ökclogischer/biologischer Produktion und/oder Futtermittel-Ausgangser-
zeugnisse aus Erzeugnissen der Umstellung auf die ôkologische/biolo-
gisehe Produktion und/oder nichtökologische/nichtbiologische
Futtermittel-Ausgangserzeugnisse in unterschiedlichen Mengen enthal-
ten, folgende Angabe zulässig:

"kann in der ökologischen/biologischen Produktion gemäß den
Verordnungen (EG) Nr. 834/2007 und (EG) 889/2008 verwendet wer-
den",

Artikel ô I

Bedingungen für die Verwendung von Angaben auf verarbeiteten
Futtermitteln

(l) Die Angabe gemäß Artikel 60 muss folgende Anforderungen
erfüllen:

a) Sie muss getrennt von den Angaben gemäß Artikel 5 der Richtlinie
79/373fEWG des Rates (I) oder Artikel 5 Absatz I der Ricbtlinie
96/25fEG des Rates (') sein;

b) sie darf durch Farbe, Format oder Scbrifttyp nicht stårker hervorge-
boben werden als die Beschreibung oder die Bezeichnung des Futter-
mittels gemäß Artikel 5 Absatz 1 Bucbstabe a der Richtlinie
79/373fEWG bzw. gernäß Artikel 5 Absatz l Buchstabe b der Richt-
linie 96/25fEG;

c) sie muss im selben Sichtfeld mit einern Hinweis auf die Trocken-
masse versehen sein, bezogen auf

i) den Prozentanteil der (des) Futtermittel-Ausgangserzeugnissefs)
aus ökologischer/biologischer Produktion,

ii) den Prozentanteil der (des) Futtenmittel-Ausgangserzeugnisse(s)
aus Umstellungserzeugnissen,

iii) den Prozentanteil der (des) Futtermittel-Ausgangserzeugnisse(s),
die nicbt unter die Ziffern i und ii fallen,

iv) den Gesamtprozentanteil der Futtermittel landwirtschaftlichen
Ursprungs;

d) sie muss mit einer Auflistung der Bezeichnungen der
Futtermittel-Ausgangserzeugnisse aus ökologiscberlbiologischer Pro-
duktion versehen sein;

e) sie muss mit einer Auflisturig der Bezeichnungen der
Futtermittel-Ausgangserzeugnisse aus der Umstellung auf die
ökologische/biologische Produktion versehen sein.

(1) ABI. L 86 vom 6.4.1979, S. 30.
(-) ABI. L 125 vom 23.5.1996, S. 35.
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(2) Die Angabe gemäß Artikel 60 kann auch mit einem Hinweis auf
die Verbindlichkeit der Verwendung der Futtenmittel gemäß den Arti-
keln 21 und 22 versehen werden.

KAPITEL 3

Sonstige spezifische Kennzeichnungsvorschriften

Artikel62

Umstellungserzeugnisse pflanzlichen Ursprungs

Umstellungserzeugnisse pflanzlichen Ursprungs können mit dem Hin-
weis "Erzeugnis aus der Umstellung auf den ökologischen Landbau"
oder "Erzeugnis aus der Umstellung auf die biologische Landwirtschaft"
versehen sein, sofern

a) ein Umstellungszeitraum von mindestens zwölf Monaten vor der
Ernte eingehalten wurde,

b) der Hinweis hinsichtlich Farbe, Größe und Schrifttyp nicht stärker
hervortritt als die Verkehrsbezeichnung des Erzeugnisses, wobei die
Buchstaben in dem gesamten Hinweis die gleiche Größe aufweisen
müssen;

c) das Erzeugnis nur eine pflanzliche Zutat landwirtschaftlichen Ur-
sprungs enthält;

d) der Hinweis mit einern Bezug zur Codenwnrner der Kontrollstelle
oder Kontrollbehörde gemäß Artikel 27 Absatz 10der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 verbunden ist.

TITEL IV

KONTROLLE

KAPITEL l

Mindestkontrollvorschriften

Artikel63

Kontrollvorkehrungen und Verpflichtung des Unternehmers

(!) Bei Aufnahme des Kontrollverfahrens stellt der Unternehmer fol-
gende BeschreibunglMaßnahmen auf, die er anschließend auf aktuellem
Stand hält:

a) eine vollständige Beschreibung der Einheit und/oder der Betriebs-
stätten und/oder der Tätigkeit;

b) alle konkreten Maßnahmen, die auf Ebene der Einheit und/oder der
Betriebsstätten und/oder der Tätigkeit zu treffen sind, um die Ein-
haltung der ökologischen/biologischen Produktionsvorschriften zu
gewährleisten;

c) die Vorkehrungen zur Minimierung des Risikos einer Kontamination
durch unzulässige Erzeugnisse oder Stoffe und die Reinigungsmaß-
nahmen, die an Lagerstätten und in der gesamten Produktionskette
des Unternehmers durchzuführen sind.

Die Beschreibung und die Maßnahmen gemäß Unterabsatz I können
gegebenenfalls Teil eines Qualitätssicherungssystems des Unternehmers
sein.

(2) Die Beschreibung und die Maßnahmen/Vorkebrungen gemäß Ab-
satz l sind in einer von dem verantwortlichen Unternehmer unterzeich-
neten Erklärung festzuhalten. Ferner muss sich der Unternehmer in
dieser Erklärung verpflichten,

a) alle Arbeitsgänge gemäß den ökologischen/biologischen Produk-
tionsvorschriften durchzuführen;



Die Erklärung gemäß Unterabsatz l wird von der KontrollsteIle oder
Kontrollbehörde überprüft, die in einern Bericht etwaige Mängel und
Abweichungen von den ökologischenlbiologischen Produktionsvor-
schriften festhält. Der Unternehmer zeichnet den Bericht gegen und trifft
alle erforderlichen Abhilfemaßnahmen.

(3) Zur Anwendung von Artikel 28 Absatz I der Verordnung (EG)
Nr. 834/2007 teilt der Unternehmer der zuständigen Behörde Folgendes
mit:

a) Namen und Anschrift seines Unternehmens;

b) Lage seiner Bettiebe und gegebenenfalls der Parzellen (Katasteran-
gaben), auf denen die Arbeitsgänge stattfinden werden;

c) Art der Arbeitsgänge und der Erzeugnisse;

d) seine Verpflichtung, die Arbeitsgänge nach Maßgabe der Vorschrif-
ten der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 und der vorliegenden Ver-
ordnung durchzuführen:

e) im Falle eines landwirtschaftlichen Betriebs: das Datum, an dem der
Erzeuger aufgehört hat, nicht rur die ökologischelbiologische Pro-
duktion zugelassene Mittel auf den betreffenden Parzellen auszubrin-
gen;

f) den Namen der zugelassenen Stelle, die er mit der Kontrolle seines
Bettiebes betraut hat, sofern der Mitgliedstaat rur die Durchführung
des Kontrollsystems entsprechende Stellen zugelassen hat.

b) im Fall eines Verstoßes oder von Unregelmäßigkeiten die Durchset-
zung der in den Vorschriften rur die ökologischelbiologische Produk-
tion vorgesehenen Maßnahmen zu akzeptieren;

"p) die Käufer des Erzeugnisses im Falle von Buchstabe b schriftlich zu
informieren, um sicherzustellen, dass die Bezüge auf die
ökologischelbiologische Produktion von den Erzeugnissen entfernt
werden.

Artikel64

Änderung der KontroJlvorkehrungen

Der verantwortliche Unternehmer teilt der Kontrollbehörde oder Kon-
troJIstelIe fristgerecht jede Änderung der Beschreibung oder der
MaßnahmenN orkehrungen gemäß Artikel 63 sowie der ursprünglichen
KontrolJvorkehrungen gemäß den Artikeln 70, 74, 80, 82, 86 und 88
mit.

Artikel65

Kontrollbesuche

(1) Die Kontrollbehörde oder KontrollsteIle führt mindestens einmal
jährlich einen Inspektionsbesuch bei allen Unternehmern durch.

(2) Die KontrolJbehörde oder KontrolJstelle kann Proben rur Unter-
suchungen auf in der ökologischenlbiologischen Produktion unzulässige
Mitteloder zur FeststelJung von nicht mit den ökologischen/-
biologischen Produktionsvorschriften konformen Produktionsverfahren
entnehmen. Proben können auch entnommen und untersucht werden,
um etwaige Spuren von Mitteln nachzuweisen, die rur die ökologische/-
biologische Produktion nicht zugelassen sind. Diese Untersuchungen
werden jedoch auf jeden Fall durchgeführt, wenn der Verdacht auf
Verwendung nicht rur die ökologischelbiologische Produktion zugelas-
sener Mittel besteht.

(3) Über jeden Kontrollbesuch ist ein Kontrollbericht ZU erstellen, der
von dem für die Einheit verantwortlichen Unternehmer oder seinem
Bevollmächtigten gegenzuzeiclmen ist.

(4) Darüber hinaus führt die Kontrollbehörde oder Kontrollstelle
Stichprobenkontrollbesuche durch, die in der Regel unangekündigt er-
folgen und auf einer allgemeinen Bewertung des Risikos der Nichtein-
haltung der Vorschriften rur die ökologischelbiologische Produktion
beruhen; sie trägt dabei zumindest den Ergebnissen früherer Kontrollen,



der Menge der betreffenden Erzeugnisse und dem Risiko des Vertau-
sehens von Erzeugnissen Rechnung.

Artikel 66

Buchführung

(l) In der Einheit oder in den Betriebsstätten sind Bestands- und
Finanzbücher zu fuhren; sie dienen dem Unternehmer und der Kontroll-
behörde oder Kontrollstelle dazu, Folgendes aufzuzeichnen bzw, zu
überprüfen:

a) den Lieferanten und, soweit es sich um eine andere Person handelt,
. des Verkäufers oder Ausfuhrers der Erzeugnisse;

b) die Art und die Mengen der an die Einheit gelieferten ökologischen/-
biologischen Erzeugnisse und gegebenenfalls aller zugekauften Ma-
terialien sowie deren Verwendung und gegebenenfalls die Zusam-
mensetzung der Mischfuttermittel;

c) die Art und die Mengen der in den Betriebsstätten gelagerten
ökologischenlbiologischen Erzeugnisse;

d) die Art, die Mengen und die Empfänger sowie, falls es sich um
andere Personen handelt, die Käufer, ausgenommen die Endverbrau-
cher, aller Erzeugnisse, die die Einheit verlassen haben oder aus den
Betriebs- oder Lagerstätten des ersten Empfängers abgegangen sind;

e) im Falle von Unternehmern, die derartige ökologische/biologische
Erzeugnisse weder lagern noch körperlich mit ihnen umgehen: die
Art und die Mengen gekaufter und verkaufter ökologischer/-
biologischer Erzeugnisse sowie die Lieferanten und, falls es sich
um andere Personen handelt, die Verkäufer oder Ausführer sowie
die Käufer und, soweit es sich um andere Personen handelt, die
Empfänger,

(2) Die Bücher müssen auch die Ergebnisse der Überprüfung bei der
Annahme ökologischer/biologischer Erzeugnisse und alle anderen Infor-
mationen umfassen, die die Kontrollbehörde oder Kontrollstelle für eine
wirksame Kontrolle benötigt. Die Angaben in den Büchern sind durch
entsprechende Belege zu dokumentieren. Aus den Büchern muss das
Mengenverhältnis zwischen den eingesetzten Ausgangsstoffen und den
erzeugten Produkten hervorgehen.

(3) Betreibt ein Unternehmer mehrere Produktionseinheiten in ein
und demselben Gebiet, so unterliegen auch die Einheiten fur
nichtökologische/nichtbiologische Erzeugnisse, einschließlich der Lager-
stätten für Betriebsmittel, den Mindestkontrollvorschriften.

Artikel67

Zugang zu Anlagen

(l) Der Unternehmer

a) gewährt der Kontrollbehörde oder Kontrollstelle zu Kontrollzwecken
Zugang zu allen Teilen der Einheit und zu allen Betriebsstätten
sowie zu den Büchern und anen einschlägigen Belegen;

b) erteilt der Kontrollbehörde oder Kontrollstelle alle fur die KontroUen
zweckdienlichen Auskünfte;

c) legt auf Verlangen der Kontrollbehörde oder der KontrolIsteUe die
Ergebnisse seiner eigenen Qualitätssicberungsprogranune VOf.

(Z) Zusätzlich zu den Verpflichtungen gemäß Absatz I legen Ein-
führer und Erster Empfänger die Angaben über Einfuhrsendungen ge-
mäß Artikel 84 vor.

Artikel 68

Bescheinigungen

Zum Zwecke der Anwendung von Artikel 29 Absatz I der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 verwenden die Kontrollbehörden und



KontrollsteIlen das Bescheinigungsmuster gemäß Anhang XII der vor-
liegenden Verordnung.

Artikel69

Bestätigung des Verkäufers

Zum Zwecke der Anwendung von Artikel 9 Absatz 3 der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 kann der Verkäufer zur Bestätigung,
dass die gelieferten Erzeugnisse nicht aus oder durch GVO hergestellt
wurden, das Muster gemäß Anhang XIII der vorliegenden Verordnung
verwenden.

KAPITEL 2

Spezifische Kontrollvorschrijten für Pflanzen und pflanzliche
Erzeugnisse aus der landwirtschaftlichen Produktion oder aus der

Sammlung von Wildpflanzen

Artikel70

Kontrollvorkehrungen

(1) Die vollständige Beschreibung der Einheit gemäß Artikel 63 Ab-
satz l Buchstabe a muss

a) auch in Fällen erstellt werden, in denen der Unternehmer seine Tä-
tigkeit auf die Sammlung von Wildpflanzen beschränkt;

b) Aufschlnss geben über die Lager- und Produktionsstätten, die Parzel-
len und/oder Sammelgebiete und gegebenenfalls die Betriebsstätten,
an denen bestimmte Arbeitsgänge der Verarbeitung und/oder Ver-
packung stattfmden und f

c) das Datum enthalten, an dem auf den betreffenden Parzellen undz-
ader in den betreffenden Sammelgebieten letztmals Mittel ausge-
bracht wurden, deren Verwendung nicht mit den Vorschriften für
die ôkologische/biologische Produktion vereinbar ist

(2) Im Falle der Sammlung von Wildpflanzen müssen die konkreten
Maßnahmen gemäß Artikel 63 Absatz I Buchstabe b auch jegliche
Garantien von Dritten umfassen, die der Unternehmer beibringen
kann, um zu gewährleisten, dass die Anforderungen von Artikel 12
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 erfüllt sind.

Artikel71

Mitteilungen

Der Unternehmer legt der Kontrollbehörde oder KontrollsteIle jedes Jahr
vor dem von dieser Behörde oder Stelle angegebenen Zeitpunkt seine
nach Parzellen aufgeschlüsselte Anbauplanung vor.

Artikel72

Buchführung über die pflanzliche Erzeugung

Es werden Bücher über die pflanzliebe Erzeugung in Form eines Regis-
ters geführt, das den zuständigen Kontrollbehörden oder KontrollsteIlen
am Standort des Betriebs zur Verfügung gebalten wird. Zusätzlich zu
der Bestimmung gemäß Artikel 71 müssen diese Bucheintragungen
mindestens folgende Angaben umfassen:

a) zur Verwendung von Düngemitteln: das Datum der Ausbringung, die
Art und Menge des verwendeten Mittels, die betroffenen Parzellen;

b) zur Verwendung von Pflanzenschutzmitteln. den Grund und das Da-
tum der Ausbringung, die Art des Mittels, die Ausbringungsme-
thode;

c) zum Zukauf von Betriebsmitteln: das Datum, die Art und die Menge
des zugekauften Erzeugnisses;



d) zur Ernte: 'Datum, Art und Menge der ökologischenfbiologischen
Produkte oder der Umstellungsprodukte.

Artikel 73

Bewirtschaftung mehrerer Produktionseinheiten durch ein und
denselben Unternehmer

Betreibt ein Unternehmer in ein und demselben Gebiet mehrere Produk-
tionseinheiten, so unterliegen die nichtökologische/nichtbiologische Kul-
turen produzierenden Einheiten und die Lagerstätten fur Betriebsmittel
ebenfalls den allgemeinen und den spezifischen Kontrollvorschriften
von Kapitel I und dem vorliegenden Kapitel.

•.KAPITEL 20

SpeziftSche Kontrollvorschriften filr Meeresalgen

Artikel 73a

Kontrollvorkehrungen für Meeresalgen

Bei Aufnahme des speziell für Meeresalgen geltenden Kon-
trollverfahrens muss dic vollständige Bes9hreibung der Ein-
heit gemäß Artikei 63 Absatz I Buchstabe a folgende An-
gaben umfassen:

a) eine vollständige Beschreibung der Anlagen an Land und
él im Meer;

b) gegebenenfalls die Ergebnisse der umweitbezogenen Prü-
fung gemäß Artikel 6b Absatz 3:

c) gegebenenfalls den Nachhaltigkeitsplan gemäß
Artikel 6b Absatz 4;

d) für wilde Meeresalgenbestände eine vollständige Be-
schreibung einschließlich Übersichtskarten der Sammel-
flächen an der Küste und im Meer sowie der Landflå-
chen. an denen nach der Sammlung weitere Arbeits-
gänge stattfinden.

a) Artenliste, Erntedatum und Erntemenge;

Artikel73b

Buchführung über die Meeresalgenproduktion

(l) Unternehmer führen Buch über die Meeresalgenpro-
duknon in Form eines Registers. das für Kontrollbehörden
oder Kontrollstellen jederzeit an den Betriebsstätten zur
Verfügung gehalten wird. Die Aufzeichnungen umfassen
mindestens foigende Angaben:

b) Datum der Ausbringungen. An und Menge verwendeter
Düngemittel.

(2) Für gesammelte Meeresalgen aus Wildbeständen ent-
hält das Register außerdem:



KAPITEL 3

a) eine chronoiogische A~fzeichnung der Erntetätigkeit für
jede An auf namentlich bezeichneten Algenbänken:

bl, geschätzte Erntemengen pro Saison;

c) QueUen möglicher Versehrnutzung der beernteten AJ-
genbänke;

d) den im Hinblick auf eine nachhalríge Nutzung höchst-
möglichen Daueremag für jede Algenbank."

Artikel 75

Kontrollvorschriften for Tiere und tierische Erzeugnisse aus der
Tierproduktion-

Artikel 74

Kontrollvorkehrungen

(1) Bei Aufnahme des speziell für die tierische Erzeugung geltenden
Kontrollverfahrens muss die vollständige Beschreibung der Einheit ge-
mäß Artikei 63 Absatz I Buchstabe a folgende Angaben umfassen:

a) eine vollständige Beschreibung der Haltungsgebäude, Weiden, Aus-
laufflächen usw, und gegebenenfalls der Stätten für die Lagerung,
Verpackung und Verarbeitung der Tiere, tierischen Erzeugnisse,
Rohstoffe und Betriebsmittel;

b) eine vollständige Beschreibung der Lagerstätten für die Wirtschafts-
dünger tierischer Herkunft

(2) Die in Artikel 63 Absatz l Buchstabe b vorgesehenen konkreten
Maßnahmen müssen Folgendes umfassen:

a) einen mit der Kontrollstelle oder Kontrollbehörde vereinbarten Plan
für die Ansbringung der Wirrschaftsdünger tierischer Herkunft, zu-
sammen mit einer vollständigen Beschreibung der der pflanzlichen
Erzeugung gewidmeten Anbauflächen,

b) in Bezug auf die Ausbringung der Wirrschaftsdünger tierischer Her-
kunft, soweit zutreffend, die schriftlichen Vereinbarungen mit ande-
ren Betrieben gemäß Artikel 3 Absatz 3, die den -ökologischen/-
biologischen Produktionsvorschriften genügen;

c) einen Bewirtschaftungsplan für die ökologischelbiologische Tierpro-
duktionseinheit

Tierkennzeichnung

Die Tiere müssen dauerhaft mit einer angerechten Kennzeichnung ver-
sehen sein, einzeln bei großen Säugetieren und einzeln oder partien-
weise bei Geflügel und kleinen Säugetieren,

Artikel 76

Haltungsbücher

Es sind Haltungsbücher in Form eines Registers zu führen, die der
Kontrollbehörde oder Kontrollstelle an den Betriebsstätten jederzeit
zur Verfügung gehalten werden, Diese Bücher, die lückenlos Aufschluss
über die Bestands- oder Herdenführung geben sollen, müssen zumindest
die folgenden Angaben umfassen:

a) Tierzugänge: Herkunft und Zeitpunkt des Zugangs, Umstellungszeit-
raum, Kennzeichen, tierärztliche Vorgeschichte;

b) Tierabgänge: Alter, Anzahl der Tiere, Gewicht im Fall der Schlach-
tung, Kennzeichen und Empfänger;
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c) Einzelheiten über Tierverluste und deren Gründe;

d) Futter: Art des Futtennitteis, einschließlich der Futterzusätze, Anteil
" der verschiedenen Bestandteile der Futterrationen, Auslaufperioden,
. Zeiten der Wandertierhaltung für den Fall von Beschränkungen;

e) Krankheitsvorsorge, therapeutische Behandlung und tierärztliche Be-
treuung: Datum der Behandlung, Einzelheiten der Diagnose, Dosie-
rung; Art des Behandlungsmittels, Angabe des-phermakolcgischeo
Wirkstoffes, Behandlungsmethode und tierärztliche Verschreibung
für veterinärrnedizinische Behandlungen unter Angabe von Gründen
und der Wartefristen, die eingehalten werden müssen, bevor Tier-
erzeugnisse als mit einem Bezug auf die ökologische/biologische
Produktion gekennzeichnet vermarktet werden können.

Artikel 77

Kontrollvorschriften mr Tierarzneimi!!el

Wann immer Tierarzneimittel eingesetzt werden, sind der Kontrollbe-
hörde oder Kontrollstelle die Angaben gemäß Artikel 76 Buchstabe e
mitzuteilen, bevor die Tiere oder tierischen Erzeugnisse mit einem Be-
zug auf die ökologische/biologische Produktion gekennzeichnet ver-
marktet werden können. Behandelte Tiere sind deutlich zu kennzeich-
nen, d. h. einzeln im Falle großer Tiere sowie einzeln, partienweise oder
stockweise im Falle von Geflügel, kleinen Tieren bzw. Bienen.

Artikel78

Spezifische Kontrollvorschriften mr die Bienenhaltung

(l) Der Kontrollbehörde oder Kontrollstelle ist vom Bienenhalter
eine Karte in einem geeigneten Maßstab vorzulegen, auf der der Stand-
ort der Bienenstöcke eingezeichnet ist. Lassen sich keine Gebiete gemäß
Artikel 13 Absatz 2 ausweisen, so muss der Bienenbalter der Kontroll-
behörde oder Kontrollstelle geeignete Unterlagen und Nachweise, gege-
benenfalls mit geeigneten Analysen, vorlegen, aus denen hervorgeht,
dass die seinen Bienenvölkern zugänglichen Gebiete den Anforderungen
dieser Verordnung genügen.

(2) In Bezug auf die Fütterung sind die folgenden Angaben in das
Bienenstockverzeichnis einzutragen: Art des Erzeugnisses, Fütterungs-
daten, Mengen und betroffene Bienenstöcke.

(3) Müssen Tierarzneimittel verwendet werden, so sind die Art des
Mittels (einschließlich des pharmakologischen Wirkstoffs) sowie die
Einzelheiten der Diagnose, die Dosierung, die Art der Verabreichung,
die Dauer der Behandlung und die gesetzliche Wartezeit genau anzu-
geben und der Kontrollbehörde oder KontrollsteIle mitzuteilen, bevor
die Erzeugnisse als mit einem Bezug auf die ökologische/biologische
Produktion gekennzeichnet vermarktet werden dürfen.

(4) Das Gebiet, in dem sich die Bienenstöcke befinden, ist zusammen
mit Angaben zu iIuer Identifizierung in einem Register festzuhalten. Die
Kontrollbehörde oder KontrollsteIle muss binnen einer mit ihr verein-
barten Frist über die Versetzung von Bienenstöcken unterrichtet werden.

(5) Es ist mit besonderer Sorgfalt darauf zu achten, dass eine sach-
gerechte Gewinnung, Verarbeitung und Lagerung von lmkereierzeugnis-
sen gewährleistet ist. Alle Maßnahmen zur Erfüllung dieser Anforde-
rung sind aufzuzeichnen.

(6) Die Entnahme der Honigwaben sowie die Vorgänge der Honig-
gewinnung sind in dem Bienenstockverzeichnis zu vermerken.

Artikel 79 S ~.~

Bewirtschaftung mehrerer Produktionseinheiten durch ein und
denselben Unternehmer

Bewirtschaftet ein Unternehmer mehrere Produktionseinheiten gemäß
Artikel 17 Absatz I und Artikel 41, so unterliegen die Einheiten, die
nichtökologische/nichtbiologische Tiere oder nicbtökologische/-
nicbtbiologiscbe tierische Erzeugnisse produzieren, ebenfalls der Kon-
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trollregelung gemäß Kapitel I und dem vorliegenden Kapitel dieses
Titels.

"KAPITEL 3a

Spezifische Kontrollvorschriften for die Produktion von
Tieren in Aquakultur

Artikel 79a
'--,

Kontrollvorkehrungen für die Produktion von Tieren
i~ AqUakultur,

Bei Aufnahme des speziell für die Produl-tion von Tieren in
Aquakultur geltenden Kontrollverfahrens muss die vollstän-
dige Beschreibung der Einheit gemäß Artikel 63 Absatz 1
Buchstabe a folgende Angaben umfassen:

a) eine vollständige Beschreibung der Anlagen an Land und
im Meer;

b) gegebenenfalls die Ergebnisse der umweltbezogenen Prü-
fung gemäß Artikel 6b Absatz 3;

c) gegebenenfalls den Nachhaltigkeitsplan gemäß
Artikel 6b Absatz 4;

d) im Fall der Weichtierproduktion eine Zusammenfassung
des betreffenden Kapitels im Nachhaltigkeitsplan gemäß
Artikel 25q Absatz 2.

Artikel79b

Buchfiihrung über die Produktion von Tieren in
Aquakultur

Die Unternehmer maehen die nachstehenden Aufzeichnun-
gen in Form eines Registers, halten sie regelmäßig auf dem
neuesten Stand und stellen sie den Kontrollbehörden oder
Kontrollstellen jederzeit in den Betriebsstätten zur Ver-
fügung:

a) Ursprung, Ankunftsdatum und Umstellungszeitraum der
in den Betrieb eingebrachten Tiere;

b) Nummer der Lose, Alter, Gewicht und Empfänger der
den Betrieb verlassenden Tiere;

c) Angaben zu entwichenen Fischen;

'!,III
d) Alt und Menge der für Fische eingesetzten Futtermittel

und im Falle von Karpfen und verwandten Arten Auf-
zeichnungen über die im Rahmen der Zufütterung ver-
abreichten Futtermittel;



l
e) tierärztliche Behandlungen mit Angabe des Behand-

lungszwecks sowie Datum der Verabreichung, Verabrei-
chungsmethode, Art des verabreichten Mittels und War-
tezeit;

fj Maßnahmen zur Krankheitsvorsorge mit Angaben zu
Ruhezeiten, Reinigung und Wasserbehandlung.

Artikel 7ge

Spezifische Kontrollbesuche bei Musehelkulturen

Kontrollbesuche bei Muschelkulturen finden vor und wäh-
rend der maximalen Bestandsgröße (maximale Biomasseer-
zeugung) statt.

Artieel 79d

Bewirtschaftung mehrerer Prodnktionseinheiten durch
ein und denselben Unternehmer

Bewirtschaftet ein Unternehmer mehrere Produktionseinhei-
ten gemäß Artikel 25e, so unterliegen die Einheiten, in
denen Tiere in Aquakultur niehtökologisehjnichtbiologiseh
produziert werden, ebenfalls der Kontrollregelung gemäß
Kapitel J und dem vorliegenden Kapitel."

KAPITEL 4
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',iomrollvorsehriftf?;V_für Einheiten zur Aufbereitung von
PjIamen-, Meeresalgen- und Tiererzeugnissen suwie tieri-
schen Aquakulturerzeugnissen und Lebensmitteln aus sol-
chen Er.z:eugnissen"

Artikel80

Kontrollvorkehrungen

Im Falle von Einheiten, die auf eigene oder fremde Rechnung Erzeug-
nisse aufbereiten, einschließlich und insbesondere Einheiten, die Erzeug-
nisse verpacken und/oder umverpacken, oder Einheiten, die Erzeugnisse
etikettieren und/oder neu etikettieren, muss die vollständige Beschrei-
bung der Einheit gemäß ArtikeJ 63 Absatz J Buchstabe a Angaben zu
den Anjagen, die für die Annahme, Verarbeitung, Verpackung, Kenn-
zeichnung und Lagerung landwirtschaftlicher Erzeugnisse vor und nach
den sie betreffenden Arbeitsgängen verwendet werden, sowie über die
Vjrfabren rur den Transport der Erzeugnisse umfassen.



KAPITEL 5
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,Kontrol!vorschriften für die Einfuhr von ökologischen!
biologischen Erzeugnissen aus Drittliindern"

TB-r: Artikel 81

Geltungsbereich

Dieses Kapitel betrifft jeden Untemehmer, der als Einführer und/oder
erster Empfänger auf eigene oder fremde Rechnung an der Einfuhr
und/oder Annahme von ökologischen/biologischen Erzeugnissen betei-
ligt ist.

Artikel82

Kontrollvorkehrungen

(l) Im Falle des Einführers muss die vollständige Beschreibung der
Einheit gemäß Artikel 63 Absatz l Buchstabe a Aufschluss geben über
den Betrieb des Einführers und seine Einfuhrtätigkeiten sowie Angaben
zu den Orten des Eingangs der Erzeugnisse in das Gebiet der Gemein-
schaft und etwaigen anderen Einrichtungen enthalten, die der Einführer
zur Lagerung der Einfuhrerzeugnisse bis zu ihrer Lieferung an den
ersten Empfånger zu beanspruchen beabsichtigt,

Darüber hinaus muss sich der Einführer in der Erklärung gemäß Arti-
kel 63 Absatz 2 verpflichten, dass von ihm zur Lagerung von Erzeug-
nissen verwendete Einrichtung entweder von der Kontrollbehörde oder
Kontrollstelle oder, wenn diese Lagerstätten in einern anderen Mitglied-
staat oder einer anderen Region liegen, von einer von dem betreffenden
Mitgliedstaat oder der betreffenden Region für derartige Kontrollen zu-
gelassenen oder befugten Kontrollbebörde oder Kontrollstelle kontrol-
liert wird,

o

(2) hn Falle des ersten Empfängers sind in der vollständigen Be-
schreibung der Einbeit gemäß Artikel 63 Absatz l Buchstabe a die
Einriebtungen anzugeben, die für die Annahme und Lagerung verwen-
det werden,

(3) Handelt es sich bei Einführer und erstem Ernpfånger um ein und
dieselbe juristiscbe Person, die in einer Einheit tätig sind, so können die
in Artikel 63 Absatz 2 Unterabsatz 2 vorgesebenen Bericbte in einem
einzigen Bericht zusammengefasst werden,



Artikel83

Buchführung

'Einführer und erster Empfånger führen separate Bestands- und Finanz-
bûcher, es sei denn, sie sind in ein und dieselben Einheit tätig.

Auf Anfrage der Kontrollstelle oder Kontrollbehörde sind alle Angaben
über die Beforderung vom Ausfuhrbetrieb im Drittland zum ersten Emp-
fånger und von den Betriebs- oder Lagerstätten des ersten Empfångers
zu den Empfängern innerhalb der Europäischen Gemeinschaft mitzutei-
len.

Artikel84

Angaben über Einfuhrsendungen

Der Einführer informiert die Kontrollstelle oder die Kontrollbehörde
rechtzeitig über jede Sendung, die in die Gemeinschaft eingeführt wer-
den soll, und übermittelt insbesondere folgende Angaben

a) Namen und Anschrift des ersten Empfångers;

b) alle von der Kontrollstelle oder der Kontrollbehörde verlangten An-
gaben, bei denen es plausibel ist, dass sie für eine ordnungsgemäße
Kontrolle benötigt werden,

i) d. h. im Falle von Erzeugnissen, die gemäß Artikel 32 der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 eingeführt werden: die in dem
genannten Artikel vorgesehene Bescheinigung;

ii) im FaUe von Erzeugnissen, die gemäß Artikel 33 der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 eingeführt werden: eine Kopie
der in dem genannten Artikel vorgesehenen Kontrollbescheini-
gung.

Auf Verlangen der Kontrollstelle oder Kontrollbehörde des Einführers
leitet letzterer die Angaben gemäß Absatz 1 an die KontrollsteUe oder
Kontrollbehörde des ersten Empfängers weiter.

Artikel85

KontroUbesuche

Die Kontrollbehörde oder Kontrollstelle prüft die Bücher gemäß Arti-
kel 83 der vorliegenden Verordnung und die Bescheinignng gemäß
Artikel 33 Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung (EG) Nr. 83412007
oder die Bescheinigung gemäß Artikel 32 Absatz 1 Buchstabe c der
genannten VeJ;ordnung.

Soweit der Einführer seine Einfubrvorgänge über mehrere Einheiten
oder Betriebsstätten abwickelt, muss er auf Verlangen für jede dieser
Einrichtungen die Berichte gemäß Artikel 63 Absatz 2 Unterabsatz 2
der vorliegenden Verordnung vorlegen.

KAPITEL 6

Kontrollvorschriften fûr Einheiten, die ökologische/biologische
Erzeugnisse produzieren, aufbereiten oder einführen und einen Teil
oder alle damit verbundenen Arbeitsgänge an Drine vergeben haben

Artikel Sô

Kontrollvorkehrungen

Hinsichtlich der Arbeitsgänge, die an Dritte vergeben werden, muss die
vollständige Beschreibung der Einheit gemäß Artikel 63 Absatz 1
Buchstabe a Folgendes umfassen:

a) eine Liste der Subunternehmer mit einer Beschreibung ihrer Tätig-
keiten und Angaben zu den Kontrollstellen oder Kontrollbehörden,
denen sie unterstehen;



KAPITEL 7

Kontrollvorschriften fol' Futtermittel aufbereitende Einheilen

b) eine schriftliche Zustimmung der Subunternehmer, dass ihr Betrieb
dem Kontrollverfahren gemäß Titel V der Verordnung (EG)
Nr. 834/2007 unterstellt wird;

"") alle konkreten Maßnahmen, die unter anderern ein angemessenes
Buchführungssystem umfassen, die auf Ebene der Einheit zu treffen
sind, um sicherzustellen, dass für die vom Unternehmer in den Ver-
kehr gebrachten Erzeugnisse soweit erforderlich die Lieferanten,
Verkäufer, Empfånger und Käufer festgestellt werden können.

Artikel87

Geltungsbereich

Dieses Kapitel gilt für Einheiten, die auf eigene oder fremde Rechnung
Erzeugnisse im Sinne von Artikel l Absatz 2 Buchstabe c der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 aufbereiten.

Artikel 88

Kontrollvorkehrungen

(l) Die vollständige Beschreibung der Einheit gernäß
Artikel 63 Absatz 1 Buchstabe a muss Folgendes umfassen

a) Angaben über die Einrichtungen für die Annahme, Aufbereitung und
Lagerung der für Futtermittel bestimmten Erzeugnisse vor und nach
den sie betreffenden Arbeitsgängen;

b) Angaben über die Einrichtungen, in denen andere zur Aufbereitung
von Futtennitteln verwendete Erzeugnisse gelagert werden;

c) Angaben über die Einrichtungen, in denen Reinigungs- und Desin-
fektionsmittel gelagert werden;

d) erforderlichenfalls eine Beschreibung der Mischfuttermittel, die der
Unternehmer gemäß Artikel 5 Absatz l Buchstabe a der Richtlinie
79/373/EWG herzustellen beabsichtigt, sowie Angabe der Tierart
oder der Tierkategorie, für die das Misehfuttermittel bestimmt ist;

e) erforderlichenfalls die Bezeichnung der Futterrnittel-Ausgangserzeug-
nisse, die der Unternehmer aufzubereiten beabsichtigt.

(2) Die Maßnahmen, die Unternehmer gemäß Artikel 63 Absatz I
Buchstabe b treffen müssen, um die Einhaltung der Vorschriften für die
ökologische/biologische Produktion zu gewährleisten, umfassen auch
die Maßnahmen gemäß Artikel 26.

(3) Die Kontrollbehörde oder Kontrollstelle stützt sich auf diese
Maßnahmen, um eine allgemeine Bewertung der Risiken durchzuführen,
die mit den einzelnen Aufbereitungseinheiten verbunden sind, und er-
stellt einen Kontrollplan. Dieser Kontrollplan muss eine den potenziel-
len Risiken angepasste Mindestanzahl Zufallsstichproben vorsehen.

Artikel89

Buchführung

Zur ordnungsgemäßen Kontrolle der Arbeitsgänge müssen die Bücher
gemäß Artikel 66 Angaben über Ursprung, Art und Mengen der
Futtermittel-Ausgangserzeugnisse, der Zusatzstoffe, der Verkäufe und
der Enderzeugnisse umfassen.

Artikel90

Kontrollbesuche

Der Kontrollbesucb gemäß Artikel 65 beinhaltet eine vollständige Be-
triebsinspektion. Darüber hinaus führt die KontrolIbebörde oder



KontrollsteIle auf Basis einer allgemeinen Bewertung der potenziellen
Risiken der Nichteinhaltung der Vorschriften für die ökologische/-

.biologische Produktion zielgerichtete Besuche durch.

Die Kontrollbehörde oder Kontrollstelle konzentriert sich dabei beson-
ders auf die für den Unternehmer ermittelten kritischen Stellen, um
festzustellen, ob die Arbeitsgänge ordnungsgemäß überwacht und kon-
trolliert werden.

Alle Betriebsstätten, an denen der Unternehmer seine Tätigkeiten aus-
übt, können so häufig kontrolliert werden, wie dies angesicbts der mit
diesen Tätigkeiten verbundenen Risiken gerechtfertigt ist.

KAPITEL 8

Verstöße und Informationsaustauscñ

Artikel91

Maßnahmen bei Verdacht auf Verstöße und Unregelmäßigkeiten

(l) Ist ein Untemebmer der Auffassung oder vermutet er, dass ein
von ihm produziertes, aufbereitetes, eingeführtes oder von einem ande-
ren Untemebmer bezogenes Erzeugnis den Vorschriften für die
ôkologische/biologische Produktion nicht genügt, so leitet er Verfah-
rensschritte ein, um entweder jeden Bezug auf die ökologische/-
biologische Produktion von dem betreffenden Erzeugnis zu entfernen
oder das Erzeugnis auszusondern und entsprecbend zu kennzeichnen.
Der Untemebmer kann das Erzeugnis erst verarbeiten oder verpacken
oder in den Verkehr bringen, wenn die betreffenden Zweifel ausgeräumt
wurden, es sei denn, das Erzeugnis wird ohne Bezug auf die
ökologischeibiologische Produktion in den Verkehr gebracht. In derar-
tigen Zweifelsfällen unterrichtet der Untemebmer unverzüglich die Kon-

o trollstelle oder Kontrollbehörde. Letztere können verlangen, dass das
v Erzeugnis erst dann mit einem Bezug auf die ökologischeibiologische

Produktion in den Verkehr gebracht werden darf, wenn sie sich anband
von Informationen des Untemebmers oder aus anderer Quelle verge-
wissert haben, dass die Zweifel ausgeräumt sind.

(2) Hegt eine Kontrollbehörde oder Kontrollstelle begründeten Ver-
dacht, dass ein Unternebmer beabsichtigt, ein Erzeugnis mit einern Be-
zug auf die ökologischelbiologische Produktion, das nicht den Vor-
schriften für die ökologischelbiologische Produktion genügt, in den Ver-
kehr zu bringen, so kann diese Kontrollbehörde oder Kontrollstelle ver-
langen, dass der Untemebmer das diesen Bezug tragende Erzeugnis für
einen von ihr festzusetzenden Zeitraum vorläufig nicht vermarktet. Be-
vor sie einen solchen Beschluss fasst, gibt die Kontrollbehörde oder
Kontrollstelle dem Unternebmer Gelegenheit zur Stellungnahme. Sie
verpflichtet den Untemebmer außerdem, jeden Bezug auf die
ökologischeibiologische Prodnktion von dem Erzeugnis zu entfernen,
wenn sie sicher ist, dass das Erzeugnis den Vorschriften fur die
ökologischelbiologische Prodnktion nicht genügt.

Bestätigt sich der Verdacht innerhalb des genannten Zeitraums jedoch
nicht, so wird der Beschluss gemäß Unterabsatz I spätestens am Datum
des Ablaufs der genannten Frist widerrufen. Der Unternebmer leistet der
Kontrollstelle oder Kontrollbehörde zur Klärung des Verdachts jede
erforderliche Unterstützung.

(3) Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen Maßnahmen und
Sanktionen, um den Missbrauch der in Titel N der Verordnung (EG)
Nr. 834/2007, sowie in Titel ID undloder in Anhang XI der vorliegen-
den Verordnung vorgesehenen Angaben zu verhindern.

Artikel92

Informatíonsaustausch

(1) Werden der Unternehmer und seine Subunternehmer von ver-
schiedenen KontrollsteIlen oder Kontrollbehörden kontrolliert, so muss
die Erklärung gemäß Artikel 63 Absatz 2 eine Zustimmung des Unter-
nebmers in seinem Namen und im Namen seiner Subunternehmer da-
hingehend enthalten, dass die verschiedenen Kontrollstellen oder Kon-
trollbehörden Informationen über die von ihnen kontrollierten Arbeits-



gånge austauschen können sowie dahingehend, wie dieser Informations-
austausch erfolgen kann.

"(2) Stellt ein Mitgliedstaat bei einem Erzeugnis aus einem anderen
Mitgliedstaat, das die Angaben gemäß Titel IV der Verordnung (EG)
Nr. 834/2007 und Titel III und/oder Anhang XI der vorliegenden Ver-
ordnung aufweist, Unregelmäßigkeiten oder Verstöße gegen diese Ver-
ordnung fest, so informiert er den Mitgliedstaat, der die Kontrollstelle
oder Kontrollbehörde benannt hat, und die Kommission entsprechend.

TITEL V

MITTEILUNGEN AN DIE KOMMISSION, ÜBERGANGS- UND
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

KAPITEL I

Mitteilungen an die Kommission

Artikel93

Statistische Angaben

(l) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission vor dem!. Juli
jeden Jahres anband des von der Kommission (Generaldirektion Euros-
tat) bereitgestellten elektronischen Datenaustauschsystems für Doku-
mente und Informationen die statistischen Jahresangaben über die
ökologischelbiologische Produktion gemäß Artikel 36 der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007.

(2) Die statistischen Angaben gemäß Absatz umfassen insbeson-
dere folgende Daten:

a) die Zahl der ökologischenlbiologischen Erzeuger, Verarbeiter, Ein-
fiibrer und Ausfiihrer;

b) die ökologischelbiologische Pflanzenproduktion und Anbaufläche in
Umstellung und in ökologischerlbiologischer Produktion;

c) den ökologischenlbiologischen Tierbestand und die ökologischen/-
biologischen Tierprodukte;

d) die Daten über die gewerbliche ökologische/biologische Produktion,
aufgeschlüsselt nach Tätigkeiten.

"ei die Anzahl ökologischer/biologischer Einheiten rur die
Produktion von Tieren in Aquakultur;

fl den Umfang der ökologiscbenfbiologischen Produktion
von Tieren in Aquakultur;

gl fakultativ die Anzahl ökologischer/biologischer Meeres-
a1geneinbeiten und den Umfang der äkologischenfbiolo-
gíschen Meeresalgenproduktion."



l
(3) Für die Übermittlung der statistischen Arigaben gemäß den Ab-
sätzen 1 und 2 verwenden die Mitgliedstaaten die zentrale Datenein-
gangsstelle ("Single Entry point") der Kommission (Eurostat).

(4) Die Merkmale der statistischen Daten und Metadaten werden im
Rahmen des statistischen Programms der Gemeinschaft auf Basis von
Fonnularen oder Fragebögen, die über das System gemäß Absatz l
zugänglich sind, vorgegeben.

Artikel94

Sonstige Angaben

(l) Die Mitgliedstaaten übennitteIn der Kommission die folgenden
Angaben unter Verwendung des von der Kommission (Generaldirektion
Landwirtschaft und Entwicklung des ländlichen Raums) bereitgestellten
elektronischen Datenaustauschsystems für Dokumente und andere Infor-

, mationen als statistische Angaben:

a) vor dem 1. Januar 2009 die Informationen gemäß Artikel 35
Bucbstabe a der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 sowie anscbließend
jede Änderung dieser Infonnationen, sobald sie erfolgt;

b) bis 31. März jeden Jahres die Informationen gemäß Artikel 35
Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 über die Kontroll-
behörden und Kontrollstellen, die am 31. Dezember des Vorjahres
zugelassen waren; '\



c) vor dem I. Juli jeden Jahres alle anderen Informationen, die nach
Maßgabe dieser Verordnung vorgeschrieben sind oder benötigt wer-
den.

(2) Die Daten werden unter der Verantwortung der zuständigen Be-
hörde gemäß Artikel 35 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 von dieser
Behörde selbst oder von der Stelle, der diese Funktion übertragen
wurde, über das System gemäß Absatz I mitgeteilt, eingetragen und
aktualisiert.

(3) Die Merkmale der Daten und Metadaten werden auf Basis von
Formularen oder Fragebögen, die über das System gemäß Absatz I
zugänglich sind, vorgegeben.

KAPITEL 2

Übergangs- und Schlussbestimmungen

Artikel95

Übergangsmaßnahmen

(I) Für eine am 31. Dezember 2010 ablaufende Übergangszeit dürfen
Rinder in bereits vor dem 24. August 2000 bestehenden Gebäuden an-
gebunden werden, sofern für regelmäßigen Auslauf gesorgt wird und die
Tiere im Einklang mit den Anforderungen hinsichtlich der artgerechten
Behandlung auf reichlich mit Einstreu versehenen Flächen gehalten und
individuell betreut werden und sofern die zuständige Behörde diese
Maßnahme genehmigt hat. Die zuständige Behörde kann die Genehmi-
gung dieser Maßnahme auf Antrag einzelner Unternehmer für eine An-
wendung in einem begrenzten Zeitraum, der vor dem 31. Dezember
2013 endet, unter der zusätzlichen Bedingung verlängern, dass die Kon-
trollbesuche gemäß Artikel 65 Absatz l mindestens zweimal jährlich
durchgeführt werden.

(2) Für eine am 31. Dezember 20 l O ablaufende Übergangszeit kann
die zuständige Behörde Tierhaltungsbetrieben die Ausnahmen von den
Vorschriften für Unterbringung und Besatzdichte genehmigen, die ihnen
auf Basis der Ausnahmeregelung gemäß Anhang l Teil B Nummer 8.5.1
der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 gewährt wurden. Die betreffenden
Unternehmer legen der Kontrollbehörde oder Kontrollstelle einen Plan
vor, aus dem hervorgeht, wie den Vorschriften für die ökologische/-
biologische Produktion bis zum Ende der Übergangszeit nachgekommen
werden soll. Die zuständige Behörde kann die Genehmigung dieser
Maßnahme auf Antrag einzelner Unternehmer zwecks Anwendung in
einem begrenzten Zeitraum, der vor dem 3 J. Dezember 2013 endet,
unter der zusätzlichen Bedingung verlängern, dass die Kontrollbesuche
gemäß Artikel 65 Absatz I mindestens zwei Mal jährlich durchgeführt
werden.

(3) Während einer am 31. Dezember 2010 ablaufenden Übergangs-
zeit kann die Endmast von Schafen und Schweinen für die Fleischer-
zeugung gemäß Anhang J Teil B Nummer 8.3.4 der Verordnung (EWG)
NI'. 2092/91 in Stallhaltung erfolgen, vorausgesetzt, die Kontrollbesuche
gemäß Artikel 65 Absatz l werden mindestens zwei Mal jährlich durch-
geführt,

(4) Während einer am 31. Dezember 2011 ablaufenden Übergangs-
zeit können Ferkelohne Betäubung undloder Verabreichung von
Schmerzmitteln kastriert werden.

(5) Bis zur Aufnahme ausführlicher Verarbeitungsvorschriften für
Heimtierfutter gelten einzelstaatliche Vorschriften oder - falls solche
Vorschriften nicbt bestehen - von den Mitgliedstaaten akzeptierte oder
anerkannte private Standards.

Verordnung (EG) Nr. 834/2007 und bis e spezifischer
Stoffe gemäß Artikel 16 Buc erordnung dürfen nur Mittel
verwendet w von den zuständigen Behörden genehmigt wur-

,,(6) Zum Zwecke von Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe j
der Verordnung (EG)'Nr. 834/200ï und bis zu Aufnahme
spd'ïfischer Stoffe gemäß Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe f
der Verordnung dürfen nur Mittel venvendet werd~nJ díe
von den zuständigen Behörden genehmigt wurden. '.



(7) Genehmigungen nichtökologischer/nichtbiologischer Zutaten
landwirtschaftlichen Ursprungs, die von den Mitgliedstaaten im Rahmen
der Verordnung (EWG) Nr. 207/93 erteilt wurden, können als Geneh-
migungen im Rahmen der vorliegenden Verordnung angesehen werden.
Genehmigungen, die jedoch gemäß Artikel 3 Absatz 6 der Verordnung
'(-EWG) Nr. 207/93 erteilt wurden, laufen am 3J. Dezember 2009 ab.

(8) Für eine am I. Juli 20 I O ablaufende Übergangszeit können Unter-
nehmer bei der Kennzeichnung weiter die Bestimmungen im Sinne der
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 anwenden fur:

i) das System der Berechnung des Prozentanteils von ökologischen/-
biologischen Zutaten von Lebensmitteln,

ii) die Codenummer und/oder den Namen der Kontrollstelle oder Kon-
trollbehôrde, .

(9) Vorräte von Erzeugnissen, die vor dem J. Januar 2009 nach
Maßgabe dér Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 produziert, verpackt
und gekennzeichnet wurden, können weiterhin mit einern Bezug auf
die ökologische/biologische Produktion in den Verkehr gebracht
werden, bis die Vorräte aufgebraucht sind.

(IO) Verpackungsmat.;rlal, das den Vorschriften der Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 genügt, kann bis zum 1. Januar 2012 für Erzeug-
nisse weiterverwendet werden, die mit einem Bezug auf die
ökologische/biologische Produktion. in den Verkehr gebracht werden,
soweit diese Erzeugnisse im Ubrigen den Anforderungen der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 entsprechen.

,,(11) Für eine am 1. Juli 2013 ablaufende Übergangszeit
kann die zuständige Behörde Aquakulturproduktionseinhei-
ten, die vor lnkrafrtreren der vorliegenden Verordnung nach
anerkannten einzelstaatlichen Regeln Meeresalgen und Tiere
ökologisch/biologisch produzieren, genehmigen, während
der Anpassung an die vorliegende Verordnung den Status
ökologischer(biologischer Produktionseinheiten aufrecht-
zuerhalten, wenn die Gewässer nicht ungebührlich durch
Stoffe verunreinigt werden, die fiirdie ökologische/biologi-
sche Produktion unzulässig sind. Unternehmer, die von
dieser Möglichkeit Gebrauch maehen. melden der zuständi-
gen Behörde die betreffenden Fischteiche, Netzkäfige oder
Meeresalgenplätze. "

Artikel96

Aufhebung

Die Verordnungen (EWG) Nr. 207/93, (EG) Nr. 223/2003 und (EG)
Nr. 1452/2003 werden aufgehoben.

Verweise auf die aufgehobenen Verordnungen und die Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 gelten als Verweise auf die vorliegende Verord-
nung und sind nach der Entsprechungstabelle gemäß Anhang XIV zu
lesen.

Artikel97

Inkrafttreten und Gültigkeit

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ibrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung gilt ab dem 1. Januar 2009.

Artikel 27 Absatz 2 Buchstabe a und Artikel 58 gelten jedoch ab dem
1. Juli 2010.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmit-
telbar in jedem Mitgliedstaat.



ANHANGJ

.Dücgecueeel, Bodenverbesserer und Nährstoffe gemäß Artikel 3 Absatz l und Artikel 6d Absatz 2"

Anmerkungen:

A: zugelassen gemäß der Verordnung (EWG¡ Nr. 2092/91 und übernommen dUTChArtikel 16 Absatz 3 Buchstabe c
der Verordnung (EG) Nr. 834/2007

B: zugelassen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 834/2007

ensetzuug,Bezeichnung

A die na e
o er Gemische

Gemisch aus tierischen Exkrementen und pflanz-
lichem Material (Einstreu).

Produkt darf nicht aus der industriellen Tierhal-
tung stammen.Stallmist (Dung)

"Zulassung

Gemisch aus tierischen Exkrementen und
pflanzlichem Material (Einstreu)

Produkt darf nicht aus der índustríellen
Tierhalrung srammen."

Bezeichnung
Erzeugnisse, die nur nachstehende: Stoffe

enthahen oder Gemische: daraus
Beschreibung, Anforderung an die

Zusammensetz.ung. Verwendungsvorschriften

A Stallmist

1"111



i
I

._--
A Getrockneter Stallmist und ge- Produkt darf nicht aus der industriellen Tierhal-

trockneter Gef!ügelmist lung stammen.

A Kompost aus tieriseben Exkre- Produkt darf Dicht aus der industriellen Tierhal-
-', menten, einschließlich Geflügel- tung stemmen.

mist und kompostierter Stallmist

A Flüssige tierische Exkremente Verwendung nach kontrollierter Fennentation un-
d/oder geeigneter Verdünnung.
PTo~úk( darf nicht aus der industriellen Tierhal-
tung stemmen.

A Kompostierte oder fermentierte Erzeugnis aus getrennt gesammelten Haushalt-
Haushaltsabfälle sabfâllen, gewonnen durch Kompostienmg oder

anaerobe Gärung bei der Erzeugung von Biogas.

(-"~

Nur pflanzliche und tierische Haushaltsabfälle.
Gewonnen in einern geschlossenen und kontrol-
lierten. vom Mitgliedstaat zugelassenen SammeJ-
system.
Höchstgehalt der Trockenmasse in mglkg: Cad-
mium: 0,7; Kupfer: 70; Nickel: 25; Blei: 45;
Zink: 200; Quecksilber: 0,4; Chrom (insgesamt):
70; Chrom (Vl): O.

A Torf Nur für Gartenbauzwecke (Gemüsebau, Ziergar-
tenbau, Gehölze, Baumschulen).

A Substrat VOD Champignonkulturen Das Ausgangssubstrat darf nur aus den nach die-
sem Anhang zulässigen Produkten bestehen.

A Exkremente VOD Würmern
(Wurmkompost) und Insekten

A Guano

A Kompostiertes oder fennentiertes Erzeugnis aus gemischtem pflanzlichem Material,
Gemisch aus pflanzlichem Mate- gewonnen durch Kompostlerung oder anaerobe
rial Gärung bei der Erzeugung von Biogas.

A Nachstehende Produkte oder Ne- Höeh,,!:eh,,h ëe '!'tooko .. eæse ee e",om fI'!l
benprodukte tierischen Ursprungs: ~

Blutmehl
Hufmehl
Hornmehl
Knochenmehl bzw. entleimtes
Knochenmehl

,.FeII: Höchstgehalt der Trockenmasse an Chrom (VI) in mg/kg: O"



Zulassung Bezeichnung Beschreibung, Anforderung an die Zusammensetzung,
Verwendungsvorschriften

.. Fischmehl
Fleischmehl
Fedem- und Haarmehl, ge-
mahlene Fell- und Hautteile
Wolle
Walkhaare (Filzherstellung),
Fellteilé, c

Haare und Borsten
Mj1cherzeugnisse

A Produkte und Nebenprodukte Beispiele: Filterkuchen von Ölfrüchten, Kakao-
pflanzlichen Ursprungs rur Dün- schalen, Malzkeime
gezwecke

A Algen und Algenerzeugnisse Ausschließlich gewonnen durch
i) physikalische Verfahren einschließlich De-

hydratisierung, Gefrieren oder Mahlen
ii) Extraktion mit Wasser oder sauren undlader

alkalischen wässrigen Lösungen
iii) Fermentation.

A Sägemehl und Holzschnitt Von Holz, das nach dem Einschlag nicht che-
misch behandelt wurde.

A Rindenkompost Von Holz, das nach dem Einschlag nicht cbe-
misch behandelt wurde.

A Holzasche Von Holz, das nach dem Einschlag Dicht che-
misch behandelt wurde.

A Weicherdiges Rohphosphat Produkt gemäß Anhang I Abschnitt A.2 Nummer
7 der Verordnung (EG) Nr. 200312003 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates (1) über Dûn-
gemittel.
Cadmiumgehalt höchstens 90 mglkg P,O,.

A Aluminiumcalciumphosphate Produkt gemäß Anhang I Abschnitt A.2 Nummer
6 der Verordnung (EG) Nr. 2003/2003.
Cadmiurngehalt höchstens 90 mglkg P,O,.
NUT auf alkalischen Böden zu verwenden (pH >
7,5).

A Schlacken der Eisen- und Stahlbe- Produkt gemäß Anhang I Abschnitt A.2, Num-
reitung mer l der Verordnung (EG) Nr. 2003/2003.

A Kalirohsalz oder Kainit Produkt gemäß Anhang I Abschnitt A.3, Num-
mer l der Verordnung (EG) Nr. 2003/2003.

A Kaliumsulfat, möglichernreise Aus Kalirohsalz durch physikalische Extraktion
auch Magoesiumsalz enthaltend gewonnen, möglicherweise auch Magnesiumsalz

enthaltend.

A Schlempe und Scblempeextrakt Keine Anunoniakschlempe.

A Calciumcarbonat Nur natürlichen Ursprungs.
(z, B. Kreide, Mergel, Kalkstein-
mehl, Algenkalk, Phosphatkreide
usw.)

A Calcium- und Magnesiumcarbonat Nur natürlichen Ursprungs.
(z. B. Magnesiumkalk, Magnesiumkalksteinmehl,
Kalkstein usw.).

A Magnesiumsulfat (Kieserit) Nur natürlichen Ursprungs.



Zulassung Bezeichnung
Beschreibung, Anforderung an die Zusammensetzung,

Verwendungsvorschriften

.' A Calciumchloridlösung s Blattbehandlung bei Apfelbäumen bei nachge-
wiesenem CaJciummangel. ~.

A Calciumsulfat (Gips) Produkte gemäß Anhang ID Nummer I de;r
Verordnung (EG) Nr. 200312003.
Nur natürlichen Ursprungs.

A Industriekalk aus der Zuckerher- Nebenprodukt der Zuckerherstellung aus Zucker-
stellung rüben

A Industriekalk aus d~r Siedesalz- Nebenprodukt der Siedesalzherstellung aus Sole,
hetstellung die bergmännisch gewonnen wird.

A Blemeatarer Schwefel Produkte gemäß Anhang ID.3 der
Verordnung (EG) Nr. 2003/2003.

A Spurennährstoffe Mineralische Spurenaâhrstoffe gemäß Anhang I
Abschnitt E der Verordnung (EG) .I'!r. 200312003

A Natriumchlorid Ausschließlich Steinsalz.

- .
...

A .uesteinsmehl und Ton

(') ABL L 304 vom 21.11.2003, S. 1.

"1
!

- __ o



ANHANG II

Pestizide - Pflanzenschutzmittel gemäß ArtikelSAbsatz l

Anmerkungen

A: zugelassen gemäß derVerordnung (EWG) Nr. 2092/91 und übernommen durch Artikel 16 Absatz 3 Buchstabe c

der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 v

B: zugelassen gemäß der vercrdnung (EG) Nr. 834/2007

I. Pflanzliche un~tierische Substanzen

Zulassung Bezeichnung Beschreibung, Anforderung an die Zusammensetzung,
Verwendungsvorscbriften

A Azadirachtin aus Azadírachta ín- Insektizid
dica (Neembawn)

A Bienenwachs Einsatz beim Baumschnitt

A Gelatine Insektizid

A Hydrolysiertes Eiweiß Lockmittel, nur in zugelassenen Anwendungen in
Verbindung mit anderen geeigneten Erzeugnissen
dieses Anhangs

A Lecithin Fungizid

A Pflanzenöle (z. B. Minzöl, Kienöl, Insektizid, Akarizid, Fungizid und Keimhemm-
Kümmelöl) stoff

A Pyrethrine aus Chrysanthemum CÎ- Insektizid
nerariaefolium

A Quassia aus Quassia amara. Insektizid, Repellent

A Rotenon aus Derris spp. UDd Lon- Insektizid
ehoearpus spp. und Terpbrosia
spp.

Zulassung Bezeichnung

2. Mikroorganismen zur biologischen Schädlings- und Krankheitsbekämpfung

A Mikroorganismen (Bakterien, Vi-
ren und Pilze)

Beschreibung, Anforderung an die Zusammensetzung,
Verwendungsvorschriften

Zulassung Bezeichnung
Beschreibung, Anforderung an die Zusammensetzung,

Verwendungsvorschriften

3. Von Mikroorganismen erzeugte Substanzen

ASpinosad Insektizid
Nur wenn Maßnahmen getroffen werden, um die
Risiken für Hauptparasitoiden und das Risiko einer
Resistenzentwicklung möglichst gering zu halten



4. Substanzen, die nur in Fallen und/oder Spendern verwendet werden dürfen

Zulassung Bezeichnung Beschreibung, Anforderung an die Zusammensetzung,
Vcrwcndungsvorsehriften

A Diammoniumphosphat Lockmittel, nur in Fallen

A Pheromone Lockstoff; sexuelle Verwimnethode; nur in Fal-
len und Spendern

Pyrethioide
,)

A (nur Deltamethrin Insektizid, nur in Fallen mit spezifischen Lock-
oder Larnbda-Cyhalcrhrin) mitteln; nUT gegen Befall mit Bactrocera oleae

und Ceratitis capítata Wied.

j
5. Präparate, die zwischen die Kulturpflanzen flächig ausgestreut werden

Zulassung Bezeichnung Beschreibung, Anforderung an die Zusammensetzung,
Verwendungsvorschriften

A Eisen-Ill-Phosphat (Eisen-Ill-Or- Molluskizid
thophosphat)

6. Andere Substanzen, die traditionell im ökologischen Landbau venvendet werden

Zulassung Bezeichnung Beschreibung, Anforderung an die Zusammensetzung,
Verwendungsvorschriften

A Kupfer in Form VOD Kupferhydro- Fungizid
xid, Kupferoxichlorid, (dreíbasi- Bis zu 6 kg Kupfer je Hektar und Jahr,
sehern) Kupfersulfat, Kupferoxid,

Bei mehrjährigen Kulturen können die Mitglied-Kupferoktanoat
staaten abweichend vom vorherigen Absatz vor-
sehen, dass die ô-kg-Begrenzung für Kupfer in
einem gegebenen Jahr überschritten werden kann,
sofern die über einen Fûnfjahreszeitraum, der das
betreffende Jahr und die vier vorangegangenen
Jahre umfasst, tatsächlich verwendete Durch-
scbnittsmenge 6 kg Dicht überschreitet

A Ethylen Nachreifung VOD Bananen, Kiwis und Kakis;
Nachreifung von Zitrusfrüchten nur als Teil einer
Strategie zur Vermeidung von Schäden durch
Fruchtfliegen; Blûtenindukrion , bei Ananas;
Keimverhinderung bei Kartoffeln und Zwiebeln

A Kaliseife (Schmierseife) Insektizid

A Kalialaun ,(Kalinit) Verzögerung der Reifung von Bananen

A Schwefelkalk (Oalciumpolysulfid) Fungizid, Insektizid, Akarizid

A Paraffinöl Insektizid, Akarizid

A Mineralöle Insektizid, Fungizid

Nur bei Obstbäumen, Reben" Olivenbäumen und
tropischen Kulturen (z. B. Bananen)

A Kaliumpermanganat Fungizid, Bakterizid; nur bei Obstbäumen, Oli-
venbäumen und Reben

A Quarzsand Repellent

A Schwefel Fungizid, Akarizid, Repellent



Zulassung Bezeichnung
Beschreibung, Anforderung an die Zusammensetzung,

Verwendungsvorschriften

7. Andere Substanzen

A Calciumhydroxid Fungizid
Nur bei Obstbäumen, einschließlich in Obst-
baumschulen, zur Bekämpfung der Nectria gallí-
gena

A Potassíumbicarbonat
('

Fungizid



f
ANHANG III

Mindeststall- und -Ireillâchen und andere Merkmale der Unterbringung gemäß Artikel IO
Absatz 4, aufgeschlüsselt nach Tier- und Produktionsarten

] . Rinder, Equiden, Schafe und Schweine

Stallfläche Außenfläche
(den Tieren zur Verfügung stehende Nencñâ- (Freilandílächen, ausgenommen Wei-

che) deñëchen)

Mindesrlebendge- m2rrier m2rrier
wicht (kg)

Zucht- und Mastrinder bis zu IOD 1,5 1,1
und -equiden

bis zu 200 2,5 J,9

bis zu 350 4,0 3

über 350 5, mindestens 3,7, mindestens 0,75 m'lIDO kg
l m'lIOO kg

Milchkübe 6 4,5

Zuchtbullen 10 30

Schafe und Ziegen 1,5 Scha£lZiege 2,5

0,35 Lamm/ZickeJ 0,5

Führende Sauen mit 7,5 Sauen 2,5
bis zu 40 Tage alten
Ferkeln

Mastschweine bis zu 50 0,8 0,6

bis zu 85 1,1 0,8

bis zu 110 1,3 l

.äber 110 kg 11.5 11,2"
Ferkel über 40 Tage 0,6 0,4

aJt und bis
30 kg

Zuchtschweine i,5 weibliche Tiere 1,9

6 männliche Tiere 8,0

Wenn die natürliche
Paarung in Buchten
erfolgt: IO m'Æber

Anzahl Tiere/m:!

18 7 Legehennen 4, sofern die Obergrenze von 170 kg
je Nest oder im Nlb.a/Jahr nicht überschritten wird
Fall eines ge-
meiosamen
Nestes
120 cmê/Tíer

Außenfläche
(bei Flächenrotation je Tier zur Verfii-

gung stehende Fläche in m2)

2. Geflügel

cm Sitz-
staage'Tier

Nest

Stal1fläche
(den Tieren zur Verfügung stehende Nenoflâche)

Legehennen



20 (nur
Perl-hüh-
ner)

Anzahl Tiere/rn:! cm Sitz-
stangeflïer

Srallf1äche
(den Tieren zur Verfügung stehende Nettofläche) Außenfläche

,...-----+-----,----,-------1 (bei Flåchenrotation je Tier zur Verfü-
gung stehende Fläche in m:!)

16 (') in be-
weglichen Ge-
flügelstâllen
mit einem
höchstzulässi-
gen Lebendge-
wicbt von
30 kg je m'

Mastgeflügel
(in festen
StäBen)

10, höchstzu-
lässiges Le-
bendgewicht
21 kg je m'

Nes!

4 Masthähnchen und Perlhühner
4,5 Enten
10 Truthühner
15 Gänse
Bei allen vorerwähnten Arten darf
die Obergrenze von 170 kg N/ha/-
Jahr nicht überschritten werden.

Mastgeflügel
(in bewegli-
chen Ställen)

2,5, sofern die Obergrenze von
170 kg N/ha/Jahr nicht überschritten
wird

(I) Nur in beweglichen Ställen mit einer Bodenfläche von höchstens lSD m:!.



ANHANG IV

Höchstzu1ässige Anzahl .yon Tieren je Hektar gemäß Artikel 15 Absatz 2

Klasse oder Art
Höchstzulässige Anzahl von Tieren je Hektar

Äquivalent von 170 kg Nlha/Jahr

Equiden ab 6 Monaten

Mastkälber

Andere Rinder unter einem Jahr

Männliche Rinder zwischen 1 und 2 Jahren 3,3

3,3 "~:.'
2

2,5

2,5

2

2

2,5

100

13,3

13,3

74

6,5

14

14

580

230

Weibliche runder zwischen 1 und 2 Jahren

Männliche Rinder ab 2 Jahren

Zuchtfärsen

Mastfårsen

Milchkühe

Merzkühe

Andere Kühe

Weibliche Zuchtkaninchen

Mutterschafe

Ziegen

Ferkel

Zuchtsauen

Mastschweine

Andere Schweine

Masthühner

Legehennen



'l ANHANG V

. FuttcliuitteJ-AusgaugscIZcugnissc gemäl:! Al tikd 22 A:bsäb;c l, l und 3

.""Futtermittelausgingserzeugnisse gemäß Artikel 22 Absätze 1, 2 und 3, Artikel 25k Absatz 1 Buchstabe d
-und Artikel25m Absatz I"

1. NICHTÖKOLOGlSCHE/NICHTBIOLOGlSCHE FUTTERMITTELAUS-
GANGSERZEUGNISSE PFLANZLICHEN URSPRUNGS

'--,

I.l. Getreide, Körner, deren Erzeugnisse und Nebenerzeugnisse:

I
I

- Hafer in Fonn von Körnern, Flocken, Futtermehl. Scbälkleie

- Gerste in Fonn von Körnern, Eiweiß- und Futtermehl

- Reiskeimkuchen

- Rispenhirse in Form von Körnem

- Roggen in Form von Körnern und Futtermehl

- Sorghum in Fonn von Körnern

- Weizen in Form von Körnern, Futtermehl, Kleie, Kleberfutter, Kleber
und Keime

- Spelz in Form von Körnern

- Triticale ÎD Fonn von Körnern

- Mais in Form von Körnern, Kleie, Futtermehl, Keimkuchen und Kle-
ber

- Malzkeime

- Biertreber

1.2. ÖIsaaten, Ölfrüchte, deren Erzeugnisse und Nebenerzeugnisse:

- Rapssaat, RApskuchen und Rapsschalen

- Sojabohnen, dampferhitzt

- Sojakuchen und Sojabohnenscbalen

- SonnenbJumensaat und Sonnenblumenkuchen

- Baumwollsaat und Baumwollsaatkuchen

- Leinsaat und Leinkuchen

- Sesamkuchen

- Palmkemkuchen

- Kürbiskemkuchen

- Oliven, Oliventrester

- Pflanzenöle (aus mechanischer Extraktion)

1.3. Körnerleguminosen, deren Erzeugnisse und Nebenerzeugnisse:

- Kichererbsen in Fonn von Samen, Futtermehi, KJeie

- Erven in Form von Samen, Funermehl, Kleie

- Platterbsen in Fonn von Samen, die einer Hitzebehandlung unterzogen
wurden, Furiermehl und Kleie

- Erbsen in Form von Samen, Futtermehl. Kleie

- Puffbohnen in Form von Samen, Futtermebl, Kleie

- Acker-bohnen iu Form von Samen, Funermehl, Kleie

- Wicken in Form von Samen, Futtermehl. Kleie

- Lupinen in Fonn VOD Samen, Futtennehl, Kleie



l

- Zuckerrübenschnitzel

1.4. Knollen, Wurzeln, deren Erzeugnisse und Nebenerzeugnisse:

- Kartoffeln

- Batatlfn in Form von Knollen

_ Kartoffelpülpe (Nebenerzeugnis, das bei der Stärkegewinnung anfällt}

- Kartoffelstärke

- Kartoffeleiweiß

- Maniok

1.5. ADdere Samen und Früchte, deren Erzeugnisse und Nebenerzeugnisse:

- Johanrmisbrot

_ Johannnisbrotschoten (ganz oder gemahlen)

- Kürbisse

- Zirrustrester

_ Äpfel, Quitten, Birnen, Pfirsiche, Feigen, Trauben und Traubentrester

- Kastanien

_ pflanzliche Eiweißextrakte (nur rur Jungtiere)

- Walnusskuchen

- Haselnusskucben

- Kakaoschalen und -kuchen

- Eicheln

1.6. Grünfutter und Raufutter:

- Luzerne

- Luzernegrünmehl

- Klee

- Kleegränmehl

_ Grünfutter (gewonnen von Futterpflanzen)

- Grünmebl

- Heu

- Silage

- Getreidestroh

- Wurzelgemüse für Grünfutter

1.7. Andere Pflanzen, deren Erzeugnisse und Nebenerzeugnisse:

- Melasse

_ Algenmehl (gewonnen durch Trocknen und Zerkleinern von Seealgen
und anschließendes Waschen zur Verringerung des Jodgehalts)

_ Pulver und Extrakte von Pflanzen

- Gewürze

- Kräuter



2. FUTTERMITfEL-AUSGANGSERZEUGNISSE TIERISCHEN UR-
SPRUNGS

J
Milch und Mllcherzeugnisse:

- Rohmilch

- Milchpulver

- Magermilch, Magermilchpulver

- Bunermilch, Bunermilchpulver

-,.........,- Molke, Melkepulver, teilentzuckertes Melkepulver, Molkeneiweißpul-
ver (durch physikalische Behandlung extrahiert)

- Kaseinpulver

- Milchzuckerpulver

- Quark (Topfen) und Sauenniich

2.2. Fische, andere Meerestiere, deren Erzeugnisse und Nebenerzeugnisse:

Mit folgenden Einschränkungen: Nur Erzeugnisse aus der nachhaltigen
Fischerei, die nur flir andere Arten als Pflanzenfresser verwendet werden
dürfen

- Fisch

- Fischöl und Kabeljaulebertran, nicht raffiniert

- Autolysate von Fischen, Weichtieren oder Krebstieren

... M2 e.tl:Z)matise:hgenoMene, lëiJliche OOe!rm]öslicOe Ilycholysate"'l:l:ll'd-
.t;Q1;'SCltll;, at:ts8sh,~

v--: enzymatisch gewonnene; lösliche oder unlösliche Hydrolysate und Proteolysate, ausschließlich für Aquakultur-
tiere und ]ungtiere"

~ª - Fischmehl

~ M2 -r--: Krebstíermehl"

..,.



2.3. Eier und Eîprndukte

- Eier und Eiprodukte zur Verflinerung an Geflügel, vorzugsweise aus
dem eigenen Betrieb

3:. FUITERMITTEL-AUSGANGSERZEUGNISSE MINERALISCHEN UR-
SPRUNGS

3.1. Natrium:

- unraffiniertes Meersalz

- rohes Steinsalz

- Natriumsulfat

- Natriumcarbonat

- Natriumbicarbonat

- Natriumchlorid

32. Kalium

- Kaliumchlorid

3.3. Calcium:

- Lithotarnne (Algenkalk) und Märl

- Schalen von Wassertieren (einschließlich Schulp von Kopffüßern)

- Calciumcarbonat

- Calciumlaktat

- Calciumgluccnat

, "I'I:
i'j

"



- entfluoriertes Dicalciumphosphat

- entfluoriertes Monocalciumphosphat

- Mononatriumphosphat

- Caicium-Magnesium-Phosphar

- Calcium-Natrium-Phosphat

3.4. Phosphor:

- Magnesiumoxid (wasserfreie Magnesia)

- Magnesiumsulfat

- Magnesiumchlorid

- Magnesíumcarbonat

- Magnesiwnphosphat

3.5. Magnesium:

3.6. Schwefel:

- Natriumsulfat

I,

II



--------------------------------------~

-,
ANHANG 1'1

'PuituliiittelzHi!I:612stöffe aBEl eest1mR\FI:! Su~stØ:Ai5eA für di' Tj"TIlFAäÀr'1~g
gen.ä8 id tike! 22 Absab: 4

aj Vitamine

I.

..Futtermittelzusatzstoffe und bestimmte Substanzen rur die Tierernährung gemäß Artikel 22 Absatz 4 und
Anikel 25m Absatz r

J." FUTTERMITTELZUSATZSTÇlFFE

Die aufgelisteten Zusatzstoffe müssen nach Maßgabe der Verordnung (EG)
Nr. J 83 J/2003 des Europäischen Parlaments und des Rares über Zusatz-
stoffe zur Verwendung in der Tierernährung (I) zugelassen sein.

I .1. Emâhrungsphysioíogtsche Zusatzstoffe

- von Rohstoffen stammende Vitamine, die in natürlicher Weise
in Futtermitteln enthalten sind;

øBætiàeatis8B9 53BteB!is8a9 ,ritBfflifie mr r1efl8Q~kièeJ9:,

..- naturidentische synthetische Vitamine für Monogastriden und Aquakulturtiere'

- naturidentische synthetische Vitamine A, D und E fiir Wieder-
käuermit vorheriger Genehmigung der Mitgliedstaaten auf Basis
der Prüfung der Möglichkeit, dass ökologisch/biologisch er-
zeugte Wiederkäuer die notwendige Menge der genannten Vita-
mine über ihre Futterration erhalten.



b) Spurenelemente
J

EJ Eisen:
Eisen(Il)-carbonat
Eisenûlj-sulfat, Menohydrat undlader Heptahydrat
Bisendllj-oxid

E2 Jod:
calciumjodat, Anhydrid
Calciumjodat, Hexahydrat
Natriumjodid

El Kobalt:
Kobalt(II)-sulfat, Monohydrat und/oder Heprahydrat
Basiscbes Kobaltûïj-carbonat, Monohydral

E4 Kupfer
Kupfer (lI)-oxid
basiscbes Kupfer(Il)-carbonat, Monobydrar
Kupferûlj-sulfat, Pentahydrat

E5 Mangan:
Manganffll-carbonat
Manganoxid
Mangan(II)-sulfat, Mono- und/oder Terrahydrat

E6 Zink:
Zinkcarbonat
Zinkoxid
Zínksulfat, Mono- undlader Heptahydrat

E7 Molybdän:
Ammoniummolybdat, Natriummolybdat

ES Selen:
Natriumselenat
Natriumselenit

(') ABI. L 268 vom 18.10.2003, S. 29.



....,
I

J .2. Zoctechnísche Zusatzstoffe

Enzyme und Mikroorganismen

J ~3. Technoíegtsêhe Zusatzstoffe

-a) Konservierungsmittel

E 200 Sorbinsäure

E 236 Ameisensäure (*)

Ji 260 Essigsäure C')
E 270 Milchsäure C')
E 280 Propionsäure C')
E 330 Zitronensäure (*)

("') Für Silage: nur dann zulässig, wenn eine angemessene Gärung aufgrund
der Witterungsbedingungen nicht möglich ist.

bJ Stoffi hio a ,ÛoxW" e ,,:Ie ffflk>mg

"E·,.·öO~ St'ark 'tocophclo'ihaltige Extarkte l1atü¡lichcD.....:r:trS1'f11~

..b) Stoffe mil Ill1tioxidkrender Wirkung

E306 - Tocopherol-halrige Extrakte natürlichen Ursprungs als Antioxidantien

_ natürliche Stoffe mit antioxidierender Wirkung (ausschließlich rur Futtermittel für die Aquakul-
T.ê. tur)"

c) Bindemittel und Fííeßhilfsstoffe

E 470
E 55!b

E 55!c

E 558

E 559

E 560

E 56!

E 562

E 599

Calciumstearat natürlichen Ursprungs
Kolloidales Siliciumdioxid
Kieselgur

Bentonit
Kaolinit-Tone
Natürliche Mischungen yon Steatiten und Chlorit

Venniculit
Sepialit
Perlit

d) Silierzusatzstoffe

Enzyme, Hefen und Bakterien können als Silage-Zusatzstoffe ver-
wendet werden.

Bei der Erzeugung von Silage sind Milch-, Ameisen-, Propion- und
Essigsäure nur dann zulässig, wenn eine angemessene Gärung auf-
grund der Witterungsbedíngungen nicht möglich ist.

..e) Emulgatoren und Stabi!isatoren

lecithin aus ökologlschjbiologisch erzeugten Rohstoffen (ausschließ.teh für Futtermittel rur die Aquakultur)"



- Saccharomyces cerevisiae

2. BESTIMMTE STOFFE IN DER TIERERNÄHRIJNG

. Die aufgelisteten Stoffe müssen nach Maßgabe der Verordnung (EG)
Nr. 183112003 des Europäischen Parlaments und des Rates über Zusatz-
stoffe jo der Tierernährung (l) zugelassen sein.

'1

Bierhefen:

- Saccharomyces carlsbergiensís

3, STOFFE FÜR DlE SILAGEERZEUGIJNG

- Meersalz

- rohes Steinsalz

- Molke

(I) ABI. L 213 vom 21.7.1982, S. 8.



, ...

- Zucker

- Zuckerrübenschnitzel

- Getreidemehl

- Melassen



po

~
I
I

f

-Reinig."g' ."d P"i ..... Jd:W.'mi't<>! Bemål!Arti",!238/

Mittel für die Reinigung und Desinfektion von Stallungen und i)ni':~en flír die
Tierproduktícn: )~

,/

/
.I

/
.I"

_ Branntkalk /f
- Natriumhypocblorit (z, B. als LaUgy
- Ätznatron /

- Ätzkali /

- Wasserstoffperoxid /

- natürlichePflanzeneS~?n

- Zitronensäure, Peressîgsâure, Ameisensäure, Milchsäure, Oxalsäure und Es-
sigsäure /

- Alkohol

- Salpetersâpre (Melkausrüstungen)

- Pbo~säure (Melkausrûstungen)

-7.aldehYd

7,:~gungS- und Desínfektíonsmittel für ZItzen und Melkgeräte
. }latRHmsaffl68/lt

- Kali- und Natronseifen

- Wasser und Dampf

- Kalkmilch

.-: Kalk

..ANHANG VIl

Reinigungs- und Desinfektionsmlttel

1. Mittel für die Reinigung und Desinfektion von Stallungen und Anlagen für die Tierproduktion gemäß Anikel 23
Absatz 4:

- Kali- und Natronseifen

- Wasser und Dampf

- Kalkmilch

- Kalk

- Ätzkali

- Branntkalk

- Natriumhypochlorit (z. B. als Lauge)

- Ätznatron

- Wasserstoffperoxid

- natürliche Pflanzenessenzen

- Zitronensäure. Peressigsäure. Ameisensäure, Milchsäure, Oxalsäure und Essigsäure

- Alkohol



- Salpetersäure (Me!kausrListungen)

- Phosphorsäure (Melkausrüsnmgcn)

- Fermaldehyd

~ Reinigungs- und Desinfektionsmittel für Zitzen und Melkgeräte

- Natriumcarbonat

2. Mittel rur die Reinigung und Desinfektion von Anlagen für die Produktion von Aquakulturtieren und Meeresalgen
gemäß Artikel 6e Absatz 2, Artikel 25s Absatz 2 und Artikel 29a:

2.1. Stoffe zur Reinigung und Desinfektion von Ausrüstungen und Anlagen in Abwesenheit von Aquakulturtieren:

- Ozon

I - Natriumchlorid

- Natriumhypochlorit

- Calciumhypochlorit

- Kalk (CaO, Calciumoxid)

- Natriumhydroxid

- Alkohol

- Wasserstoffperoxid

- organische Säuren (Essigsäilre, Milchsäure, Zitronensäure)

- Huminsäure

- Peroxyessigsäure

- jcdophore

- Kupfersulfat: nur bis 31. Dezember 20J5

- Kaliumpennanganat

- Peressig- und Peroctansäuren

_ Kamelienölkuchen (tea seed cake) aus natürlichen Kameliensomen (ausschließlich für die Gamelenzucht)

2.2. zulässige Stoffe bei Anwesenheit von Aquakulturtieren:

- Kalkstein (Calciumcarbonat) zur pH-KontroIle

~ Dolomit zur pl-l-Korrektur (ausschließlich für die Garnelenzucht)"



ANHANG na

l'Ml

JB~:e~s~ti~m~m~t~e~~~~;;~~~~~ZUrrr~H~e;r~s~t~~~~~~~~~~~~~~~~,orr;o~g~,s.sc~eiïn- Absatz I Buchstabea und Artikel27a Buchstabe a

'f M4 I Bestimmte Erzeugnisse und Stoffe zur Herstellung von verarbeiteten ökologischen/biologischen Lebens.
mitteln sowie Hefe und Hefeprodukten gemäß Artikel 2ï Absatz l Buchstabe a und Artikel 2ia Buch-
stabe. a

Anmerkungen:

A: zugelassen gemäß Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 und übemor:amen durch Artikel 21 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007

B: zugelassen gemäß Verordnung (EG) Nr. 834/2007

.r
ABSCHNITT A - LEBENSMITTELZUSATZSTOFFE, EINSCHLIESSLICH TRÄGER

Zur Berechnung flir die Zwecke von Artikel 23 Absatz 4 Buchstabe a Ziffer ii der Verordnung (EG) Nr. 834/2007
werden Lebensmittelzsatzstoffe, die in der Spalte ..Code" mit einem Sternchen ausgewiesen sind, zu den Zutaten
landwirtschaftlichen Ursprungs gerechnet

Aufbereitung von LebensmittelnGenehmi-
Code Bezeichnung Anwendungsbedingungengung pflanzlicben tierischen Ur-

Ursprungs sprungs

A E 153 Pflanzenkohle X Geaschter Ziegenkäse
Morbier-Käse

A E 16Db- Annatto, Bixin, Nor- X Roter Leicester-Käse
bixin Double-Gloucester-Käse

Cheddar
Mimolette-Käse

A E 170 Calcium-carbonat X X Darf nicht als Farb- oder Calcíumzu-
satz verwendet werden

A E 220 Schwefeldioxid X X Obstweine (") ohne Zuckerzusatzoder (einschI. Apfel- und Bimenwein) sowie
Met: SO mg('-)

E 224 Kalium-metabisulfit X X Bei Apfel- und Bimenwein unter Zu-
satz von Zucker oder Fruchtsaftkon-
zentrat nach der Fermentierung: IOD
mg(")

(-) Als Obstwein gilt in diesem Zu-
sammenhang Wein aus anderem
Obst als Weintrauben

(") Höchstv.rerte beziehen sich auf
die in allen Bestandteilen enthal-
tene Gesamtmenge, ausgedrückt
in mg!! SO,

•.B I E 223 I Narriummerabisulfít I Krebstiere C'l"



-,
A E 250 Natriumnitrit X Fleischerzeugnísse (I):

oder

E 252 Kaliumnitrat X E 250: Richtwert für die Zugabemenge.

"
ausgedrückt in NaNO,: 80 mg/kg
E 252: Richtwert für die Zugabemenge,
ausgedruckt in NaNO,: 80 mg/kg
E 250: Rückstandshöchstmenge, ausge-
drückt in NaNO,: 50 mg/kg
E 252: Rückstandshöchstmenge, ausge-
drückt in NaNO,: 50 mg/kg

A E 270 Milchsäure X X

A E 290 Kohlendioxid X X

A E 296 Äpfelsäure X

A E 300 Ascorbinsäure X X FJeischerzeugnisse (2)



2

Aufbereitung von Lebensmitteln
Genehmi- Code Bezeichnung Anwendungsbedingungen

.' gung pflanzlichen tierischen Ur-
., Ursprungs sprungs

A E 301 Natriurnascorbat X Fleischerzeugnisse P) in Verbindung
mit Nitriloder Nitrat

A E 306' Stark rocopherolhal- X X Antioxidans für Fette und Öle
tige Extrakte

A E 322' Lecithin X X Milcherzeugnisse (2)

A E 325 Natriumlactat X Milch- und Fleischerzeugnisse

A E 330 Zitronensäure X
......

.B IEllO IZitronensäure I IX
IKrebs- und

Weichtiere(')"
.,



_ ..

A E 331 Natriumcitrat X

A E 333 Calciumcitrat X

A E 334 Weinsäure (L(+)-) X

-A E 335 Natriumtartrat X

A E 336 Kaliumtartrat X

A E 341 (i) Monocalciumphos- X Triebmittel als Mehlzusatz
phat

A E 400 Alginsäure X X Milcherzeugnisse (2)

r;'
Natriumalginat X X Milcherzeugnisse (l)A- E 401

A E 402 Kaliumalginat X X Milcherzeugnisse C')

A E 406 Agar-Agar X X Milch- und Fleischerzeugnisse C')

A E 407 Carrageen X X Milcherzeugnisse (2)

A E 410' lohannisbrotkernmehl X X

A E 412* Guarkernmehl X X

A E 414* Gummi arabicum X X

A E 415 Xanthan X X

A E 422 Glycerin X Für Pflanzenextrakte

A E440* CD Pektin X X Milcherzeugnisse 0)

A E464 Hydroxypropylme- X X Herstellung von Kapselhüllen
thylceliulose

A E 500 Natriumcarbonat X X "Dulce de leche" C') und Sauerrahmbur-
ter und Sauennilchkäse C')

A E 501 Kaliumcarbonat X

A E 503 Ammoniumcarbonat X

A E 504 Magnesiumcarbonat X

A E 509 Calciumchlorid X Milchgerinnung

A E 516 Calciumsulfat X Träger

A E 524 Natriumhydroxid X Oberfläcbenbehandlung von Langenge-
bäck



Aufbereitung von Lebensmitteln
Genehmi- Code Bezeichnung Anwendungsbedingungengung pflanzlichen tierischen Ur-

Ursprungs sprungs

A E 551 Siliciurndioxid X Rieselhilfsstoff für Kräuter und Ge-
würze

A E 553b Talkum X X Überzugmittel für Fleischerzeugnisse

A E 938 Argon X X

A- E 939 Helium X X

A E 941 Stickstoff X X

A E 948 Sauerstoff X X

f (I) Dieser Zusatzstoff darfnur verwendet werden, wenn der zuständigen Behörde glaubhaft nachgewiesen wurde, dass keine techno-
logische Alternative zur Verfiigung stebt, die dieselben Garantien bietet und/oder die es gestartet, die besonderen Merkmale des
Erzeugnisses beizubehalten.

(2) Die Einschränkung gilt our für tierische Erzeugnisse.
(3) "Dulce di leche" iSI eine geschmeidige, wohlschmeckende Creme von bracner Farbe aus gesüßter, eingedickter Milch.

~

I
\



ABSCHNITT B - VERARBElTIJNGSHlLFSSTOFFE UND SONSTIGE ERZEUGNISSE, DIE BEI
VERARBEITUNG ÖKOLOGISCHERIBIOLOGISCHER ZUTATEN LANDWIRTSCHAFTLICHEN URSPR G

VERWENDET WERDEN DÜRFEN
I

Anmerkungen:

A: zugelassen gemäß Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 und übernommen durch Artikel21 Absatz 2 derVerordnung ( ) Nr. 834/2007

B: zugelassen gemäß Verordnung (EG) Nr. 834/2007

Aufbereitung Aufbereitung

AnwfSbedingungenGenehmigung Bezeichnung
von Lebenami t- von Lebensmit-

teln pñeazli- teln tierischen
chen Ursprungs Ursprungs

A Wasser X X Tri~~er im Sinne der Richtli-

c> -
nie 9 183/EG des Rates (')

A Calciumchlorid X ¥a~lationSmittel

A Calciumcarbonat X

Calciumhydroxid X /
A Calciumsulfat X / Koagulationsmittel

A Magnesiumchlorid (Nigari) X / Koagulationsmittel

A Kaliumcarbonat X V Trocknen VOD Trauben

A Natriumcarbonat X / Zuckerherstellung

A Milchsäure / X Zur Regulierung des pH-Wertes
des Salzbades bei der Käsecerstel-
lung (I)

A Zitronensäure 11 X Zur Regulierung des pR-Wertes
des Salzbades bei der Käseherstel-
lung f)

J Ölgewinnung und Stärkehydrolyse

A Natriumhydroxid / X Zuckerherstellung Herstellung von
Öl aus Rapssaat (Brassica spp)

A Schwefelsäure / X X Gelatineherstellung (')
Zuckerhersteliung (')

A
Salzsâure /

X Gelatioeberstellung
Zur Regulierung des pH-Wertes
des Salzbades bei der Herstellung
von Gouda-, Edamer und Maasda-
mer Käse, Boerenkaas, Friese und
Leidse Nagelkaas

A Ammon~YdrOxid X Gelatineherstellung

A wassfstoffperoxid X Gelatineherstellung

A Krlendioxid X X

A /Stickstoff X X

A / Ethanol X X Lösemittel

A / Gerbsäure X Filtrierhilfe

A7. Eiweißalbumin

/
I) ABl. L 330 vom 5.12.1998, S. 32.



,.
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Aufbereitung Aufbereitung

Anwendunll$bedingung/Genehmigung Bezeichnung
von Lebensmir- von Lebensmit-

teln ptlanzli- tein tierischen
chen Ursprungs Ursprungs

A Kasein X 7
A Gelatine X /
A Hausenblase X /
A Pflanzenöle X SCh~bZW. Trennmittel oder

Scba verhüter

rA Siliciumdioxid als Gel oder kol- X X Vloidale Lösung

A Aktivkohle X /
A Talkum X V In Einklang mit den spezifischen

Reinheitsnormen für den Lebens-
mittelzusatzstoff E 553b

A Bentonit x/ Verdickungsmittel für Met (1)
In Einklang mit den spezifischen
Reinheitsnormen für den Lebens-
mittelzusatzstoff E 558

A Kaolin ,{ X Propolis (1)

/ In Einklang mit den spezifischen
Reinheitsnormen für den Lebens-
mittelzusatzstoff E 559

A Cellulose / X X Gelatineherstellung (1)

A Kieselgur 7 X X Gelatineberstellung (1)

A Perlit / X X Gelatineberstellung (')

A Haselnu,tchalen X X

A Re~hl X

A IJ;'enenwacbs X Trennmittel

A / Camaubawachs X Trennmittel

A / X

~Die EinschränkUDg gilt nur für tierische Erzeugnisse.
Die Einschränkung gilt nur flir ptlanzliche Erzeugnisse.



"ABSCHNITT B _ VERARBEITUNGSHILFSSTOFFE UND SONS'I1GE ERZEUGNISSE, DIE BEI DER VERARBEITUNG
ÖKOLOGISCHER/BIOLOGISCHER ZUTATEN LANDWIRTSCHAffilCHEN URSPRUNGS VERWENDET WERDEN

DÜRFEN

Anmerkungen:
A: zugelassen gemäß Verordnung (EWG) Nr, 2092/91 und übernommen durch Artikel 21 Absatz 2 der Verordnung (EG)

Nr, 834/2007

B: zugelassen gemäß Verordnung (EG) Nr. 834/2007

Aufbereitung von Aufbereitung von

Genehmi- Bezeichnung
Lebensmitteln Lebensmitteln Anwendungsbedingungen

gung pflanzlichen tierischen
Ursprungs Ursprungs

A Wasser X X Trinkwasser im Sinne der
Richtlinie 98/83/EG des Rates

A Calciumchlorid X Koagulationsmittel

A, Calciumcarbonat X

Calciumhydroxid X

A Calciumsulfat X Koagulationsmittel

A Magnesiumchlorid (Nigari) X Koagulationsmittel

A Kaliumcarbonat X Trocknen von Trauben

A Natriumcarbonat X Zuckerherste11ung

A Milchsäure X Zur Regulierung des pfi-Wertes
des Salzbades bei der Käseher-
ste11ung (')

A Zitronensäure X X Zur R~gulierung des pl-l-Wertes
des Salzbades bei der Käseher-
ste11ung (')
Ölgewinnung und Stärkehydro-
lyse (')

A Natriumhydroxid X Zuckerherstellung Herstellung
von Öl aus Rapssaat (Brassica
spp)



ill!
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Aufbereitung von Aufbereitung vonGenehmi-
Bezeîchnung Lebensmitteln Lebensmitteln

Anwendungsbedingungengung pflanzlichen tierischen
Ursprungs Ursprungs

A Schwefelsäure X X Gelatineherstellung (l)
Zuckerherstellung (')

A Salzsäure X GeI.tineherstellung
Zur Regulierung des pll-Wertes
des Salzbades bei der Herstel-
lung von Gouda-, Edamer und
Maasdamer Käse, Boerenkaas,
Friese und Leídse NageIkaas

A Ammoniumhydroxid X Gelatineherstellung
A Wasserstoffperoxid X Gelatineherstellung
A Kohlendioxid X X

A Stickstoff X X

A Ethanol X X Lösemittel
A Gerbsäure X Filtrierhilfe
A Eiweißalbumin X

A Kasein X

A Gelatine X

A Hausenblase X

A Pflanzenöle X X Schmier- bzw. Trennmittel oder
Schaurnvcrhüter

A Siliciumdioxid als Gel oder kcllol- X
dale Lösung

A Aktivkohle X

A Talkum X In Einklang mit den spezí-
fischen Reinheitsnormen für
den Lebensmittelzusatzstoff
E 553b

A Bentonit X X Verdickungsmittel für Met (l)
In Einklang mit den spezí-
fischen Reinheitsnormen für
den Lebensmittelzusatzstoff
E 558

A Kaolin X X Propolis (l)
In Einklang mit den spezí-
fischen Reinheitsnormen für
den Lebensrnittelzusatzstoff
E 559

A Cellulose X X Gelatineherstellung (l)

A Kieselgur X X Gelatineherstellung (l)

A Perlit X X Gelatineherstellung (l)

A Haselnussschalen X

A Reismehl X

A Bienenwachs X Trennmittel
A Camaubawachs X Trennmittel
(1) Die Einschränkung gilt nur für tierische Erzeugnisse.
(2) Die Einschränkung gilt nur für pflanzliche Erzeugnisse."



ABSCHNITT C .J,lIö¡,A.1J3ElmQaSHILFE!;)'

y lYM --"YERARBEITUNGSHILFSSTOFFE FÜR DIE HERSTELLUNG YON HEFE UND HEFEPRODUKTEN

'f'!M4
Hefeæubereitun- 'RQg J EedålgaugcL

Nam. Prirnärbefe gen/-formulie-
rungen Anwendungsbedíngungen

I Y.els:iwnchl!!!'id'f'IM4 .Calciumchlorid'
X

Kohlendioxid X X

Zitronensäure X zur Regulierung des pH-Werts bei der He-
feherstellurig

Milchsäure X zur Regulierung des pH-Werts bei der He-
feherstellung 't

Stickstoff X X
.1~.' .:

Sauerstoff X X

Kartoffelstärke X X zur Filterung
I

'f'IM4, l'raææu~;:~QtUrt.. 1 X X zur Regulierung des pH-Werts~..... Natriumcarbonat
r

X X Schmier- bzw. Trennmitteloder Schaum-Pflanzenöle
verhüter



Eicheln Quercus spp.

Cola acuminata

ANHANG IX

.Nichtökologischefnichtbiologische Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs
gemäß Artikel 28

l. UNVERARBEITETE PFLANZLICHE ERZEUGNISSE UND DARAUS
HERSTELLTE VERARBEITUNGSERZEUGNISSE

J. 1. Essbare Früchte, Nüsse und Samen

Colanüsse

Stachelbeeren

Maracuja (Passionsfrucht)

Ribes uva-crispa

Passif/ara edulís

Himbeeren (getrocknet) Rubus idaeus

Rote Johannisbeeren (getrocknet) Ribes rubrum

1.2. Essbare Gewürze lind Kräuter

Pfeffer (peruanisch)

Meerrettichsamen

\
Schinus molle L.

Artnoracia rusticana
Kleiner Galgant

Saflorblüten

Brunnenkresse

Alpinta offtanarum

Carthamus tinetortus

Nasturtium officinale

Algen, einschließlich Seetang, die für die Herstellung nichtökologischerf_
nichtbiologiscber Lebensmittel verwendet werden dürfen.

1.3. Verschiedenes

2. PFLANZLICHE ERZEUGNISSE

2.1. Fette und Öle, auch raffiniert, jedoch nicht chemisch verändert, aus
Pflanzen mit Ausnahme von

Kakao Theobroma cacao
Kokosnüssen Cocos nucifera
Oliven Olea europaea
Sonnenblumen Helianthus annuus
Palmen Elaeis guíneensís
Raps Brassica napus, rapa
SafIor Carthamus tinetortus
Sesam Sesamum indicum
Soja Glycine max.

- Fructose

2.2. Folgende Zucker, Stärken und sonstige Erzeugnisse aus Getreide und
KnoUen

- Reispapier

- Oblaten

- Reis- und Wacbsmaisstärke, nicbt chemisch verändert
)



Ji

2.3. Verschiedenes

- Erbsenprotein Písum spp.

_ Rum: nur aus Rohrzuckersaft gewonnen.

_ Kirsch, hergestellt auf Basis von Früchten und Geschmacksstoffen ge-
mäß Artikel 27 Absatz l Buchstabe c.

3. TIERISCHE ERZEUGNISSE

Wasserorganismen, nicht aus der Aquakultur. die bei der Herstellung
nichtökologischer/nichtbiologischer herkömmlicher Lebensmittel verwen-
det werden dürren.

- Gelatine

- Molkenpulver .Herasuola"

- Naturdärme



---------------------- ...... -011i
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ANHANGX

..Arten, für die in alien Teilen der Gemeinschaft ökologisch/biologisch
erzeugtes Saatgut oder ökologisch/biologisch erzeugte Pflanzkartoffeln
gemäß Artikel 45 Absatz 3 in ausreichenden Mengen und flir eine

signifikante Anzahl Sorten zur Verfügung stehen



AN HANG XI

Gemeinschaftslogo gemäß Artikel 57

A. GEMElNSCHAFTSLOGO

".I 1. Bedingungen flir die Gestaltung und Venvendung des Gemeinschafts-
logos

l. I, Das Gemeinschaftslogo muss einem der Muster in Teil B.2 dieses An-
hangs entsprechen.

1.2. Die Angaben, die das Logo enthalten muss, sind in Teil B.3 dieses An-
hangs vorgegeben. Das Logo kann mit der Angabe gemäß dem Anhang
der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates kombiniert werden.

1.3. Bei der Verwendung des Gemeinschaftslogos und der Angaben gemäß
Teil BJ dieses Anbangs sind die "Rfproduktionsanweisungen des grafi-
schen Handbuchs in Teil BA dieses Anhangs zu beachten.



------------------------------------ ..........~¡
B.2. Muster

Español

J.••~~~~y.¡.j>~""...,. . . ',,...,.. ,: .. ~
.. ".."...••,.......f:. ,.....••.'...'.,.... ' :,~..... " .'.' ~.~,'•............ '... ,' ....-/Ji. ',,', '....

~.,..rt~

Deutsch

Eesti keel

Français

Lietuviu kalbe

Cestina

.• ~\c~tzE4!~

~•:,'='< ", .'r.' •."

~'.......•'.' 'li· :..,::f.... '. ",. .,0{. 'l'
~' ~. '.,:':'';''./Ji."'"'" ... "~.,..'"

Deutsch

-li..'~~"'~'"

•

"'~1'<>~

'O..."..•.., ..•. ,.. '. '.' .. "',1:.'\:>, .•.. ".':.".'.

~:. "",".' , ',,..... '''$' ... ~.. , .... .: '....... :. ., .'.~

...: •.., ,. ~ ,....•...•. ;t-> ....~~

EUaoa

Italiano

Magyar

Dansk

Eesti keel

English

Latviesu valoda



Nederlands

.. ~:'-A..(., "

.

"'..•.~....•••.."'..Ór,\'A.....E.. ~.Ó :o~'!'o....•.....~...•.•.
Y·S:·'~~:Yi¡·:~/:·l

........... ' ..
..j,.¡...... .~ '.'.'....•Jl'".....•.....¡..;~

Slovenôina (slovensky jazyk)

~~~

f.f.0.-....î; .·.·.\.~.1~Vt...~~~

Svenska

Nederlands/Françaís

Polski

I'-~~~

••.....,.••....••••.:.;.•..~(;•.•~,¡j..; '"""•..•.•~Ç><fGV;""..;.';'y.:" .
..,0....·· .,<,"~,..

~}~. .~;;.
""'" .......... ..' .,..
1. ~ ..... ': ........... '

Slovenàêina (slovenski jezik)

nt~\-
~•...,... . ... ,.

<t .. "/1'-

1.·.·.·.·......... .l
'l'.. . '.' ". '.... :At.

...~..~/
D'DJIrapCKH

Suomi/Svenska

Suomi

Româná

Français/Deutsch
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BG: ¡;¡'¡OJJOrJ1tlHo 3EME,ltEJJl1E",

ES: AGRICULTURA ECOLÓGICA

CS: EKOLOGICKÉ ZEMÉDËLSTVi

DA: ØKOLOGISK JORDBRUG

DE: BIOLOGISCHE LANDWIRTSCHAFT, ÖKOLOGISCHER LAND-
BAU

ET: MAHEPÖLLUMAJANDUS, ÖKOLOOGILINE PÖLLUMA-
JANDUS

EL: BIOAOnKH rJillPnA

EN: ORGANIC FARMING

FR: AGRICULTURE BIOLOGIQUE

IT: AGRICOLTURA BIOLOGICA

LV: BIOLOGISKÄ LAUKSAlMNIEClBA

LT: EKOLOGINIS ZEMÈS ÜKIS

HU: ÖKOLÓGIAJ GAZDÁLKODÁS

MT: AGRIKULTURA ORGANlKA

NL: BIOLOGISCHE LANDBOUW

PL: ROLNICTWO EKOLOGICZNE

PT: AGRICULTURA BIOLÓGICA

RO: AGRICULTURÄ ECOLOGICÄ".

SK: EKOLOGICKÉ POI:NOHOSPODÁRSTVO

SL: EKOLOSKO KMETlJSTVO

FI: LUONNONMUKAlNEN MAATALOUSTUOTANTO

SV: EKOLOGISKT JORDBRUK

B.3. Angaben, die das Gemeinscbaftslogo enthalten muss

B.3.I. Einzelangaben.

B.3.2. Kombination zweier Angaben:

Kombinationen zweier Angaben in den Sprachen gemäß Abschnitt B.3.1
sind zulässig, soweit sie wie folgt gestaltet sind:

NLIFR: BIOLOGISCHE LANDBOUW - AGRICULTURE BIOLO-
GIQUE

Fl/SV: LUONNONMUKAINEN MAATALOUSTUOTANTO _ EKO-
LOGISKT JORDBRUK

FRIDE: AGRJCULTURE BIOLOGIQUE - BIOLOGISCHE LAND-
WIRTSCHAFT

B.4. Grafisches Handbuch

INHALT

l. Einleitung

2. Allgemeine Verwendung des Logos

2.1. Farblogo (Refereozfarben) \

2.2. Einfarbige Ausführung: Logo in Schwarz-Weiß

2.3. Kontrast zu den Hictergrundfarben

2.4. Schriftbild

2.5. Sprachversion

2.6. Verkleinerte Fonnate

2.7. Besondere Bedingungen für die Verwendung des Logos



í
3. Originalreprovorlagen

3.1. Zweifarbige Ausführung

3.2. Konturlinjen

3.3. Einfarbige Ausführung: Logo in Schwarz-Weiß

3.4. Farbmusterbögen

1. EINLEITUNG

GREEN: Pantone 367

Das Grafikhandbuch soll den Marktteilnehrnern bei der Reproduk-
tion des Logos als Anleitung dienen.

2, ALLGEMEINE VERWENDUNG DES LOGOS

2,1. Farbloge (Referenzfarben)

Bei Farblogos sind entweder Pantone-Sonderfarben oder ein her-
kömmlicher Vierfarbendruck zu verwenden. Die Referenzfarben
sind nachstehend vorgegeben.

1

Logo in pantone

•BI.l!E: Pantone Reile.' Blue
TC"1in blue

Logo in four-colour process

GREEN: 30,5 % cyan+ 60 % yellow

•BLUE: 100 % evan .l. 80 % magenta
Text in blue ' ,



------------------ ~

Logo mit farbigem Hintergrund

2.2. Einfarbige Ausführung: Logo in Schwarz~Weiß

Das Logo in Schwarz-Weiß kann wie folgt verwendet werden:

2.3. Kontrast zu den Hintergrundfarben

Bei Vefwendung des Farblogos auf einern farbigem Hintergrund,
~ der das Lesen der Schrift erschwert, empfiehlt sich cine Abgren-

zung durch eine umlaufende Konturlinie, wie nachstehend gezeigt,
um das Logo besser vom Hintergrund abzuheben.

I I

2.4. Scbriftbild

Für den Text empfiehlt sich der Schriftsatz .Frutiger Bold Con-
densed" oder "Myriad Bold condensed" in Großbuchstaben.

Die Buchstabengröße ist nach den Vorgaben unter Abschnitt 2.6
ZU verkleinern.

2.5. Spr~~hverSiOß

Es kann (können) die Sprachversion(en) gemäß Teil BJ ausge-
wählt werden.

Verkleinerte Formate

Sollte die Verwendung des Logos aufverschiedenen Etiketten eine
Verkleinerung erfordern, so sind folgende Mindestdurchmesser
einzuhalten:

2.6.

20mm

a) bei Logos mit Einzelangabe: mindestens 20 mm Durchmesser

2Dnun



b) bei Logos mit einer Kombination von zweier Angaben: Min-
destgröße 40 mm Durchmesser.

2.7. Besondere Bedingungen flir die Verwendung des Logos

Das Logo soll die Erzeugnisse aufwerten. Deshalb sollte die Um-
setzung möglichst in Farbe erfolgen, damit das Logo besser ins
Auge fällt und vom Verbraucher leichter und schneller erkannt
werden kann.

Aus diesem Grunde sollten einfarbige Logos (Schwarz-Weiß) ge-
mäß Abschnitt 2.2 lediglich verwendet werden, wenn eine Um-
setzung in Farbe unpraktisch ist.

3. ORIGlNALREPROVORLAGEN

3.1. Zweifarbige Ausführung

- Einzelangabe in allen Sprachen

- Beispiele von Sprachkombinationen gemäß B.3.2
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3.2. Kenturlinien



3.3. Einfarbige Ausfùhrung: Logo in Schwarz-Weiß

3.4. Farbmusterbögen

PANTONE REFLEX BLUE



-------------- ......
ANHANGXJI

/·Muster der in Artikel 29 Absatz l der Verordnung lEG) Nr. 834/2007 vorgesehen)""
". Bescheinigung für dell Unternehmer gemåû Artikel 68 der vorliegenden verordnuy

/'
Dem Unternehmer auszustelJende Bescheinjgung gemäß Artikel 29 Absa J der

Verordnung (EG) Nr. 834/2007
Nummer der Besch~injgung:

Name und Anschrift des Untemeluners:

·Haupttätigkeit (Erzeuger, Verarbeiter, Einführer
usw.):

ErzeugnísgruppenlTätigkeit:

Pflanzen und pflanzliche Erzeugnisse
Tiere und tierische Erzeugnisse:
Verarbeitete Erzeugnisse:

definie als:

ö ogiscbe/biologische Erzeugnisse, Umstel,
ngserzeugnisse und ebenfalls nichtökologi_

sche/nichtbiologische Erzeugnisse, soweit eine
parallele ProduktionNerarbeitung im Sinne
von Artikel 1 J der Verordnung (EG)
Nr. 83412007 stattfindet

Gü]cigkeitsdauer

Pflanzliche Erzeugnisse: ve ...•• bis .

n bis .

Datum der KontroIJe(n):

'i',

Diese Besch' igung wurde auf Basis VOD Artikel 29 Absatz I der Verordnung (EG) Nr. 83412007
und der ordnung (EG) Nr. 889/2008 ausgestellt. Der angegebene Unternehmer hat seine Tä-
tigkeit der Kontrolle unterstellt und erfüll; die Anforderungen der beiden vorgenannten Ver-ord ogen.

arum, Ort:

Unterschrift für die ausstellende KontrollstelJelKontro11behörde:
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Muster der in Artikel 29 Absatz l der Verordnung (EG)Nr. 834/2007 vorgesehenen Bescheinigung fUr den
(-, -'. Unternehmer gemäß Artikel 68 der vorliegenden Verordnung

1. Nummer der Bescheinigung:

Dem Unternehmer auszustellende Bescheinigung gemäß Artikel 29 Absatz 1
der Verordnung (EG) Nr. 834/2007

2. Name und Anschrift des Unternehmers: 3. Name. Anschrift und Codenummer der Kontrolfstellel
Haupttätigkeit (Erzeuger, Verarbeiter, Einführer usw.): Kontrollbehörde:

4. ErzeugnisgruppenlTätigkeit:

- Pflanzen und pflanzliche Erzeugnisse:

- Meeresalgen und Meeresalgenerzeugnisse:

- TIere und serieene Erzeugnisse:

- Aquakulturtiere und tierische
Aquakulturerzeugnisse:

- Verarbeitete Erzeugnisse:

5. definiert als:

ökologische/biologische Erzeugnisse, Umstellungser~
zeugnisse und ebenfalls nicht- ökologische/nichtbiol-
ogische Erzeugnisse, soweit eine parallele
Produktion/Verarbeitung Im Sinne von Artikel 11 der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 stattfindet

8. Diese Bescheinigung wurde auf Basis von Artikel 29 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 und der
Verordnung (EG) Nr. 669/2006 ausgestellt. Der angegebene Untemehmer hat seine Tätigkeiten der Kontrolle
unterstellt und erfüllt die Anforderungen der beiden vorgenannten Verordnungen.

6. Gültigkeitsdauer:

Pflanzliche Erzeugnisse von bis

Meeresalgenerzeugnisse von bis .

Tierische Erzeugnisse von bis .

Tierische Aquakulturerzeugnisse von bis .

Verarbeitete Erzeugnisse von bis .

Datum, Ort:

Unterschrift für die ausstellende KontrollsteJle/Kontrolfbehörde:"

7. Datum der Kontrolle(n):



Q

ANHANGXl/1

Muster einer Verkäuferbestätigung gemäß Artikel 69

''II
,

Verkiuferbestätigung gemäß Artikel 9 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007

Name und Anschrift des Verkäufers:

Kennzeichnung (z, B. Nummer der Partie oder Produktbezeichnung:des Bestands)

Bestandteile:

(Alle Produktbestandteilelalle während des Produktionsprozesses 'zuletzt verwendeten Bestandteile
angeben)

................
................
................
................
................

Der Unterzeichnete bestätigt, dass dieses Erzeugnis weder "aus" noch "durch" GVO im Sinne der
Verwendung dieser Begriffe in den Artikeln 2 und 9 der Verordnung (EG) Nr. 83412007 bergesteIlt
wurde, und keine Infonnationen vorliegen, die darauf scbließen lassen, dass diese Erklärung falschist.

Der Unterzeichnete bestätigt, dass das vorstehend bezeichnete Erzeugnis die Anforderungen von
Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 hinsichtlich des Verbots der Verwendung von GVO
erfüllt.

Der Unterzeichnete verpflichtet sich, seinem Kunden und der rur ibn zuständigen Kcntrollsteüe/,
KontrolIbebörde unverzüglich Mittei1ung zu machen, wenn diese Bestätigung widerrufen oder ge-
ändert wird oder wenn Informationen bekannt werden, elie die Richtigkeit der Bestätigung in Frage
stellen.

Der Unterzeichnete ennächtigt die für die Kontrolle des Kunden zuständige KODtrollstelle!KoDb'oll_
bebörde im Sinne von Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007, die Richtigkeit dieser Be-
stätigug zu prüfen UDd erforderlichenfalls Proben rur den analytischen Nachweis zu ziehen. Ferner
stimmt der Unterzeichnete zu, dass diese Aufgabe VOD einer unabhängigen Stene vorgenommen
werden kann, die von der KontrollsteIle schriftlich benannt wurde.

Der Unterzeichnete baftet für die Richtigkeit der Angaben dieser Bestätigung.

Land, Ort, Datum und Unterschrift des verkäu-/ (ggt) Finnensteropel des Verkäufers:
fers:

II'
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Abschnitt l

Ökologische/biologische Produktion von Salmoniden in SüfSwasser:

'forelle ISaima ""na) - Regenbogenforelle IOncorhynchus myki") - Bachsaibling ISaivelinus (ontinalis) - Lachs ISaima salar)
-' Seesaibling (Salvclinus alpinus) - Äsche (Thymallus thymalius) - Amerikanischer Seesaibling (Sa.!ve/íJ1USnamaycush) -
lju,chen IHucho hucho)

Produktionssystem Die Produktion muss in offenen Systemen erfolgen. Die Wasserwechselrate
muss eine Sauerstoffsänigung von mindestens 60 S:J bewirken, auf die Bedürf-
nisse der Tiere abgestimmt sein und einen ausreichenden Abfluss des Haltungs-
wassers sicherstellen.

Maximale Besatzdichte andere als' die nachstehend genannten Salmoniden: unter 15 kgfrn3

Lachs: 20 kg/m'

Bachforelle und Regenbogenforelle: 25 kg/m 1

Seesaibling: 20 kg/m l

Abschnitt 2

Ökologischejbiologische Produktion von Salmoniden im Meer.

Maximale Besatzdichte

Lachs ISaimo salar), Forelle ISaima ""na) - Regenbogenforelle IOncorhynchus myk~s)

10 kg/m3 in Netzgehegen

Abschnitt 3

Ökologischejbiologische Produktion von Kabeljau IGadus morhua) und anderen Dorschfischen IGadida,), Seebarsch
(Dicentrarchus labrax), Goldbrassen (Sparus aurata). Adlerfisch (ArgyTosomus regius). Steinbutt (Psena maxima [= Scopthal-
mus maximus]), Gemeinen Meerbrassen IPagrus pagrus[=SpaJ1lS pagrus]), Rotem Trommler ISdamops ocellatus) und
anderen Meerbrassen (Spariàae) sowie Kaninchenfischen (Siganus spp)

Produktionssystem Halrungssysteme im offenen Meer (Netzgehege/Netzkäfige), mlt geringer Mee-
resströmung für ein optimales Wohlbefínden cler Fische. oder in offenen Hal-
rungssystemen an Land

Maximale Besatzdichte andere Arten als Steinbutt: 15 kg{ml

Steinbutt: 25 kg/m'

Abschnitt 4

Ökologische/biologische Produktion von Seebarschen, Goldbrassen, Adlerfíschen. Meeräschen ILiza, Mugil) und Aal
(Anguilla spp) in El'dteichen in Gezeitenbereichen und lagunen

Haltungssystem Ehemalige Salzbecken. die in Produktionseinheiten rur Aquakultur umgewan-
delt wurden. und ähnliche Erdteiche in Gezeitenbereichen

Produktionssystem Es muss ein ausreichender Wasseraustausch stattfinden. um das Wohlergehen
der betreffenden Art{enJ zu gewâhrleísren

Mindestens 50 % der Dämme müssen mit Pflanzen bewachsen sein.

Absetzteiche mit Feuchtbiotop sind vorgeschrieben.

Maximale Besatzdichte 4 kg/m'
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Produktionssysrem

Ökologische/biologische Produktion Yon Stören (Acipenseridae) in Sügwasser

Die Wassersrrörnung ip jeder Haltungseinheit muss den physiologischen Be-
dürfnissen der Tiere entsprechen.

Das ablaufende Wasser muss eine äguivaleme Qualität aufweisen wie das zu-laufende Wasser.

Maximale Besatzclichte JO kg/m)

Abschnitt 6
Ökologische/biologische FischprodukrioIl in Binnengewässern

Karpfenfische (Cyprinidae) und andere vergesellschaftete Arren in Polykulrur, einschließlich Barsch, Hecht, Wels, Fell-chen, Stör

Produktionssystem
In Fischteichen, die in regelmäßigen Abständen vollständig abgelassen werden,
und in Seen. Seen müssen ausschließlich der ökologischen/biologischen Erzeu-
gung dienen, einschließlich Ackerbau in ihren trocken liegenden Bereichen.

Der Abfíschbereich muss einen Frischwasserzufluss haben und so groß sein,
dass die Tiere in ihrem Wohlbefinden nieht beeinträchtigt sind. Die Fische
werden nadi der Ernte in frischem ~.rasser gehalten.

Eine organische und mineralische Düngung der Teiche und Seen in Überein-
stimmung mit Anhang 1 der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 mir einer Höchst-
gabe von 20 kg Stickstoff/ha ist zulässig.

Der Einsatz chemisch-synthetisch~r Mittel zur Kontrolle des Pflanzemvuchses
in den Produktionsgewässern ist verboten.

Streifen mit natürlicher Vegetation um die Binnengewässeranlagen herum die-
nen als Pufferzonen zu angrenzenden Flächen, die nicht nach den Vorgaben
ökologischerfbiologischer Produktion bewirtschafret werden.

Bei Polvkulrur in Abwachsteichen muss den Bedürfnissen aller Besatzarran
gIeich~aßen Rechnung getragen werden,

Ertrag
Die Gesamtprodukcon ist auf ¡ 500 kg Bsch (alle Anen) pro Hektar und ·¡ahrbegrenzt

Abschnitt 7

ÖkolOgischejbiolOgische Produktion von Geißelgarne!en (Prnaeidae) und Süßwassergarnelen (Macrobrochium spp)

Einrichtung von
ProduJ...-tionseinheiten Ansiedlung in Gebieten mit unfruchtbaren Lehmböden, um die Umweltbela.s_

tung durch den Teichbau auf ein Mindestmaß zu beschränken. Teichbau mit
dem vorhandenen Lehm. Die Zerstörung von Mangrovenbeständen ist nichterlaubt.

UmstellungsZe.it
Sechs Monate je Teich entsprechend der üblichen Lebensspanne 'Von Garnelenin Aquakultur

Herkunft der Elterntiere
Mindestens die Hälfte der Elremriere muss nach drei Jahren Betrieb der Anlage
aus Nachzucht stemmen. Der restliche Elternbestand muss von pathogenfreien
Wlldbesrânden aus nachhaJtiger Fischerei stemmen. Die erste und zweíte Ge-
neration muss vor Einsetzen in die Aniagen einem Screening unterzogen wer-den.

Entfernen von Augenstielen ist verboten

Maximale Besarzdichten und
Produktionsmengen Anzucht: höchstens 22 Postlarvenfm2

Maximale Haltungsdichte: 240 g/m'
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Abschnírr 8

11
I

Weichtiere und Stachelhäuter

Produkeionssysteme Leinen, Flöße, Kulcivierung am Meeresboden. Nerzsäcke. Käfige, Kästen, Later-
nennetze, Muschelpfähle und andere Haltungssysteme.

Bei der Miesmuschelproduktion an Flößen wird maximal ein Sei] pro Quadrat-
meter Oberfläche ins Wasser gehängt, Die Seile sind höchstens 20 Meter lang.
Ein Ausdünnen der Seile im Laufe des Produktionszyklus ist nieht zulässig.
aber die Seile dürfen ~ wenn die anfängliche Besatzdichte nicht erhöht wird _
unterteilt werden.

Abschnitt 9

Tropische Süßwasserfische: Mi1chfisch (Chanas chanas), Buntbarsche (Oreochramis sp.), Haiwelse (Pangasius sp.)

Produktionssysreme

Haiwelse. ¡O kg/m'

Buntbarsche: 20 kg}m'

Teiche und Netzkäfige

Maximale Besatzdichte

Abschnitt 10

Andere Aquakuhurtiere: keine"



ANHANGXIV

EntsprechungstabeUc gemäß Artikel 98

(I) Verordnung (EWO) Nr. 207/93
Verordnung (EWG) Nr, 2092/91 (2) Verordnung (EG) Nr. 223/2003 Vorliegende Verordnung

(3) Verordnung (EG) Nr. J452/2003

- Artikel I

(~~ Artikel 2 Buchstabe a

Artikel 4 Nummer 15 Artikel 2 Buchstabe b

Anhang III Abschnitt C (ers- Artikel 2 Buchstabe c
ter Gedankenstrich)

Anhang III Abschnitt C Artikel 2 Buchstabe d
(zweiter Gedankenstrich)

- Artikel 2 Buchstabe e

- Artikel 2 Buchstabe f

- Artike! 2 Buchstabe g

- Artike! 2 Buchstabe h

Artikel 4 Nummer 24 Artikel 2 Buchstabe i

- Artikel 3 Absatz I

Anhang I Abschnitt B Num- Artikel 3 Absatz 2
mern 7.1 und 7.2

Anhang I Abschnitt B Num- Artike! 3 Absatz 3
mer 7.4

Anhang I Abschnitt A Num- Artikel 3 Absatz 4
mer 2.4

Anhang I Abschnitt A Num- Artikel 3 Absatz 5
mer 2.3

- Artikel 4

Artikel 6 Absatz !, Anhang I Artikel 5
Abschnitt A Nummer 3

Anhang I Abschnitt A Num- Artikel 6
mer 5

Anhang I Abschnitte B und Artikel 7
C (Tite!)

Anhang I Abschnitt B Num- Artike! 8 Absatz 1
mer 3.1

Anhang I Abschnitt C Num- Artike! 8 Absatz 2
mer 3.1

Anhang I Abschnitt B Num- Artike! 9 Absätze ! bis 4
mern 3.4, 3.8, 3.9, 3.!0, 3.!!

Anhang I Abschnitt C Num- Artikel 9 Absatz 5
mer 3.6

Anhang I Abschnitt B Num- Artike! ! O Absatz !
mer B.l.!



(I) Verordnung (EWG) Nr. 207/93
Verordnung (EWG) Nr. 2092/9J (2) Verordnung (EG) Nr. 223/2003 Vorliegende Verordnung

(3) Verordnung (EGl Nr. 145212003

Anhang l Abschnitt B Num- Artikel IO Absatz 2
mer 8.2.1

Anhang I Abschnitt B Num- Artikel 10 Absatz 3
mer 8.2.2

Anhang I Abschnitt B Num- Artikel IO Absatz 4
mer 8.2.3

Anhang l Âbschnirt B Num- Artikel II Absatz I
mer 8.3.5

Anhang I Abschnitt B Num- Artikel II Absatz 2
mer 8.3.6

Anhang I Abschnitt B Num- Artikel II Absatz 3
mer 8.3.7

Anhang I Abschnitt B Num- Artikel II Absätze 4
mer 8.3.8 und 5

Anhang I Abschnitt B Num- Artikel 12 Absätze 1 bis 4
mern 6.1.9, 8.4.1 bis 8.4.5

Anhang I Abschnitt B Num- Artikel 12 Absatz 5
mer 6.1.9

Anhang I Abscbnitt C N um- Artikel 13
mern 4, 8.1 bis 8.5

Anbang I Abschnitt B Num- Artikel14
mer 8.1.2

Anhang I Abschnitt B Num- Artikel 15
mern 7.1, 7.2

Anhang I Abschnitt B Num- Artikel 16
mer 1.2

Anhang I Abschnitt B Num- Artikel 17 Absatz l
mer 1.6 ,
Anhang I Abschnitt B Num- Artikel 17 Absatz 2
mer 1.7

Anhang I Abschnitt B Num- Artikel 17 Absatz 3
mer 1.8

Anhang I Abschnitt B Num- Artikel 17 Absatz 4
mer 4.10

Anhang I Abschnitt B Num- Artikel 18 Absatz I
mer 6.1.2

Anhang I Abschnitt B Num- Artikel 18 Absatz 2
mer 6.1.3

Anhang I Abschnitt C Num- Artikel 18 Absatz 3
mer 7.2

Anhang I Abschnitt B Num- Artikel 18 Absatz 4
mer 6.2.1

Anhang I Abschnitt B Num- Artikel 19 Absatz l
mer4.3

Anhang I Abschnitt C Num- Artikel 19 Absätze 2 bis 4
mern 5.1, 5.2
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(1) Verordnung (EWG) Nr. 207/93
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 (2) Verordnung (EG) Nr. 223(2003 Vorliegende Verordnung(3) Verordnung (EG) Nr. 145212003

Anhang I Abschnitt B Num-
Artikel 20merri 4,1, 4.5, 4.7 und 4.11

Anhang I Abschnitt B Num-
Artikel2lmer 4.4

Artikel7
Artikel22

Anhang I Abschnitt B Num-
Artikel23mem 3.13, 5.4, 8.2.5 und

8,4.6

Anhang j Abschnitt B Num-
Artikel 24mern 53, 5.4, 5.7 und 5.8

Anhang I Abschnitt C Num-
Artikel25mer 6

Anhang III Abschnitt E
Artikel 26Nummer 3 and Abschnitt B

ArtikelSAbsatz 3 und An-
Artikel 27hang VI Teile A und B

ArtikelSAbsatz 3
Artikel 28

Anikel 5 Absatz 3 (I): Artikel 3
Artikel29

Anhang III Abschnitt B
Artikel 30Nummer 3

Anhang ill Nummer 7
Artikel31

Anhang ur Abschnitt E
Artikel 32Nummer 5

Anhang ur Nummer 7 Buch-
Artikel 33stabe a

Anhang ill Abschnitt C
Artikel34Nummer 6

Anhang IIr Nummer 8 und
Artikel 35Abschnitt A NUIIÚner 2.5

Anhang I Abschnitt A Num-
Artikel 36mem 1.1 bis lA

Anhang 1 Abschnitt B Num-
Artikel 37mer 2.1.2

Anhang I Abschnitt B Num-
Artikel 38mern 2.1.1, 2.2.1, 2.3 und

Anhang I Abschnitt C Num-
merri 2.1, 23

Anhang r Abschnitt B Num-
Artikel 39mer 6.1.6

Anhang III Abschnitt Al
Artikel40Nummer 3 und Buchstabe b

Anhang r Abschnitt C Num-
Artikel 41mer 1.3

Anhang r Abschnitt B Num-
Artikel42mer 3.4 (erster Gedanken-

strich) und Nummer 3.6
Buchstabe b
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(I) Verordnung (EWG) Nr. 207/93

Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 (2) Verordnung (EG) Nr. 2:13/2003 Vorliegende Verordnung:
(3) Verordnung (EG) Nr. 1452/2003

Anhang I Abschnitt B Num- Artikel 43
mer 4.8

Anhang l Abschnitt C Num- Artikel 44
mer 8.3

Artikel 6 Absatz 3 Artikel 45

(3): ArtikellAbsätze 1 und 2 Artikel 45 Absätze l
und 2

(3): Artikel 3 Buchstabe a Artikel 45 Absatz l

r (3): Artike14 Artikel 45 Absatz 3

(3): ArtikelSAbsatz l Artikel 45 Absatz 4

(3): Artikel 5 Absatz 2 Artikel 45 Absatz 5

(3): Artikel 5 Absatz 3 Artikel 45 Absatz 6

(3): Artikel 5 Absatz '4 Artikel 45 Absatz 7

(3): Artikel 5 Absatz 5 Artikel 45 Absatz 8

Anhang I Abschnitt B Num- Artikel46
mer 8JA

Anhang I Abschnitt B Num- Artikel 47 Absatz I
mer 3.6 Buchstabe a

Anhang I Abschnitt B Num- Artikel 47 Absatz 2
mer 4.9

Anhang I Abschnitt C Num- Artikel 47 Absatz 3
mer 3.5 ,

(3): Artikel 6 Artikel 48

(3): Artikel 7 Artikel 49

(3): Artikel 8 Absatz I Artikel 50 Absatz l

(3): Artikel 8 Absatz 2 Artikel 50 Absatz 2

(3): Artikel 9 Absatz l Artikel 51 Absatz l

(3): Artikel 9 Absätze 2 und 3 Artikel 51 Absatz 2

Artikel 51 Absatz 3

(3): ArtikellO Artikel 52

(3): Artikel II Artikel 53

(3): Artikel 12 Absatz l Artikel 54 Absatz l

(3): Artikel 12 Absatz 2 Artikel 54 Absatz 2

(3): Artikel 13 Artikel55

(3): Artikel 14 Artikel 56

Artikel 57

Artikel 58

(2): Artikel I und ArtikelS Artikel 59

(2): ArtikelSund 3 Artikel 60
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(I) Verordnung (EWG) Nr. 207/93

Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 (2) Verordnung (EG) Nr. 22312003 Vorliegende Verordnung
(3) Verordnung (EG) Nr. 145212003

(2): Artikel4 Artikel6l

ArtikelSAbsatz 5 Artikel62

Anhang III Nummer 3 Artikel 63

Anhang !li Nummer 4 Artikel 64

Anhang III Nummer 5 Artikel 65

Anhang III Nummer 6 Artikel66

Anhang III Nummer 10 Artikel 67

- Artikel 68

- Artikel 69

Anhang I1I Abschnitt A Artikel 70
Nummer I

Anhang I1I Abschnitt A Artikel 71
Nummer 1.2.

- Artikel 72

Anhang III Abschnitt A Artikel 73Nummer 1.3

Anhang III Abschnitt A
'C Artikel 74Nummer 2.1

Anhang !li Abschnitt A Artikel 75Nummer 2.2

Anhang III Abschnitt A Artikel 76Nummer 2.3

Anhang I Abschnitt B Num- Artikel 77
mer 5.6

Anhang I Abschnitt C Num- Artikel 78
mern 55,6,7,7.7,7.8

Anhang !li Abschnitt A Artikel 79Nummer 2.4

Anhang III Abschnitt B Artikel 80Nummer l

Anhang lIT Abscnitt C Artikel8l

Anhang lIT Abschnitt C Artikel 82Nummer l

Anhang III Abschnitt C Artikel 83
Nummer2

Anhang I1I Abschnitt C Artikel 84Nummer 3

A.nhang III Abschnitt C Artikel 85Nummer S

Anhang lIT Abschnitt D Artikel 86

Anhang Ill Abschnitt E Artikel 87

Anhang III Abschnitt E Artikel 88Nummer l
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(J) Verordnung (EWG) Nr. 207/93
Verordnu~~ (EWG) Nr, 2092191 (2) Verordnung (EG) Nr. 223/2003 Vorliegende Verordnung

(3) Verordnung (EG) Nr. 145212003

Anhang nr Abschnitt E Artikel 89
Nummer 2

Anhang III Abschnitt E Artikel 90
Nummer 4

Anhang lll Nummer 9 Artikel91

Anhang III Nummer II Artikel 92

- Artikel 93

- Artikel 94

Anhang I Abschnitt B Num- Artikel 95 Absatz I
mer 6.1.5

Anbang I Abschnitt B Num- Artikel 95 Absatz 2
mer 8.5.1

- Artikel 95 Absätze 3-8

- Artikel 95

- Artikel 96

- Artikel 97

Anhang II Teil A Anhang I

Anhang II Teil B Anhang II

Anbang VIII Anhang III

Anhang VII AnhangN

Anhang II Teil C AnhangV

Anbang II Teil D AnhangVI

Anbang II Teil E Anhang VII

Anbang VI Teile A und B AnhangVIII

Anhang VI Teil C Anhang IX

- Anhang X

- Anhang XI

- Anhang XII

- Anhang XIII

- Anhang XN
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~B VERORDNUNG (EG) Nr. 1235/2008 DER KOMMISSION

vom 8. Dezember 2008

mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates hinsichtlich der Regelung
der Einfuhren von ökologischen/biologischen Erzeugnissen aus Drittländern

(ABI. L':344 vom 12.12.200~, S. 25)

Geändert durch:

Nr.
Amtsblatt
Seite Datum

~M1 Verordnung (EG) Nr. 537/2009 der Kommission vom
19.Juni2009 L 159 6 20.06.2009
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1135/2008 DER KOMMISSION

vom 8. Dezember 2008

mit Durchfiihrungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates hinsichtlich der
Regelung der Einfuhren von ökologischenfbiologischen Erzeugnissen aus Drittländern

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN -

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom
28. Juni 2007 über die ökologíschejbiologísche Produktion und
die Kennzeichnung von ökologischenfbiologischen Erzeugnissen
und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2092191 (I),
insbesondere auf Artikel 33 Absatz 2, Artikel 38 Buchstabe d
und Artikel 40,

in Erwägung, nachstehender Gründe:

(I) Mit den Artikeln 32 und 33 der Verordnung (EG) Nr.
834/2007 sind die allgemeinen Vorschrífren für die Ein-
fuhr von ökologíschenjbíologíschen Erzeugnissen festge-
legt worden. Um zu gewährleisten, dass diese Vorschríf-
ten ordnungsgemäß und einheitlich angewendet werden,
sind Durchführungs- und Verfahrensvorschriften dazu
festzulegen.

(2) Da seit 1992 beträchtliche Erfahrungen mit der Einfuhr
von Erzeugnissen mit gleichwertigen Garantien gesam-
melt wurden, sollte den Kontrollstellen und KontroUbe-
hörden ein relativ kurzer Zeitraum eingeräumt werden,
um ihre Aufnahme in das Verzeichnis der im Hinblick
auf dÍe Gleichwertigkeit anerkannten Kontrollstellen und
Kontrollbehörden gemäß Artikel 33 der Verordnung (EG)
Nr. 834/2007 zu beaæragen. Da jedoch mit der direkten
Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften über die öko-
logischefbiologische Produktion und die Kennzeichnung
von ökologíschenjbíologíschen Erzeugnissen außerhalb
des Gebiets der Gemeinschaft noch keine Erfahrungen
vorliegen, sollte den KontroUsteUen und Kontrollbehör-
den, die ihre Aufnahme in das Verzeichnis der im Hin-
blick auf die Konformität anerkannten Kontrollstellen
und Kontrollbehörden gemäß Artikel 32 der Verordnung
(EG) Nr. 834/2007 beantragen wollen, mehr. Zeit gege-
ben werden. Daher ist für die übermittlung der Anträge
und ihre Prüfung ein längerer Zeitraum vorzusehen.

! I

'III"'il
(3) Für gemäß Artikel 32 der Verordnung (EG) Nr.

83412007 eingeführte Erzeugnisse sollten die betreffen-
den Unternehmer eine geeignete Bescheinigung vorlegen
können. Hierfür ist ein Muster zu erstellen. Gemäß Arti-
kel 33 der Verordnung (EG) Nr. 83412007 eingeführte
Erzeugnisse sollten von einer KontroUbescheinigung ab-
gedeckt sein. Für die Ausstellung der Bescheinigung sind
die Einzelheiten festzulegen. Außerdem ist ein verfahren
festzulegen, um bestimmte Kontrollen der aus Drittlän-
dern eingeführten Erzeugnisse, die in der Gemeinschaft
als ökologisch/biologisch vermarktet werden sollen, auf
Gemeinschaftsebene zu koordinieren.

(1) ABI. L IS9 vom 20.7.2007, S. I.

(4) Argentinien, Australien, Costa Rica, Indien, Israel, Neu.
seeland und die Schweiz waren bísher in der Verordnung
(EG) Nr. 345/2008 der Kommission vom 17. April 2008
mit Durchführungsbestimmungen zur Regelung der Ein-
fuhren aus Drittländem gemäß der Verordnung (EWG)
Nr. 2092/91 des Rates über den ökologischen Landbau
und die entsprechende Kennzeichnung der landWirt_
schaftliehen Erzeugnisse und Lebensmittel e) als Drittlän_
der aufgeführt, aus denen eingeführte Erzeugnisse in d.i ~
Gemeinschaft als ökologischfbiologisch vermarktet Wer- '
den können. Die Kommission hat die Lage dieser Länder
gemäß den Kriterien der Verordnung (EG) Nr. 834/2007
überprüft und dabei die angewendeten Produktionsvor_
schriften und die bisherigen Erfahrungen mit der Einfuhr
von ökologischenfbiologischen Erzeugnissen aus diesen
bisher im Verzeichnis gemäß Artikel Il Absatz l der
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 aufgeführten Ländern
berücksichtigt. Auf dieser Grundlage wurde der Schluss
gezogen, dass die Bedingungen für die Aufnahme Argen-
tiniens, Australiens, Costa Ricas, Indiens, Israels und Neu-
seelands in das Verzeichnis der im Hinblick auf die
Gleichwertigkeit anerkannten Drittländer gemäß Arti-
kel 33 Absatz l der Verordnung (EG) Nr. 83412007
erfüllt sind.

(5) Die Europäische Gemeinschaft und die SchweIzerische
Eidgenossenschaft haben ein Abkommen über den Han-
del mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen' (') geschlossen,
das mit dem Beschluss 2002/309/EG des Rates und der
Kommission (4) genehmigt wurde. Anhang 9 des Abkom-
mens betrifft landWirtschaftliche Erzeugnisse und Lebens-
mittel aus ökologischem Landbau und bestimmt, dass die
Parteien die erforderlichen Maßnahmen treffen, damit
ökologischefbiologische Erzeugnisse, die den Rechts-
und Verwaltungsvorschriften der jeweils anderen Partei
entsprechen, eingeführt und in den Verkehr gebracht
werden können. Im Interesse der Klarheit ist die Schweiz
ebenfalls im Verzeichnis der im Hinblick auf die Gleich-
wertigkeit anerkannten Drittländer gemäß Artikel 33 Ab-
satz l der Verordnung (EG) Nr. 83412007 aufzuführen.

(6) Die Behörden der Mitgliedstaaten besitzen umfangreiche
Erfahrungen und Pachkenntnísse in dem Bereich, einge-
führten ökologischen/biologischen Erzeugnissen Zugang
zum Gebiet der Gemeinschaft zu gewähren. Um die Ver-
zeichnisse der Drittländer sowie der Kontrollstellen und
Kontrollbehörden zu erstellen und auf dem neuesten
Stand zu halten, ist auf diese Erfahrungen zurückzugrei-
fen und sollte die Kommission die Berichte der Mitglied-
staaten und anderer Sachverständiger zugrunde legen
können. Die diesbezüglichen Aufgaben sind auf gerechte
und angemessene Weise aufzuteilen.

e) ABI. l lOS vom 18A.200S, S. 8.r) ABI. L 114 vom 30.4.2002, S. 132.
(4) ABI. L 114 vom 3004.2002. S. I.
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(7) Für Anträge von Drittländern. die vor dem 1. Januar
2009, dem Zeitpunkt, ab dem die Verordnung (EG) Nr.
834/2007 gilt, bei der Kommission eingegangen sind,
sind außerdem Übergangsmaßnahmen vorzusehen.

(8) Zur Vermeidung von Störungen im internationalen Han-
del und zur Erleichterung des Übergangs von den Vor-
schriften der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 zu den-
jenigen der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 muss den
Mitgliedstaaten weiterhin die Möglichkeit gegeben wer-
den, den Einführern je nach Fall Genehmigungen für
das Inverkehrbringen von Erzeugnissen auf dem Gemein-
schaftsmarkt zu erteilen, bis die für dasFunktionieren der
neuen Einfuhrvorschriften erforderlichen Maßnahmen
eingeführt worden sind, insbesondere hinsichtlich der
Anerkennung der KontrollsteIlen und Kontrollbehörden
gemäß Artikel 33 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
834/2007. Diese Möglichkeit sollte im Zuge der Erstel-
lung des Verzeichnisses der KontrollsteIlen gemäß dem
genannten Artikel schrittweise abgebaut werden.

(9) Um die Transparenz zu verbessern und die Anwendung
dieser Verordnung zu gewährleisten, ist ein elektronisches
System für den Infonnationsaustausch zwischen der
Kommission, den Mitgliedstaaten, den Drittländern sowie
den Kontrollstellen und Kontrollbehörden vorzusehen.

110) Die Durchführungsvorschriften der vorliegenden Verord-
nung ersetzen diejenigen der Verordnung (EG) Nr.
345/2008 und der Verordnung (EG) Nr. 60512008 der
Kommission vom 20. Juni 2008 mit Durchführungsbe-
stimmungen zu den Vorschriften für die Kontrollbeschei-
nigung für Einfuhren aus Drittländern gemäß Artikel 11
der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates über den
ökologischen Landbau und die entsprechende Kennzeich-
nung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebens-
mittel (1). Die genannten Verordnungen sind daher auf-
zuheben und durch eine neue Verordnung zu ersetzen.

(11) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Regelungsausschusses
für ökologischefbiologische Produktion -

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERlASSEN:

(') ABI. L 166 vom 27.6.2008, S. J.



VERORDNUNG (EG) Nr. 537/2009 DER KOMMISSION

vom 19. Juni 2009

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 hinsichtlich des Verzeichnisses der Drittländer,
aus denen bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse aus ökologischer/biologischer Produktion zur

Vermarktung in der Gemeinschafr stammen müssen

(Text von Bedeutung für den EWR)

r
DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCf:lFN GEMEINSCHAFTEN _

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft.

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom
28. Juni 2007 über die ökologische/biologische Produktion und
die Kennzeichnung von ökologischen/biologischen Erzeugnissen
und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 (').
insbesondere auf Artikel 33 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Grunde:

(l) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 wurde in
Anhang 1II der Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 der
Kommission vom 8. Dezember 2008 mit Durchfüh-
rungsvorschríften zur Verordnung (EG) Nr. 834/2007
des Rates hínsíchtlích der Regelung der Einfuhren von
ökologischen/biologischen Erzeugnissen aus Drittlàn-
dem (') ein Verzeichnis der Drittländer erstellt, deren Pro.
du1:tionsregelung und Kontrollmaßnahmen für die öko-
logische/biologische Produktion als gleichwertig aner-
kannt worden sind. Aufgrund neuer Anträge und Infer-
mationen aus Drittländern, die bei der Kommission seit
der letzten Veröffentlichung des Verzeichnisses eingegan-
gen sind, sollten bestimmte Änderungen in Erwägung
gezogen und in das Verzeichnis an- oder eingefiigt wer-
den.

(2) Die Behörden Australiens und Costa Ricas haben bei der
Kommission beantragt, jeweils eine neue Kontroll- und
bescheínigungserteílende Stelle in das Verzeichnis aufzu-
nehmen. Die Behörden Australiens und Costa Ricas ha-
ben der Kommission die erforderlichen Garantien dafür
gegeben, dass die neuen Kontroll- und bescheínígungs-
erteilenden Stellen die Bedingungen von Artikel 8 Absatz
2 der Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 erfüllen.

(3) Die Aufnahme Indiens in das Verzeichnis von Anhang III
der Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 ist bis zum 30. Juni
2009 befristet. Um Störungen des Handels zu vermeiden,
muss die Aufnahme Indiens in das Verzeichnis verlängert
werden. Die indischen Behörden haben bei der Kommis-
sion beantragt, vier neue Kontroll- und bescheinigungs-

(') ABI. L 189 vom 20.7.2007. S. !.
(l) ABI.L 334 vom 12.12.2008, S. 25.
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erteilende Stellen in das Verzeichnis aufzunehmen. Die
indischen Behörden haben aer Kommission die erforder-
lichen Garantien dafür gegeben, dass die neuen Kontroll-
und bescheinigungserteilenden Stellen die Bedingungen
von Artikel 8 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
1235/2008 erfüllen, Die indischen Behörden haben der
Kommission mítgeteílt, dass eine Kontrollstelle ihren Na-
men geändert hat.

(4) Die israelischen Behörden haben der Kommission mitge-
teilt, dass eine Kontrollstelle ihren Namen geändert hat.

(5) Bestimmte aus Tunesien eingeführte landwirtschaftliche
Erzeugnisse werden zurzeit nach den in Artikel 19 der
Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 vorgesehenen Über-
gangsbestimmungen in der Gemeinschaft vermarktet. Tu-
nesien hat bei der Kommission die Aufnahme in das
Verzeichnis in Anhang III der genannten Verordnung be-
antragt und die gemäß den Artikeln 7 und 8 der ge-
nannten Verordnung erforderlichen Informationen vorge-
legt. Die Prüfung dieser Informationen und anschließende
Erörterungen mit den runesisehen Behörden haben erge-
ben. dass die in diesem Land geltenden Vorschriften über
die Erzeugung und Kontrolle von Agrarerzeugnissen den
in der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 festgelegten Vor-
schriften gleichwertig sind. Die Kommission hat gemäß
Artikel 33 Absatz 2 der Verordnung (EG)Nr. 834/2007
eine Vor-Ort-Prüfung der in Tunesien tatsächlich ange-
wandten Produktionsvorschriften und Kontrollmaßnah-
men vorgenommen.

(6) Die Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 ist daher entspre-
chend zu ändern.

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Regelungsausschusses
fur ökologische/biologische Produktion -

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:
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TJTEL J

EINLEITENDE VORSCHRIFTEN

Artikell

Gegenstand

Mit dieser Verordnung werden die Durchfiihrungsvorschriften
für die Einfuhr konformer Erzeugnisse und die Einfuhr von

Erzeugnissen mit gleichwertigen Garantien gemäß den Artikeln
32 und 33 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 festgelegt.

Artikel2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet

1. "Kontrollbescheinigung": die für eine Sendung geltende, in
Artikel 3 3 Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung (EG) Nr.
8 34/200 7 genannte Kontrollbescheinigung;

2. "Bescheinigung": die in Artikel 68 der Verordnung (EG) Nr.
889/2008 der Kommission (2) und Artikel 6 der vorliegen-
den Verordnung genannte Bescheinigung. deren Muster in
Anhang Il der vorliegenden Verordnung festgelegt ist;

3. "Sendung": eine Menge von Erzeugnissen unter einem oder
mehreren KN-Code(s), die unter eine einzige Kontrollbeschei-
nigung fallen, mit demselben Transportmittel befördert wer-
den und aus demselben Drittland eingeführt werden;

4. "erster Empfánger": die natürliche oder juristische Person ge-
mäß der Begriffsbestimmung in Artikel 2 Buchstabe d der
Verordnung (EG) Nr. 889/2008;

'I'll

5. "Priifung der Sendung": die Priifung der Kontrollbescheini_
gung durch die betreffenden. Behörden der Mitgliedstaaten,
um Artikel 13 der vorliegenden Verordnung zu entsprechen,
und, sollten die Behörden dies für nötig halten, die Priifung
der Erzeugnisse selbst hinsichtlich der Anforderungen der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007, der Verordnung (EG) Nr.
889/2008 und der vorliegenden Verordnung;

6. "betreffende Behörden der Mitgliedstaaten": die Zollbehörden
oder die vom Mitgliedstaat bestimmten anderen Behörden;

7. .Bewernmgsberíchr; der Bewertungsbericht gemäß Artikel 32
Absatz 2 und Artikel 33 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
834/2007, der von einem unabhängigen Dritten, der die
Anforderungen der ISO-Norm 17011 erfüllt, oder einer ein-
schlägig zuständigen Behörde erstellt wird und Informatio-
neri über Dokumentenkalltrollen einschließlich der Beschrei-
bungen gemäß Artikel 4 Absatz 3 Buchstabe b und Arti-
kel11 Absatz 3 Buchstabe b der vorliegenden Verordnung,
über Office-Audits einschließlich der "critical locations" und
über in repräsentativen Drittländern durchgeführte rísikoo.
ríentíerte Wimess-Audits umfasst.

J

I

(') ABl. L 250 vom 18.9.2008. S. l.
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TITEL II

EINFUHR KONFORMER ERZEUGNISSE

KAPITEL l

Verzeïohnis der im Hinblitk auf die Konfonni!iit aflërkannten
Kontrol/steUen und Kontrollbehörden

Artikel 3

Erstenung und Inhalt des Verzeichnisses der im Hinblick
auf die Konfonnität anerkannten Kontrollstellen und

Kontrollbehörden

(l) Die Kommission erstellt ein Verzeichnis der im Hinblick
auf die Konformität anerkannten KontrollsteIlen und Kontroll-
behörden gemäß Artikel 32 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
83412007. Das Verzeichnis ist in Anhang I der vorliegenden
Verordnung zu veröffentlichen. Die Verfahren für die Erstellung
und Änderung des Verzeichnisses sind in den Artikeln 4. 16
und 17 der vorliegenden Verordnung aufgeführt. Das Verzeich-
nis wird der Öffentlichkeit gemäß Artikel 16 Absatz 4 und
Artikel 17 der vorliegenden Verordnung im Internet zugänglich
gemacht.

(2) Das Verzeichnis enthält alle erforderlichen Informationen
für jede Kontrollstelle oder Kontrollbehörde, damit überprüft
werden kann, ob die in der Gemeinschaft in Verkehr gebrachten
Erzeugnisse von einer gemäß Artikel 32 Absatz 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 83412007 anerkannten Kontrollstelle oder Kon-
trollbehörde kontrolliert worden sind, und insbesondere:

a) Namen und Anschrift der Kontrollstelle oder Kontrollbe-
hörde, einschließlich der E-Mail- und Internet-Adresse und
ihrer Codenummer;

b) die betreffenden Drittländer, in denen die Erzeugnisse ihren
Ursprung haben;

c) die betreffenden Erzeugniskategorien für jedes Dritdand;

d) die Befristung der Aufnahme in das Verzeichnis;

e) die Internet-Adresse, unter der das Verzeichnis der unter das
Kontrollsystem fallenden Unternehmer einschließlich ihres
Bescheinigungsstarus und der betreffenden Erzeugniskatego-
rien sowie der Unternehmer und Erzeugnisse, für die die
Bescheinigungen ausgesetzt oder aufgehoben worden sind,
eingesehen werden kann.

Artikel 4

Verfahren für die Beantragung der Aufnahme in das
Verzeichnis der im Hinblick auf die Konfonnität

anerkannten KontroUsteJlen und Kontrollbehörden

(1) Die Kommission prüft, ob sie eine Kontrollstelle oder
Kontrollbehörde anerkennt und in das Verzeichnis gemäß Artí-

kel 3 aufnimmt. nachdem sie einen Antrag auf Aufnahme in
dieses Verzeichnis vom Vertreter der betreffenden KontrollsteIle
oder Kontrollbehörde erhalten hat. Nur vollständige, vor dem
31. Oktober 2011 eingegangene Anträge werden auf der
Grundlage des von der Kommission gemäß Artikel 17 Absatz
2 zur Verfügnng gestellten Antragsmusters bei der Erstellung
des ersten Verzeichnisses berücksichtigt. Für die folgenden Ka-
lenderjahre werden nur vollständige, vor dem 31. Oktober jedes
[ahres eingegangene Anträge berücksichtigt.

(2) Der Antrag kann von in der Gemeinschaft oder in einem
Drittland niedergelassenen Kontrollstellen und Kontrollbehörden
gestellt werden.

't(3) Der Antrag besteht aus einem technischen Dossier. das' ,~.:. " .
alle Informationen enthält, über die die Kommission verfügen
muss, um zu gewährleisten, dass die Bedingungen von Artikel 32
Absätze 1 und 2 der Verordnung (EG) Nr. 83412007 bei allen
zur Ausfuhr nach der Gemeinschaft bestimmten ökologíschen/
biologischen Erzeugnissen erfüllt sind, nämlich

a) eine Übersicht über die Tätigkeiten der Komrollstelle oder
Kontrollbehörde in demjden betreffenden Dríttland/Drirtlän-
dem, einschließlich einer Schätzung der Anzahl der betref-
fenden Unternehmer und eine Angabe der voraussichtlichen
Art und Mengen landwirtschaftlicher Erzeugnisse und Le-
bensmittel, die ihren Ursprung in dern/den betreffenden
Drittland/Drittländem haben und zur Ausfuhr nach der
Genleinschaft gemäß den Vorschriften von Artikel 32 Ab-
sätze 1 und 2 der Verordnung (EG) Nr. 83412007 besrirnmt
sind;

¡

b) eine genaue Beschreibung der Anwendung der Titel II, III
und IV der Verordnung (EG) Nr. 83412007 sowie der Be-
srirnmungen der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 in dem
betreffenden Drittland oder jedem der betreffenden Drittlän-
der;

c) eine Ausfertigung des Bewertungsberichts gemäß Artikel 32
Absatz 2 Unterabsatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 83412007,

i) aus dern hervorgeht, dass die KontrollsteIle oder Kon-
trollbehörde hinsichtlich ihrer Fähigkeiten, die Bedingun-
gen von Artikel 32 Absätze l und 2 der Verordnung
(EG) Nr. 834/2007 einzuhalten, zufriedenstellend bewer-
tet wurde;

ii) der Garantien hinsichtlich der Elemente gemäß Artikel 27
Absätze 2, 3, 5, 6 und 12 der Verordnung (EG) Nr.
834/2007 bietet;

ili) der gewährleistet, dass die Kontrollstelle oder Kontrollbe-
hörde den Kontrollvorschriften und Vorkehrungen ge-
mäß Titel N der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 genügt;
und



iv) in dem bestätigt wird, dass die KontrollsteIle oder Kon-
trollbehörde ihre Kontrolltätigkeiten tatsächlích gemäß
diesen Vorschriften und Anforderungen durchgeführt hat;

d) den Nachweis, dass die Kontrollstelle oder Kontrollbehörde
den Behörden des betreffenden Drittlands ihre Tätigkeiten
und ihre Verpflichtung mitgeteilt hat, die gesetzlichen Anfor-
derungen zu erfüllen, die Ihnen von den Behörden des
betreffenden Drittlands auferlegt werden;

e) die Internet-Adresse. unter der das Verzeichnis der unter das
Kontrollsystem fallenden Unternehmer eingesehen werden
kann, sowie eine Kontaktsrelle, bei der Informarionen über
ihren Bescheinigungsstatus und die betreffenden Erzeugnis-
kategorien sowie die Unternehmer und Erzeugnisse, für die
die Bescheinigungen ausgesetzt oder aufgehoben worden
sind, jederzeit verfügbar sind;

fl die Verpflichtung, die Bestimmungen von Artikel 5 der vor-
hegenden Verordnung einzuhalten;

g) alle sonstigen Informationen, die von der KontrollsteIle oder
Kontrollbehörde oder der Kommission für zweckdienlich ge-
halten werden.

(4) Bei der Prüfung eines Antrags auf Aufnahme in das Ver-
zeichnis der KontrollsteIlen oder Kontrollbehörden sowie jeder-
zeit nach der Aufnahme kann die Kommission jegliche weiteren
Informationen eínschlíeêlích der Vorlage eines oder mehrerer
durch unabhängige Sachverständige erstellter Berichte über Prü-
fungen vor Ort anfordern. Außerdem kann die Kommission auf
der Grundlage einer Risikoanaiyse und im Falle des Verdachts
einer Unregeimäßigkeit eine Prüfung vor Ort durch von ihr
bezeichnete Sachverständige durchführen lassen.

(5) Die Kommission beurteilt, ob das technische Dossier ge-
mäß Absatz 3 und die Informationen gemäß Absatz 4 zufrie-
denstellend sind, und kann anschUeßend beschUeßen, eine Kon-
trollstelle oder Kontrollbehörde anzuerkennen und in das Ver-
zeichnis aufzunehmen. Dieser Beschluss erfolgt nach dem Ver-
fahren des Artikels 37 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
834/2007.

Artikel5

Verwaltung und Überprüfung des Verzeichnisses der im
Hinblick auf die Konfonnität anerkannten KontroIIstellen

und Kontrollbehörden

(l) Eine Kontrollstelle oder Kontrollbehörde darf in das Ver-
zeichnis gemäß Artikel 3 nur aufgenommen werden, wenn sie
den folgenden Verpflichtungen nachkommt:

a) Werden die von der Kontrollstelle oder Kontrollbehörde
durchgeführten Maßnahmen nach Aufnahme der Kontroll-
steIle oder Kontrollbehörde in das Verzeichnis geändert, so
muss die KontrollsteIle oder Kontrollbehörde dies der Kom-
mission mitteilen; Anträge auf Änderung der Informationen
über eine KontrollsteIle oder Kontrollbehörde gemäß Arti-

kel 3 Absatz 2 müssen der Kommission ebenfalls mitgeteilt
werden;

b) eine im Verzeichnis aufgeführte KontrollsteIle oder Kontroll,
behörde muss alle [nformationen über ihre Kontrolltätigkei_
ten in dem Drirtland zur Verfügung halten und auf einmalige
Aufforderung übermitteln: sie gewährt den von der Kommis_
sion benannten Sachverständigen Zugang zu ihren Büros
und Anlagen;

c) bis zum 31. März jedes Jahres übermittelt die KontrolISte!le
oder KonrrolIbehörde der Kommission einen kurzen Jahres-
bericht; in dem Jahresbericht sind die Informationen d"".,
technischen Dossiers gemäß Artikel 4 Absatz 3 auf den neu~~
esten Stand zu bringen; insbesondere sind darin die VOn der
Kontrollstelle oder Kontrollbehörde in den Drittländern im
Vorjahr durchgeführten Tätigkeiten, die erzielten Ergebnisse,
die festgestellten Unregelmäßigkeiten und Verstöße und die
getroffenen Abhilfemaßnahmen zu beschreiben; der Bericht
enthält außerdem den jüngsten Bewertungsbericht oder die
Aktualisierung dieses Berichts, der die Ergebnisse der regel-
mäßigen Evaluierung vor Ort, Uberwachung und mehrjähri_
gen Wiederbewertung ihrer Tätigkeiten gemäß Artikel 32
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 enthält; die
Kommission kann alle sonstigen Informationen anfordern,
die sie für zweckdienlich hält;

d) in Anbetracht der erhaltenen Informatíonen kann die Kom-
mission die Speziflkationen rur die KontrollsteIle oder Kon-
trollbehörde jederzeit ändern und den Eintrag der Stelle oder
Behörde im Verzeichnis gemäß Artikel 3 aussetzen; ein ähn-
licher Beschluss kann ergehen, wenn eine Kontrollstelle oder
Kontrollbehörde angeforderte Informationen nicht übermit-
telt oder einer Prüfung vor Ort nicht zugestimmt hat;

e) die Kontrollstelle oder Kontrollbehörde macht den Interes-
senten auf einer Website ein ständig akrualisiertes Verzeich-
nis der als biologisch/ökologisch bescheinigten Unternehmer
und Erzeugnisse zugänglich.

(2) Wenn eine Kontrol1steIle oder Kontrollbehörde den in
Absatz l Buchstabe c genannten Jahresbericht nicht übermlttelr,
die Informationen zu ihrem technischen Dossier und ihrem
Kontrollsystem oder das aktualisierte Verzeichnis der als ökolo-
gisch/biologisch bescheinigten Unternehmer und Erzeugnisse
nicht Zur Verfügung hält oder nicht übermittelt oder einer Prü-
fung vor Ort nach Aufforderung durch die Kommission inner-
halb einer Frist, die die Kommission der Bedeutung des Prob-
lems entsprechend festsetzt und die im allgemeinen nicht wení-
ger als dreißig Tage betragen darf nicht zustimmt, dann kann
diese Kontrollstelle oder Kontrollbehörde nach dem Verfahren
des Artikels 37 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007
aus dem Verzeichnis der Kontrollstellen und Kontrollbehörden
gestrichen werden.

Versäumt eine Komrollstelle oder Kontrollbehörde. rechtzeitig
geeignete Abhilfemaßnahmen zu ergreifen, so wird sie von
der Kommission unverzüglich aus dem Verzeichnis gestrichen.
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KAPITEL 2

Für die Einfuhr konformer Erzeugnisse eiforderliche
Bescheinigung

Artikel6

Bescheinigung

(l) Die für die Einfuhr konformer Erzeugnisse gemäß Arti-
kel 32 Absatz l Buchstabe c der Verordnung (EG) Nr.
834/2007 erforderliche Bescheinigung wird gemäß Artikel 17
Absatz 2 der vorliegenden Verordnung anhand des Musters in
Anhang Il der vorliegenden Verordnung ausgestellt und enthält
zumindest alle Elemente, die Teil des Musters sind.

d) die im Drittland für das Kontrollsystem zuständige Behörde,
ihre Anschrift einschließlich der E-Mail- und Internet-Ad-
resse;

(2) Das Original der Bescheinigung wird von einer Kontroll-
behörde oder der KontrollsteIle ausgestellt, die durch einen Be-
schluss gemäß Artikel 4 in Bezug auf die Ausstellung der Be-
scheinigung anerkannt worden ist.

(3) Die die Bescheinigung ausstellende Behörde oder Stelle
richtet sich nach den Vorschriften, die gemäß Artikel 17 Absatz
2 und in dem Muster, den Mitteilungen und den Leitlinien fest-
gelegt sind, die von der Kommission über das EDV-System für
elektronischen Dokumentenaustausch gemäß Artikel 17 Absatz
l zur Verfügung gestellt werden.

TITELIll

EINFUHR VON ERZEUGNISSEN MIT GLEICHWERTIGEN
GARANTIEN

KAPITEl. l

Verzeichnis der anerkannten Drittliinder

Artikel7

Erstellung und Inhalt des Verzeichnisses der Dritdänder

(1) Die Kommission erstellt ein Verzeichnis der anerkannten
Drittländer gemäß Artikel 33 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
S 34/2007. Das Verzeichnis der anerkannten Länder ist in An-
hang ill der vorliegenden Verordnung aufgeführt. Die Verfahren
zur Erstellung und Änderung des Verzeichnisses sind in den
Artikeln 8 und J6 der vorliegenden Verordnung dargelegt. Än-
derungen des Verzeichnisses werden der Öffentlichkeit gemäß
Artikel 16 Absatz 4 und Artikel 17 der vorliegenden Verord-
nung im Internet zugänglich gemacht.

(2) Das Verzeichnis enthält für jedes Drittland alle Informa-
tionen. die erforderlich sind, um überprüfen zu können, ob die
in der Gemeinschaft in Verkehr gebrachten Erzeugnisse dem
Kontrollsystem des gemäß Artikel 33 Absatz 2 der Verordnung
(EG) Nr. 834/2007 anerkannten Drittlands unterworfen wurden,
insbesondere Informationen über

a) die betreffenden Erzeugniskategorien;

b) den Ursprung der Erzeugnisse;

c) eine Bezugnahme auf die im Drittland geltenden Produk-
tionsregeln;

e) die Kontrollbehörde oder -behörden in dem Drittland
und/oder die von der genannten zuständigen Behörde für
die Durchführung der Kontrollen anerkannte(n) Kontrollstelle
oder -stellen und ihre Anschrift, gegebenenfan~ einschließlich
der E-Mail- und Internet-Adresse;

~ die Behörde oder Behörden oder die Kontrollstelle oder
-stellen, die in dem Drittland für die Ausstellung der Beschei-
nigungen für die Einfuhr in die Gemeinschaft zuständig ist
oder sind und ihre Anschrift und Codenummer sowie gege- . ~i...
benenfalIs die E-Mail- und Internet-Adresse; .,~.' :If.

g) die Befristung det Aufnahme in das Verzeichnis.

Artikel 8

Verfuhren rur die Beantragung der Aufnahme in das
Verzeichnis der Drittländer

(l) Die Kommission prüft die Möglichkeit der Aufnahme ei-
nes Drittlands in das Verzeichnis gemäß Artikel 7 nach Eingang
eines Aufnahmeantrags von einem Vertreter des betreffenden
Drittlands.

(2) Die Kommission muss einen Aufnahmeantrag nur prüfen,
wenn er folgende Bedingungen erfüllt:

Der Aufnahmeantrag wird durch ein technisches Dossier er-
gänzt, das alle Informationen enthält, über die die Kommission
verfügen muss, um zu gewährleisten, dass die Bedingungen von
Artikel 33 Absatz J der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 bei den
zur Ausfuhr nach der Gemeinschaft bestimmten Erzeugnissen
erfüllt sind, nämlich

a) allgemeine Informationen über die Entwicklung der biologi-
schen/ökologischen Produktíon in dem Drittland, die erzeug-
ten Produkte, die Anbaufläche, die Produktionsgebiete, die
Anzahl Erzeuger, die vorhandene Lebensmittelverarbeitung;

b) Angabe der voraussichtlichen Art und Mengen der biologi-
schen/ökologischen landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Le-
bensmittel, die zur Ausfuhr nach der Gemeinschaft bestimmt
sind;

c) die im Drittland geltenden Produktionsregeln sowie eine Be-
urteilung ihrer Gleichwenigkeit mit den in der Gemeinschaft
geltenden Regeln;

d) das im Drittland angewendete Kontrollsystem einschließlich
der von .den zuständigen Behörden im Drittland durchge-
führten Uberwachungs- und Aufsichtstätigkeiten sowie eine
Beurteilung der Gleichwertigkeit seiner Wirksamkeit im Ver-
gleich zu dem in der Gemeinschaft angewendeten Kontroll-
system;



e) die Internet- oder eine andere Adresse, unter der das Ver~
zeichnis der unter das Kontrollsystem fallenden Unternehmer
eingesehen werden kann, sowie eine Kontaktstelle, bei der

\ lnfonnationen über ihren Bescheinigungsstatus und die
betreffenden Erzeugniskategorien jederzeit verfügbar sind;

~ die ¡nformationen, deren Aufnahme in das Verzeichnis ge-
mäß Artikel 7 vom Drittland vorgeschlagen werden;

g) die Verpflichtung, die Bestimmungen von Artikel 9 einzu-
halten;

h) alle sonstigen Informationen, die vom Drittland oder von der
Kommission für zweckdienlich gehalten werden,

(3) Bei der Prüfung eines Antrags auf Aufnahme in das Ver-
zeichnis der anerkannten Drittländer sowie jederzeit nach der
Aufnahme kann die Kommission jegliche weiteren Informatio-
nen einschließlich der Vorlage eines oder mehrerer durch unab-
hängige Sachverständige erstellter Berichte über Prüfungen vor
Ort anfordern. Außerdem kann die Kommission auf der Grund-
lage einer Risikoanalyse und im Falle des Verdachts einer Unre-
gelmäßigkeit eine Prüfung vor Ort durch von ihr bezeichnete
Sachverständige durchführen lassen.

(4) Die Kommission beurteilt, ob das technische Dossier ge-
mäß Absatz 2 und die lnformationen gemäß Absatz 3 zufrie-
denstellend sind, und kann anschließend beschließen, ein Dritt-
land anzuerkennen und in das Verzeichnis aufzunehmen. Dieser
Beschluss erfolgt nach dem Verfahren des Artikels 37 Absatz 2
der Verordnung (EG) Nr. 834/2007.

Artikel9

Verwaltung und Überprüfung des Verzeichnisses der
Drittländer

(l) Die Kommission muss einen Aufnahmeantrag nur prüfen,
Wenn sich das Drittland verpflichtet, folgende Bedingungen zu
erfüllen:

a) Werden die im Drittland geltenden Maßnahmen oder ihre
Durchführung und insbesondere das KontrolJsystem nach
Aufnahme des Dritclands in das Verzeichnis geändert. so
muss das Drittland dies der Kommission mitteilen; Anträge
auf Änderung der Informationen über ein Drittland gemäß
Artikel 7 Absatz 2 müssen der Kommission ebenfalls mit-
geteilt werden:

b) in dem lahresbericht gemäß Artikel 33 Absatz 2 der Ver-
ordnung (EG) NI'. 834/2007 sind die Infonnationen des
technischen Dossiers gemäß Artikel 8 Absatz 2 der vorlie-
genden Verordnung auf den neuesten Stand zu bringen; ins-
besondere sind darin die von der zuständigen Behörde des
Drittlands durchgeführten Überwachungs- und Aufsichtstä-
tígkeíten, die erzielten Ergebnisse und die getroffenen Abhíl-
femaßnahmen zu beschreiben;

(2) Wenn ein Drittland den Jahresbericht gemäß Artikel 33
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 nicht übennittelt,
die Infonnationen zu seinem technischen Dossier oder seinem
Kontrollsystem nicht Zur Verfügung hält oder nicht übermittelt
oder einer Prüfung vor Ort nach Aufforderung durch die;I}pm_
mission innerhalb einer Frist, die die Kommission der B~eu-
tung des Problems entsprechend festsetzt und die im Allgemei_
nen nicht weniger als dreißig Tage betragen darf nicht zu-
stimmt, dann kann dieses Drittland nach dem Verfahren des
Artikels 37 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 aus
dem Verzeichnis der KontroUstellen und KontJ'ollbehörden ge-
strichen werden.

c) in Anbetracht der erhaltenen Infonnationen kann die Korn-
mission die Spezifikationen für das Drittland jederzeit ändern
und den Eintrag des Landes im Verzeichnis gemäß Altikel 7
aussetzen: ein ähnlicher Beschluss kann ergehen, wenn ein
Drittland angeforderte Infonnationen nicht übennittelt oder
einer Prüfung vor Ort nicht zugestimmt hat.

KAPlTEL 2

Verzeil:hnis der im Hinblick auf die Gleichwertigkeit
anerkannten KontrollsteIlen und Kontrollbehörden

Artikel 10

Erstellung und Inhalt des Verzeichnisses der im Hinblick
auf die Gleichwertigkeit anerkannten KontrollsteIlen und

Kontrollbehörden

(l) Die Kommission erstellt ein Verzeichnis der im Hinblick
auf die Gleichwertigkeit anerkannten KontrollsteIlen und Kon-
trollbehërden gemäß Artikel 33 Absatz 3 der Verordnung (EG)
Nr. 834/2007. Das Verzeichnis ist in Anhang N der vorliegen-
den Verordnung zu veröffentlichen. Die Verfahren für die Er-
Stellung und Änderung des Verzeichnisses sind in den Artikeln
11, 16 und 17 der vorliegenden Verordnung aufgeführt. Das
Verzeichnis wird der Öffentlichkeit gemäß Artikel 16 Absatz 4
und Artikel 17 der vorliegenden Verordnung im Internet zu-
gänglich gemacht.

(2) Das Verzeichnis enthält alle erforderlichen Informationen
für jede KontrolIsteUe oder Kontrollbehörde, damit überprüft
werden kann, ob die in der Gemeinschaft in Verkehr gebrachten
Erzeugnisse von einer gemäß Artikel 33 Absatz 3 der Verord-
nung (EG) Nr. 834/2007 anerkannten Kontrollstelle oder Kon-
trollbehörde kontrolliert worden sind. und insbesondere:

a) Namen, Anschrift und Codenummer der Kontrollstelle oder
Kontrollbehörde sowie gegebenenfalls ihre E-Maií- und Inter-
net-Adresse;

b) die im Verzeichnis gemäß Artikel7 nicht aufgeführten Dritt-
länder, in denen die Erzeugnisse ihren Ursprung haben;

c) die betreffenden Erzeugniskategorien für jedes Drittland;

d) die Befristung der Aufnahme in das Verzeichnis; und



e) die internet-Adresse, unter cler das Verzeichnis der unter das
Kontrollsystem fallenden Unternehmer eingesehen werden
kann, sowie eine KontaktsteIle .. bei der Jnformatíonen über
ihren Bescheinigl.lngsstatus und die betreffenden Erzeugnis.
kategorien sowie die Unternehmer und Erzeugnisse, für die
die Bescheinigungen ausgesetzt oder aufgehoben worden
sind, leícht verfügbar sind.

(3) Abweichend von Absatz 2 Buchstabe b können Erzeng-
nisse. die ihren Ursprung in Drittländern haben:' die im Ver·
zeichnis der anerkannten Drittländer gemäß Artikel 7 aufgeführt
sind, und zu einer Kategorie gehören, die nicht in demselben
Verzeichnis genannt ist, im Verzeichnis gemäß diesem Artikel
aufgeführt werden.

ArtikellI

verfahren für die Beantragung der Aufitahme in das
Verzeichnis der im Hinblick auf die Gleichwertigkeit

anerkannten KontrollsteIlen und Kontrollbehörden

(1) Die Kommission prüft, ob sie eine Kontrollstelle oder
Kontrol1behörde in das Verzeichnis gemäß Artikell0 aufnimmt,
nachdem sie einen Aufnahmeantrag vom Vertreter der betref-
fenden Kontrollstelle oder Kontrollbehörde auf der Grundlage
des von der Kommission gemäß Artikel 17 Absatz 2 zur Ver-
fügung gestellten Antragsmusters erhalten hat. Nur vollständige,
vor dem 31. ahaber 2009 eingegangene Anträge werden bei
der Erstellung des ersten Verzeichnisses berücksichtigt. Für die
folgenden Kalenderjahre bringt die Kommission das Verzeichnis
gegebenenfalls auf der Grundlage von vor dem 31. Oktober
jedes Jahres eingegangenen vollständigen Anträgen auf den neu-
esten Stand.

(2) Der Antrag kann von in der Gemeinschaft oder in einem
Drittland niedergelassenen Kontrollstellen und Kontrollbehörden
gestellt werden.

(3) Der Aufnahmcanttag besteht aus einem technischen Dos-
sier, das alle Informationen enthält, über die die Kommission
verfügen muss, um zu gewährleisten, dass die Bedingungen von
ArtikeJ 33 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 bei
allen zur Ausfuhr nach der Gemeinschaft bestimmten Erzeug-
nissen erfüllt sind, nämlich

a) eine Übersicht über die Tätigkeiten der Kontrollstelle oder
Kontrollbehörde in derr Dríttlandjden Drittländern, ein-
schließlich einer Schätzung der Anzahl der betreffenden Un-
ternehmer und eine Angabe der voraussichtlichen Art und
Mengen landwirtschafrlícher Erzeugnisse und Lebensmittel,
die zur Ausfuhr nach der Gemeinschaft gemäß den Vor·
schríften von Artikel 33 Absätze 1 und 3 der Verordnung
(EG) Nr. 834/2007 bestimmt sind;

b) eine Beschreibung der in den Drittländern geltenden Produk-
tiansregeln und Kontrollrnaßnahmen, einschließlich einer Be-
urteilung ihrer GJeichwertigkeit mit den Titeln m, IV und V
der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 sowie mit den diesbezü-
g]îchen Durchführungsbestimmungen in der Verordnung
(EG) Nr. 889/2008;

c) eine Ausfertigung des Bewertungsberichts gemäß Artikel 33
Absatz 3 Unterabsatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007:

i) aus dem hervorgeht, dass die Kontrollstelle oder Kon.
trollbehörde hinsichtlich ihrer Fähigkeiten, die Bedíngun,
gen Von Artikel 33 Absätze 1 und 3 der Verordnung
(EG) Nr. 834/2007 einzuhalten, zufriedenstellend bewer-
tet wurde;

ii) in dem bestätigt wird, dass die Kontrollstelle oder Kon.
trollbehärde ihre Tätigkeiten tatsächlich gemäß diesen
Bedingungen durchgeführt hat; und

iii) in dem die Gleichwertigkeit der Produktionsregeln und
KontrolJmaßnahmen gemäß Buchstabe b dieses Absatzes
nachgewiesen und bestätigt wird;

d) den Nachweis, dass die Kontrollstelle oder Kontrollbehörde
den Behörden jedes der betreffenden Drittländer ihre Tätig.
keiten und ihre Verpflichtung mítgeteílr hat, die gesetzlichen
Anforderungen zu erfüllen, die ihnen von den Behörden
jedes der betreffenden Drittländer auferlegt werden;

e) die Internet-Adresse, unter der das Verzeichnis der unter das
Kontrollsystem falJenden Unternehmer eingesehen werden
kann, sowie eine Kontaktstelle. bei der Informationen über
ihren Bescheinigungsstatus und die betreffenden Erzeugnis.
kategorien sowie die Unternehmer und Erzeugnisse, für die
die Bescheinigungen ausgesetzt oder "aufgehoben worden
sind, jederzeit verfügbar sind;

f) die Verpflichtung, die Bestimmungen von Artikel 12 eínzu-
halten;

g) alle sonstigen Informatíonen, die von der Kontrollstelle oder
KontrolIbebörde oder der Kommission für zweckdienlich ge-
halten werden.

(4) Bei der Prüfung eines Antrags auf Aufnahme in das Ver.
zeíchnís der Kontrollstellen oder Kontrollbehörden sowie jeder.
zeit nach der Aufnahme kann die Kommission jegliche weiteren
Informationen einschließlich der Vorlage eines oder mehrerer
durch unabhängige Sachverständige erstellter Berichte über Prü-
fungen vor Ort anfordern. Außerdem kann die Kommission auf
der Grundlage einer Risikoanalyse und im Falle des Verdachts
einer Unregelmäßigkeit eine Prüfung vor Ort durch von ihr
bezeichnete Sachverständige durchführen Jassen.

(5) Die Kommission beurteilt, ob das technische Dossier ge.
mäß Absatz 2 und die Informationen gemäß Absatz 3 zufrie,
denstellend sind, und kann anschließend beschließen, eine Kon.
trollsteile oder Kontrollbehörde anzuerkennen und in das Ver-
zeichnis aufzunehmen. Dieser Beschluss erfolgt nach dem Ver-
fahren des Artikels 37 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
834/2007.



Artikel12

Verwaltung und Überprüfung des Verzeichnisses der im
Hinblick auf die Gleichwertigkeit anerkannten

KontrollsteIlen und Kontrollbehörden

(l) Eine Kontrollstelle oder Kontrollbehörde darf in das Ver-
zeichnis gemäß Artikel IO nur aufgenommen werden, wenn sie
den folgenden Verpflichtungen nachkommt:

,,'i.
a) Werden die von der Kontrollstelle oder Kontrollbehörde

durchgeführten Maßnahmen nach Aufnahme der Kontroll-
stelle oder Kontrollbehörde in das Verzeichnis geändert, so
muss die KontrollsteUe oder Kontrollbehörde dies der Kom-
mission mitteilen; Anträge auf Änderung der Informationen
über eine KontrollsteIle oder Kontrollbehörde gemäß Atti-
kel 10 Absatz 2 müssen der Kommission ebenfalls mitgeteilt
werden;

b) bis zum 31. März jedes Jahres übenmittelt die KontrollsteIle
oder Kontrollbehörde der Kommission einen kurzen lahres-
bericht. In dem Jahresbericht sind die Information~n des
technischen Dossiers gemäß Artikel l I Absatz 3 auf den
neuesten Stand zu bringen; insbesondere sind darin die
von der Kontrollstelle oder Kontrollbehörde in den Drittlän-
dern im Vorjahr durchgeführten Tätigkeiten, die erzielten
Ergebnisse, die festgestellten Unregelmäßigkeiten und Ver-
stöße und die getroffenen Abhilfemaßnahmen zu beschrei-
ben; der Bericht enthält außerdem den jüngsten Bewertungs-
bericht oder die AktuaJisierung dieses Berichts, der die Er-
gebnisse der regelmäßigen Ev.luierung vor Ort, Überwa-
chung und mehrjährigen Wiederbewertung ihrer Tätigkeiten
gemäß Artikel 33 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
834/2007 enthalten: die Kommission kann alle sonstigen.
Infanmationen anfordern, die sie für zweckdienlich hält;

, I

c) in Anbetracht der erhaltenen Informationen kann die Kom-
mission die Spezifikationen für die Kontrollstelle oder Kon-
trollbehörde jederzeit ändern und die Aufnahme der Stelle
oder Behörde in das Verzeichnis gemäß ArtikeIl O aussetzen;
ein ähnlicher Beschluss kann ergehen, wenn eine Kontroll-
stelle oder KontroUbehörde angeforderte Infanmationen nicht
übermittelt oder einer Prüfung vor Ort nicht zugestinnmt hat;

d) die Kontrollstelle oder Kontrollbehörde machr den Interes-
senten auf elektronischem Wege ein ständig aktualisiertes
Verzeichnis der als biologisch/ökologisch bescheinigten Un-
ternehmer und Erzeugnisse zugänglich.

" !i
,

(2) Wenn eine KontrollsteIle oder Kontrollbehörde den in
Absatz l Buchstabe b genannten Jahresbericht nicht übenmittelt,
die Informationen zu ihrem technischen Dossier und ihrem
Kontrollsystem oder das aktualisierte Verzeichnis der als ökolo-
gisch/biologisch bescheinigten Unternehmer und Erzeugnisse
nicht zur Verfügung hält oder nicht übermittelt oder einer Prü-
fung vor Ort nach Aufforderung durch die Kommission inner-
halb einer Frist, die die Kommission der Bedeutung des Prob-
lems entsprechend festsetzt und die im Allgemeinen nicht weni-

ger als dreißig Tage betragen darf, nicht zustimmt, dann kann
diese KontrollsteIle oder Kontrollbehörde nach dem Verfahren
des Artikels 37 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007
aus dem Verzeichnis der Kontrollstellen und Kontrollbehörden
gestrichen werden.

Versäumt eine Kontrollstelle oder Kontrollbehörde, rechtzeitio
geeignete Abhilfemagnahmen zu ergreifen, so wird sie vo~
der Kommission unverzüglich aus dem Verzeichnis gestrichen.

KAPlTEL 3

Übeifühnmg von gemäß Artikel 33 der Verordnung (EG) l:'¡
834/2007 eingeführten Erzeugnissen in den zollrechtlicl

freien Verkehr

Artikel 13

Kontrollbescheinigung

(1) Eine Sendung von in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung
(EG) Nr. 834/1007 genannten Erzeugnissen, die gemäß Arti-
kel 33 derselben Verordnung eingeführt werden, kann in der
Gemeinschaft nur in den zollrechrlich freien Verkehr überführt
werden, wenn

a) der betreffenden Behörde des Mitgliedstaats ein Original der
Konttollbescheinigung vorgelegt wird und

b) die Sendung durch die betreffende Behörde des Mitgliedstaats
überpnüft und díe Konttollbescheinigung gemäß Absatz 8
des vorliegenden Artikels mit einem Sichtvermerk versehen
wird.

(2) Das Original der Kontrollbescheinigung ist gemäß Arti-
kel 17 Absatz 2 sowie den Absätzen 3 bis 7 des vorliegenden
Artikels sowie dem Muster und den Anweisungen in Anh.ng V
auszufüllen. Die Anweisungen zum Muster und die in Artikel 17
Absatz 2 genannten Leitlinien werden von der Kommission
über das EDV-System für elektronischen Dokumentenaustausch
gemäß Artikel 17 zur Verfügung gestellt.

(3) Um akzeptiert zu werden, muss die Kontrollbescheini-
gung ausgestellt worden sein von

.) der Kontrollbehörde oder KontrollsteIle, die gemäß Artikel 7
Absatz 2 für die Ausstellung der Kontrollbescheinigung aus
einem gemäß Artikel 8 Absatz 4 anerkannten Drittland ak-
zeptiert worden ist, oder

b) der Kontrollbehörde oder Kontrollstelle im aufgefühtten
Drittland. die für das betreffende Drittland gemäß Artikel Il
Absatz 5 anerkannt worden ist.

(4) Die Behörde oder Stelle, die die Kontrollbescheinigung
ausstellt, stellt die Kontrollbescheinigung erst dann aus und ver-
sieht sie mit einem Sichtvermerk in Feld 1;, wenn sie



a) eine Dokumentenprüfung auf der Grundlage aller einschlägi-
ger Kontrollunterlagen, einschließlich und insbesondere des
Produktionsplans für die betreffenden Erzeugnisse, ailer Be-
förderungspapiere und Handelspapiere. vorgenommen hat
und

b) entweder eine Warenkontrolle der Sendung vorgenommen
oder eine ausdrückliche Erklärung des Ausführers erhalten
hat, aus der hervorgeht, dass die betreffende Sendung gemäß
Artikel J3 der Verordnung (EG) Nr. 834¡2007 erzeugt
und¡oder aufbereitet worden ist; sie hat eine risikoorientierte
Überprüfung der Glaubwürdigkeit dieser Erklärung durchzu-
führen.

Außerdem gibt sie jeder ausgestellten Bescheinigung eine lau-
fende Nummer und führt in chronologischer Reihenfolge über
die erteilten Bescheinigungen Buch.

(5) Die Kontrollbescheinigung ist in einer der Amtssprachen
der Gemeinschaft zu erstellen und mit Ausnahme der Stempel
und Unterschriften ausschließlich in Großbuchstaben oder aus-
schließlich in Maschinenschrift auszufüllen.

Die Kontrollbescheinigung ist in einer der Amtssprachen des
Bestimmungsmitgliedstaats zu erstellen. Erforderlichenfalls kön-
nen die betreffenden Behörden des Mitgliedstaats eine Überset-
zung der Kontrollbescheinigung in eine ihrer Amtssprachen ver-
langen.

Nicht beglaubigte Änderungen oder Streichungen maehen die
Bescheinigung ungültig.

(6) Die Kontrollbescheínígung wird in einem einzigen Origi-
nal erstellt.

Der erste Empfänger oder gegebenenfalls der Einführer kann zur
Unterrichtung der Komrollbehörden und Kontrollstellen gemäß
Artikel 83 der Verordnung (EG) Nr. 889¡2008 eine Kopie anfer-
tigen. Jede solche Kopie muss mit dem Aufdruck bzw, Stempel-
aufdruck "KOPIE" oder "DUPLIKAT' versehen sein.

(7) Für Erzeugnisse, die im Rahmen der Übergangsvorschrif-
ten gemäß Artikel 19 der vorliegenden Verordnung eingefübrt
werden, gilt Folgendes:

a) Die in Absatz 3 Buchstabe b genannte Kontrollbescheini-
gung enthält zum Zeitpunkt ihrer Vorlage gemäß Absatz I
in Feld I ó die Erklärung der zuständigen Behörde des Mit-
gliedstaats, die die Genehmigung nach dem Verfahren des
Artikels 19 erteilt hat;

b) die zuständige Behörde des Mitgliedstaats, die die Genehmi-
gung erteilt hat, kann die Zuständigkeit für die Erklärung in
Feld 1ó der Kontrollbehörde oder Kontrollstelle übertragen,
die den Einführer gemäß den KomrolJrnaßnahrnen in Titel V
der Verordnung (EG) Nr. 834¡2007 kontrolliert, oder den
Behörden übertragen, die als betreffende Behörden der Mit-
gliedstaaten bestimmt sind;

c) "die Erklärung in Feld 16 ist nicht notwendig, wenn

i) der Einführer eine Originalbescheinigung vorlegt, die von
der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, die die Ge-
nehmigung gemäß Artikel 19 der vorliegenden Vererd- . ,~i
nung erteilt hat, ausgestellt wurde und aus der hervor-j;" Il:
geht, dass die Sendung unter diese Genehmigung fällt,
oder

ii) die Behörde des Mitgliedstaats, die die in Artikel 19 ge-
nannte Genehmigung erteilt hat, der für die Prüfung der
Sendung zuständigen Behörde direkt und glaubwürdig
nachgewiesen hat, dass die Sendung unter diese Geneh-
migung fällt; dieses Verfahren des direkten Nachweises ist
für den Mitgliedstaat, der die Genehmigung erteilt hat,
fakultativ;

d) die Unterlage, die die Nachweise gemäß Buchstabe c Ziffern i
und íi enthält, muss folgende Informationen umfassen:

i) Bezugsnummer der Einfuhrgenehmigung und Darum des
"Ablaufs der Genehmigung;

ii) Name und Anschrift des Einführers;

iii) Ursprungsdrittland;

iv) Einzelheiten der ausstellenden Stelle oder Behörde und
Einzelheiten der Kontrollstelle oder -behörde im Dritt-
land, falls sie nicht identisch sind;

v) Bezeichnungen der betreffenden Erzeugnisse.

(8) Bei der Prüfung einer Sendung versehen die betreffenden
Behörden des Mitgliedstaats das Original der Kontrollbescheini-
gung in Feld 17 mit einern Sichtvermerk und geben es an die
Person zurück, die es eingereicht hat.

(9) Nach Annahme der Sendung füllt der erste Empfänger
Feld 18 des Originals der Kontrollbescheinigung aus, um zu
bescheinigen, dass die Annahme der Sendung gemäß Artikel 34
der Verordnung (EG) Nr. 889¡2008 erfolgt ist.



Anschlíeíiend sendet der erste Empfänger das Original der Be-
scheinigung an den in Feld 11 der Bescheinigung genannten
Einführe'!', um die Anforderung von Artikel 33 Absatz I Unter-
absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 zu erfüllen, es sei
denn, die Bescheinigung muss die Sendung gemäß Absatz 1 des
vorli<:genden Artikels weiter begleiten.

(IO) Die Kontrollbescheinigung kann auf elektronischem
Wege nach einem Verfahren ausgestellt werden, das der betref-
fende Mitgliedstaat den Kontrollbehörden oder KontrollsteIlen
zur Verfügung gestellt hat. Die zuständigen Behörden des Mit-
gliedstaats können vorschreiben, dass die elektronische Kontroll-
bescheinigung von einer fortgeschríttenen elektronischen Signa-
tur im Sinne von Artikel 2 Nummer 2 der Richtlinie
1999/93/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (') be-
gleitet wird. In allen anderen Fällen fordern die zuständigen
Behörden eine elektronische Signatur, die insofern gleichwertige
Garantien in Bezug auf die einer Signatur zugewiesen Funktio-
nen bietet, als Regeln und Bedingungen angewendet werden, die
denjenigen in den Vorschriften der Kommission über elektro-
nische und dígítalisíerte Dokumente in dem Beschluss
2004/563/EG, Euratom der Kommission (l) entsprechen.

Altikel 14

Besondere Zollverfahren

(l) Wird eine Sendung aus einem Drittland in das Zolllager-
verfahren oder in den aktiven Veredelungsverkehr (Níchterhe-
bungsverfahren) gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des
Rates e) überführt und einer oder mehreren Aufbereitungen im
Sinne von Artikel 2 Buchstabe i der Verordnung (EG) Nr.
834/2007 unterzogen, so ist sie vor Durchführung der ersten
Aufbereitung den Maßnahmen gemäß Artikel 13 Absatz l der
vorliegenden Verordnung zu unterziehen.

Die Aufbereitung kann folgende Vorgänge umfassen:

a) Verpackung oder Umpackung oder

b) Etikettierung hinsichtlich der Form des Hinweises auf die
ökologische/biologische Produktion.

Nach dieser Aufbereitung hat das mit einem Sichtvermerk ver-
sehene Original der Kontrollbescheinigung die Sendung zu be-
gleiten und ist der betreffenden Behörde des Mitgliedstaats vor-
zulegen, die die Sendung im Hinblick auf ihre überführung in
den zollrechtlieh freien Verkehr überprüfen muss.

Im Anschluss an dieses Verfahren wird das Original der Kon-
trollbescheinigung gegebenenfalls zur Erfüllung der Bedingung
von Artikel 33 Absatz I Unterabsatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
834/2007 an den in Feld 11 der Bescheinigung genannten Ein-
führer der Sendung zurückgesandt.

(l) ABI. l 13 vom 19.1.2000, S. 12.
e) ABI. l 251 vorn 27.7.2004, S. 9.
e) ABI. l 302 vom 19.10.1992. S. 1.

(2) Soll eine Sendung aus einem Drittland in einem Mitglied_
staat, bevor sie in der Gemeinschaft in den zollrechtlich freien
Verkehr überführt wird, im Rahmen eines Nichterhebungsvs-,
fahrens gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 in mehrere
Partien aufgeteilt werden, so ist sie vor dieser Aufteilung den in
Artikel 13 Absatz 1 der vorliegenden Verordnung genannten
Maßnahmen zu umerziehen.

Für jede der Partien, die sich aus der Aufteilung ergeben, wird
der betreffenden Behörde des Mitgliedstaats eine Tellkontrollhg,
scheinigung vorgelegt, wobei das Muster der Bescheinigung und
die Anweisungen des Anhangs VI eingehalten werden müssen.
Die Teilkontrollbescheinigung wird von der betreffenden Be-
hörde des Mitgliedstaat' in Feld 14 mit einern Sichtverm¿1
versehen. '

Eine Kopie jeder mit einem Sichtvermerk versehenen Teilkon-
trollbescheinigung wird zusammen mit dem Original der Kon-
trollbescheinigung von der Person aufbewahrt, die als der ur-
sprüngliche Einführer der Sendung identifiziert wurde und in
Feld l I der Kontrollbescheinigung genannt ist. Diese Kopie
muss mit dem Aufdruck bzw. Stempelaufdruck ..KOPIE" oder
"DlJPLlKAT" versehen sein.

Nach der Aufteilung hat das mit einem Sichtvermerk versehene
Original jeder Teilkontrollbescheinigung die betreffende Partie
zu begleiten und ist der betreffenden Behörde des Mitgliedstaats
vorzulegen, die die betreffende Partie im Hinblick auf ihre Über-
führung in den zollrechtlích freien Verkehr überprüfen muss.

Der Empfänger einer Partie hat bei ihrer Annahme Feld 15 des
Originals der Teilkontrallbescheinigung auszufüllen, um zu be-
scheinigen, dass die Annahme der Partie gemäß Artikel 34 der
Verordnung (EG) Nr. 889/2008 erfolgt ist.

Der Empfänger einer Partie hält die Teilkantrollbescheinigung
den Kontrollbehörden und/oder Kontrollstellen mindestens zwei
Jahre lang zur Verfügung.

(3) Die Aufbereitung und die Aufteilung gemäß Absatz l
bzw, Absatz 2 sind nach den einschlägigen Bestimmungen
von Titel V der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 und Titel IV
der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 durchzuführen.

Artikel15

Nichtkonfonne Erzeugnisse

Unbeschadet etwaiger Maßnahmen oder Aktionen genläß Arti-
kel 30 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 und/oder Artikel 85
der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 dürfen Erzeugnisse, die mit
den Anforderungen der vargenannten Verordnung nicht über-
einstimmen. nur dann in der Gemeinschaft in den zollrechtlich
freien Verkehr überführt werden, wenn in der Kennzeichnung,
der Werbung und den Begleitpapieren alle Bezüge auf die bio-
logische/ökologische Produktion entfernt werden.



TITELIV

GEMEINSAME VORSCHRIFTEN

Artikel 16

PrÜfung der Anträge ~nd ~ eröffentlichung der
Verzelchrusse

Die Kommission prüft die gemäß. den Artikeln 4. 8 und
. egangenen Anträge mit Unterstützung des Ausschusses

. :~~ogische/biologische Produktion im Sinne von Artikel 37
fíi~o o J der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 (nachstehend "der
A sathZuss"genannt). Für diesen Zweck gibt sich der Ausschuss
AussC ..
eine besondere Geschaftsordnung.

Z Unterstützung der Kommission bei der Prüfung der Anträge
s:~e der Verwaltung und über~rbeitung der Ver~eich:,isse setzt
d'e Korn~ission eine Sachverstandlgengruppe em, die aus be-
h~rdlichen und privaten Sachverständigen besteht.

(2) Für jeden eingegangenen Antrag benennt die Kommission
nach angemessener Konsultation der Mitgliedstaaten gemäß der
besonderen Geschäftsordnung zwe. Mitghedstaaten. díe als ge-
mdnsame Berichterstatter fungieren. Die Kommission teilt die
Anträge nach Maßgabe der Stimmen jedes Mitgliedstaats im
Ausschuss für ökologischefbiologische Produktion auf die Mit-
gliedstaaten auf. Die gemeinsam Bericht erstattenden Mitglied-
staaten prüfen die sich auf den Antrag beziehenden Unterlagen
und Informationen gemäß den Artikeln 4. 8..and II und er-
stellen einen Bericht. Für die Verwaltung und Uberarbeítung der
Verzeichnisse prüfen sie auch die Jahresberichte und etwaige
sonstige sich auf die Einträge in den Verzeichnissen beziehende
Infannationen gemäß den Artikeln 5. 9 und 12.

(3) Unter Berücksichtigung des Ergebnisses der Prüfung
durch die gemeinsam Bericht erstattenden Mitgliedstaaten be-
schließt die Kommission nach dem Verfahren des Artikels 37
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 über die Aner-
kennung der Drittländer .. KontrollsteIlen oder Kontrollbehörden.
ihre Aufnahme in die Verzeichnisse und etwaige Anderungen
der Verzeichnisse einschließlich der Eneilung einer Codenum-
mer an diese Stellen und Behörden. Die Beschlüsse werden im
Amtsblatt der EUTopäischen UniOlt veröffentlicht.

(4) Die Kommission veröffentlicht die Verzeichnisse mit ge-
eigneten technischen Mitteln, auch im Internet.

Artikell7

Mitteilungen

(l) Zur Übennittlung von Unterlagen oder anderen Informa-
tionen gemäß den Artikeln 32 und 33 der Verordnung (EG) Nr.
834/2007 und gemäß der vorliegenden Verordnung an die
Kommission und die Mitgliedstaaten setzen die zuständigen Be-
hörden der Drittlander, die Kontrollbehörden oder Kentrollstel-
len die elektronische Datenübermittlung ein. Stellen die Kom-
mission oder die Mitgliedstaaten besondere elektronische Daten-
übermittlungssysteme zur Verfügung. so sind diese von den
Behörden und Stellen zu nutzen. Auch die Kommission und
die Mitgliedstaaten nutzen diese Systeme, um sich gegenseitig
die betreffenden Unterlagen zu übermitteln.

(2) Für Fonn und Inhalt der Unterlagen und Informationen
gemäß den Artikeln 32 und 33 der Verordnung (EG) Nr.
834/2007 und gemäß der vorliegenden Verordnung erstellt
die Kommission Leitlinien, Muster und gegebenenfalls Fragebo-
gen und macht sie über das Computersystern gemäß Absatz l
dieses Artikels zugänglich. Diese Leitlinien, Muster und Frage-
bogen werden von der Kommission angepasst und aktualisiert,
nachdem sie die Mitgliedstaaten und die zuständigen Behörden
der Drittländer sowie die gemäß der vorliegenden Verordnung
anerkannten Kontrollbehörden und Kontrollstellen unterrichtet
hat.

(3) In dem Computersystem gemäß Absatz l müssen die
einschlägigen Anträge, Unterlagen und Informationen gemäß
der vorliegenden Verordnung einschließlich der gemäß Arti-
kel 19 gewährten Genehmigungen gesammelt werden können.

(4) Die Bescheinigungen und Belege gemäß den Artikeln 32
und 33 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 und gemäß der
vorliegenden Verordnung, insbesondere den Arrikeln 4. 8 und
Il, sind von den zuständigen Behörden der Dríttländer, den
KontrolIbebörden und den Kontrollstellen nacb dem Jahr. in
dem die Kontrollen startgefunden haben oder die Kontrollbe-
scheinigungen und sonstigen Bescheinigungen ausgestellt wur-
den. noch mindestens weitere drei Jahre lang zur Verfügung der
Kommission und der Mitgliedstaaten zu balten.

(5) Erfordert eine Unterlage oder ein Verfahren gemäß den
Attikeln 32 und 33 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 oder
den dazugehörigen Durchführungsbestimmungen die Unter-
schrift einer ennächtigten Person oder die Zustimmung einer
Person auf einer oder mebreren Stufen des Verfahrens. so
muss es mit den für die Übermittlung dieser Unterlagen einge-
ricbteten computergestützten Systemen möglich sein, jede Per-
son zweifelsfrei zu identifizieren und im Einklang mit den Ge-
meinschaftsvorschriften und insbesondere mit dem Beschluss
2004/563/EG, Euratom der Kommission ausreichende Gewähr
für die Unveränderbarkeit des Inhalts der Unterlagen auch wäh-
rend der verschiedenen Pbasen des Verfahrens zu bieten.

TITEL V

SCHLUSS-UND ÜBERGANGSBE>TI~GEN

Artikel18

Übergangsbestimmungen flir das Verzeichnis der
Drittländer

Aufnahmeanträge. die von Drittländern gemäß Artikel 2 der
Verordnung (EG) Nr. 345/2008 vor dem 1. Januar 2009 ein-
gereicht worden sind. gelten als Anträge im Sinne von Anikel 8
der vorliegenden Verordnung.

Das erste Verzeichnis der anerkannten Länder umfasst Argenti-
nien. Australien. Costa Rica, Indien. Israel, Neuseeland und die
Schweiz. Es enthält nicht die Codenummern gemäß Anikel 7
Absatz 2 Buchstabe f der vorliegenden Verordnung. Diese Co-
denummern werden vor dem 1. Juli 2010 durch eine Aktuali-
sierung des Verzeichnisses gemäß Attikel 17 Absatz 2 hinzuge-
fügt.



Artikel J9

Übergangsbestimmungen für die gleichwertige Einfuhr Von
Erzeugnissen, die ihren Ursprung nicht in einem im

Verzeichnis aufgeführten Drittland haben

(1) Gemäß Artikel 40 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007
kann einem Einführer in dem Mitgliedstaat, in dem er seine
Tätigkeit gemäß Artikel 28 derselben Verordnung gemeldet
hat, VOn der zuständigen Behörde dieses Mitgliedstaars die Ge-
nehmigung erteilt werden, Erzeugnisse aus Drinländern in Ver-
kehr zu bringen, die nicht in dem Verzeichnis gemäß Artikel 33
Absatz 2 derselben Verordnung aufgeführt sind, sofern der Ein-
fiihrer hinreichende Nachweise dafür erbringt, dass die Bedin-
gungen von Artikel 33 Absatz 1 Buchstaben a und b derselben
Verordnung erfüllt sind.

Ist der Mitgliedstaat, nachdem er dem Einführer oder jeder an-
deren betroffenen Person Gelegenheit zur Äußerung gegeben
hat, der Auffassung, dass diese Bedingungen nicht mehr erfüllt
sind, so zieht er die Genehmigung zurück.

r

Die Genehmigungen erlöschen spätestens 24 Monate nach der
Veröffentlichung des ersten Verzeichnisses der gemäß Artikel JO
der vorliegenden Verordnung anerkannten KontrollsteIlen und
Kontrollbehörden.

"Iii Für die eingefUhrten Erzeugnisse müssen Kontrollbescheinigun-
gen gemäß Artikel 13 vorliegen, die von der Kontrollbehörde
oder Kontrollstelle ausgestellt wurden, die von der zuständigen
Behörde des genehmigenden Mitgliedstaats als für die Ausstel-
lung der KontroIlbescheinigung zuständig anerkannt worden ist.
Das Original der Bescheinigung muss der Ware bis zum Betrieb
des ersten Empfängers beigefügt sein. Anschließend muss der
Einführer die Bescheinigung mindestens zwei Jahre lang für die
Kontrollstelle und gegebenenfalls die Kontrollbehörde zur Ver-
fügung halten.

I
n.

"I

'I
"

'i
II

(2) Jeder Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaa-
ten und die Kommission über jede gemäß diesem Artikel erteilte
Genehmigung, wobei auch Informationen über die betreffenden
Produktionsvorschriften und Kontrollvorkehrungen übermittelt
werden,

(3) Auf Antrag eines Mitgliedstaats oder auf Veranlassung der
Kommission wird eine gemäß diesem Artikel erteilte Genehmi-
gung vom Ausschuss für ökologische/biologische Produktion

geprüft. Stellt sich bei dieser Prüfung heraus, dass die Bedingun_
gen von Artikel 33 Absatz 1 Buchstaben a und b der Verord_
!lung (EG) Nr. 834/2007 nicht erfüllt sind, so fordert die Kom_
mission den betreffenden Mitgliedstaat auf, seine Genehmigung
zurückzuziehen.

(4) Die Mitgliedstaaten dürfen die Genehmigungen gemäß
Absatz 1 dieses Artikels nach Ablauf einer Frist VOn zwölf
Monaten ab dem Tag der Veröffentlichung des ersten Verzeich_
nisses der Kontrollstellen und Kontrollbehörden gemäß Arti-
kel Il Absatz 5 nicht mehr erteilen, es sei denn, bei den ein-
geführten Erzeugnissen handelt es sich um Waren, deren Er-
zeugung im Drittland durch eine Kontrollstelle oder Kontroll
behörde kontrolliert wurde, die nicht in dem gemäß Artikel i~
erstellten Verzeichnis aufgeführt ist.

(5) Ab dem 1. Januar 2013 dürfen die Mitgliedstaaten keine
Genehmigungen gemäß Absatz 1 mehr erteilen.

(6) Jede Genehmigung Zum Inverkehrbringen von aus einem
Drittland eingeführten Erzeugnissen, die einem Einführer VOn
der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaats gemäß Artikel 1 J
Absatz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 vor dem 31. De-
zember 2008 erteilt worden ist, erlischt bis spätestens zum
31. Dezember 2009.

Artikel20

Aufhebung

Die Verordnungen (EG) Nr. 345/2008 und (EG) Nr. 605/2008
werden aufgehoben.

Verweise auf die aufgehobenen Verordnungen gelten als Ver-
weise auf die vorliegende Verordnung nach der Emsprechungs_
tabelle in Anhang VII.

Artikel 21

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem 1. Januar 2009.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 8. Dezember 2008

Für die Kommission
Mariann FISCHERBOEL

Mitglied cler Kommission



ANHANG T

VERZEICHNIS DER IM HINBLICK AUF DIE KONFORMITÄT ANERKANNTEN KONTROLLSTELLEN UND
KONTROLLBEHÖRDEN UND ZUGEHÖRIGE SPEZIFIKATIONEN GEMÄSS ARTIKEL 3



1
ANHANG Il

BESCHEINIGUNGSMUSTER

gemäß Artikel 6 Absatz l

Dem Unternehmer gemäß Artikel 32 Absatz 1 Buchstabe c und Artikel 29 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 auszustellende
Bescheinigung, die tür die Einfuhr von konformen Erzeugnissen gemäß Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 erlorderlich ist

1. Nummer der Bescheinigung:

2. Name und Anschrift des Unternehmers: 3. Name, Anschrift und Codenummer der KontrollsteHe/KontrolJbehörde:

Haupttätigkeit (Erzeuger, Verarbeiter, Einführer usw.): 'í

4. Erzeugnisgruppen!Tätigkeit: 5. definiert als:
C

- Pflanzen und pflanzliche Erzeugnisse: ökologische/biologische Erzeugnisse, UmsteJJungserzeugnisse undauch nichtökologischelnichtbio)oglsche Erzeugnisse, soweit eineparallele ProduktionNerarbeitung im Sinne von Artikel l' der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 stattfindet

- Tiere und tierische Erzeugnisse:

- Verarbeitungserzeugnisse:

6. Gù1tigkeitsdauer: 7. Datum der Kontrolle(n):

Pflanzliche Erzeugnisse: vom ". bis ...

Tierische Erzeugnisse: vom ". bis ".

Verarbeitungserzeugnisse: vom ... bis ...

8. Diese Bescheinigung wurde gemäß Artikel 32 Absatz 1 Buchstabe c und Artikel 29 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 sowie Artikel 6 der
Verordnung (EG) Nr. 123512008 ausgestellt. Der angegebene Unternehmer hat seine Tätigkeiten der Kontrolle unterstellt und erfüllt die Anfor-
derungen der vorgenannten Verordnungen.

Datum, Ort:

Unterschrift für die ausstellende KontroJistelJelKontrollbehörde:



ANHANG III

VERZEICHNIS DER DRIITLÄNDER UND ZUGEHÖRIGE SPEZlFlKATlONEN GEMÄSS ARTIKEL 7

ARGENTINIEN

l. Erzeugniskategorien:

a} lebende oder unverarbeitete landwirtschaftliche'Úzeugnisse und vegetarives Vermehrungsmatertal und Saatgut flir
den Anbau, ausgenommen

- Tiere und tierische Erzeugnisse, die, mit einern Hinweis auf die Umstellung gekennzeichnet sind oder ge-
kennzeichnet werden solJen; ,.I

b) für die Verwendung als Lebensmittel bestimmte verarbeitete landwirtschaftliche Erzeugnisse, ausgenommen

- tierische Erzeugnisse. die mit einem Hinweis auf die Umstellung gekennzeichnet sind oder gekennzeichnet
werden sollen.

2. Ursprung Die Erzeugnisse dej' Kategorie unter Nummer l Buchstabe a und die aus ökologischer/biologischer
Produktion stammenden Zutaten der Erzeugnisseder Kategorie unter Nummer l Buchstabe b müssen in Argentinien
erzeugt worden sein.

3. Produktionsvorschriften: Ley 25 127 sobre "Producción ecológica, biológica )' orgánica"

4. Zuständige Behörde: Servicio Nacional de Sanidad y Calidad Agroalimentaria SENASA, ..vww.senasa.gov.ar

5. KontrollsteUen:

- Food Safety SA, wwwfocdsafety.ccm.ar

- lnstituro Argentino para la Cenificación )' Promoción de Productos Agropecuarios Orgånicos SRL (Argencert).
www.argeneert.com

- Letis SA, www.letis.com.ar

- Organización Internacional Agropecuaria (OLA",),www.oia.com.ar

6. Bescheinigungserteilende SteUen: siehe Nummer 5.

7. Befristung der Aufnahme: JO. Juni 20ll.

AUSTRALIEN

1. Erzeugniskategorien:

a) unverarbeitete pflanzliche Erzeugnisse und vegetatives Vermehrungsmaterial und Saatgilt für den Anbau;

b) rur die Verwendung als Lebensmittel bestimmte verarbeitete landwirtschaftliche Erzeugnisse, die im Wesentlichen
aus einer oder mehreren Zutaten pflanzlichen Ursprungs bestehen.

2. Ursprung: Die Erzeugnisse der Kategorie unter Nummer 1 Buchstabe a und die aus ökologischerfbiologischer
Produktion stammenden Zutaten der Erzeugnisse der Kategorie unter Nummer l Buchstabe b müssen in Australien
erzeugt worden sein.

3. Produktionsvorschriften: National standard for organic and bio-dynamic produce

4. Zuständige Behörde: Australian Quarantine and Inspection Service AQIS, www.aqis.gov.au

5. Kontrollstellen und -behörden:

- Australian Certifíed Organic Pry. Ltd., www.australlanorganíc.com.au

- Australian Quarantine and Inspection Service (AQIS), www.aqiagov.au

- Bio-dynamic Research Institute (BORI),www.demeter.org.au

- National Association of Sustainable Agriculture, Australia (NASAA), www.nasaa.com.au

- Organic Food Chain Pty Ltd (OFq, www.organicfoodchaín.com.au

,,- AUS-QUAL Pty Ltd, www.ausqual.corn.au ".
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6. Bescbeinigungserteílende Stellen und Behörden: siehe Nummer 5.

7. Bèfrisrung der Aufnehme: 30. Juni 2013.

COSTA RICA

l. Erzeugniskategorien:

aj unverarbeitete pflanzliche Erzeugnisse und vegeranves Vermehrungsmaterial und Saatgut für den Anbau,

b) für die Verwendung als Lebensmittel bestimmte verarbeitete pflanzliche Erzeugnisse.

2. Ursprung; Die Erzeugnisse der Kåregorie unter Nummer l Buchstabe a und die aus ökologischer/biologischer
Produktion stammenden Zutaten der Erzeugnisse der Kategorie unter Nummer I Buchstabe b müssen in Costa
Rica erzeugt worden sein.

¡:
i I.l
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3. Produktionsvorschriften: Reglamento sobre Ia agricultura orgánica

4. Zuständige Behörde: Servicio Fitosanitarío del Estado, Ministerío de Agricultura y Ganadería,
v,rwv.,'.protecnet.go.crjSFE/Organica.hnn

5. Kontrollstellen:

- BCS Oko-Carantíe, www.bcs-oeko.corn

- Eco-LOGICA, www.eco-logíca.com'

,,- Control Union Certifications, www.cuperu.com".

6. Bescheinigungseneilende Behörde: Mínisteric de Agricultura y Ganadería.

7. BefriStIUIg der Aufuahme: 30. Juni 2011.

INDIEN

l. Erzeugniskaregorien:

a) unverarbeitete pflanzliche Erzeugnissl! und vegetatíves Vermehrungsmaterial und Saatgut für den Anbau,

b) für die Verwendung als Lebensmittel bestimmte verarbeitete landwirtschaftliche Erzeugnisse, die im Wesentlichen
aus einer oder mehreren Zutaten pflanzlichen Ursprungs bestehen.

2. Ursprung: Die Erzeugnisse der Kategorie unter Nummer 1 Buchstabe a und die aus ökologischer/biologischer
Produktion stammenden Zutaten .der Erzeugnisse der Kategorie unter Nummer l Buchstabe b müssen in Indien
erzeugt worden sein.

3. Produktionsvorschriften: National Programme for Organic Production

4. Zuständige Behörde: Agricultural and Processed Food Export Development Authority APEDA,
www.apeda.comjorganic



5. Kontrollstellen und -behörden:

- Bureau Veritas Certification India Pvt. Ltd, www.bureveritas.co.in

- Contra! Union Certifications, www.controlunion om

- Eeccert SA (India ~ranch Office), www.eco . rt.in

www.tndocert.org

- Lacon Quality Certification Ltd, www.laconindia.com

- Natural Organic Certíf tion Association, www.nocatndía.ccm

- OneCert Asia A . Certification private Limited. www.onecertasía.in

. Ltd, www.in.sgs.com

- Uttar: hal State Organic Certification Agency (USOCA), wwv.r.organicuttarakhand.org/produccs_certification.hrrn

¡asthan Organic Certíficarion Agency (ROCA).

,,- Aditi Organic Certifications Pvt. Ltd, www.aditicert.ner

- A?OF Organic Certification Agency (AOCA). www.aoca.ín

- Bureau Veritas Certification India Pvt. Ltd, www.bureauveritas.co.in

- Control Union Certifications, www.controlunion.com

- ECOCERT India Private Límited, www.ecocert.ín

- Food Cert India Pvt. Ltd, www.foodcert.ín

- IMO Control Private Limited. www.írno.ch

- Indian Organic Certification Agency {Indocert), www.índocert.org

- ISCO? (Indian Society for Certification of Organic products), www.iscoporganíccertiflcation.com

- Lacon Quality Certification Pvt. Ltd, www.laconindla.com

- Natural Organic Certification Association, www.nocaíndía.com

- OneCert Asia Agri Certification private Limited, www.onecertasia.ín

- SGS India Pvt. Ltd, www.ín.sgs.com

- Unaranehal State: Organic Certification Agency (USOCA),
WW'W.organicuttarakhand.org/products_eerrificacion.htm

- Vedic Organic certification Agency, www.vediccertífication.com

- Rajasthan Organic Certification Agency (ROCA),
hctp:ll~rww.rajasthankrishi.gov.in/DepartmentsISeedCert/index_engasp";



b) In Nummer 7 wird die Angabe ,,2009" durch die Angabe ~2014" ersetzt,

6. ßcschcinigungserteilcmlc Stellen und Behörden; siehe Nummer 5.

7. Befristung der Aufnahme: 30. Juni 2009.

lSRAEL

i. Erzecgnískaregorien;

aj unverarbeítere pflanzliche Erzeugnisse und vegetarives Vermehrungsmaterial und Saatgut für den Anbau,

b) für die Verwendung als Lebensmittel bestimmte verarbeitete landv.;.irrschafrkhc Erzeugnisse. die im Wesentlichen "l
aus einer oder mehreren Zutaten pflanzlichen Ursprungs bestehen.

2. Ursprung: Die Erzeugnissé der Kategorie unter Nummer l Buchstabe a und die aus ökologischer/biologischer
Produktion stammenden Bestandteile der Erzeugnisse der Kategorie unter Nummer I Buchstabe b müssen in Israel
erzeugt oder nach Israel eingeführt worden sein

- nus der Cerneinschaft

- oder aus einem Drittland im Rahmen einer gemäß den Bestimmungen von Artikel 33 Absatz 1 der Verordnung
(EG) Nr, 834/200i als gleichwertig anerkannten Regelung,

3. Produkcionsvorschrifi:en: National Standard for organically grown plants and their products

4. Zuständige Behörde: Plant Protection and Inspection Services (PPIS),WVIW.ppis.moag.gov.il

;, Kontro!lstellen und -behördeæ

- AGRIOR Lrd-Orgnnk Inspection & Certification. v."WW.agrior.co.n

- IQC Iristirute of Quality & Control. www.íqc.co.íl

- Plant Protection and Inspection Services (PPIS),www.ppis.moag.gov.il

S!:.: hud 11lSp"tiOD & e"'¡[icatioll, ••• ,ska:l,co,il

M- Secal Israel Inspection and certification, www.skal.co.il":

"ª 6, Bescheinigungserteilende Stellen und Behörden: siehe Nummer 5,

7, Befristung der Aufuahme: 30, Juni 2013,

SCHWEIZ

1. Erzeugniskategorien: lebende oder unverarbeitete landwirtschaftliche Erzeugnisse unci vegetatives Vernlehrungsmate_
rial, für die Venvendung als Lebensmittel bestimmte verarbeitete landwinschaftliche Erzeugnisse. Futtermittel und
Saatgut fur den Anbau, ausgenommen

- Erzeugnisse, die während des UmsrelJungszeitraums erzeugt 'WUrden,und Erzeugnisse, die einen 'während des
Umstellungszertraums erzeugten Bestandteil landwirtschaftlichen Ursprungs enthalten.

2. Ursprung: Die Erzeugnisse und die aus ökologischer/biologischer Produktion stammenden Bestandteile von Erzeug-
nissen müssen in der Schweiz erzeugr oder in die Schweiz. eingeführt worden sein

- aus der Gemeinschaft

- oder aus einem Drinland. dessen Produktions- und KontrolJvorschrifren von der Schweiz als denen des schweize-
risehen Rechts gleichwertig anerkannt worden sind.

3. Produktionsvorschriften: Verordnung über die biologische Landwírtschafr und die Kennzeichnung biologisch pro-
duzjener Erzeugnisse und Lebensmittel

4. Zuständige Behörde: Bundesamt für Landwirtschaf BnV,
http://www.blw.admin.ch!themen/00013/00085/00092/index.html?lang=d,



l
'I
I.

5. Konrrollsrellerr

- Bio Tesr Agl'Cl (BTA). www.bío-tesr-agro.ch

- bio.inspecta AG, www.bio-inspecta.ch

- Institut für Marktökologie (IMO), www.imo.ch

- ProCert Safety AG, www.procert.ch y

6. Bescheinigungseneilende Stellen: sieht Nummer 5.

7. Befristung der Aufnalune: Ja. Juni 201 J .

..TUNESIEN

l. Erzeugniskaregoriem

aj unverarbeitete pflanzliche Erzeugnisse und vegeranves Vermehrungsmaterial und Saatgur für den Anbau,

b) für die Verwendung als Lebensmittel bestimmte verarbeitete landwirtschaftliche Erzeugnisse, die im Wesentlichen
aus einer oder mehreren Zutaten pflanzlichen Ursprungs bestehen.

2. Ursprung: Die Erzeugnisse der Kategorie unter Nummer 1 Buchstabe a und die aus ökologischer/biologischer
Produktlon stammenden Bestandteile der Erzeugnisse det Kategorie unter Nummer l Buchstabe b müssen in
Tunesien erzeugt worden sein.

3. Produkrionsvorschriften: Loi n'' 99-30 du 5 avri11999. relative à j'agriculture biologique: Arrêté du ministre de
l'agriculture du 28 février 2001. portant approbation du cahier des charges type de Ja production végétale seJon le
mode bíologlque ..

4. Zuständige Behörde: Direction générale de la Production Agricole, www.egríportaíl.m

5. Kontrollstellen:

- Eeccert S.A en Tunisie, www.ecocert.com

- Istítuto Mediterráneo di Certíficazione IMC. www.ímcert.ít

- BeS, www.bcs-ceko.corn

- Lacon. www.lacon-institute.corn

6. Bescheinigungseneilende Stellen: siehe Nummer 5

7. Befristung der Aufnalune: JO. Juni 2012"



NEUSEELAND

1. Erzeugniskategorien:

aj lebende oder unverarbeitete landwirtschaftliche Erzeugnisse und vegeranves VennehrungsmateriaJ und Saatgut für
den Anbau, ausgenommen

- Tiere und tíerísche Erzeugnisse, die mit einem Hinweis auf die Umstellung gekennzeichnet sind oder ge~
kennzeichnet werden sollen,

- Erzeugnisse der Aquakulrur-

b) für die Verwendung als Lehensmirtel bestimmre verarbeítete landwirtschaftliche Erzeugnisse, ausgenommen

- tierische Erzeugnisse, die mit einem Hinweis auf die Umstellung gekennzeichnet sind oder gekennzeichnet
werden sollen,

- Erzeugnisse, die Erzeugnisse der Aquakultur enthalten.

2. Ursprung: Die Erzeugnisse der Kategorie unter Nummer l Buchstabe a und aus ökologischer/biologischer Produktion
stammende Zutaten der Erzeugnisse cler Kategorie unter Nummer I Buchstabe b müssen in Neuseeland erzeugt oder
nach Neuseeland eingeführt worden sein

- aus der Gemeinschaft

- oder aus einern Drittland im Rahmen einer gemäß den Bestimmungen von Artikel 33 Absatz 2 der Verordnung
(EG)Nr. 834{2007 als gleichwertig anerkannten Regelung

- oder aus einem Drittland. dessen Produktions- und Kontrollvorschriften auf der Grundlage der Garantien und
Informationen, die von der zuständigen Behörde des betreffenden Landes gemäß den von der MAF aufgestellten
Vorschriften geliefert wurden, als dem MAF-Programm ..Food Official Organic Assurance Programme" gleichwertig
anerkannt worden sind, wobei nur die aus ökologischerfbiologischer Produktion stammenden Zutaten, die mit
einem Höchstanteil von 5 % in Erzeugnisse landwirtschaftlichen Ursprungs in den in Neusee1and aufbereiteten
Erzeugnissen der Kategorie unter Nummer] Buchstabe b eingehen sollen, eingeführt werden dürfen.

3. Produktionsvorscbriften: NZFSA Technical Rules for Organic Production

4. Zuständige Behörde: New Zealand Food Safety Authority NZFSA, http:{{www.nzfsa.govt.nz{organics{
5. KonttollsteIlen:

- AsureQuality, www.organíccertificatíon.co.nz

- BlO-GRO New Zealand, www.bio-gro.co.nz

6. Beseheinigungseneilende Behörde: Ministry of Agriculture and Forestry (MAFJ - New Zealand Food Safety
Authorit)' (NZFSA).

7. Befristung der Aumahme: 30. Juni 2011.



ANHANG IV

VERZEICHNIS DER IM HINBLICK AUF DIE GLEICHWERTIGKEIT ANERKANNTEN KONTROLLSTELLEN
UND KONTROLLBEHÖRDEN UND ZUGEHÖRIGE SPEZIFIKATIONEN GEMÄSS ARTIKEL 10
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ANHANG V

MUSTER DER KONTROLLBESCHEINIGUNG

für die Einfuhr von Erzeugnissen aus ökologischer/biologischer Produktion in die Europäische Gemeinschaft
gemäß Anikel 13

"¡'Das Muster der Bescheinigung ist bindend hinsichtlich:

- Wortlaut,

- Fonnat (aufeinem einzigen Blan),

- Layout und Größe der Felder.



KONTROLLBESCHEINIGUNG FÜR DIE EINFUHR VON ERZEUGNISSEN AUS ÖKOLOGISCHEM LANDBAU/BIOLOGISCHER LANDWIRTSCHAFT
IN DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT

1. Ausstellende Stelle oder Behörde (Name und Anschrift) 2. Verordnung Nr. 834/2007 des Raies Artikel 33 Absatz 2 D
oder Absatz 3 D oder Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 der
Kommission Artikel 19 D

3. Laufende Nummer der Kontrollbescheinigung 4. Bezugsnummer der Ermächtigung gemäß Artikel 19

5. Ausführer (Name und Anschrift) 6. KontrolIsteUe oder -behörde (Name und Anschrift))

7. Erzeuger oder AUfbereiter des Erzeugnisses (Name und Anschrift) 8. Versandland

9. BestlmmungsJand

10. Erster Empfänger in der Gemeinschaft (Name und Anschrift) 11. Name und Anschrift des Einführers

12. Kennzeichnungen und Nummern, Container-Nr., Anzahl und Art, Verkehrs- 13. KN-Codes 14. Gemeldete Menge
bezeichnung der Ware

is. Erklärung der in Feld 1 angegebenen Stelle oder Behörde

Hiermit wird besohelnigt. dass diese Besohelnlgung auf der Grundlage der Kontrollen gemäß Artikel13 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 123512008
ausgestellt Worden Ist, und die vorstehenden Erzeugnisse gemäß den Erzeugungs~ und Kontrollregeln für den ökologischen Landbau gewonnen
wurden, die gemäß den Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 als gleichwertig geJten.

Datum

Name und Unterschrift des Bevollmächtigten Stempel der ausstellenden Stelle oder Behörde



Datum

16. Erklärung der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats der Europäischen, Union, die die Einfuhrermächtigung erteilt hat, oder der von Ihr damit
beauftragten StelIs.

Hiermit wird bescheinigt, dass mr die Vermarktung der vorstehenden Erzeugnisse In der Europäischen Gemeinschaft eine Ermächtigung nach dem
Verfahren von Artikel 19 der Verordnung (EG) 1235/2008 erteilt wurde, die die in Feld 4 aufgeführte Nummer der Enmächtigung trägt.

Name und Unterschrift des Bevollmächtigten Stempel der zuständigen Behörde oder ihres Stellvertreters im Mitgliedstaat

17. Prüfung der Sendung durch die betreffende Behörde des Mitgliedstaats

Mitgliedstaat: ..

EInfuhrregistrierung (Typ, Nummer, Datum und Ausstellungsbüro der Zollanmeldung): .

Datum: .

Name und Unterschrift des Bevollmächtigten Stempel

18. Erklärung des ersten Empfängers

Hiermit wird bescheinigt, dass die Annahme der Waren gemäß Artikel 34 Verordnung (EG) Nr. 889/2008 erfoJgt ist

Name des Unternehmens Datum

Name und Unterschrift des Bevollmächtigten



Feld 9:
Das Bestimmungsland ist das Land des ersten Empfängers tn der Gemeinschaft.

4nweisungen
Behörde oder Stelle oder sonstige bezeichnete Behörde oder Stelle g"emäß Artikel13 Absatz 3 der Verordnung (EG) 1235/2008. Diese Stelle

Feld1: füllt auch die Felder 3 und 15 aus.

Feld 2:
In diesem Feld sind die EG-Verordnungen aufgeführt, die für die Ausstellung und Verwendung dieser Bescheinigung maßgeblich sind; es ist die
Jeweils zutreffende Vorschrift anzugeben.

Laufende Nummer der Kontrollbescheinigung, die von der aussteHenden Stelle oder Behörde gemäß Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EG)
Nr. 1235/2008 ertent wurde.

Nummer der Ermächtigung im Falle der Einfuhr gemäß Artikel 19. Dieses Feld wIrd von der ausstellenden Stelle oder, wenn die Angaben zu
dem Zeitpunkt. zu dem die ausstellende Stelle Feld 15 mit Ihrem Sichtvermerk versieht, noch nicht verfügbar sind, vom Einführer ausgefüllt.

Name und Anschrift des Ausführers.

Kontro!lbehörde oder -stelle zur Überwachung der EInhaltung der Regeln des ökologischen Landbaus im Versanddrittland beim letzten Arbeits-
vorgang (Erzeugung und Aufbereitung, einschließlich Verpackung und Etikettierung) vorgenommen hat.

Unternehmen, das in dem in Feld 8 genannten Drittland die lelzte Bearbeitung der Sendung (Erzeugung, Aufbereitung, einschließlJch Ver-
packung und Kennzeichnung) verpenemmen hat.

Feld 3:

Feld 4:

Feld 5:

Feld 6:

Feld 7:

Feld 10; Name und Anschrift des ersten Empfängers der Lieferung in der Gemeinschaft. Der erste Empfänger ist die natürliche oder Juristische Person,
an die die Sendung geliefert wird und bei der mit ihr im Hinblick auf die weitere Behandlung undloder Vermarktung umgegangen wird. Der erste
Empfänger muss auch Fejd 18 ausfüllen.

Feld 11: Name und Anschrift des Einfûhrers. Der Einführer ist die natürliche oder juristische Person in der Europäischen Gemeinschaft, die die Sendung
zur Abfertigung zum zollrechtlíchen freien Verkehr in der Europäischen Gemeinschaft entweder selber oder über einen Vertreter vorlegt

Feld 13: KN-Codes der betreffenden Erzeugnisse.

Box 14: Gemeldete Menge, ausgedrückt in entsprechenden EinheIten (kg Nettogewicht, Liter usw.).

Feld 15: Erklärung der die Bescheinigung ausstellenden Stelle oder Behörde. Unterschrift und Stempel müssen sich farblieh von der Druckfarbe der
Bescheinigung unterscheiden.

Feid 16: Nur für Einfuhren nach dem Verfahren des ArtIkels 19 der Verordnung (EG) Nr. 1235/2008. AuszufOllen von der zuständigen Behörde des
Mitg!ledstaats, die die Ermächtigung erteilt hat, oder im Fal! der ZuständigkeitsObertragung von der Stelle eder Behörde, der die Zuständigkeit
gemäß Artikel13 Absatz 7 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 übertraçen wurde. Nicht auszufüllen. wenn die Ausnahme gemäß
Artikel 13 Absatz 7 Buchstabe c der Verordnung (EG) Nr. 123512008 Anwendung findet.

Feld 17: Von der betreffenden Behörde des Mttgliedstaats entweder bei der Prüfung der Sendung gemäß Artikel13 Absatz 1 oder vor der Aufbereitung
oder AufteiJung unter den Umständen von Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 auszufOllen.

Feid 18: Auszufüllen vom ersten Empfänger bei der Annahme der Erzeugnisse, wenn er die Kontrollen gemäß Artikel 34 der Verordnung (EG) Nr.
889/2008. durchgefúhrt hat.
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ANHANG Yr

MUSTER DER TEILKONTROLLBESCHEINIGUNG

gemäß Artikel 14

Das Muster der Tetlbescheinigung ist bindend hinsichtlich
- Wortlaut,

- Format,

- Layout und Größe der Felder.
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TEILKONTROLLBESCHEINIGUNG Nr. ". FOR DIE EINFUHR VON ERZEUGNISSEN AUS ÖKOLOGISCHEM LANDBAU/BIOLOGISCHER
LANDWIRTSCHAFT IN DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT

1. Stelle oder Behörde, die die zugrunde liegende Kontrollbescheinigung aus- 2. Verordnung Nr. 834/2007 des Raies Artikel 33 Absatz 2 O
geslellt hat (Name und Anschrift) oder Absatz 3 O oder Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 der

Kommission Artikel 19 O

3. Laufende Nummer der zugrunde liegenden KontroUbescheinlgung 4. Bezugsnummer der Ermächtigung gemäß Artikel 19

5. Unternehmen, das die ursprüngliche Sendung in Partien aufgeteilt hat (Name 6. KontrollsteIle oder -behôrtíe (Name und Anschrift)
und Anschrift)

7. Name und Anschrift des einführers der ursprünglichen Sendung 8. VersandJand der ursprüngli- 9. Gemeldete Gesamtmenge
ehen Sendung der ursprünglichen Sendung

10. Empfänger der durch die Auftellung erhaltenen Partie (Name und Anschrift)

11. Kennzeichnungen und Nummern, Container-Nr., Anzahl und Art, verkehre- 12. KN-Code 13. Gemeldete Menge der Par·
bezeichnung der Partie tie

14. Erklärung der betreffenden Behörde des MItgliedstaats, die die Teilbescheinigung mit einem Sichtvermerk versehen hat.

Diese Teilbescheinigung gilt für die vorstehend beschriebene Partie, die sich aus der Aufteilung der Sendung ergibt, für die eine ursprüngliche
Kontrollbescheinigung mit der Jn Feld 3 aufgeführten laufenden Nummer gilt.

r

Mitgliedstaat: ...................................................................

Datum: .............................................................................
(

Name und Unterschrift des Bevollmächtigten Stempel

15. Erklärung des Empfängers der Partie

Hiermit wird bescheinigt. dass die Annahme der Partie gemäß Artikel 33 der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 erfolgt Ist

Name des Unternehmens

Datum:

Name und Unterschrift des Bevollmächtigten
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TeHkontrolibescheinigung Nr.... : Die Nummer der Teilbescheinigung entspricht der Nummer der Partie, die durch die Aufteilung der ursprünglichen
Sendung erttalten wurde.

Feld 1: Name der Stelle oder Behörde im DriUland, die die zugrunde liegende Kontrollbescheinigung ausgestellt hat.

Feld 2: In diesem Fejd sind die EG~Verordnungen aufgeführt, die fOr die Ausstellung und VelWsndung dieser TeilkontrolJbe_
scheinigung maßgeblich sind; es ist die Regelung anzugeben, gemäß der die zugrunde liegende Sendung eingeführt
wurde: vgL Feld 2 der zugrunde liegenden Kontrollbeschelnïgung.

Feld 3: Laufende Nummer der zugrunde liegenden Kontrollbescheinigung, die ihr die ausstellende Stelle oder Behörde gemäß
Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 123512008 gegeben hat.

Bezugsnummer der gemäß Artikel 19 der Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 erteilten Ermächtigung: vgl. Feld 4 der
zugrunde liegenden Kontrollbescheinigung.

Feld 4:

Feld 6: KontrollsteIle oder -behörde, die das Unternehmen kontrolliert. das die Sendung aufgeteilt hat.

Feld 7, 8, 9: Siehe die einschlägigen Angaben in der zugrunde liegenden Kontrollbescheinigung.

Empfänger der (durch die Aufteilung erhaltenen) Partie in der Europäischen Gemeinschaft.Feld 10:

Feld 12: KN~Codes der Partre der betreffenden Erzeugnisse.

Feld 13: Gemeldete Menge, ausgedrückt in entsprechenden Einheiten (kg Nettogewlcht. Liter usw.).

Feld 14: Von der betreffenden Behörde des Mitgliedstaats tür jede Partie auszufüllen, die durch eine Aufteilung gemäß Artikel14
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 erhalten wurde.

Feld 15: Auszufüllen bei der Annahme der Partie, wenn der Empfänger die Kontrollen gemäß Artikel 33 der Verordnung (EG) Nr.
66912006 durchgefùhrt hat.



l
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ANHANG VII

Entsprechungstabelle gemäß Artikel 20

Verordnung (EG) Nr. 345/2008 Verordnung (EG)Nr. 605/2008 Vorliegende Verordnung

- Artikel I Absatz I Artikel I

- Artikel I Absatz 2 -
- Artikel 2 einleitender Satz und Artikel 2 einleitender Satz und

Nummer 1 Nummer 1

- Artikel 2 Nummer 2

Artikel 2 Nummer 2 Artikel 2 Nummer 3

Artikel 2 Nummer 3 Artikel 2 Nummer 4

Artikel 2 Nummer 4 -
Artikel 2 Nummer 5 Artikel 2 Nummer 5

- - Artikel 3

- - Artikel4

- - Artikel 5

- - Artikel 6

Artikel I - Artikel 7

Artikel 2 Absatz 1 - Artikel 8 Absatz I

Artikel 2 Absatz 1 - Artikel 8 Absatz 2

ArtikellAbsatz 3 - Artikel 8 Absatz 3

Artikel 2 Absatz 4 - Artikel 8 Absatz 3 und 9 Absatz 1

- - Artikel 8 Absatz 4

ArtikellAbsatz 5 Artikel 9 Absatz I

ArtikellAbsatz 6 Artikel 9 Absätze 3 und 4

- - Artikel lO

- - Artikel11

- - Artikel Il

- Artikel 3 und 4 Artikel 13

- Artikel 5 Artikel 14

- Artikel 6 Artikell5

- - Artikel 16

- - Artikel 17

- Artikel 7 Absatz 1 -
- Artikel 7 Absatz 1 -
- - Artikel 18

- - Artikel 19

Artikel 3 Artikel 8 Artikel 20



Artikel4

Verordnung (EG) Nr. 345f2008 Vorliegende VerordnungVerordnung (EG) Nr. 605{2008

Artikel9 Artikel 21

Anhang II

Anhang I

Anhang I

Anhang Il

Anhang III

Anhang IV

Anhang I Anhang V

Anhang Il Anhang Yl

Anhang N Anhang Yll '~Anhang III
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Amtsblatt der Europäischen Union L 264/1

(Vcr~ffol1tlichungsbcJüiftigc Rechrsakrc, die in Anwendung des EG-VertmgsjEuratom-Vertrags erlassen wurden)

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EG) Nr. 967/2008 DES RATES

vom 29. September 2008

zur Änderung der Verordnung (EG)Nr: 834/2007 über die ökologischejbiologische Produktion und
die Kennzeichnung von ökologischen/biologischen Erzeugnissen

ER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION -

ützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
emeinscnaft.insbesondere auf Artikel 37 Absatz 2,

der Kommission,

Stellungnahme des Europäischen Parlaments,

Erwägungnachstehender Gründe:

Mit der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates (1)
wurden Regeln für die Verwendung obligatorischer An-
gaben für ökologischejbiologische Erzeugnisse aufgestellt:
unter anderem muss gemäß Artikel 24 Absatz 1
Buchstabe b jener Verordnung ab dem I. Januar 2009
bei vorverpackten Lebensmitteln auf der Verpackung das
Gemeinschaftslogo erscheinen.

Es hat sich gezeigt. dass das bestehende Gemeinschafts-
emblem gemäfS Anhang V der Verordnung (EWG) Nr.
2092/91 des Rates vom 24. Juni 1991 über den ökolo-
gischen Landbau und die entsprechende Kennzeichnung
der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel (')
mit anderen bestehenden Logos für geschützte geografi-
sche Angaben und geschützte Ursprungsbezeichnungen
gemäfs der Verordnung (EG) Nr. 1898/2006 der Kom-
mission vom 14. Dezember 2006 mit Durchfiihrungsbe-
stimmungen zur Verordnung (EG)Nr. 510/2006 des Ra-
tes zum Schutz von geografischen Angaben und Ur-

'00\BI. L 189 vom 20.7.2007. S. I.
('} ABI. L 198 vom 22.7.1991. S. I.

spcungsbezeièhnungen für Agrarerzeugnisse und Lebens-
mittel (') und dem Zeichen für garantiert traditionelle
Spezialitäten gemäß der Verordnung (EG) Nr.
1216/2007 der Kommission vom 18. Oktober 2007
mit Durchführungsvorschríften zur Verordnung (EG) Nr.
509/2006 des Rates über die garantiert traditíonellen
Spezialitäten bei Agrarerzeugnissen und Lebensmitteln ("'l
verwechselt werden könnte.

(3) Für die Verbraucherwahrnehmung ist eine informative
Etikettierung mit einem markanten, ansprechenden Ge-
meinschaftslogo wichtig. das die ökologische/biologische
Erzeugung symbolisiert und die Erzeugnisse eindeutig
identifiziert. Für die Gestaltung eines solchen Gemein-
schaftslogos und seine Bekanntmachung in der Öffent-
lichkeit wird eine gewisse Zeit benötigt.

(4} Damit die Marktteilnehmer finanziell und organisatorísch
nicht unnötig belastet werden. sollte die obligatorische
Verwendung des Gemeinschaftslogos um den Zeitraum
verschoben werden, der für die Gestaltung eines neuen
Gemeinschaftslogos erforderlich ist. Eine s~lche Entschei-
dung hindert die Marktteilnehmer nicht daran, das der-
zeitige Logo gemäß Anhang V der Verordnung (EWG)
Nr. 2092/91 freÏ\villig ZlI verwenden.

(5} Die Verordnung (EG)Nr. 834/2007 sollte daher entspre-
chend geändert werden -

'I:
r'
l,

I

HAT FOI.GENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Altikel 1

Dem Artikel 42 der Verordnung (EG)Nr. 834/2007 wird folg-
ender Absatz angefügt:

:,11:
I]

ril

'.1[1

.Ir:
"Ii

III
iii
il
Il

"Artikel 24 Absatz 1 Buchstaben b und c gelten jedoch ab
dem 1. Juli 2010."

e! ABI. L 369 vorn 23.12.2006, S. 1.
('} ABI. L 27; vom 19.10.2007. S. 3.



I¡III

L 264{2 Amtsblatt der Europäischen Union
3.10.200

Arrikcl 2

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt de!"Europäischen Union in
Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brussel am 29. September 2008.

Im Namen des Rates
Der Präsidmt
M. BARNlER
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1254{2008 DER KOMMISSION

vom 15. Dezember 2008

zur Änderung der Verordnung/(EG) Nr. 889{2008 mit Durchfiihrungsvorschriften zur Verordnung
(EG)Nr. 834{2007 des Rates über die ökologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung
von ökologischen/biologischen Erzeugnissen hinsichtlich der ökologischen{biologischen Produktion,

Kennzeichnung und Kontrolle

KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHArTEN -

estiitzt auf den venrag zur Gründung der Europäischen
ßcmeinschaft.

ntzr auf die Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom
~~stJlmi2007 über die ~kol()gische{bi()logis~he Produktion. und
dieKennzeichnung von ökologischenjbiologíschen Erzeugnissen

d zur Aufllcbung der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 ('),
U\sondcr,' auf Artikel 20 Absatz 3. Artikel 21 Absatz 2,
;~,~i~e122 Absatz 2 und Artikel 38 Buchstabe a,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Verordnung (EG) Nr. 834/2007 und insbesondere
deren Artikel 20 enthält allgemeine Vorschliften für die
Herstellung ökologischer/biologischer Hefe. Die Verord-
nung (EG) Nr. 889/2008 der Kommission (') sollte
Durchführungsbestimmungen zu diesen Vorschriften ent-
halten.

(l}

12} Da Bestimmungen für die Produktion von ökologischer/
biologischer Hefe eingeführt worden sollten, muss die
Verordnung (EG) Nr. 889{2008 nun auch für Hefe gel-
ten, die als Lebens- und Futtermittel verwendet wird.

(J} Um es ökologischen{biologischen Landwirten zu ermög-
lichen, angemessene Futtermittel für ihre Tiere zur Ver-
fügung zu haben, und um die Umstellung auf ökolo-
gisch{biologisch bewirtschaftete Flächen zur Deckung
der wachsenden Verbrauchernachfrage nach ökologi-
schen/biologischen Produkten zu vereinfachen, sollte die
Verwendung von bis zu 100 % Urnstellungsfuttermítteln,
die im eigenen Betrieb des Landwirts erzeugt wurden, in
der Futterration von Tieren in ökologischerfbiologischer
Haltung erlaubt werden,

(4} Gemäß Anhang VI Teil B der Verordnung (EWG) Nr.
2092/91 des Rates e) waren nur Enzyme, die normaler-
weise als Verarbcitungshilfen verwendet werdcn, in der
ökologtschenjbíologlschen Verarbeitung erlaubt. Enzyme,
die als Lebensmittelzusatzstoffe verwendet werden, müs-
sen in der Liste der zugelassenen l.ebensmittclzusatzstoffe
in Anhang \1 Teil A Abschnitt A Ziffer 1 aufgefuhrt sein.
Diese Bestimmung muss auch in die neuen Durchfüh-
rungsbestimmungen aufgenommen wcrden.

(5} Da Hefe nicht als landwirtschaftliches Erzeugnis im Sinne
von Artikel 32 Absatz 3 EG-Veltrag gilt und um die
Etikeuíerung von Hefe als ökologisch/biologisch zu er-
möglichen, muss die Bestimmung über dic Berechnung
dcr Zutaten gl,ändelt werden. Die Berechnung von Hefe

(') AllI. I. 189 vom 20.7.1007, S. L
(') ABI. L 250 vom 1S.9.200S. S. 1.
('} ABI. L 198 vom 22.7.1991. S. 1. Die Verordnung (EWG} Nr.

2092/91 \\'ird au(~ehoben und ab dem 1. Januar 2009 durch die
Verordnung (EG} NI'. 834j2007 ersetzt.

und Hefeerzeugnissen als landwirtschaftliche Zutaten
wird jedoch ab dem 31. Dezember 2013 verpflichtend,
Die Industríc benötigt diese Übergangszeit, um die not-
wendigen Anpassengen durchzuführen.

(6) In bestimmten Regionen der Europäischen Union werden
zu einer bestimmten Zeit des Jahres gekochte Eier tradi~,/
tionell dekorativ gefärbt, Da ökologische/biologische Ei~!'t,
auch gefärbt und auf den Markt gebracht werden können,
haben einige Mitgliedstaaten beantragt, dass Farben zu
diesem Zweck zugelassen werden, Ein Gremium unab-
hängiger Sachverständiger hat bestimmte Farben und ver-
schiedene andere Stoffe zur Desinfektion und Haltbarrna-
chung der gekochten Eier geprüft (') und ist zu dem Er-
gebnis gekommen. dass eine Reihe natürlicher Farben
sowie synthetische Formen von Eisenoxiden und Eisen-
hydroxiden vorübergehend zugelassen werden könnten.
Angesichts des lokalen und saisongebundenen Charåkters
der Produktion sollten jedoch die zuständigen Behörden
crmiichtigt wcrden, die entsprechenden Zulassungen zu
erteilen.

(7) Wie von einem Gremium für ökologischefbiologische
Hefe empfohlen (5). sonten mehrere Erzeugnisse und
Stoffe, die für die Produktion von ökologischer/biologi-
scher Hefe, Hefezubereitungen und -formen notwendig
sind, gemäß Artikel 21 der Verordnung (EG) Nr.
834{2007 zugelassen werden, Gemäß Artikel 20 dersel-
ben Verordnung dürfen für die Herstellung ökologischer{
biologischer Hefe nur ökologíschjbiologlsch erzeugte
Substrate verwendet werden und darf ökologische{biolo-
gisehe Hefe in ökologischen/biologischen Lebens- oder
Futtermitteln nicht zusammen mit nichtökologischer/
nichtbiologischer Hefe vorkommen. Das Sachverständí-
gengremium hat jedoch in seinen Schlussfolgerungen
von 10. Juli 2008 empfohlen, vorübergehend 5 % nicht-
ökologischen{nichtbiologischen Hefeextrakts als zusätzli-
ches Substrat für die Herstellung von ökologischer{biolo-
giseher Hefe als Stickstoff-, Phosphor-, Vitamin- und Mi-
neralquelle zuzulassen, bis ausreichend ökologische/bio-
logische Hefe verfügbar ist. In Übereinstimmung mit den
Flexibilitätsrege1ngemäß Artikel 22 Absatz 2 Buchstabe e
der genannten Verordnung sollte 5 % nichtökologischer/
nichtbiologischer Hefeextrakt für die Herstellung von
ökologischer{biologischer Hefe zugelassen werdcn,

(8) Die Verordnung (EG) Nr. 889{2008 ist daher enrspre-
chend zu ändern,

(4) Empfehlungen der Grl.1ppe unabhängiger Sachverständiger über
..dnen Rnlrag für Farhen zur Färbung ökologischer/biologischer 05-
tereier", www.ot:~anicøfarTl1ing.europa.eu

(S) Empfehlungen der Gruppe unabhängiger Sachverständiger über "Be-
stimmungen rur ökologischejbiologische Hefe".
www.org<ll1ic-farming.europa.eu
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Amtsblatt der Europäischen Union 20.6.2009

VERORDr-:UNG(EG) Nr. 537/2009 DER KOMMISSION

vom 19. Juni 2009

zur Änderung der Verordnung (EG)Nr. 1235/2008 hinsichtlich des Verzeichnisses der Drirtländer,
aus denen bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse aus ökologischerfbiologischer Produktion zur

Vermarktung in der Gemeinschaft stammen müssen

(Text von Bedeutung Rir den EWR)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN -

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft.

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 83412007 des Rates vom
28. Juni 2007 liber die ökologischelbiologische Produktion und
die Kennzeichnung von ökologischenibiologischen Erzeugnissen
und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 (').
insbesondere auf Artikel 33 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 wurde in
Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 123512008 der
Kommission vom 8. Dezember 2008 mit Durchfüh-
rungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 834/2007
des Rates hinsichtlich der Regelung der Einfuhren von
ökologischenibiologischen Erzeugnissen aus Drittlän-
dern (') ein Verzeichnis der Drittländer erstellt, deren Pro-
duktionsregelung und Kontrollmaßnahmen für die öko-
logische/biologische Produktion als gleichwertig aner-
kannt worden sind. Aufgnl11d neuer Anträge und Infer-
mationen aus Drittländern, die bei der Kommission seit
der letzten Veröffentlichung des Verzeichnisses eingegan-
gen sind, sollten bestimmte Änderungen in Elwägung
gezogen und in das Verzeichnis an- oder eingefügt wer-
den.

(2) Die Behörden Australiens und Costa Ricas haben bei der
Kommission beantragt, jeweils eine neue Kontroll- und
bescheinigungsClteilende Stelle in das Verzeichnis aufzu-
nehmen. Die Behörden Australiens und Costa Ricas ha-
ben der Kommission die erforderlichen Garantien dafür
gegeben, dass die neuen Kontroll- und bescheínigungs-
erteilenden Stellen die Bedingungen von Artikel 8 Absatz
2 der Verordnung (EG) Nr. 123512008 erfüllen.

(J) Die Aufnahme Indiens in das Verzeichnis von Anhang IIJ
der Verordnung (EG) NI'. 123512008 ist bis zum 30. Juni
2009 befristet. Um Störungen des Handels zu vermeiden,
muss die Aufnahme Indiens in das Verzeichnis verlängert
werden. Die indischen Behörden haben bei der Kommis-
sion beantragt, vier neue Kontroll- und bescheinigungs-

(I) ABI. L 189 vom 20.7.2007, S. 1.
(,) ABI. L 334 vom 12.11.2008, S. 25.

',I
"

erteilende Stellen in das Verzeichnis aufzunehmen. Die
indischen Behörden haben der Kommission die erforder-
lichen Garantien dafür gegeben, dass die neuen Kontroll-
und bescheinigungserteilenden Stellen die Bedingungen
VOn Artikel 8 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
123512008 erfüllen. Die indischen Behörden haben der •
Kommission mitgeteilt, dass eine Kontrollstelle ihren Na-'/l:
men geändert hat. ~I:. I,

(4) Die israelischen Behörden haben der Kommission mitge-
teilt, dass eine Kontrollste!le ihren Namen geändert hat.

(5) Bestimmte aus Tunesien eingeführte landwirtschaftliche
Erzeugnisse werden zurzeit nach den in Artikel 19 der
Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 vorgesehenen Über-
gangsbestimmungen in der Gemeinschaft vermarktet. Tu-
nesien hat bei der Kommission die Aufnahme in das
Verzeichnis in Anhang fl[ der genannten Verordnung be-
antragt und die gemäß den Artikeln 7 und 8 der ge-
nannten Verordnung erforderlichen Informationen vorge-
legt. Die Prüfung dieser Informationen und anschließende
Erörterungen mit den tunesischen Behörden haben erge-
ben, dass die in diesem Land geltenden Vorschriften über
die Erzeugung und Kontrolle von Agrarerzeugnissen den
in der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 festgelegten Vor-
schriften gleichwertig sind. Die Kommission hat gemäL\
Artikel 33 Absatz 2 der Verordnung (EG) NI'. 83412007
eine Vor-Ort-Prüfung der in Tunesien tatsächlich ange-
wandten Produktionsvorschriften und Kontrollmaßnah-
men vorgenommen.

(6) Die Verordnung (EG) NI'. 1235/2008 ist daher entspre-
chend zu ändern.

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Regelungsausschusses
für ökologischelbiologische Produktion _

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel!

Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 wird entspre-
chend dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert.
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Amtsblatt der Europäischen Union L 204/15

VEROR~NUNG (EG) Nr. 710/2009 DE~ KOMMISSION

vom 5. August 2009

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung
(EG) Nr. 834/2007 des Rates im Hinblick auf Durchführungsvorschriften für die Produktion von

Tieren und Meeresalgen in ökologischer/biologischer Aquakultur

biE KOMMISSION DER EUROI',\ISCHEN GEMEINSCHAFTEN -

¡~stützt auf den Vertrag zur Cründnng der Europäischen Ge-
~eiJ1schaft,

1 tützt auf die Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom
:2~Juni 2007 über die ~kologi.sche/bio!ogische Produktion.und
aie Kennzeichnung von ökologischenjbíologíschen Erzeugnissen
ímd zur Aufhebung der Verord~ung (EWG) Nr. 209~/91 (I),
. esondere auf Artikel lI. Artikel 13 Absatz 3, Artikel 15

, Artikel 16 Absatz 1 und Absatz 3 Buchstaben a und
Artikel 17 Absatz 2, Artikel 18 Absatz 5, Artikel 19 Absatz
Unterabsatz 2, Artikel 22 Absatz 1., Artikel 28 Absatz 6,
ikel 38 Buchstaben a, b und c und Artikel 40,

Erwägung nachstehender Gründe:

In der Verordnung (EG) Nr. 834{2007 und insbesondere
ihrem Titel 1II sind die allgerneinen Anforderungen an die
Produktion von Tieren und Meeresalgen in Aquakultur
festgelegt. Die Durchführungsvorschriften hierzu sollten
durch Änderung der Verordnung (EG) Nr. 889/2008
der Kommission ('), die die Durchführungsvorschriften
zur Verordnung (EG) Nr. 834/200ï enthält, festgelegt
werden.

(l) In der Mitteilung der Kommission an den Rat und das
Europäische Parlament "Eine Strategic für die nachhaltige
Entwicklung der europäischen Aquakultur" (-') wurde eine
Zukunftsvision für die Entwicklung dieses Sektors in den
nächsten zehn Jahren auC~ezeigt, Ulll dessen Stabiiisie-
rung in ländlichen Gebieten und in Küstengebieten zu
erreichen, indem, was sowohl Erzeugnisse als auch Ar-
beitsplätze anbelangt, Alternativen zur Fischerei angebo-
ten werden, In der Mitteilung wurde auch auf das Poten-
zial der ökologischen/biologischen Aquakultur und auf
die Notwendigkeit hingewiesen. hierzu Normen und Kri-
terien zu entwickeln.

(l) [m Interesse einer gemeinsamen Auslegung sollten die
Begriffsbestimmungen in Artikel 2 der Verordnung (EG)
Nr. 889¡2008 ergänzt und überarbeitet werden, um Un-
klarheiten auszuschließen und eine einheitliche Anwen-
dung der Vorschriften für die Produktion von Tieren und
Meeresalgen in ökologischer/biologischer Aquakultur zu
gewährleisten.

~,? (4) Den Gewässern. in denen Meeresalgen und Tiere öko-
logisch/biologisch produziert werdcn, kommt für die Er-
zeugung sicherer und hochwertiger Erzeugnisse bei mini-
maler Belastung der aquatischen Umwelt eine entscheí-

iilA'BlL-ïs-;¡' vom 20.7.2007, s. 1.
(l) ABI. L 250 vom 18.9.2008. S. l
1'1 KOM(2002) 5l! vom 19.9.2002:

dende Bedeutung zu. Es existieren Rechtsvorschrífien der
Gemeinschaft über Wasserqualität und Kontarninanten in
Lebensmitteln. die Umweltauflagen für Wasser enthalten
und eine hohe Lebensmittelqualität gewährleisten, wie die
Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines
Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im
Bereich der Wasserpolitik (4), die Richtlinie 2008/56/f,Fj¡
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 1 ï")lin,,
2008 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens flir Maß-
nahmen der Gemeinschaft im Bereich der Meeresumwelt
(Meeresstrategie-Rahmenrichtlinic) (5), die Verordnung
(EG) Nr. 1881/2006 der Kommission vom
19. Dezember 2006 zur Festsetzung der Höchstgehalte
für bestimmte Kontaminanten in Lebensmitteln (') und
die Verordnungen (EG) Nr. 852/2004 ('j, (EG) Nr.
853/2004 (8) und (EG) Nr. 854/2004 des Europäischen
Parlaments und des Rates (9). Es ist daher angezeigt, für
die Meeresalgen- und Aquakulturproduktion einen Plan
zur nachhaltigen Bewirtschaftung mit kon kreten Maßnah-
men, etwa zur Abfallverringerung, zu erstellen.

(5) Die Umsetzung der Richtlinie 85/337/EWG des Rates
vom 27. Juni 1985 über die Umweltverträglíchkeirsp.lü-
fung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projek-
ten (IO), der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom
21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebens-
räume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen (lI)
und der Richtlinie 79{409¡EWG des Rates vom 2. April
1979 über die Erhaltung der wild lebenden Vogel-
arten (") soll angemessene Wechselwirkungen mit der
Umwelt bei gleichzeitiger Berücksíchtfgung der Auswir-
kungen auf die geforderte Wasserqualität nach den Riclir-
Iinicn 2000/60/EG und 2008/56/EG gewährleisten. Es
sollten Vorschriften für die Durchführung einer umwelt-
bezogenen Prüfung festgelegt werden, die eine optimale
Anpassung an die umgebende Umwelt und eine Begren-
zung möglicher negativer Auswirkungen vorsieht. Durch
solche Prüfungen sollte sichergestellt worden, dass die
Produktion von Tieren und Meeresalgen in ökologischer/
biologischer Aquakultur, ein im Vergleich zur ökologi-
schen/biologischen Landwirtschaft relativ neuer Wirt-
schaftszweig, gegenüber anderen Bewirtschaftungsformen
nicht nur eine ökologisch vertretbare, sonder in Überein-
stimmung mit der breiten öffentlichen Meinung eine um-
weltverträgliche und nachhaltige Alternative darstellt.

(') AB!. L 327 vom 22.12.2000, S. l.
(') ABI. L 164 vom 2.1.6.2008, S. 19.
(') ABI. L 364 vom 20.12.2006, S. 5.n AllI. 1. 139 vom 30.4.2004, S. 1.
(8) AllI. L 139 vom 30.4.2004, S. 55.n ABI. L 139 vorn 30.4.2004, S. 206.

("') ABI. L 175 vorn 5.7.1985, S. 40.
(") ABI. L 206 vom 22.7.1992, S. 7.
(") AB!. L 103 vom 25.4.1979. s, l.
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(6) Das hinsichtlich der Löslichkeit von Stoffen besondere
Medium Wasser erfordert eine angemessene Trennung
von ökologischen/biologischen und níchtökologischenj
nichtbiologischen Aquakulturanlagen; es sollten ausrei-
eberide Trennungsmagnahmen festgelegt werden. Ange-
sichts der Vielfalt aquatischer Milieus in Süß- wie in
Meerwasser erscheint es angezeigt, die Trenndistanzen
auf einzelstaadicher Ebene festzulegen, da die Mitglied-
staaten am besten in der Lage sind, die jeweilige Situation
zu beurteilen.

(7) Die Kultivierung von Meeresalgen kann in gewisser Hin-
sicht positive Auswirkungen haben, etwa durch den Ab-
bau von Nährstoffen, und Aquakultur in Polykultur för-
dern. Es ist jedoch darauf zu achten, dass wilde Algen-
felder nicht so stark abgeerntet werden, dass ihre Rege-
neration gefährdet ist, lind es muss sichergestellt sein,
dass die Produktion die aquatische Umwelt nicht zu
sehr belastet.

(8) Die Mitgliedstaaten verzeichnen bei ökologisch/biologisch
erzeugten Eiweißpflanzen zunehmend Versorgungseng-
pässe. Gleichzeitig reichen die Einfuhren ökologischer/
biologischer Eiweißtimelmittel nicht aus. um die Nach-
frage zu decken. Die Gesamtflächen. auf denen Eiweiß-
pflanzen ökologisch/biologisch angebaut werden, sind
nicht groß genug, lim den Bedarf an ökologisch/biolo-
gisch erzeugtem Eiweiß zu decken. Deshalb sollten unter
bestimmten Bedingungen auch Eiweißfuttemlittel verfüt-
tert werden dürfen, die von Parzellen im ersten Jahr der
Umstellung stammcn,

(9) Da die Tierproduktion in ökologischer/biologischer
Aquakultur noch in den Anfängen steckt, sind Elterntiere
aus ökologischer/biologischer Produktion nicht unbedingt
in ausreichenden Mengen verfügbar, Es ist vorzusehen,
dass unter bestimmten Bedingungen auch Eltern- und
Jungtiere níchtökologischerjntchtbtologfscher Herkunft
eingesetzt werden dürfen,

(10) In ökologischer/biologischer Aquakulturproduktion soll-
ten die Tiere artgerecht gehalten werden. Die Haltungs-
praktíken, Bewirtschaftungssysteme und Anlagen sollten
den Elfordernissen des Tierschutzes genügen. Es sollten
Vorschriften über angemessene Konstruktionen von
Netzkäfigen und Netzgehegen im Meer sowie Aufzucht-
anlagen an Land festgelegt werden. Um Seuchen und
Schädlingsbefall auf ein Mindestmaß zu reduzieren und
einen hohen Standard an Tierschurz und Tiergesundheit
zu gewährleisten, sollten maximale Besatzdichten vor-
geschrieben werden. Vor dem Hintergrund der Vielzahl
von Arten mit spezifischen Bedürfnissen sollten hierfür
Sonderbestimmungen festgelegt werden.

(l I) Im Zuge jüngster technischer Entwicklungen wcrden zur
Aquakulturproduktion immer häufiger geschlossene
Kreislaufsysteme eingesetzt, die zwar externen Input er-
fordern und einen hohen Energiebedarf haben, bei denen
aber bum Abwasser anfällt und aus denen zuchtfische
nicht entkommen können. Angesíchrs des Grundsatzes,
dass eine ökologische Erzeugung so naturnah wie mög-
lich sein sollte, sollte der Einsatz solcher Svsterne für die
ökologische/biologische Produktion untersagt werden, bis
neue Erkenntnisse vorliegen. Ausnahmsweise zugelassen

wcrden sollten solche Systeme lediglich für die besonde.
ren Produktionsbedingungen der Brut- und Jungtiersratio.
nen.

(12) Die allgerneinen Grundsätze, auf denen die ökologische/
biologische Produktion gemäß Artikel 4 und 5 der Ver.
ordnung (EG) Nr. 834/2007 beruhen muss, sehen eine
geeignete Gestaltung und Handhabung biologischer Pro.
zessc auf der Grundlage ökologischer Systeme unter Nut.
zung systeminterner natürlicher Ressourcen und Unter
Einsatz von Methoden vor, die im Fall der Aquakultur
im Einklang mit dem Grundsatz der nachhaltigen Fische.
rei stehen. Sie schreiben ferner vor, dass die biologische
Vielfalt der natürlichen aquatischen Ökosysteme in der
Aquakultur erhalten bleiben muss. Außerdcm beinhalten
diese Grundsätze die Vornahme einer Risikob:e'{crtung
sowie gegebenenfalls die Durchführung von' Vmsorge_
und Präventivmaßnahmen. In diesem Zusammenhang
ist klarzustellen, dass die Gabe von Hormonen oder Hor.
monderivaten zur künstlichen Auslösung des Laichvor_
gangs bei Aquakulturtieren mit den Grundsätzen der
ökologischen/biologischen Erzeugung und der Verbrau_
cherwahrnelunung ökologischer/biologischer Aquakultur_
erzeugnisse unvereinbar ist und solche Stoffe deshalb in
der ökologischen/biologischen Aquakultur nicht einge.
setzt werden sollten.

(13) Das Futter sollte den Nährstoffbedarf der Aquakulturtiere
decken, muss aber gleichzeitig dem Cesundheitssclnn-,
erfordernis der Verordnung (EG) Nr. 999/2001 des Eu.
ropäíschen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001
mit Vorschriften zur Verhütung, Kontrolle und Tilgung
bestimmter transmissibler spongíformer Enzephalo-
pathien (I) entsprechen, wonach ein aus einer Art her-
gestelltes Futtennittel nicht an dieselbe Alt verfüttert wer-
den darf. Es ist daher angezeigt, für karnivore und nicht-
karnivore Aquakulturtiere spezifische Vorschriften zu er-
lassen.

(14) Die Rohstoffe der Futtermittel für karnivore Fische und
Krebstiere in ökologischer/biologischer Aquakultur soll-
ten im Einklang mit Artikel 5 Buchstabe o der Verord-
nung (EG) Nr. 834/2007 vorzugsweise aus nachhaltig
genutzten Beständen im Sinne von Artikel 3 Buchstabe
e der Verordnung (EG) Nr. 2371/2002 des Rates vom
20. Dezember 2002 über die Erhaltung und nachhaltige
Nutzung der Fischereiressourcen im Rahmen der Ge-
meinsamen Fischereipolitik (') oder auch aus ökologi-
scher/biologischer Aquakultur srarnmen, Da die ökologi-
sche/biologische Aquakultur ebenso wie die nachhaltige
Fischerei noch in den Anfängen stecken und daher Fut-
termittel aus ökologischer/biologisther Produktion und
aus nachhaltig genutzten Fischereien knapp sein könnten,
sollten Vorschriften für die Verwendung nlchtökclogi-
scher/nichtbiologischer Futtermittel auf der Grundlage
der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 des Europäischen
Parlaments und des Rates (l) erlassen werden, die Hygie-
nevorschriften für die Verwendung von Ausgangserzeug-
nissen aus Fischen oder Teilen von Fischen in der Aqua-
kultur vorsieht und die Verfütterung bestimmter Aus-
gangserzeugnisse aus Zuchtfischen einer Art an Zucht-
fische derselben Art verbietet.

(') ABI. L 147 vom 31.5.2001, S. 1.
O ABI. L 358 "om 31.12.2002, S. 59.
e) ABI. L 273 vom 10.10.2002, S. 1.
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(15) Bestimmte nichtökologische/nichtbiologiscbeFuttermit-
tclausgangserzcugnissc, Futterrnitrelzusatzstoffe und Ver-
arbeitungshilfsstoffe dürfen unter klar definierten Bedin-
gungen in der Produktion von Tieren und Meeresalgen in
ökologischer/biologischer Aquakultur verwendet werden.
Neue Stoffe santen nach dem Verfahren des Artikels 16
Absatz l der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 zugelassen
wcrden. Ausgehend von der Empfehlung einer Ad-hoc-
Expertengruppe (') für Fischfutter und Reinigungsmittel
in der ökologischen/biologischen Aquakultur, wonach
die in den Anhängen V und vr der Verordnung (EG)
Nr. 889/2008 aufgelisteten Stoffe, die für die ökologi-
sche/biologische Tiererzeugung zugelassen sind, auch
für die ökologíschejblologische Aquakultur zugelassen
werden sollten und bestimmte Stoffe für einzelne Fisch-
arten eine wichtige Rolle spielen, sollten derartige Stoffe
in Anhang VI der letztgenannten Verordnung aufgenom-
men werden,

(16) Die Produktion von filtrierenden Muscheln kann sich
günstig auf die Wasserqualität der Küstengewässer aus-
wirken, weil Nährstoffe abgebaut werden, und sie kann
Aquakultur in Polykultur fördern, Es sollten spezifische
Bestimmungen für die Muschelzucht erlassen werden, die
der Tatsache Rechnung tragen, dass hier nicht zugefüttert
werden muss und die Umwelt deshalb geringer belastet
wird als bei anderen rormen der Aquakultur.

(17) Maßnahmen zur Gesunderhaltung der Bestände sollten
vorrangig auf die Verhütung von Krankheiten ausgerich-
tet sein. Die Bestimmungen der vorliegenden Verordnung
gelten im Falle tierärztlicher Behandlung unbeschadet der
Richtlinie 2006/88/EG vom 24. Oktober 2006 mit Ge-
sundhelts- und Hygienevorschriften für Tiere in Aquakul-
tur und Aquakulturerzeugnisse und zur Verhütung und
Bekämpfung bestimmter Wassertierkrankheiten ('). Die
Verwendung bestimmter Reínígungs-, Antifouling- und
Desinfektionsmittel für Ausrüstungen und Anlagen sollte
unter klar defíníerren Bedingungen zulässig sein. Bei der
Verwendung von Desinfektionsmitteln in Anwesenheit
lebender Tiere muss besondere Sorgfalt gelten und sicher-
gestellt sein, dass ihre Anwendung für die Tiere unschäd-
lich ist. Derartige Mittel sollten nach dem Verfahren des
Artikels 16 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007
zugelassen werden, Auf der Grundlage von Empfehlun-
gen einer Ad-hoc-Expertengruppe sollten solche Stoffe im
Anhang aufgelistet werden.

(18) Es sollten spezifische Vorschriften für tlerärztliche Be-
handlungen festgelegt werden, einschließlich einer Rang-
liste der verschiedenen Behandlungsartenund einer Be-
grenzung der Häufigkeit, in der allopathische Arzneimit-
tel verabreicht werden dürfen.

(19) Beim Umgang mit und Transport von lebenden Fischen
sollte sorgfältig darauf geachtet werden, den physiologí-
sehen Bedürfnissen der Tiere gerecht zu worden.

(') Empfehlung del' tld-hoc-Expertengruppe "Fish feed and cleaning ma-
terials in organic seaweed and aquaculture production" (Fischfu;rer
und Reinigungsmittel in der ökologischen Meeresalgen. und Aqua-
kulrurprodukrion). 20.11.2008, www.organic-fal111ing.europa.cu

(') ABI. L 328 vom 24.11.2006, S. 14.

(20) Die Umstellung auf die ökologische/biologische Produk-
tion erfordert die Anpassung allcr Produktionsmittel an
die ökologische/biologische Produktionsweise über einen
bestimmten Zeitraum. Je nach Alt der vorausgegangenen
Produktion sollten spezifische Urnstellungszelträume fest-
gelegt werden.

(21) Offensichtlich enthalten einzelne Anhänge der Verord-
nttog (EG) Nr. 889/2007 Fehler, Es sind Vorkehrungen
zur Berichtigung dieser Fehler zu treffen.

(22) Es sollten spezifische Kontrollbestimmungen erlassen
werden, die den Besonderheiten der Aquakultur Rech-
nung tragen.

(23) Zur Erleíchrerung der Umstellung von Betrieben, die nacb :,<:;
nationalen oder privaten Standards bereits ökologisch]: to
biologisch produzieren, auf die neuen Gemeinschaftsvor-
schriften sollten bestimmte Übergangsmaßnahmen gei-
ten.

(24) Die ökologische/biologische Aquakultur ist, im Vergleich
zur ökologischen/biologischen Landwirtschaft mit ihrer
langjährigen Erfahrung, ein verhältnismäßig junger Zweig
der ökologischen/biologischen Produktion. Da jedoch das
Verbraucherinteresse an ökologischenfbiologischen Aqua-
kulturerzeugnissen wächst, dürften immer mehr Betriebe
auf die ökologische/biologische Produktionsweise umstel-
len. Auch hier werden folglich bald mehr Erfahrung und
technisches Wissen abrufbar sein. Außerdem dürften ge-
plante Forschungsarbelœn neue Ergebnisse vorlegen, ins-
besondere über Haltungssysteme, über notwendige nicht-
ökologische/nichtbiologische Futtermittelzutaten oder
über optimale Besatzdichten für bestimmte Arten. Neue
Erkenntnisse und technologischer Fortschritt, die Verbes-
serungen in der ökologischen/biologischen Aquakultur
bedeuten, sollten sich in den Produktionsvorschriften nie-
derschlagen. Daher ist eine Klausel vorzusehen, dass diese
Vorschriften überprüft und gegebenenfalls geändert wer-
den können.

(25) Die Verordnung (EG) Nr. 889/2008 ist entsprechend zu
ändern .

(26) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßhahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Regelungsausschusses
für den ökologischen Landbau -

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

A.rtikel I

Die Verordnung (EG) NI'. 889/2008 wird wie folgt geändert

1. ArtikellAbsatz 2 erhält folgende Fassung:

,,(2) Diese Verordnung gnt nicht für

a) andere als die in Artikel 7 genanntenTierarten und

b) andere als die in Artikel 25a genannten Tiere in Aqua-
kultur.
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INFORMATIONEN DER MITGLIEDSTAATEN

Mitteilung der Kommission an die zuständigen Behörden im Rahmen der Durchführung der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates über die ökologische/biologische Produktion und die
Kennzeichnung von ökologischen/biologischen Erzeugnissen und zur Aufhebung der Verordnung

(EWG)Nr.2092/91 (')

(2008/e 323/09)

ESO(')

EN 45011:1998 E
Allgemeine Anforderungen an Stellen, die Produktzertifizierungssysterne
betreiben (ISO/lECGuide 65:1996)

Fundstc1Je und Titel der harmonislerten Norm (und des Referenzdokuments) gemäß
Artikel 27 Absatz 5 Buchstabe c und Artikel 32 Absatz 2

Ersrveröffent-
lichung im ABI.

CEN/Cenelec

(I) ESO: Europäische Srandardorganísatíon:
- CEN: rue de Stassart 36. B·10S0 Brussel. Tel. (32-2) 55008 11: Fax (32-2) 550 OB 19 (http://www.cenorrn.be).
- Cenelec: rue de Stassart 35. B-1050 Brussel. Tel. (32-2) 519 6B 71: Fax (32-2) 51969 19 (http://www.ccneJcc.org).
- ETSl: 650. route des Lucioles. F-06921 Sophia Anlipolis. Tel. (33) 492 944200: Fax (33) 493 65 47 16 (http://www.etsi.org).

Anmerkung:
- Angaben zur Verfügbarkelt der Norm sind bei den europäischen Normungsgremien oder den nationalen

Normungsgremien erhältlich, deren Verzeichnis der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates (2), geändert durch die Richtlinie 98/48/EG C), angefügt ist,

- die Veröffentlichung der FundsteIlen im Amtsblatt der Europäischen Union besagt nicht, dass die Normen
in allen Gemeinschaftssprachen vorliegen,

- die Kommission aktualisiert dieses Verzeichnis.

Weitere Informationen über harmonisierte Normen können ¡'" Internet aufgerufen werden unter:
http://europa.eu.int/comm/enterprise/newapproach/standardization/harmstds/

(') ABI.L 189 vom 20.7.2007, S. 1.
(') ABI.L204 vom 21.7.1998, S. 37.
(') AßI.L217vom5.8.l998.S.18.

,Ii
!

'II.:
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III
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Gesetz zur Durchführung der Rechtsakte der Europäischen G,emein-
schaft auf dem ~ebiet des ökologischen Landbaus
(Öko!andbaugesetz 2008)

§ 1 Anwendungsbereich
Dieses Gesetz dient der Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 834/2007
des Rates vom 28. Juni 2007 über die ökologische/biologische Produktion
und die Kennzeichnung von ökologischen/biologischen Erzeugnissen und
zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 (ABI. EU Nr. L 189 S. 1)
sowie der zu ihrer Durchführung erlassenen Rechtsakte der Europäischen
Gemeinschaft.

§ 2 Durchführung
(1) Die Durchführung einschließlich der Überwachung der Einhaltung der in
§ 1 genannten Rechtsakte, dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Ge-
setzes erlassenen Rechtsverordnungen obliegt den nach Landesrecht zu-
ständigen Behörden, soweit nachstehend nichts anderes bestimmt ist.
(2) Die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung ist zuständig für
1. die Zulassung der KontrollsteIlen nach Artikel 27 Abs. 4 Buchstabe b
Satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007,
2. den Entzug der Zulassung nach Artikel 27 Abs. 9 Buchstabe d der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 nach Maßgabe des § 4 Abs. 5,
3. die Erteilung einer Codenummer an KontrollsteIlen nach Artikel 27
Abs. 10 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007,
4. die Erteilung einer Genehmigung für die Vermarktung von aus Dritt-
ländern eingeführten Erzeugnissen, soweit Rechtsakte der Europäischen
Gemeinschaft zur Durchführung der Verordnung '(EG) Nr. 834/2007 dies
vorsehen, sowie
5. die Erteilung einer vorläufigen Zulassung für die Verwendung von Zu-
taten landwirtschaftlichen Ursprungs nach Artikel 19 Abs. 2 Buchstabe c
der Verordnung (EG) Nr. 834/2007.
(3) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung
1. Aufgaben nach Absatz 1, ausgenommen die Aufgabe im Sinne des §
4 Abs. 5 Satz 1, ganz oder teilweise auf zugelassene KontrollsteIlen zu
übertragen (Beleihung) oder sie daran zu beteiligen (Mitwirkung),
2. die Voraussetzungen und das Verfahren der Beleihung und der Mit-
wirkung zu regeln.
Die Landesregierungen sind befugt, die Ermächtigung nach Satz 1 durch
Rechtsverordnung ganz oder teilweise auf andere Behörden des Landes zu
übertragen.

§3 Kontrollsystem
(1) Vorbehaltlich einer Verordnung nach § 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 wird das
Kontrollverfahren nach Artikel 27 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2 und 3 der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 von zugelassenen KontrollsteIlen durchge-
führt, soweit die Aufgabenwahrnehmung nicht mit der Durchführung eines
Verwaltungsverfahrens verbunden ist.
(2) Unternehmer, die Erzeugnisse. im Sinne von Artikel 1 Abs. 2 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 834/2007 als ökologische/biologische Erzeugnisse oder
Umstellungserzeugnisse direkt an Endverbraucher oder -nutzer abgeben,
sind von dem Einhalten der Pflichten nach Artikel 28 Abs. 1 der Verordnung
(EG) Nr. 834/2007 freigestellt, soweit sie diese Erzeugnisse nicht selbst er-
zeugen oder erzeugen lassen, aufbereiten oder aufbereiten lassen, an ei-
nem anderen Ort als einem Ort in Verbindung mit der Verkaufsstelle lagern

-ri-
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oder lagern lassen oder aus einem Dritlland einführen oder einführen las-
sen.
§ 4 Zulassung der KontrollsteIlen und Entzug der Zulassung
(1) Eine KontrollsteIle ist auf Antrag zuzulassen, wenn
1. sie die Anforderungen nach Artikel 27 Abs. 6 in Verbindung mit Abs. 5
der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 erfüllt,
2. sichergestellt ist, dass sie die Kontrollen nach Maßgabe von Artikel 27
Abs. 2, 3 und 12 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 ordnungsgemäß
durchführt,
3. die für die Zulassung erhobenen Gebühren entrichtet worden sind und
4. sie eine Niederlassung im Inland hat.
(2) Im Falle einer KontrollsteIle mit Sitz oder Niederlassung in einem ande-
ren Mitgliedstaat der Europäischen Union ist die in diesem Mitgliedstaat
erteilte Zulassung im Rahmen des Verfahrens nach Absatz 1 zu berück-
sichtigen, Absatz 1 Nr. 4 gilt nicht. Diese KontrollsteIle muss jedoch nach-
weisen, dass sie in dem anderen Mitgliedstaat zugelassen ist und dass sie
über das geeignete Personal und die geeignete Infrastruktur für die Erfül-
lung der Kontrollaufgaben verfügt.
(3) Die Zulassung wird für das gesamte Bundesgebiet erteilt. Auf Antrag
kann die Zulassung auf einzelne Länder beschränkt werden.
(4) Die Zulassung kann mit Befristungen, Bedingungen und Auflagen oder
einem Vorbehalt des Widerrufs versehen werden, soweit es die Aufrechter-
haltung der Funktionsfähigkeit des Kontrollsystems oder Belange des Ver-
braucherschutzes, des Tierschutzes oder des Umweltschutzes hinsichtlich
der Voraussetzungen nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 erfordern. Unter densel-
ben Voraussetzungen ist auch die nachträgliche Aufnahme oder Änderung
von Auflagen zulässig.
(5) Die Tätigkeit einer KontrollsteIle wird im Sinne des Artikels 27 Abs. 8
Satz 1 und Abs. 9 Buchstabe a bis d, ausgenommen die Entscheidung
über den Entzug ihrer Zulassung, der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 von
der zuständigen Behörde des Landes, in dem die KontrollsteIle ihre jeweili-
ge Tätigkeit ausübt, überwacht. Stellt die nach Satz 1 zuständige Behörde
Tatsachen fest, die den Entzug der Zulassung begründen oder die Auf-
nahme oder Änderung von Auflagen zur Zulassung erforderlich machen
können, so hat sie,
1.
a) wenn der Ort der zu beanstandenden Kontrolltätigkeit und des Sitzes
oder der Niederlassung der KontrollsteIle in demselben Land liegen oder
b) wenn der Ort der zu beanstandenden Kontrolltätigkeit im Inland und des
Sitzes oder der Niederlassung der KontrollsteIle in einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Union liegt,
die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung unter Mitteilung dieser
Tatsachen zu ersuchen, ein Verfahren zum Entzug der Zulassung oder zur
Aufnahme oder Änderung von Auflagen einzuleiten oder,
2.
wenn der Ort der zu beanstandenden Kontrolltätigkeit und des Sitzes oder
der Niederlassung der KontrollsteIle in unterschiedlichen Ländern liegen,
der zuständigen Behörde des Landes, in dem der Sitz oder die Niederlas-
sung der KontrollsteIle liegt, die Tatsachen mitzuteilen.
Gelangen der zuständigen Behörde des Landes, in dem der Sitz oder die
Niederlassung der KontrollsteIle liegt, Tatsachen nach Satz 2 Nr. 2 zur
Kenntnis, so hat sie die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung
unter Mitteilung dieser Tatsachen zu ersuchen, ein Verfahren zum Entzug
der Zulassung oder zur Aufnahme oder Änderung von Auflagen einzuleiten.

§ 5 Pflichten der KontrollsteIlen



--

(1) Die KontrollsteIle ist verpflichtet, die Tätigkeit jedes Unternehmers im
Sinne des Artikels 28 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 und des §
6 Abs. 2 gegen angemessene Vergütung in ihre Kontrollen einzubeziehen,
soweit der Unternehmer die Einbeziehung verlangt und seine Tätigkeit in
dem Land ausübt, in dem die KontrollsteIle zugelassen ist. Die nach Lan-
desrecht zuständige Behörde kann auf Antrag der KontrollsteIle eine Aus-
nahme von der Verpflichtung nach Satz 1 zulassen, soweit
1. die KontrollsteIle zur Gewährleistung objektiver und wirksamer Kon-
trollen ein berechtigtes Interesse hat, die Tätigkeit des Unternehmens nicht
in ihre Kontrollen einzubeziehen und
2. das Durchführen der Kontrollen für das Unternehmen durch eine an-
dere KontrollsteIle sichergestellt ist.
(2) Die KontrollsteIle hat ein Verzeichnis der in ihre Kontrollen einbezoge-
nen Unternehmen mit den Angaben nach Satz 3 zu führen, die in der
Kennzeichnung oder Werbung oder den Geschäftspapieren für ihre Er- ,!j
zeugnisse im Sinne des Artikels 1 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr.,,' Jf.
834/2007 nach den Maßgaben dieser Verordnung oder der zu deren
Durchführung erlassenen Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft auf
die ökologische oder biologische Produktion eines Erzeugnisses Bezug
nehmen dürfen. Die KontrollsteIle hat das Verzeichnis laufend zu aktualisie-
ren und den für die Durchführung der in § 1 genannten Rechtsakte und
dieses Gesetzes zuständigen Behörden, den Wirtschaftsbeteiligten und
Verbrauchern im Internet verfügbar zu machen. Das Verzeichnis muss fol-
gende Angaben enthalten:
1. Name und Anschrift des Unternehmens,
2. eine diesem Unternehmen durch die KontrollsteIle zugeordnete alpha-
numerische Identifikationsnummer,
3. Name oder Codenummer der KontrollsteIle nach Artikel 27 Abs. 10
der Verordnung (EG) Nr. 834/2007,
4. Art der Tätigkeit des Unternehmens nach Artikel 28 Abs. 1 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 834/2007,
5. die Informationen über das Sortiment der Erzeugnisse nach Artikel 29
Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007.
(3) Die KontrollsteIlen erteilen einander die für eine ordnungsgemäße
Durchführung der in § 1 genannten Rechtsakte und dieses Gesetzes not-
wendigen Auskünfte. Stellt eine KontrollsteIle bei ihrer Tätigkeit Unregel-
mäßigkeiten oder Verstöße der in Artikel 30 Abs. 1 der Verordnung (EG)
Nr. 834/2007 genannten Art fest, so unterrichtet sie hiervon unverzüglich
die für den Ort der Tätigkeit des betroffenen Unternehmens nach Landes-
recht zuständige Behörde. Soweit eine KontrollsteIle im Rahmen der von
ihr durchgeführten Kontrollen Tatsachen feststellt, die einen hinreichenden
Verdacht auf Unregelmäßigkeiten oder Verstöße der in Satz 2 genannten
Art begründen, der ein nicht von der KontrollsteIle kontrolliertes Unterneh-
men betrifft, so teilt die KontrollsteIle die Tatsachen unverzüglich der Kon-
trollstelle mit, deren Kontrolle das betroffene Unternehmen untersteht.
Handelt es sich im Falle des Satzes 3 um ein Unternehmen mit Sitz im
Ausland, so unterrichtet die KontrollsteIle auch die für den Ort der Tatsa-
chenfeststeIlung nach Landesrecht zuständige Behörde über die den Ver-
dacht begründenden Tatsachen.
(4) Beabsichtigt eine KontrollsteIle, ihre Tätigkeit - auch im Falle einer In-
solvenz - einzustellen, unterrichtet sie hiervon
1. spätestens drei Monate vor dem voraussichtlichen Ende ihrer Tätigkeit
oder
2. im Falle eines Antrags auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens un-
verzüglich



die von ihr kontrollierten Unternehmen, die nach Landesrecht für den Ort
der Tätigkeit der Unternehmen zuständigen Behörden sowie die Bundes-
anstalt für Landwirtschaft und Ernährung. Die KontrollsteIle darf, soweit in-
solvenzrechtliche Vorschriften nicht entgegenstehen, ihre Tätigkeit erst ein-
stellen, wenn für alle von ihr kontrollierten Unternehmen das weitere
Durchführen der Kontrollen sichergestellt ist.

§ 6 Vorschriften für gemeinschaftliche Verpflegungseinrichtungen
(1) Die Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 und der zu deren
Durchführung erlassenen Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft sind
auf Arbeitsgänge in gèwerbsmäßig betriebenen, gemeinschaftlichen Ver-
pflegungseinrichtungen im Sinne des Artikels 2 Doppelbuchstabe aa der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 anzuwenden, wenn hierbei Erzeugnisse im
Sinne des Artikels 1 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 aufbereitet
werden, die mit Bezug auf die ökologische oder biologische Produktion im
Sinne des Artikels 23 Abs. 1 Satz 1 oder 2 der Verordnung (EG) Nr.
834/2007 gekennzeichnet und in den Verkehr gebracht werden.
(2) Unternehmer, die gemeinschaftliche Verpflegungseinrichtungen im Sin-
ne des Absatzes 1 gewerbsmäßig betreiben, stehen Unternehmern im Sin-
ne der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 gleich.
(3) Erzeugnisse nach Absatz 1 dürfen mit Bezug auf die ökologische oder
biologische Produktion nur in den Verkehr gebracht werden, wenn die Vor-
aussetzungen für die Bezugnahme auf die ökologische oder biologische
Produktion nach Artikel 23 Abs. 2 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr.
834/2007 erfüllt sind.
(4) Abweichend von Absatz 3 dürfen Erzeugnisse nach Absatz 1 auch dann
in den Verkehr gebracht werden, wenn bei der Kennzeichnung dieser Er-
zeugnisse Bezeichnungen mit Bezug auf die ökologische oder biologische
Produktion verwendet werden, die sich auf die zur Zubereitung aller Spei-
sen verwendeten landwirtschaftlichen Ausgangsstoffe oder Zutaten einer
Art oder einzeln zubereitete Komponenten zusammengesetzter Gerichte
beziehen, soweit diese Ausgangsstoffe, Zutaten oder Komponenten die
Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 und der zu deren Durch-
führung erlassenen Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft erfüllen.

§ 7 Mitwirkung der Zollbehörden
(1) Das Bundesministerium der Finanzen und die von ihm bestimmten Zoll-
dienststellen wirken bei der Überwachung der Einfuhr von nach Artikel 23
Abs. 1 und 4 Satz 1 in Verbindung mit Artikel 1 Abs. 2 der Verordnung (EG)
Nr. 834/2007 gekennzeichneten Erzeugnissen aus Drittländern mit. Die ge-
nannten Behörden können
1. Sendungen der in Satz 1 genannten Art sowie deren Beförderungs-
mittel, Behälter, Lade- und Verpackungsmittel zur Überwachung anhalten,
2. den Verdacht von Verstößen gegen Verbote und Beschränkungen
nach der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 oder nach den zu deren Durchfüh-
rung erlassenen Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft, der sich bei
der Abfertigung ergibt, den nach Landesrecht zuständigen Behörden sowie
der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung mitteilen,
3. in den Fällen der Nummèr 2 anordnen, dass die Sendungen der in
Satz 1 genannten Art auf Kosten und Gefahr des Verfügungsberechtigten
der nach.Landesrecht zuständigen Behörde vorgeführt werden.
(2) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundes-
rates die Einzelheiten des Verfahrens nach Absatz 1 zu regeln. Es kann
dabei insbesondere Pflichten zu Anzeigen, Anmeldungen, Auskünften und
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zur Leistung von Hilf¿diensten sowie zur Duldung der Einsichtnahme in
Geschäftspapiere und sonstige Unterlagen und zur Duldung von Besichti-
gung.en und von Entnahmen unentgeltlicher Muster und Proben vorsehen.
§ 8 Uberwachung
(1) Untemehmer im Sinne des Artikels 28 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr.
834/2007 und des § 6 Abs. 2, natürliche und juristische Personen und nicht
rechtsfähige Personenvereinigungen, die nach Artikel 23 Abs. 1 Satz 1 und
2 in Verbindung mit Artikel 1 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 ge-
kennzeichnete Erzeugnisse erzeugen, aufbereiten, lagern, einführen, aus-
führen, innergemeinschaftlich verbringen oder in den Verkehr bringen, so-
wie KontrollsteIlen im Sinne des §3 Abs. 1 haben den zuständigen Behör-
den auf Verlangen die Auskünfte zu erteilen, die zur Durchführung der den
zuständigen Behörden durch dieses Gesetz oder auf Grund dieses Geset-
zes übertragenen Aufgaben erforderlich sind.
(2) Personen, die von der zuständigen Behörde beauftragt sind, dürfen im .,~
Rahmen des Absatzes 1 Betriebsgrundstücke, Geschäfts- oder Betriebs- ,,' t:
räume, Verkaufseinrichtungen oder Transportmittel des Auskunftspflichti-
gen während der Geschäfts- oder Betriebszeit betreten und dort
1. Besichtigungen vornehmen,
2. Proben gegen Empfangsbescheinigung ohne Entschädigung entneh-
men,
3. Geschäftsunterlagen einsehen und prüfen.
Im Falle des Satzes 1 Nr. 2 ist auf Verlangen des Betroffenen ein Teil der
Probe oder, falls diese unteilbar ist, eine zweite Probe amtlich verschlossen
und versiegelt zurückzulassen. Diese Probe ist vom Betroffenen sachge-
recht zu lagern und aufzubewahren.
(3) Der Auskunftspflichtige hat die Maßnahmen nach Absatz 2 Satz 1 zu
dulden und auf Verlangen die zu besichtigenden Erzeugnisse selbst oder
durch andere so darzulegen, dass die Besichtigung ordnungsgemäß vor-
genommen werden kann, selbst oder durch andere die erforderliche Hilfe
bei Besichtigungen und Probenahme zu leisten sowie die geschäftlichen
Unterlagen zur Einsichtnahme und Prüfung vorzulegen.
(4) Der zur Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf solche Fragen
verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1
Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr
strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über
Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.

§ 9 Datenübermittlung, Außenverkehr
(1) Die zuständigen Behörden erteilen einander die zur Überwachung der
KontrollsteIlen notwendigen Auskünfte. Stellt eine Behörde Mängel im Sin-
ne des Artikels 27 Abs. 8 Satz 2 und 3 und Abs. 9 Buchstabe a bis d der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 bei der Durchführung der von einer Kon-
trollstelle wahrzunehmenden Aufgaben fest, so unterrichtet sie hiervon un-
verzüglich die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung.
(2) Der Verkehr mit den zuständigen Behörden anderer Mitgliedstaaten und
der Kommission der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere die Unter-
richtung nach Artikel 30 Abs. 2 Satz 1 und 2 der Verordnung (EG) Nr.
834/2007 über festgestellte Unregelmäßigkeiten oder Verstöße oder die
Mitteilungen nach Artikel 35 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007, obliegt
dem Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz. Es kann diese Befugnis durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung
des Bundesrates auf die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung
übertragen. Ferner kann es diese Befugnis durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates auf die nach Landesrecht zuständigen Be-
hörden übertragen.



§ 10 Gebühren und Auslagen
(1) Für Amtshandlungen der zuständigen Behörden, die nach den Artikeln
27 und 30 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 zu Kontroll- und Überwa-
chungszwecken vorzunehmen sind, sowie für Amtshandlungen nach § 2
Abs. 2 können kostendeckende Gebühren und Auslagen erhoben werden.
(2) Die nach Absatz 1 kostenpflichtigen Tatbestände werden durch Landes-
recht bestimmt, soweit die Amtshandlungen nicht durch die Bundesanstalt
für Landwirtschaft und Ernährung vorgenommen werden. Das Bundesmini-
sterium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz wird er-
mächtigt, für Amtshandlungen nach § 2 Abs. 2 im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung ohne Zustim-
mung des Bundesrates die gebührenpflichtigen Tatbestände, die Gebüh-
renhöhe und die Auslagenerstatlung zu bestimmen und dabei feste Sätze
oder Rahmensätze vorzusehen.

§ 11 Ermächtigungen
(1) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundesrates, soweit dies zur Durchführung der in § 1 genannten Rechts-
akte erforderlich ist,
1. die Verwendung von Erzeugnissen und Stoffen im ökologi-
schen/biologischen Landbau für die Zwecke nach Artikel 16 Abs. 4 Satz 1
der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 zu regeln,
2. die erforderlichen Maßnahmen im Sinne des Artikels 23 Abs. 5 der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 zu treffen, um die Einhaltung des Artikels
23 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 sicherzustellen,
3. nähere Bestimmungen zu den Meldungen nach Artikel 28 Abs. 1
Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 zu erlassen,
4. nähere Einzelheiten bezüglich der Unterstützung der Europäischen
Kommission bei der Überwachung der anerkannten Kontrollbehörden und
KontrollsteIlen in Dritlländern nach Artikel 32 Abs. 2 Satz 7 und Artikel 33
Abs. 3 Satz 8 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 sowie bei der Überwa-
chung der anerkannten Dritlländer nach Artikel 33 Abs. 2 Satz 6 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 834/2007 zu regeln,
5. nähere Bestimmungen zu den Übergangsmaßnahmen gemäß Artikel
40 zu erlassen, soweit das Gemeinschaftsrecht dies erfordert,
6. die näheren Einzelheiten über die Voraussetzungen sowie das Verfah-
ren der Zulassung nach § 4 Abs. 1 bis 4 sowie das Verfahren des Entzugs
der Zulassung nach § 4 Abs. 5 Satz 2 und 3 zu regeln.
(2) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz wird ferner ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustim-
mung des Bundesrates
1. Verweisungen auf Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 834/2007
sowie der zu ihrer Durchführung erlassenen Rechtsakte der Europäischen
Gemeinschaft in diesem Gesetz zu ändern, soweit es zur Anpassung an
Änderungen dieser Vorschriften erforderlich ist,
2. Vorschriften dieses Gesetzes zu streichen oder in ihrem Wortlaut ei-
nem verbleibenden Anwendungsbereich anzupassen, soweit sie durch den
Erlass entsprechender Vorschriften in Verordnungen der Europäischen
Gemeinschaft unanwendbar geworden sind.

§ 12 Strafvorschriften



(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft,
wer gegen die Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 28. Juni 2007
über die ökologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung von
ökologischen/biologischen Erzeugnissen und zur Aufhebung der Verord-
nung (EWG) Nr. 2092/91 (ABI. EU Nr. L 189 S. 1) verstößt, indem er
1. eine in Artikel 23 Abs. 1 Satz 1 oder 2 genannte Bezeichnung in der
Verkehrsbezeichnung eines Erzeugnisses nach Artikel 1 Abs. 2 Satz 1
Buchstabe b verwendet, obwohl die Anforderungen des Artikels 23 Abs. 4
Satz 1 Buchstabe a nicht erfüllt werden,
2. entgegen Artikel 23 Abs. 2 Satz 1 eine Bezeichnung nach Artikel 23
Abs. 1 Satz 1 oder 2 bei der Kennzeichnung oder Werbung oder in den
Geschäftspapieren für ein Erzeugnis verwendet, das die Vorschriften der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 nicht erfüllt,
3. entgegen Artikel 23 Abs. 2 Satz 2 eine Bezeichnung oder Kennzeich-
nungs- oder Werbepraktiken verwendet, die den Verbraucher oder Nutzer
irreführen können/oder
4. entgegen Artikel 23 Abs. 3 eine Bezeichnung nach Artikel 23 Abs. 1
Satz 1 oder 2 für ein Erzeugnis verwendet, das eine dort genannte Kenn-
zeichnung oder einen dort genannten Hinweis tragen muss.
(2) Ebenso wird bestraft, wer entgegen § 6 Abs. 3 ein Erzeugnis in den
Verkehr bringt.

§ 13 Bußgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer eine der in § 12 bezeichneten Handlungen
fahrlässig begeht.
(2) Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Verordnung (EG) Nr. 834/2007
verstößt, indem er vorsätzlich oder fahrlässig
1. eine in Artikel 23 Abs. 1 Satz 1 oder 2 genannte Bezeichnung im Ver-
zeichnis der Zutaten und im selben Sichtfeld wie die Verkehrsbezeichnung
eines Erzeugnisses nach Artikel 1 Abs. 2 Satz 1 Buchstabe b verwendet,
obwohl die Anforderungen des Artikels 23 Abs. 4 Satz 1 Buchstabe c nicht
erfüllt werden,
2. eine in Artikel 23 Abs. 1 genannte Bezeichnung verwendet, obwohl die
Anforderungen des Artikels 24 Abs. 1 Satz 1 nicht erfüllt werden,
3. entgegen Artikel 23 Abs. 4 Satz 1 Buchstabe b eine Bezeichnung
nach Artikel 23 Abs. 1 Satz 1 oder 2 nicht nur im Verzeichnis der Zutaten
verwendet,
4. entgegen Artikel 27 Abs. 5 Buchstabe d eine Mitteilung auf Ersuchen
der Behörde nicht, nicht richtig oder nicht vollständig macht oder die Be-
hörde nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig unterrichtet,
5. entgegen Artikel 28 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe a, auch in Verbindung
mit Satz 2 oder 3 oder einer Rechtsverordnung nach § 11 Abs. 1 Nr. 3 die-
ses Gesetzes, eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht
rechtzeitig macht oder
6. entgegen Artikel 28 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe b, auch in Verbindung
mit Satz 2 oder 3, sein Unternehmen nicht, nicht richtig oder nicht rechtzei-
tig dem Kontrollsystem nach Artikel 27 unterstellt.
(3) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. entgegen § 5 Abs. 2 Satz 1 ein Verzeichnis nicht, nicht richtig oder
nicht vollständig führt,
2. entgegen § 5 Abs. 3 Satz 2 oder 4 oder Abs. 4 Satz 1 die zuständige
Behörde, ein Unternehmen oder die Bundesanstalt für Landwirtschaft und
Ernährung nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig unterrichtet,
3. entgegen § 5 Abs. 3 Satz 3 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht
vollständig oder nicht rechtzeitig macht,



4. entgegen § 8 Abs. 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig
oder nicht rechtzeitig erteilt oder
5. entgegen § 8 Abs. 3 eine Maßnahme nicht duldet, ein Erzeugnis nicht,
nicht richtig oder nicht rechtzeitig darlegt, die erforderliche Hilfe nicht oder
nicht rechtzeitig leistet oder eine Unterlage nicht oder nicht rechtzeitig vor-
legt.
(4) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 mit einer
Geldbuße bis zu dreißigtausend Euro, in den übrigen Fällen mit einer
Geldbuße bis zu zwanzigtausend Euro geahndet werden.

§ 14 Einziehung
Ist eine Straftat nach § 12 oder eine Ordnungswidrigkeit nach § 13 Abs. 1,

-./ 2 oder 3 begangen worden, so können Gegenstände, auf die sich die
Straftat oder die Ordnungswidrigkeit bezieht, und Gegenstände, die zu ihrer
Begehung oder Vorbereitung gebraucht worden oder bestimmt gewesen
sind, eingezogen werden. § 74a des Strafgesetzbuchs und § 23 des Ge-
setzes über Ordnungswidrigkeiten sind anzuwenden.

§ 15 Übergangsvorschriften
KontrollsteIlen, die am 31. Dezember 2008 nach § 4 Abs. 1 des Öko-
Landbaugesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. August
2005 (BGBI. I S. 2431), das durch Artikel 205 der Verordnung vom 31. Ok-
tober 2006 (8GBI. I S. 2407) geändert worden ist, zugelassen waren, gei-
ten als vorläufig nach § 4 Abs. 1 dieses Gesetzes zugelassen. Die vorläufi-
ge Zulassung erlischt,
1. wenn nicht bis zum Ablauf des 31. Juli 2010 die Erteilung der Zulas-
sung beantragt wird oder
2. im Falle rechtzeitiger AntragsteIlung mit Eintritt der Unanfechtbarkeit
der Entscheidung über den Antrag.

§ 16 Ausschluss des Abweichungsrechts
Abweichungen von den in § 4 Abs. 5 Satz 2 und 3 und § 9 Abs. 1 Satz 2
enthaltenen Regelungen des Verwaltungsverfahrens durch Landesrecht
sind ausgeschlossen.
Das Öko-Landbaugesetz wurde als Artikel 1 des Gesetzes vom 07. De-
zember 2008 vom Bundestag mit der Mehrheit seiner Mitglieder und mit
Zustimmung des Bundesrates beschlossen. Es ist gemäß Artikel 5 Satz 1
dieses Gesetzes am 01. Januar 2009 in Kraft getreten.
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Gesetz zur Einführung und Verwendung eines Kennzeichens für Erzeug-
nisse des ökologischen Landbaus
(Öko-Kennzeichengesetz)

§ 1 Öko-Kennzeichen
(1) Mit einem Kennzeichen nach Maßgabe einer Rechtsverordnung nach § 2
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 (Öko-Kennzeichen) darf nur in den Verkehr gebracht wer-
den
1. ein Erzeugnis im Sinne des Artikels 1 Abs. 2 Satz 1 oder 3 der Verordnung
(EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 28. Juni 2007 über die ökologi-
sche/biologische Produktion und die Kennzeichnung von ökologi-
schen/biologischen Erzeugnissen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG)
Nr. 2092/91 (ABI. EU Nr. L 189 S. 1), wenn die Voraussetzungen für die Ver-
wendung von Bezeichnungen mit Bezug auf die ökologische Produktion nach
Artikel 23 Abs. 2 Satz 1 oder Abs. 4 Satz 1 Buchstabe a, jeweils in Verbindung
mit Abs. 3, der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 erfüllt sind,
2. ein Erzeugnis aus Arbeitsgängen in gewerbsmäßig betriebenen, gemein-
schaftlichen Verpflegungseinrichtungen im Sinne des Artikels 2 Doppelbuch-
stabe aa der Verordnung (EG) Nr. 834/2007, wenn die Voraussetzungen für
die Verwendung von Bezeichnungen mit Bezug auf die ökologische oder bio-
logische Produktion nach § 6 Abs. 3, auch in Verbindung mit Abs. 4, des Öko-
Landbaugesetzes erfüllt sind.
(2) Es ist verboten,
1. andere als die in Absatz 1 bezeichneten Erzeugnisse mit dem Öko-
Kennzeichen,
2. ein Erzeugnis oder einen sonstigen Gegenstand mit einer dem Öko-
Kennzeichen nachgemachten Kennzeichnung, die zur Irreführung über die Art
der Erzeugung, die Zusammensetzung oder andere verkehrswesentliche Ei-
genschaften des gekennzeichneten Erzeugnisses oder Gegenstandes geeig-
net ist, in den Verkehr zu bringen.
(3) Sonstige Vorschriften über die Kennzeichnung oder Etikettierung von Saat-
gut, Futtermitteln oder Lebensmitteln bleiben unberührt.

§ 2 Ermächtigungen
(1) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes-
rates Einzelheiten der Verwendung des Öko-Kennzeichens zu regeln, soweit
dies erforderlich ist, um eine einheitliche Kennzeichnung oder eine eindeutige
Erkennbarkeit der Erzeugnisse zu gewährleisten.
(2) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bun-
desrates
1. die Gestaltung des Öko-Kennzeichens,
2. die Anzeige der Verwendung des Öko-Kennzeichens an die Bundesanstalt
für Landwirtschaft und Ernährung zu regeln. In einer Rechtsverordnung nach
Satz 1 Nr. 2 kann die Aufgabe der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Er-
nährung einer sachkundigen, unabhängigen und zuverlässigen Person des
Privatrechts übertragen werden.
(3) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bun-
desrates
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1. Verweisungen auf Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 in diesem
Gesetz zu ändern, soweit es zur Anpassung an Änderungen dieser Vorschrif-
ten erforderlich ist,
2. Vorschriften dieses Gesetzes zu streichen oder in ihrem Wortlaut einem
verbleibenden Anwendungsbereich anzupassen, soweit sie durch den Erlass
entsprechender Vorschriften in Verordnungen der Europäischen Gemeinschaft
unanwendbar geworden sind.

§ 3 Slrafvorschriften
Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer
1. entgegen § 1 Abs. 1 oder 2 Nr. 1, jeweils in Verbindung mit einer Rechts-
verordnung nach § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, ein Erzeugnis in den Verkehr bringt
oder ~
2. entgegen § 1 Abs. 2 Nr. 2 ein Erzeugnis oder einen Gegenstand in den Ver-
kehr bringt.

§4 Bußgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer eine der in § 3 bezeichneten Handlungen
fahrlässig begeht.
(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig einer Rechtsver-
ordnung nach § 2 Abs. 1 oder 2 Satz 1 Nr. 2 oder einer vollziehbaren Anord-
nung auf Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die
Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvor-
schrift verweist.
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu dreißigtausend Eu-
ro geahndet werden.

§ 5 Einziehung
Ist eine Straftat nach § 3 oder eine Ordnungswidrigkeit nach § 4 begangen
worden, so können
1. Gegenstände, auf die sich die Straftat oder Ordnungswidrigkeit bezieht, und
2. Gegenstände, die zu ihrer Begehung oder Vorbereitung gebraucht worden
oder bestimmt gewesen sind, eingezogen werden. § 74a des Strafgesetzbuchs
und § 23 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind anzuwenden.

I
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Verordnung zur Gestaltung und Verwendung des Öko-Kennzeichens
(Öko-Kennzeichenverordnung)

§ 1 Ges~~ltung des Öko-Kennzeichens ..
(1) Das Oko-Kennzeichen nach § 1 Abs. 1 des Oko-Kennzeichengesetzes be-
steht nach Maßgabe des Musters und der technischen Beschreibung der An-
lage 1 aus einem umrandeten Sechseck und trägt als Inschrift den Schriftzug
"Bio" und darunter den Schriftzug "nach EG-Öko-Verordnung". Der Schriftzug
"nach EG-Öko-Verordnung" kann
1. auch in einer der anderen Sprachen der Mitgliedstaaten der Europäischen
Union verwendet werden oder
2. entfallen, soweit auch durch eine Vergrößerung des Schriftzuges nach Ab-
satz 3 Satz 2 die Lesbarkeit nicht gewährleistet werden kann.
(2) Das Öko-Kennzeichen darf zwischen der linken und rechten äußeren Ecke
des grünen Rands
1. eine Breite von zehn Millimeter nicht unterschreiten und
2. vorbehaltlich des Satzes 3 eine Breite von bis zu 33 Millimeter erreichen,
soweit die Größe des Schriftzuges "Bio" unter Beachtung des Absatzes 3 nicht
mehr als 60 vom Hundert der Größe des Schriftzuges der Produktbezeichnung
des gekennzeichneten Erzeugnisses beträgt. Es darf um höchstens 15 Grad
gedreht werden. Bei einer Verwendung im Sinne des § 2 Abs. 2 darf die
höchstzulässige Breite des Öko-Kennzeichens nach Satz 1 Nr. 2 überschritten
werden.
(3) Das Größenverhältnis und das räumliche Verhältnis der Wort- und Grafik-
bestandteile des Öko-Kennzeichens zueinander darf nicht verändert werden.
Eine unverhältnismäßige Vergrößerung des Schriftzuges "nach EG-Öko-
Verordnung" innerhalb der höchstzulässigen Breite des Öko-Kennzeichens ist
zulässig, soweit dies erforderlich ist, um die Lesbarkeit zu gewährleisten. Im
Falle des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 darf von Satz 1 abgewichen werden, sofern
dies auf Grund der Übersetzung erforderlich ist.
(~) Abweichend von den in Anlage 1 festgelegten Farbkombinationen darf das
Oko-Kennzeichen auch einfarbig in Schwarz oder in angepasster Farbe ver-
wendet werden. Als Fond und Kontur ist Weiß oder der jeweils vorhandene
Untergrund zulässig.
(5) Regionale oder andere Herkunftsangaben dürfen im unmittelbaren Umfeld
des Öko-Kennzeichens angebracht werden. Die zusätzliche Verwendung
sonstiger Kennzeichen, die auf eine Herkunft des gekennzeichneten Erzeug-
nisses aus dem ökologischen Landbau oder der biologischen Landwirtschaft
hindeuten, ist zulässig.
(6) Das Weglassen oder Hinzufügen von Bestandteilen oder sonstige Ände-
rungen des Öko-Kennzeichens sind vorbehaltlich der Absätze 1 bis 5 verboten.

§ 2 Verwendung des Öko-Kennzeichens
(1) Das Öko-Kennzeichen ist
1. bei der Abgabe verpackter Erzeugnisse auf der Verpackung
a) durch Aufdruck, Aufkleber oder einem auf sonstige Weise mit der Verpa-
ckung verbundenen Etikett,
b) an gut sichtbarer Stelle, deutlich lesbar und unverwischbar oder
2. bei der Abgabe unverpackter Erzeugnisse unmittelbar auf dem Erzeugnis o-
der auf einem Schild unmittelbar neben dem Erzeugnis nach Maßgabe der
Nummer 1 Buchstabe b anzubringen.



\

(2) Die Verwendung des Öko-Kennzeichens für Zwecke der Werbung oder der
sonstigen Unterrichtung des Verbrauchers ist zulässig, soweit
1. ein Erzeugnis, das mit dem Öko-Kennzeichen gekennzeichnet werden darf,
oder
2. unabhängig von einem Erzeugnis der ökologische Landbau angepriesen
wird.

§ 3 Anzeigepflicht
(1) Wer für Erzeugnisse nach § 1 Abs. 1 des Öko-Kennzeichengesetzes das
Öko-Kennzeichen verwenden will, hat dies der Bundesanstalt für landwirtschaft
und Ernährung vor dem erstmaligen Verwenden anzuzeigen. Die Anzeige ist
nach dem Muster des Formblattes in Anlage 2 vorzunehmen.
(2) Wer vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung das beim Deutschen Patent-
und Markenamt unter der Registernummer 30141 473 eingetragene Öko-
Kennzeichen verwendet hat, hat die Anzeige nach Absatz 1 bis zum 1. Juni
2002 zu erstatten.

§4 Ordnungswidrigkeiten
Ordnungswidrig im Sinne des § 4 Abs. 2 des Öko-Kennzeichengesetzes han-
delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 3 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 ei-
ne Anzeige nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig erstattet.

§ 51nkrafttreten
Die Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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VERPFLICHTENDE ANGABEN!

!AusgefülltesFormblatt bitte zurücksenden an

~' desanstalt für Landwirtschaft und Ernährung
~:erat512- Informationsstelle Bio-Siegel

53168Bonn

FORMBLATT ZUR ANZEIGE DER MIT DEM

BIO-SIEGEL GEKENNZEICHNETEN ERZEUGNISSE

KUNDENNUMMER
DATENBANK:

POSTFACH:

FAX:

ORT:
LANDI
BUNDES-

____________________ ~------ LAND

HOMEPAGE:

HANDEL:O ERZEUGER: O ERZEUGERGEMEINSCHAFT: O

Beginn der Nutzung
des Bio-Siegels

(Monat/Jahr)

/
Bitte die Musteretiketten mit dem Bio-Siegel auf ein DIN A4 Blatt aufkleben und mit diesem Datenbogen an
die Bundesanstalt fur Landwirtschaft und Ernährung übersenden _Vielen Dank!

j'ermit bestätigen wir die Richtigkeit der oben genannten Daten

..................................................................
Unterschrift - Finnenstempel

',---------------------------------------------------------------------------------------------------------------
sind damit einverstanden, dass unsere Adresse und Angaben zu unseren Erzeugnissen mit dem Bio-Siegel zu

-' lien Zwecken, zur Veröffentlichung in einer Datenbank for Verbraucher sowie zur Weiterverrnittlung von
r()duktinteressentenveröffentlicht bZl1J.weitergegeben werden können .

..................................................................
Unterschrift - Finnenstempel
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Verordnung des Ministeriums für Ernährung und ländlichen Raum
zur Durchführung des Öko-landbaugesetzes vom 08. Juli 2009
(Öko-landbaugesetz DVO 2009)

Auf Grund von § 2 Abs. 3 Satz 1 des Öko-landbaugesetzes (ÖlG) vom 7.
Dezember 2008 (BGBI. I S. 2358) wird verordnet:

§ 1 Aufgaben der KontrollsteIlen
(1) Die KontrollsteIlen, die für das land Baden-Württemberg nach § 2 Abs.
2 Nr. 1 in Verbindung mit § 4 OlG von der Bundesanstalt für landwirt-
schaft und Ernährung zugelassen worden sind, führen das Kontrollverfah-
ren durch:
1. nach Titel V der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 28. Juni
2007 über die ökologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung
von ökologischen/biologischen Erzeugnissen und zur Aufhebung der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2092/91 (ABI. EG Nr. l 189 vom 20. Juli 2007, S. 1).
2. nach Titel IV der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 der Kommission vom 5.
September 2008 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr.
834/2007 des Rates über die ökologische/biologische Produktion und die
Kennzeichnung von ökologischen/biologischen Erzeugnissen hinsichtlich
der ökologischen/biologischen Produktion, Kennzeichnung und Kontrolle
(ABI. EG Nr. l 250 vom 18. September 2008 S. 1)
in der jeweils geltenden Fassung,
3. nach künftigen Durchführungsvorschriften zu der in Nummer 1 genann-
ten Verordnung.
(2) Die KontrollsteIlen führen jährlich bei mindestens zehn Prozent der von
ihnen in Baden-Württemberg kontrollierten Unternehmen, jedoch mindes-
tens bei einem Unternehmen, zusätzliche unangekündigte Kontrollen
durch.

§ 2 Mitwirkung der KontrollsteIlen
(1) Die KontrollsteIlen im Sinne von § 1 wirken bei der Erfüllung der Aufga-
ben der zuständigen Behörde mit, indem sie
1. die Meldungen nach Artikel 28 Abs. 1 Buchstabe a der Verordnung (EG)
Nr. 834/2007 von Unternehmen, die sich ihrer Kontrolle nach Artikel 28
Abs. 1 Buchstabe b dieser Verordnung unterstellen, entgegennehmen und
unverzüglich an die Behörde weiterleiten,
2. der Behörde jährlich ein Verzeichnis der Unternehmen, die ihrer Kon-
trolle nach Artikel 28 Abs. 1 Buchstabe b der in Nummer 1 genannten Ver-
ordnung unterstellt sind, vorlegen, /'
3. Maßnahmen nach Artikel 30 Abs. 1 Unterabsatz 1 der in Nummer 1 ge-
nannten Verordnung durchführen, .
4. die zuständige Behörde nach § 5 Abs. 3 Satz 2 ÖlG über festgestellte
Unregelmäßigkeiten (Artikel 30 Abs. 1 Unterabsatz 1 der in Nummer 1 ge-
nannten Verordnung) und schwerwiegende Verstöße oder Verstöße mit
langzeitwirkung (Artikel 30 Abs. 1 Unterabsatz 2 der in Nummer 1 ge-
nannten Verordnung) unverzüglich unterrichten,
5. der Behörde jährlich einen zusammenfassenden Bericht vorlegen, der
insbesondere
a) die nach Artikel 30 der in Nummer 1 genannten Verordnung getroffenen
Maßnahmen bei Verstößen und Unregelmäßigkeiten und
b) die nach § 3 erteilten Ausnahmegenehmigungen darstellt,
6. der Behörde unverzüglich berichten, wenn sie Kenntnis von Tatsachen
erhalten, welche die Annahme rechtfertigen, dass eine Straftat oder Ord-
nungswidrigkeit nach Bestimmungen des Öko-Landbaugesetzes, des Öko-
Kennzeichengesetzes in der Fassung vom 20. Januar 2009 (BGBI. I S. 79)

i'j., ' t.
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oder nach Bestimmungen der auf deren Grundlage erlassenen Rechtsver-
ordnungen in der jeweils geltenden Fassung begangen wurden.
(2) Die KontrollsteIlen wirken auch bei der Erfüllung der Aufgaben der zu-
ständigen Behörde in folgenden Fällen mit:
1. bei der Erteilung von Ausnahmegenehmigungen nach Artikel 18 Abs. 1
der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 bezüglich Eingriffen bei Tieren,
2. bei der rückwirkenden Anerkennung früherer Zeiträume als Teil des Um-
stellungszeitraums bei Pflanzen und pflanzlichen Erzeugnissen nach Artikel
36 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 889/2008,
3. bei der Erteilung von Ausnahmegenehmigungen nach Artikel 39 der
Verordnung (EG) Nr. 889/2008, dass Rinder in Kleinbetrieben angebunden
werden,

4. bei der Erteilung von Ausnahmegenehmigungen nach Artikel 40 Abs. 1
Buchstabe a Nr. v der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 bei der Paralleler-
zeugung von Dauerkulturen,
5. bei der Erteilung von Ausnahmegenehmigungen nach Artikel 42 der
Verordnung (EG) Nr. 889/2008 zur Verwendung nichtökologischer Tiere,
wenn keine ökologischen Tiere zur Verfügung stehen,
6. bei der Erteilung von Genehmigungen nach Artikel 45 Abs. 1 Buchstabe
b der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 zur Verwendung von nichtökologi-
schem Saatgut oder vegetativem Vermehrungsmateriàl, wenn kein ökologi-
sches Saatgut oder vegetatives Vermehrungsmaterial zur Verfügung steht,
indem sie bei den Antragstellern die Voraussetzungen für die Genehmi-
gung oder Anerkennung prüfen und der Behörde mitteilen.

§ 3 Beleihung der KontrollsteIlen
(1) Den KontrollsteIlen können die Verfahren zur Erteilung von Ausnahme-
genehmigungen nach Artikel 36 Abs. 2, Artikel 39 und 45 Abs. 1 Buchstabe
b der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 im Wege der Beleihung übertragen
werden. Die Beleihung kann befristet werden. Sie kann mit Nebenbestim-
mungen versehen werden, insbesondere unter Bedingungen erteilt und mit
Auflagen oder dem Vorbehalt des Widerrufs verbunden werden. Die Belei-
hung und deren Widerruf sind öffentlich bekannt zu machen.
(2) Soweit eine Beleihung erfolgt, ist § 2 Abs. 2 Nr. 2, 3 und 6 nicht anzu-
wenden.

§ 4 Beauftragung von Analysen
Die KontrollsteIlen im Sinne von § 1 übertragen die Analysen der von ihnen
gezogenen Proben auf amtliche undnichtamtliche Prüflaboratorien. Die
Prüflaboratorien werden unter Berücksichtigung ihrer Leistungsfähigkeit,
Erfahrung und analytischen Kompetenz ausgewählt.

§ 5 Erhebung von Entgelt
Die KontrollsteIlen setzen das Entgelt für ihre Leistungen entsprechend ih-
rem Aufwand zur Erzielung eines angemessenen Erlöses fest. Hierbei wer-
den die Art der Unternehmen, die der Kontrolle unterstellt sind, und des ty-
pisierten Aufwandes, der mit der nach guter fachlicher Praxis durchgeführ-
ten Aufgabenerledigung einhergeht, berücksichtigt.

§ 6 Übergangsregelung
Bei Anträgen nach Artikel 95 Abs. 1 und 2 der Verordnung (EG) Nr.
889/2008 sind die unteren Landwirtschaftsbehörden mit einzubeziehen.
Diese nehmen die Anträge entgegen und führen eine betriebswirtschaftli-
che Gesamtanalyse des Betriebes durch. Lässt diese Betriebsanalyse vor-
aussichtlich auch für die Zeit nach dem Jahr 2013 eine wirtschaftliche öko-
logische Tierhaltung erwarten, plant die untere Landwirtschaftsbehörde mitI
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dem Betriebsleiter in Zusammenarbeit mit dem Berater für ökologischen
Landbau (Offizialberater, Beratungsdienste oder Verbandsberater) und der
Stallbauberatung die Entwicklung des Betriebs nach dem Jahr 2013.

§ 7 Inkrafttreten, Außerkrafttreten
Diese Verordnung tritt am 1. August 2009 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung
des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum zur Durchführung des Öko-
Landbaugesetzes vom 21. Oktober 2003 (GBI. S. 707) außer Kraft.

Stuttgart, den 8. Juli 2009
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~rozessbevollmächtigte: Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte,

Landgericht Göttingen
Geschäfts-Nr. :
4 0185/09

I 3. ¡·¡OV. Z009

Beschluss r\1:'":!ir"(lic~t
r '::·,!';':i'~(t~~Z~n\Na!t----i

In dem Rechtsstreit

Kläger

.vertreten durch den Geschäftsführer,

Beklagte

Prozessbevollmächtigter: ..
~, ..

hatdie 4. Zivilkammer des Landgerichts Göttingen am 10.11.2009 durch die Richterin
àmLandgericht Dr. Drope als Einzelrich!erin beschlossen:

;Derangerufene Rechtsweg vor den Zivilgerichten ist zulässig.

!DerKläger ist Landwirt und betreibt seit 1994 den von seinen Eltern übernommenen

;'Betriebfort. Im Jahre 2002 stellte er seinen Betrieb von konventionellem Ackerbau auf

'ökologischen Landbau um. Um seine Waren mit einem Ökosiegel etikettieren und

,vermarktenzu können, hat er sich einem sog. Kontrollsystem i. S. d. Art. 8 Abs, 1, 9

(Abs.1 und 3 und AnhangIII der va (EWG) Nr. 2092/91, die bis zum 31.12.2008 galt,

!unterworfen. Dazu schloss er unter dem 19.07.2005 mit der Beklagten, die vor ihrer

',Firmenumwandlung GmbH hieß, einen Vertrag ab. Bei der Beklagten handelt es

¡sichum eine staatlich zugelassene KontrollsteIle nach § 4 ÖlG in der damals geltenden

'Fassung. Die Pflichten einer KontrollsteIle i. S. d. ÖLG ergeben sich aus § 5 ÖLG.



Nachdem in der Folgezeit der öffentlich bestellte und vereidigte Probenehmer Sauß

Proben genommen hatte, ordnete das LAVES mit Schreiben vom 18.12.2007 (Anlage K

3) an, dass nur der Schlag Nr. 38 gemäß Anhang I Teil A Nr. 1.1 der Verordnung

(EWG) Nr. 2092/91, der eine zweijährige Regelumsteliungszeit vorsieht, neu umzustel-

len sei und die Erzeugnisse von dieser Fläche bis zum Ende der Umstellungszeit nicht

mit dem Hinweis auf den ökologischen Landbau vermarktet werden dürften. Die Beklag-

te und die für den Kläger - nach Kündigung des Vertrages durch die Beklagte Mitte

'li 2007 - ab dem 11.11.2007 zuständige KontrollsteIle erhielten ausweislich der
I:ii!W~---- _---ÅDJage__f<-3_Jeweils_Durcbscbriften_des_Bescheides_ ---------~-. .---- .

¡li,:I,
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Entsprechend ihrer Befugnisse führte die Beklagte Kontrollen bei dem Kläger durch.

Hierbei beanstandete sie im Jahre 2006 das Erntegut des Klägers, da dieses verbote-

nes Pflanzenschutzmittel enthielt. In der Folge zertifizierte die Beklagte die Rapsernte

des Klägers des Jahres 2006 nicht, so dass der Kläger seine Ernte nur als konventio-

nelles Gut verkaufen konnte. Die Beklagte hatte darauf den Verdacht, dass auf allen

Rapsschlägen des Klägers das für die Ökoproduktion verbotene Pflanzenschutzmittel

PSM verwendet worden war und teilte diesen Verdacht dem niedersächsischen Lan-

desamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (LAVES) mit. Dieses über-

sandte dem Kläger unter dem 07.08.2007 das als Anlage K 2 vorgelegte Hinweis- un~

Anhörungsschreiben, womit dem Kläger die Absicht des LAVES mitgeteilt wurde,

sämtlichen Rapsschlägen den Öko-Status abzuerkennen und eine Neuumstellung

durch Regelzeit ab Erntedatum des Raps festzulegen. Die auf den Rapsschlägen

angebauten Kartoffeln des Klägers im Jahre 2007 wurden von der Beklagten nicht als
"

A-Ware Biokartoffeln zertifiziert.

Die erteilte dem Kläger am 10.01.2008 ein Zertifikat (Anlage K 5), welches das

Erntegut des Klägers teilweise als Umstellungs- und nicht als A-Ware zertifizierte, wobei

zwischen den Parteien streitig ist, ob diese Ernte von Flächen stammt, auf denen

Pflanzenschutzmittel festgestellt worden waren.

In einem Schreiben der Beklagten vom 15.02.2008 an die rö-ma ' (Anlage K 4)

bezog die Beklagte sich auf das Schreiben des LAVES vom 18.12.2007 und teilte mit,

dass damit für die gesamten Rapsschläge die Neuumstellung festgelegt worden sei.
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Unter dem 03.03.2008 stellte die Firma dem f<läger ein Zertifikat für voll umge-

stellte Erzeugnisse, also Biowaren, auch für die It. Zertifikat vom 10.01.2008 als Umstel-

lungsware klassifizierte Ernte aus.

Der Kläger behauptet, dass sich der Verdacht der Beklagten hinsichtlich der Verwen-

dung von Pflanzenschutzmittel nicht bestätigt habe, wie sich aus dem Probenahmepro-

tokoll des Probenentnehmers Sauß ergebe. Er ist der Ansicht, dass die Beklagte eine

ihr obliegende nachvertragliche Pflicht verletzt habe, indem sie es unterlassen habe, die

Firma. unverzüglich von der neuen Sachlage, die sich aus dem Schreiben der

LAVES vom 18.12.2007 ergeben habe, zutreffend in Kenntnis zu setzen. Daher habe

die die entsprechenden Zertifikate nicht bereits im Dezember 2007 oder Januar

2008 ausgestellt, sondern eJst im März 2008. Er behauptet, dadurch sei ihm ein Scha-

den in Höhe von 25.191,74 € entstanden, weil er die auf den betroffenen Schlägen mit

Ausnahme des Schlages Nr. 38 angebauten Kartoffeln nicht zu den im Januar 2007

erzielbaren Preisen habe verkaufen können und ihm ein Minderertrag wegen der

Verwendung von Nachbausaatgut entstanden sei. Mit seiner vor dem Landgericht

Göttingen erhobenen Klage begehrt er Ersatz dieses Schadens.

"~
" t:
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Die Beklagte rügt die Zuständigkeit des angerufenen Gerichts. Sie meint, das Kontroll-

system unterliege dem öffentlichen Recht mit der Fofge, dass der Rechtsstreit an das

Verwaltungsgericht zu verweisen ist.

II.

Gemäß § 17 a Abs. 3 Satz 2 GVG ist über die Zulässigkeit des Rechtsweges nach
Rüge der Beklagtenvorab-ztlentscheiden-.-- '..---- O~_. '0-'- _ •• _.__ o~· __ o.~ __ •• -.~ ••• ~_.

Der angerufene Rechtsweg vor den Zivilgerichten ist gemäß § 13 GVG zulässig. Da-

nach gehören vor die ordentlichen Gerichte alle bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten (... ),

für die nicht entweder die Zuständigkeit von Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsge-

richten begründet ist oder auf Grund von Vorschriften des Bundesrechts besondere

Gerichte bestellt oder zugelassen sind. Sonderzuweisungen sind hier nicht ersichtlich.

Für die Streitigkeit ist auch nicht gemäß § 40 VwGO der Verwaltungsrechtsweg eröff-

net. Es handelt sich' nicht um eine öffentlich-rechtliche, sondern um eine bürgerlich-

rechtliche Streitigkeit.
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Der Kläger begehrt Schadensersatz für die behauptete Verletzung der (nachvertragli-

chen) Pflichten der Beklagten aus dem zwischen den Parteien geschlossenen Vertrag.

Dieser Vertrag ist nicht als öffentlich-rechtlicher Vertrag zu bewerten, so dass § 40 Abs.

2 VwGO hier keine Anwendung findet. Der Gegenstand des Vertrages ist dem Zivilrecht

zuzurechnen (vg!. Gummer, in Zöller, ZPO, 26. Aufl., § 13 GVG Rn. 40 m. w. N.).

1. Zwar ist der Beklagten zuzustimmen, dass dem Vertrag das ÖlG und damit öffentli-

ches Recht zugrunde liegt. Auch handelt es sich bei der Kontrolle der Öko-Landbau-

Unternehmen um eine öffentliche Aufgabe (BVerwG, Beschluss vom 13.06.2006, 3 BN.

1/06, zit. nach juris). Diese Einschätzung des Bundesverwaltungsgerichts ist auch nich~

durch das Urteil des EuGH vom 29.11.2007 (C-404/05) überholt. Denn die Entschei-

dung des EuGH betrifft nur die Frage, ob die Rolle der privaten KontrollsteIlen als

"unmittelbare und spezifische Teilnahme an der Ausübung öffentlicher Gewalt" im Sinne

von Art. 55 EG i. V. m. Art. 45 Abs. 1 EG (Dienstleistungsfreiheit) anzusehen ist. Dabei

geht der EuGH von einer möglichst engen Auslegung von Art. 55 EG i. V. m. Art. 45

Abs. 1 EG aus. Die damit angelegten Maßstäbe sind jedoch nicht ohne weiteres auf die

Frage übertragbar, ob die auf die KontrollsteIlen übertragenen Aufgaben öffentlich-

rechtlicher Natur sind und noch weniger auf die Frage, ob für Streitigkeiten mit den

KontrollsteIlen der Verwaltungs- oder der Zivilrechtsweg eröffnet ist.

2. Entscheidend ist jedoch darauf abzustellen, dass die KontrollsteIlen in Niedersachsen

im Verhältnis zu den von ihnen kontrollierten landwirten nicht hoheitlich tätig werden. In

der - auch in zeitlicher Hinsicht hier maßgeblichen - Verordnung über die Mitwirkung

von KontrollsteIlen im ökologischen landbau vom 28.02.2005 (Nds. GVB!. S. 77) hat

die landesregierung sich gegen die mit §:2 Abs.3 Ziff. 1 ÖlG a. F. eröffnete-MÖglich-

keit entschieden, den KontrollsteIlen die Aufgaben nach § 2 Abs. 1 ÖlG im Wege der

Beleihung zu übertragen, und festgelegt, dass die KontrollsteIlen lediglich in Form der

"Mitwirkung" beteiligt werden. Damit ist den KontrollsteIlen gerade nicht die Wahrneh-

mung hoheitlicher Aufgaben übertragen worden (vg!. BVerwG, a. a. O., juris-Rn. 8 a. E.;

aVG lüneburg, Beschluss vom 10.06.2008, 13 ME 80/08, zit. nach juris, dort Rn. 13).

Während anerkannt ist, dass das Rechtsverhältnis zwischen dem mit hoheitlichen

Befugnissen Beliehenen und dem Dritten, demgegenüber diese Befugnisse wahrge-

nommen werden, öffentlich-rechtlicher Natur ist (vg!. nur BVerwG, Urteil vom

05.10.1990, 7 C 7/90, NVwZ-RR 1991, 330 f., juris-Rn. 8), gilt dies für das Rechtsver-

hältnis zu bloß "Mitwirkenden", sprich "Verwaltungshelfern" nicht (vg!. OVG Nordrhein-
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Westfalen, Urteil vom 23.06.2009, 9 A 2054/07, zit. nach juris, zum Rechtsverhältnis

des Mautschuldners zu Toll Collect; auch Reimer, in PosserlWolff, Beckscher Online-

Kommentar zur VwGO, § 40 Rn. 80).

3. Etwas anderes gilt auch nicht deswegen, weil die KontrollsteIlen - wie von der Be-

klagten dargestellt - Zertifikate nach Abschnitt 12.3 der Norm EN 45011, auf die in Art. 9

Abs, 11 der VO (EWG) Nr. 2092/91 Bezug genommen wird, erstellen. Bei diesen

Zertifikaten handelt es sich nicht um einen Hoheitsakt und auch nicht um verbindliche

Endentscheidungen i. S. v. (Ausnahme-) Genehmigungen, welche vom OVG Lüneburg

erwähnt werden (vg!. a. a. O., juris-Rn. 16). Im Übrigen sprechen auch die vom Kläger

vorgelegten Schreiben des LAVES dafür, dass hoheitliches Handeln dieser Kontrollbe-

hörde vorbehalten bleibensollte. Die (teilweise) Aberkennung des Öko-Status und die

Anordnung der Neuumstellung erfolgte durch sie und mit verwaltungsrechtlichen In-

strumentarien, nämlich durch Verwaltungsakt nach vorheriger Anhörung.

Dr. Drope



14

;':i.\'
i' t:



OLG Celle, Urteil vom 13. August 2009,8 U 9/09
(Hühnertrockenkot und Pilzkultursubstrat als Bio-Dünger)

Tenor

Auf die Berufung der Klägerin wird das am 12. Dezember 2008 verkündete
Urteil des Einzelrichters der 3. Zivilkammer des Landgerichts Lüneburg ab-
geändert und der Beklagte verurteilt, an die Klägerin 5.033,51 € nebst 5
Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz gern. § 2478GB aus
1.569,02 € seit dem 7. März 2002 und aus 3.464,49 € ab dem 26. Mai 2007
zu zahlen, sowie eine Nebenforderung in Höhe von 481,40 €.
Der Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits. Das Urteil ist vorläufig
vollstreckbar. Die Revision wird nicht zugelassen.

Aus den Gründen

Die Berufung ist begründet. Das angefochtene Urteil beruht auf einem
Rechtsfehler (§ 513 Abs. 1, 1. Alt., § 546 ZPO). Ferner rechtfertigen die
nach § 529 ZPO zugrunde zulegenden Tatsachen die angefochtene Ent-
scheidung nicht (§ 513 Abs. 1,2. Alt. ZPO). Der Klägerin steht gegen den
Beklagten ein Anspruch auf Zahlung von 5.033,51 € für die erfolgte Liefe-
rung von Bio-Legehennenkot und Champignonsubstrat im Jahre 2007 gern.
§ 433 Abs. 2 BGB zu.

1. Zutreffend ist das Landgericht zunächst davon ausgegangen, dass die
Parteien einen Kaufvertrag und nicht nur einen reinen Transport- oder
sonstigen Werkvertrag geschlossen haben. Hauptleistungspflicht der Klä-
gerin sollte die Lieferung und Übereignung der Ware, Hauptleistungspflicht
des Beklagten die Kaufpreiszahlung sein. Die Klägerin unterbreitete dem
Beklagten mit Schreiben vom 3. Januar 2007 ein Angebot zur Lieferung
von Dünger. Bezeichnet wurde dies als ChampostlPilzkultursubstrat mit
Biolandzertifikat zum Preis von 23,- € pro Tonne zuzüglich Mehrwertsteuer
frei Feldrand, sowie Hühnertrockenkot mit Biolandzertifikat aus Deutsch-
land zum Preis von 25,- € pro Tonne zuzüglich Mehrwertsteuer frei Feld-
rand (BI. 32 d. A). Dieses Angebot nahm der Beklagte am 5. Januar 2007
an (BI. 117 d. A). Entsprechend erfolgten seitens der Klägerin dann auch
Lieferungen im Zeitraum vom 8. Januar 2007 bis 17. April 2007 und die
beiden Rechnungen vom 5. Februar 200T über 1.569,02 €-für den Bio-
Legehennenkot (BI. 12 d. A) und vom 26. April2007 für den Cham post (BI.
13 d. A). Anhaltspunkte dafür, dass die Klägerin hier nur den Transport ü-
bernehmen wollte und Kaufverträge unmittelbar zwischen dem Beklagten
und den erzeugenden Landwirten geschlossen wurden, bestehen nicht.
Entsprechend hat auch der für die Klägerin tätige Zeuge W. ausgesagt, die
von der Klägerin belieferten Öko-Bauern stünden mit den Geflügelbauern
selbst nicht in direkter Vertragsbeziehung. An diese sollten seitens des Be-
klagten keine Zahlungen erfolgen. Auch eine Weiterleitung von Zahlungen,
die die Klägerin durch den Beklagten erhalten hätte, an die Erzeugerwäre
nicht erfolgt. Nach Angaben des Zeugen W. erfolgte durch die Klägerin le-
diglich eine Bezahlung der von ihr eingesetzten Spediteure, während sie
den überschießenden Betrag für ihre Dienstleistung erhalte. Unerheblich ist
ferner, dass die Klägerin selbst an die Erzeuger keinen Kaufpreis gezahlt
hat. Nach Angaben des Zeugen W. kauften sie die Stoffe nicht auf, sondern
verwerteten sie nur zu Gunsten der Geflügelhalter und Produzenten und
erhielten hierfür eine Aufwandsentschädigung von ihnen. Die Klägerin
nehme ihnen die Dokumentation gegenüber dem Landkreis vor Ort und
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den Zertifizierern ab. Der Umstand, dass die Klägerin mithin selbst keinen
Kaufpreis an die Erzeuger entrichten musste, schließt es indessen nicht
aus, dass sie selbst die Ware an den Beklagten verkauft hat. Ein eigener
Ankauf einer Ware ist nicht Voraussetzung für ihren Weiterverkauf. '

Es ist auch nicht ersichtlich, dass die Parteien nachträglich vereinbart hät-
ten, dass die Lieferung nur als Transport anzusehen sei. Zunächst hätte
der Preis sich, wenn es nur um Transport und nicht um Verkauf gegangen
wäre, ermäßigen müssen, was nicht der Fall ist. Sollte ein tatsächlich vor-
liegender Kaufvertrag auch nur als Transport umdeklariert werden, so wür-
de es sich ohnehin nur um ein Scheingeschäft nach § 117 BGB handeln.
Hinzu kommt, dass nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme überhaupt
nicht feststeht, dass die Parteien tatsächlich eine Übereinkunft zu einer Ab-
änderung des Kautvertrages in einen Transportvertrag geschlossen haben.
Der Zeuge W. hat ausgesagt, anlässlich der ersten Lieferung habe der Be-
klagte erklärt, er nehme die Lieferung mangels Zertifizierung nicht an. Er
habe ihm dann mitgeteilt, dass er die Zertifikate der Hersteller nachreiche
und im übrigen auch nur die Transporte in Rechnung gestellt würden. Der
Beklagte habe bei dem Telefonat darauf bestanden, dass die Klägerin
selbst zertifiziert sein müsse. Ob er sich damit einverstanden erklärt habe _
hiermit ist offenbar die reine Abrechnung des Transportes gemeint - wisse
er nicht. Der Beklagte hat in seiner Anhörung erklärt, er habe in den Tele-
fonaten mit der Klägerin darauf bestanden, dass diese selbst eine Zertifizie-
rung und nicht nur eine solche der Hersteller vorlege. Er selbst sei ein "ge-
branntes Kind", weil er in der Vergangenheit einmal noch mit einer Abmah-
nung davongekommen sei, da in der Zertifizierungskette etwas nicht ge-
stimmt habe. Vor diesem Hintergrund habe er auch eine Umwandlung des
Vertrages in einen Dienstleistungsvertrag abgelehnt. Liegt somit ein Kauf-
vertrag vor, so spielt es auch keine Rolle, dass die Klägerin in ihrer ersten
Rechnung vom 5. Februar 2007 insoweit nur von Transportkosten gespro-
chen hat (BI. 12 d. A.), während dieser Begriff in der zweiten Rechnung
vom 26. April2007 nicht mehr auftaucht (BI. 13 d. A.). Diese ist auch äu-
ßerlich als Rachnunç für einen Kaufpreis aufgemacht.

2. Unzutreffend ist das Landgericht demgegenüber vom Vorliegen eines
Sachmangels nach § 434 Abs. 1 BGB ausgegangen.

a) Nach § 434 Abs. 1 S. 1 BGB ist eine Sache frei von Sachmängeln, wenn
-sie bei Gefahrübergang die vereinbarte Beschaffenheit hat. Insoweit ist im
Angebot der Klägerin vom 3. Januar 2007 jeweils davon die Rede, Cham-
postJPilzkultursubstrat und Hühnertrockenkot würden "mit Biolandzertifikat"
geliefert. Nicht vereinbart ist dagegen, von wem dieses Biolandzertifikat
überhaupt stammen soll. Eine ausdrückliche Regelung darüber, dass die
Klägerin selbst Inhaberin eines derartigen Zertifikats sein muss, findet sich
in dem Angebot nicht. Es kommt vielmehr auch eine Auslegung dahin in
Betracht, dass überhaupt nur die ursprüngliche Herstellung der Ware durch
einen Betrieb mit Biolandzertifikat erfolgt sein muss. Der Beklagte konnte
auch nicht ohne weiteres annehmen, dass die Klägerin selbst die Produ-
zentin der Ware ist. Im Briefbogen ist insoweit nur von" ... Service & ... re-
cycling" die Rede. Das spricht nicht gerade dafür, dass die Klägerin über-
haupt selbst einen landwirtschaftlichen Betrieb betreibt. Auch im Rund-
schreiben des Ö. e. V. vom Dezember 2006, in dem Bio-Champost und
Bio-Legehennenkot vorgestellt werden, wird die Klägerin lediglich als "Be-
zugsadresse" genannt (BI. 115 d. A.). Insoweit musste sich auch dem Be-
klagten erschließen, dass die Klägerin selbst gar nicht Produzentin, son-
dern nur Händlerin der Ware ist. Dann konnte sie ohne zusätzliche aus-
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drückliche Vereinbarung aber nicht ohne weiteres erwarten, dass auch die
Klägerin selbst über ein Biolandzertifikat verfügt. Das Angebot der Klägerin
lässt sich vielmehr auch dahin auslegen, dass das Produkt nur überhaupt
über ein Biolandzertifikat verfügen muss, bei dem Hühnertrockenkot mit der
zusätzlichen Einschränkung, dass es aus Deutschland stammen muss.
Legt man das Angebot auch unter Berücksichtigung des objektiven Emp-
fängerhorizonts in diesem Sinn aus, so genügt es, dass die eigentlichen
Produzenten der Ware ein entsprechendes Zertifikat besitzen. Das ist un-
streitig sowohl für den landwirtschaftlichen Betrieb G., von dem der Hüh-
nerkot stammt (BI. 40, 50 d. A) als auch für den Betrieb B., von dem die
Champignonkulturen stammen, der Fall (BI. 49, 51 d. A).

Da die Hersteller unstreitig zertifiziert sind, kommt es dann auch nicht auf
die zwischen den Parteien streitige Frage an, wann der Beklagte von der
Klägerin diese Zertifizierungsnachweise erhalten hat. Während die Klägerin
behauptet, der Beklagte habe mit der Rechnung vom 5. Februar 2007 das
Zertifikat der G. GbR und mit der Rechnung für den Champost das Zertifi-
kat B. erhalten (BI. 36f. d. A), behauptet der Beklagte, er habe erst am 15.
März 2007 das Zertifikat B. und am 22. Mai 2007 das Zertifikat G. erhalten
(BI. 54 d. A). In seiner Anhörung hat er dann klargestellt, dass er im Mai
2007 das Zertifikat G. für 2007 und in der Zeit zwischen der ersten und
zweiten Rechnung das Zertifikat G. für 2006 erhalten habe (BI. 64 R d. A).
Da der Beklagte die Zertifikate der Produzenten aber in jedem Fall, zu weI-
chem Zeitpunkt auch immer, erhalten hat und die Produzenten auch tat-
sächlich zertifiziert waren, lag insoweit kein Sachmangel der Waren vor.

Zurückgetreten ist der Beklagte am 2. Februar 2007 auch nur deshalb, weil
die Klägerin als Verkäuferin nicht nach der EG-Verordnung 2092/91 zertifi-
ziert war. Insoweit steht aber nach den obigen Ausführungen gar nicht fest,
dass sich dem Angebot der Klägerin vom 3. Januar 2007, welches der Be-
klagte ohne Einschränkung am 5. Januar 2007 angenommen hat (BI. 117
d. A), tatsächlich das Erfordernis einer Biolandzertifizierung auch der Klä-
gerin als Zwischenhändlerin entnehmen lässt. Insoweit hätte eine aus-
drückliche Vereinbarung dahin getroffen werden müssen, dass die ver-
kaufte Ware genau den Anforderungen der EG-Öko-Verordnung vom 24.
Juni 1991 entsprechen muss. Mangelhaft ist eine Ware etwa, wenn sie von
einer EG-Agrarmarktordnung abweicht, wenn diese gerade vertraglich ver-
einbart war (BGH NJW 1986, 659; Palandt-Weidenkaff, BGB, 68. Aufl., §
434Rdnr.88). Dasist hier aber gerade nichtausdrücklich vereinbart wor-
den. Deshalb ist auch die Annahme des Landgerichts, die Mangelhaftigkeit
ergebe sich schon daraus, dass die Ware nicht der EG-Öko-Verordnung
Nr. 2092/91 entspreche, unzutreffend.

"
b) Ein Sachmangel ergibt sich auch nicht aus § 434 Abs. 1 S. 2 BGB. Hier-
nach ist eine Sache mangels Beschaffenheitsvereinbarung frei von Sach-
mängeln, wenn sie sich für die nach dem Vertrag vorausgesetzte Verwen-
dung eignet (Nr. 2), sonst wenn sie sich für die gewöhnliche Verwendung
eignet und eine Beschaffenheit aufweist, die bei Sachen der gleichen Art
üblich ist und die der Käufer nach der Art der Sache erwarten kann (Nr. 3).
Hier könnte die vom Vertrag vorausgesetzte bzw. die gewöhnliche Ver-
wendung darin liegen, dass der Beklagte - auch für die Klägerin ersichtlich -
die Produkte in seinem Betrieb verwenden will, um dann die von ihm ange-
bauten Lebensmittel als Bio-Lebensmittel zu verwenden. Sollte er bei Ver-
wendung der von der Klägerin gelieferten Produkte, wenn diese nicht der
EG-Öko-Verordnung entsprechen, die von ihm hergestellten Lebensmittel
deswegen nicht mehr als Bio-Lebensmittel, sondern nur als konventionelle



"Die Kontrolle der Einhaltung der Erzeugungsvorschriften erfordert grund- < {

sätzlich Kontrollen auf allen Stufen der Erzeugung und Vermarktung. Alle
Betriebe, die Produkte erzeugen, aufbereiten oder vermarkten, die als Er-
zeugnisse aus ökologischem Landbau gekennzeichnet sind, müssen sich
einem routinemäßigen Kontrollverfahren unterziehen ..."

Lebensmittel zu einem geringeren Preis verkaufen können, läge hierin ein
Sachmangel, weil es an der Eignung zur vertraglich vorausgesetzten bzw.
gewöhnlichen Verwendung fehlt. Unter Umständen würde für den Beklag-
ten auch die Gefahr drohen, dass ihm die Zertifizierung als Bio-Betrieb ab-
erkannt werden könnte.

Maßgeblich ist deshalb, ob auch die Klägerin bei dem hier betriebenen Ge-
schäft selbst zertifiziert sein muss, um den Anforderungen der Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 des Rates vom 24. Juni 1991 über den ökologischen
Landbau und die entsprechende Kennzeichnung der landwirtschaftlichen
Erzeugnisse und Lebensmittel (kurz: EG-Öko-Verordnung) zu entsprechen.
Das ist im Ergebnis zu verneinen. Die Erwägungsgründe der Verordnung
(S. 3 f.) könnten zwar zunächst für einen weiten Anwendungsbereich spre-
chen. Dort heißt es u. a.:

Nach Art. 8 Abs. 1 b) EG-Öko-Verordnung istjedes Unternehmen, das Er-
zeugnisse gem. Art. 1 erzeugt, aufbereitet, lagert oder aus einem Drittland
einführt, um sie später zu vermarkten, oder das diese Erzeugnisse ver-
marktet, verpflichtet, seine Tätigkeit dem Kontrollverfahren nach Art. 9 zu
unterstellen. In Art. 9 ist im einzelnen das Kontrollverfahren geregelt und in
Art. tü das zu erteilende Zertifikat. Gem. Art 4 Nr. 4 ist unter Vermarktung
das Vorrätighalten bzw. Feilhalten zum Verkauf, Verkauf, Ausliefern oder
jedes andere Inverkehrbringen zu verstehen. Hierunter würde auch die
Klägerin als Zwischenhändlerin fallen. Allerdings ist Voraussetzung für die
Anwendung von Art. 8 Abs. 1, dass es sich um Erzeugnisse nach Art. 1
handelt. Nach dessen Absatz 1 gilt die Verordnung für folgende Erzeugnis-
se, sofern sie als Erzeugnisse aus ökologischem Landbau gekennzeichnet
sind oder gekennzeichnet werden sollen:

a) nicht verarbeitete pflanzliche Agrarerzeugnisse, außerdemTiere und
nicht verarbeitete tierische Erzeugnisse, soweit die diesbezüglichen grund-
sätzlichen Erzeugungsvorschriften und besonderen Kontrollbestimmungen
in die Anhänge I und III aufgenommen sind;

b) für den menschlichen Verzehr bestimmte verarbeitete pflanzliche und
tierische Agrarerzeugnisse, die im Wesentlichen aus einer oder mehreren
Zutaten pflanzlichen und/oder tierischen Ursprungs bestehen;

c) nicht unter Buchstabe a) erfasste Futtermittel, Mischfuttermittel und Fut-
termittel-Ausgangserzeugnisse ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der in
Absatz 3 genannten Verordnung.

In Betracht kommt hier ausschließlich Art. 1 Abs. 1 a) EG-Öko-Verordnung,
wobei es sich bei dem ChampostlPilzkultursubstrat um nicht verarbeitete
pflanzliche Agrarerzeugnisse und bei dem Hühnertrockenkot um nicht ver-
arbeitete tierische Erzeugnisse handeln könnte. Allerdings wird insoweit
ausschließlich auf die Anhänge I und III der Verordnung verwiesen, nicht
dagegen auf den Anhang II. In diesem Anhang II werden unter Buchstabe
A Düngemittel und Bodenverbesserer aufgeführt. Hier werden verschiede-
ne Stoffe bezeichnet sowie dann eine Beschreibung, Anforderung an die



Zusammensetzung und Verwendungsvorschriften aufgelistet. Unter dem
dritten Spiegelstrich wird ausdrücklich Kompost aus tierischen Exkremen-
ten einschließlich Geflügelmist und kompostierter Stallmist aufgeführt. Fer-
ner wird dort geregelt, dass der Bedarf von der KontrollsteIle oder -behörde
anerkannt sein muss, die Tierarten anzugeben sind und das Produkt nicht
aus landloser Tierhaltung stammen darf. Unter Spiegelstrich acht wird fer-
ner Substrat von Champignonkulturen aufgeführt, wobei das Substrat nur
aus den nach dieser Liste zulässigen Stoffen bestehen darf.

Diese ausdrückliche Auflistung der hier veräußerten Produkte bei Dünge-
mitteln und Bodenverbessern in Anhang" sowie die fehlende Inbezug-
nahme des Anhangs" in Art. 1 Abs. 1 a) EG-Öko-Verordnung sprechen
dafür, dass Düngemittel gerade nicht unter das Kontrollsystem des Art. 8
Abs. 1 fallen und deshalb auch keine Zertifizierung nach Art. 9, 10 benötigt
wird. Anderenfalls hätte der Anhang" hier ausdrücklich in Art. 8 genannt
werden müssen. Für den Umstand, dass Düngemittel und Bodenverbesse-
rer im Sinne von Anhang II, auch wenn sie von Tieren oder Pflanzen
stammen, keine nicht verarbeitete pflanzliche Agrarerzeugnisse oder nicht
verarbeitete tierische Erzeugnisse darstellen, spricht ferner die Regelung in
Art. 6 über Erzeugungsvorschriften. Nach Art. 6 Abs. 1 schließt ökologi-
scher Landbau ein, dass bei der Erzeugung der Produkte des Art. 1 Abs. 1
a) wenigstens die Vorschriften des Anhangs I eingehalten werden und als
Düngemittel und Bodenverbesserer nur Erzeugnisse verwendet werden
dürfen, die sich aus Stoffen zusammensetzen, welche in Anhang I erwähnt
oder in Anhang" verzeichnet sind. Sie dürfen nur entsprechend den be-
sonderen Bestimmungen der Anhänge I und" verwendet werden. Aus die-
sem Normzusammenhang ergibt sich, dass Düngemittel und Bodenverbes-
serer nach Anhang" gerade keine Produkte im Sinne des Art. 1 Abs. 1 a)
sind, sondern lediglich deren Herstellung dienen. Bei der Verwendung von
Düngemitteln und Bodenverbesserern sind dann die Vorgaben der Anhän-
ge I und" zu beachten. Infolgedessen spielt es hier auch keine Rolle, dass
in Anhang I zu Buchstabe A "Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse" unter Ziff.
5 Vorschriften darüber enthalten sind, dass für die Pilzerzeugung nur Sub-
strate verwendet werden dürfen, die sich aus den aufgelisteten Bestand-
teilen zusammensetzen. Um eine derartige Pilzerzeugung geht es hier.
nämlich gar nicht. Ebenso wenig ist erheblich, dass unter Buchstabe B zu
"Tiere und tierische Erzeugnisse von folgenden Arten: ... Geflügel" Ziff. 7
Bestimmungen zu Wirtschaftsdüngern tierischer Herkunft enthält. Dort geht

~~i[lLein~elmm cllITlJfIJ,wiELuod_welcbeDungmenge eingesetzt werden_
darf. Dagegen folgt hieraus nicht, dass der Dünger selbst ein Erzeugnis
nach Art. 1 a) ist. Fehlt es aber an dieser Erzeugniseigenschaft, so greift
auch das Kontrollsystem nach Art. 8 mit der Zertifizierung nach Art. 9 und
10 nicht ein.

Ohne Erfolg beruft der Beklagte sich auch darauf, bei dem Transport seien
die Vorschriften über die Verpackung von Erzeugnissen und ihren Trans-
port zu anderen Unternehmen oder Einheiten nicht eingehalten worden.
Diese Regelung in Ziff. 7 im Anhang "I zu den Mindestkontrollanforderun-
gen und den im Rahmen des Kontrollverfahrens nach Art. 8 und 9 vorge-
sehenen Vorkehrungen setzt gerade den Transport von Erzeugnissen nach
Art. 1 voraus. Düngemittel und Bodenverbesserer sind aber gerade keine
Erzeugnisse nach Art. 1 und fallen deshalb auch nicht unter die besonde-
ren Transportvorschriften (verschlossener Transport mit Plombe oder Sie-
gel bzw. Direkttransport vom Erzeuger zu einem anderen Unternehmer, der
ebenfalls dem Kontrollverfahren nach Art. 9 unterliegt).



~------------ --
Schließlich besteht auch kein Zweifel daran, dass es sich bei dem Vertrag
zwischen den Parteien gerade auch um die Lieferung von Dünger handelte.
Die Klägerin hat am 3. Januar 2007 ausdrücklich ein "Angebot über Dün-
ger" erteilt, das der Beklagte ohne Einschränkung am 05.01.2007 ange-
nommen hat. Auch im Rundschreiben des Ö. e.v. aus Dezember 2006 ist
beim Bio-Champost und beim Bio-Legehennenkot von "Dünger" und von
Düngewirkung die Rede.

Liegt somit kein Sachmangel vor, war der Beklagte nicht zum Rücktritt vom
Vertrag berechtigt. Da unstreitig auch eine Lieferung der Ware erfolgte und
der Beklagte sie entgegengenommen hat, ist er zur Kaufpreiszahlung ver-
pflichtet.

Die Berechtigung der Nebenforderungen (Zinsen und Rechtsanwaltsko- .)
sten) ergibt sich aus §§ 286, 288 BGB. Die Kostenentscheidung beruht auf
§ 91 Abs. 1 S. 1 ZPO. Der Ausspruch über die vorläufige Vollstreckbarkeit
richtet sich nach § 708 Nr. 10, § 713 ZPO. Die Revision wird nicht zugelas-
sen, weil die Voraussetzungen des § '543 Abs. 2 ZPO nicht vorliegen.
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OlG Hamburg, Urteil vom 13. August 2009,3 U 199/08
(BIOTABAK)

Tenor

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Landgerichts Hamburg
vom 5. September 2008, Az. 406 O 94/08, wird zurückgewiesen.
Die Beklagte trägt auch die Kosten der Berufung.
Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.
Die Beklagte kann die Vollstreckung des Unterlassungsanspruchs gegen
Sicherheitsleistung in Höhe von € 30.000,00 abwenden, wenn nicht der
Kläger vor der Vollstreckung Sicherheit in gleicher Höhe leistet. Die Be-
klagte kann die Vollstreckung der Kosten des Rechtsstreits gegen Sicher-
heitsleistung in Höhe von 110% des aufgrund des Urteils zu vollstrecken-
den Betrages abwenden, wenn nicht der Kläger vor der Vollstreckung Si-
cherheit in Höhe von 115% des jeweils zu vollstreckenden Betrages leistet.
Die Revision wird zugelassen.

Gründe

A. Der Kläger nimmt die Beklagte aus Wettbewerbsrecht auf Unterlassung
sowie auf Erstattung vorgerichtlicher Abmahnkosten (€ 200,00) in An-
spruch. Er moniert die werbliche Verwendung der Bezeichnung "BIO TA-
BAK" für Tabakerzeugnisse der Marke "NAS". Der Kläger ist der Bundes-
verband der Verbraucherzentralen und Verbraucherverbände, - Verbrau-
cherzentrale Bundesverband e.V. (Anlage K 1).

Die Beklagte stellt Tabakerzeugnisse her und vertreibt diese auf dem deut-
schen Markt. Die von der Beklagten beworbenen Zigaretten werden aus
biologisch angebauten Tabaken, welche in den USA angepflanzt werden,
hergestellt. Der Anbau der Tabake entspricht den Regelungen des National
Organic Program des United States Department of Agriculture (Anlagen B
1 und B 3), welche wiederum den Kriterien der Verordnung EWG Nr.
2092/91 des Rates über den ökologischen Landbau und die entsprechende
Kennzeichnung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und lebensmittel vom
24. Juni 1991 (EWG-Öko-Erzeugnisse-Verordnung) entsprechen.

Seit dem Jahr 2005 hat die Beklagte einen entsprechenden Feinschnitt
zum Selbstgreheoyon Zigaretten-undsodann -seit September2007- ent-
sprechende Zigaretten der Marke "NAS" auf den Markt gebracht.

In einer X Tabakverkaufsstelle lag am 24. Oktober 2007 entsprechendes
Werbematerial der Beklagten aus (Anlage K 4). In einem der dortigen Flyer
warb sie mit dem Begriff "BIO TABAK" für Zigaretten der Marke "NAS ". In
dem Flyer wurde U. a. darauf hingewiesen, dass nur die ganzen Blätter von
biologisch angebauten Y -Tabaken verwendet würden, wobei jedoch die
holzigen Rippen vor der Weiterverarbeitung entfernt würden. Dem Tabak
würden keine Zusatzstoffe wie Aromen, Konservierungsstoffe und Feucht-
haltemittel hinzugefügt. Auch Bläh- und Folientabake würden nicht verwen-
det. Der Geschmack der NAS -Zigaretten entstehe einzig und allein aus
dem hochwertigen Tabak. Hinsichtlich des weiteren Inhalts und der Ges-
taltung des Flyers wird auf die Anlage K 3 Bezug genommen.

Mit Schreiben des Bezirksamt Z (X) vom 7. Januar 2008, dem Klägerzu-
gegangen am 10. Januar 2008, wurde der Kläger über diese Werbung der
Beklagten informiert und gebeten, hiergegen vorzugehen (Anlage K 7).
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Nachfolgend mahnte er die Beklagte unter dem 4. März 2008 wegen Ver-
stoßes gegen § 22 Abs. 2 VTabakG ab. Zur Begründung führte er aus,
dass die Beklagte mit der Verwendung der Angabe "BIO TABAK" gegen §
22 Abs. 2 Nr. 1 a und gegen § 22 Abs. 2 Nr. 2 VTabakG verstoße (Anlage
K 6). Die Beklagte ließ die Abmahnung mit Schreiben vom 27. März 2008
zurückweisen (Anlage K 5). Daraufhin erhob der Kläger am 19. Mai 2008
vorliegende Hauptsacheklage.

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, die Werbung verstoße gegen §§
3, 4 Nr. 11 UWG i. V. m. § 22 Abs. 2 Nr. 1 a) und Nr. 2 VTabakG. Sie er-
wecke den Eindruck, dass der Genuss der beworbenen Tabakerzeugnisse
gesundheitlich unbedenklich, oder jedenfalls unbedenklicher, als der Kon-
sum herkömmlicher Zigaretten sei. Die Angabe "BIO TABAK" deute zudem
darauf hin, dass die Tabakerzeugnisse "natürlich" oder "naturrein" seien, da
der durchschnittlich verständige Verbraucher den Begriff "BIO" dahinge-
hend verstehe, dass das jeweilige Produkt aus ökologischem Anbau stam-
me und möglichst naturbelassen ohne künstliche Zusatzstoffe produziert
werde.

Der Kläger hat beantragt,

I. die Beklagte zu verurteilen, es bei Vermeidung eines für jeden Fall der
Zuwiderhandlung festzusetzenden Ordnungsgeldes bis zu 250.000,00 €,
ersatzweise Ordnungshaft bis zu 6 Monaten zu unterlassen, im geschäftli-
chen Verkehr für Tabakerzeugnisse mit dem Begriff "BIO TABAK" wie in
Anlage K 3 abgebildet zu werben.

II. die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger € 200,00 zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie hat vorgetragen, der maßgebliche Verbraucher verstehe den Begriff
"BIO" allein als Hinweis darauf, dass der verwendete Tabak den Regeln
und Vorschriften des ökologischen Landbaus entspreche. Der Verbraucher
verRinde mit dem Begriff "BIO" hingegen nicht die Vorstellung, eines "natür-
lichen" oder "naturreinen" Produktes, da er wisse, dass auch Lebensmittel
aus biologischem oder ökologischem Anbau Lebensmittelzusatzstoffe ent-
halten könnten. Diesbezüglich hat der Kläger auf Art. 6 Buchstabe b) der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 28. Juni 2007 über die öko-
logische/biologische Produktion und die Kennzeichnung von ökologi-
schen/biologischen Erzeugnissen (EU-Öko-Erzeugnisse-Verordnung) ver-
wiesen.

Die angesprochenen Verbraucher wüssten auch um die gesundheitlichen
Gefahren des Tabakkonsums an sich. Aus der Verwendung der Bezeich-
nung "BIO TABAK" zögen sie nicht den Schluss auf eine gesundheitliche,
Unbedenklichkeit oder eine gesundheitsfördernde Wirkung der so bezeich-
neten Tabakprodukte.

Zudem sei der geltend gemachte Anspruch verjährt, Der Kläger müsse sich
die bereits frühzeitig eingetretene Kenntnis des Bezirksamtes Z (X) hin-
sichtlich der beanstandeten Werbung zurechnen lassen.



Das Landgericht Hamburg hat mit Urteil vom 5. September 2008, Az. 406° 94/08, der Klage stattgegeben. Zur Begründung wurde ausgeführt, dass
die Beklagte gegen § 22 Abs. 2 Nr. 2 VTabakG verstoßen habe. Der Begriff
"BIO" deute im Zusammenhang mit Produkten, die für den menschlichen
Verzehr oder Genuss bestimmt seien, darauf hin, dass es sich um natürli-
che Produkte ohne künstliche Zusatzstoffe handele. Der Wortlaut des § 22
Abs. 2 Nr. 2 VTabakG sei damit erfüllt. Eine einschränkende Auslegung der
Norm komme nicht in Betracht, weil etwaige Ausnahmen vom Verbot ge-
mäß § 22Abs. 2 S. 2 VTabakG nur im Wege der Rechtsverordnung zuge-
lassen werden könnten.

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte frist- und formgerecht Berufung ein-
gelegt, die sie -unter Wiederholung und Vertiefung ihres erstinstanzlichen
Vorbringens- auch frist- und formgerecht begründet hat.

Sie weist ergänzend darauf hin, dass sie seit dem Jahr 2005 Tabakerzeug-
nisse der fraglichen Art auf dem deutschen Markt vertreibe, ohne dass die
Angabe "BIO TABAK" jemals bemängelt worden sei. Zudem würden seit
September 200? Zigaretten der Marke "O" auf dem deutschen Markt, weI-
che unter Hinweis auf den zu ihrer Herstellung verwendeten "BIO TABAK"
beworben und vertrieben würden (Anlage zum landgerichtlichen Verhand-
lungsprotokoll vom 22. August 2008), ohne dass dies bisher beanstandet
worden sei.

Sie führt weiter aus, dass der durchschnittlich informierte und situations-
adäquat aufmerksame Verbraucher den Begriff "BIO TABAK" schon nicht
dahingehend verstehe, dass das damit beworbene bzw. bezeichnete Ta-
bakerzeugnis "natürlich" oder "naturrein" sei. Er verstehe die Angaben -im
Kontext des konkreten Werbemittels- allein dahingehend, dass die Ziga-
retten aus Bio-Tabak, d.h. aus Tabak hergestellt werden, welcher nach ö-
kologischen Grundsätzen und Vorschriften hergestellt worden ist.

Zudem habe das Landgericht bei der Feststellung des Verbraucherver-
ständnisses lediglich auf seine eigenen Vorstellungen abgestellt, ohne zu
begründen, dass diese dem Verkehrsverständnis entsprächen. Auch habe
das Landgericht die im Zusammenhang mit der Werbeaussage auf dem
Flyer abgedruckten weiteren Erläuterungen nicht berücksichtigt.

Die Beklagte ist weiter der Ansicht,dass der Auslegung als. abstrakte Ge-
fährdungsnorm auch verfassungsrechtliche Aspekte entgegen stünden. In-
soweit verweist die Beklagte auf die zu § 11 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 HWG ergan-
gene Entscheidung des BGH (GRUR 200?, 809 f. -Krankenhauswerbung).

Sie ist weiter der Auffassung, dass die Regelung des § 22 Abs. 2 Nr. 2
VTabakG mit dem Gemeinschaftsrecht - nämlich der Richtlinie
2006/114/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. De-
zember 2006 über irreführende und vergleichende Werbung ("Irreführungs-
richtlinie") - nicht vereinbar sei, soweit danach Bezeichnungen wie "natur-
rein" auch dann verboten seien, wenn durch diese Begriffe keine Irrefüh-
rung oder Täuschung herbeigeführt werde. An der Feststellung einer sol-
chen Irreführung fehle es im landgerichtlichen Urteil. Die Unvereinbarkeit
einer über den Bereich einer tatsächlichen Irreführung hinausgehenden
Anwendung des § 22 Abs. Nr. 2 VTabakG mit Gemeinschaftrecht ergebe
sich aus einer Übertragung der Rechtsprechung des EuGH zur Unverein-
barkeit des ehemaligen § 17 Abs. 1 Nr. 4 LMBG mit der Etikettierungsricht-
line (RL ?9/112/EWG). Zwar finde die Etikettierungsrichtlinie keine unmit-
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telbare Anwendung auf Tabakerzeugnisse, letztere unterfielen jedoch dem
allgemeinen Irreführungsverbot der RL 2006/114/EG, die den Schutz von
Gewerbetreibenden und Verbrauchem bezwecke.

Femer sei das Landgericht zu Unrecht davon ausgegangen, dass keine
Verjährung eingetreten sei. Die Beklagte führt in diesem Zusammenhang
ergänzend aus, dass sich aus dem Schreiben des Bezirksamtes Z (X) vom
7. Januar 2008 (Anlage K 7) ergebe, dass der Kläger im Auftrag des Be"
zirksamtes tätig geworden sei.

Die Beauftragung sei aufgrund einer Vereinbarung, die das Land B. bzw.
die X Bezirksämter mit dem Kläger geschlossen hätten, erfolgt. Diese Ver-
einbarung beruhe auf § 7 des Gesetzes über die Durchsetzung der
Verbraucherschutzgesetze bei innergemeinschaftlichen Verstößen (BGB!.
2006, Teill, S. 3367 ff.). Die Regelung des § 7 Abs. 1 dieses Gesetzes er-
mögliche es Behörden, zur Durchsetzung von Ansprüchen nach dem UWG
Dritte zu beauftragen.

Dies sei hier geschehen, so dass der Kläger Aufgaben wahrnehme, die der
für die Aufsicht über Lebensmittel und Tabakerzeugnisse zuständigen Be-
hörde auferlegt seien. Es stehe zu vermuten dass der Werbeflyer am 24.
Oktober 2007 im Rahmen einer regelmäßigen Kontrolle von einem Mitar-
beiter des Bezirksamtes aufgefunden worden sei. Die so begründete
Kenntnis des Bezirksamtes habe die Verjährungsfrist in Gang gesetzt,
weshalb der Klageanspruch bereits am 24. April 2008 verjährt gewesen sei.

Die Beklagte beantragt,

in Abänderung des Urteils des Landgerichts Hamburg, Kammer 6 für Han-
delssachen, vom 05.09.2008, die Klage abzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Berufung zurückzuweisen.

Der Kläger verteidigt das landgerichtliche Urteil unter Wiederholung und
Vertiefung seineserstinstanzlichen Vorbrinqens.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
von den Parteien zur Akte gereichten Schriftsätze nebst Anlagen sowie das
Protokoll der Berufungsverhandlung vom 18. Juni 2009 Bezug genommen.

B. Die Berufung der Beklagten ist zulässig, aber unbegründet.

I. Der geltend gemachte Unterlassungsanspruch ist begründet.

1. Er ergibt sich aus §§ 8 Abs. 1, 3, 4 Nr. 11 UWG i. V. m. § 22 Abs. 2 Ziff.
2 VTabakG sowie aus §§ 8 Abs. 1, 3, 5 UWG.

a) Gegenstand des Unterlassungsanspruchs ist die Werbung für Tabaker-
zeugnisse mit dem Begriff "BIO TABAK" im geschäftlichen Verkehr wie sie
mit der Verbindungsanlage K 3 erfolgt ist.

Dabei ist davon auszugehen, dass das Landgericht mit der im Unterlas-
sungstenor verwendeten Schreibweise .Biotabak", dem gestellten Klagan" '
trag, in dem die Schreibweise "BIO TABAK" verwendet worden ist, vollen
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Umfangs entsprechen wollte. Die Verurteilung ist also im Hinblick auf die
konkrete Verwendung der Angabe "BIO TABAK", wie sie aus der Verbin-
dungsanlage K 3 ersichtlich ist, erfolgt.

è

Streitgegenstand ist mithin die werbliche Verwendung der Bezeichnung
"BIO TABAK" in der konkreten Verletzungsform des als Anlage K 3 vorge-
legten Flyers, welche dadurch gekennzeichnet ist,

- dass damit Filterzigaretten der Marke "NAS " beworben werden,

und

- weiter ausdrücklich darauf hingewiesen wird,

- dass der Tabakanbau der EU-Öko-VO 2092/91 und den entsprechenden
amerikanischen Anforderungen der USDA entspricht,

- dass der Tabakanbau ohne Pestizide und künstliche Düngemittel erfolgt,

- dass dem Tabak keine Zusatzstoffe, wie Aromen, Konservierungsstoffe
und Feuchthaltemittel hinzugefügt werden sowie dass weder Bläh-, noch
Folientabake verwendet werden, und

- dass die verwendeten Papierfilter biologisch abbaubar sind.

b) Die Beklagte hat durch die werbliche Verwendung des Begriffs "BIO TA-
BAK" gegen § 22 Abs. 2 Ziffer 2 VTabakG verstoßen.

Die Parteien streiten darum, ob die Verwendung der Angabe" 100% BIO
TABAK" darauf hindeute, dass die unter der Bezeichnung "NAS" beworbe-
nen Zigaretten "natürlich" bzw. "naturrein" seien. Dem ist so.

Gemäß § 22 Abs. 2 Ziffer 2 VTabakG ist es verboten, im Verkehr mit Ta-
bakerzeugnissen oder in der Werbung für Tabakerzeugnisse allgemein o-
der im Einzelfall Bezeichnungen oder sonstige Angaben zu verwenden, die
darauf hindeuten, dass die Tabakerzeugnisse "natürlich" oder "naturrein"
seien. Die Regelung erfasst zum einen die ausdrücklich genannten beiden
Begriffe, zum anderen bezieht sie in das Verbot auch Angaben ein, die auf
diese Begriffe "hindeuten". Dªmitwird das V~rbotªLJfgleiçh§innigel3e-
zeichnungen erstreckt. Bei der Beurteilung der Frage, ob eine Bezeichnung
im gleichen Sinne wie die beiden ausdrücklich im Gesetz genannten Beg-
riffe verwendet wird, kommt es maßgeblich auf das Verständnis der ange-
sprochenen Verkehrskreise an (BGH GRUR 1997,306, 307 -Naturkind).

Die maßgebliche Verkehrsauffassung vermag das Gericht selbst festzu-
stellen. Die beanstandete Werbemaßnahme der Beklagten wendet sich an
Raucher und solche Personen, die zumindest potentiell als Raucher in Be-
tracht kommen. Zu diesem Personenkreis gehören auch die Mitglieder des
Senats, so dass der Senat selbst beurteilen kann, wie eine solche Werbung
von den in Betracht kommenden Verkehrskreisen aufgefasst wird (vg!.
BGH GRUR 2002, 182 ff. - Das Beste jeden Morgen). Als Maßstab für die
Beurteilung der Verkehrsauffassung ist dabei auf das Verständnis eines
situationsadäquat aufmerksamen durchschnittlich informierten und ver-
ständigen Verbrauchers abzustellen (vg!. BGH GRUR 2005, 438 ff. - Ep-
son-Tinte).
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aal Die Angabe "BIO" kann - je nach Produkt, für welches sie benutzt wird-
unterschiedliche Bedeutungen haben (Hefermehl/KöhlerlBornkamm, UWG,
27. Auflage, 2009, § 5 Rn. 4.65).

Das Begriffsverständnis des Verkehrs zu "BIO"-Kennzeichnungen ist _
jedenfalls im Hinblick auf Genussmittel, die zum menschlichen Verzehr be-
stimmt sind- maßgeblich durch deren Verwendung im Lebensmittelbereich
geprägt. Wenngleich die Verwendung von "BIO"-Kennzeichnungen für Ta-
bakerzeugnisse nicht gesetzlich geregelt ist, lässt sich daher das lebens-
mittelrechtlich geprägte'Verkehrsverständnis weitgehend übertragen.

Bei der Bestimmung des Verkehrsverständnisses hinsichtlich des Begriffs
"BIO" ist allerdings nicht im Einzelnen auf die Eigenschaften abzustellen,
die ein "BIO"- oder "ÖKO"-Produkt nach den gesetzlichen Vorschriften auf-
weisen muss, um mit dieser Bezeichnung versehen werden zu dürfen. Eine
detaillierte Rechtskenntnis des Verkehrs, bspw. über die Verordnung (EG)
Nr. 834/2007 des Rates vom 28. Juni 2007 über die ökologi-
sche/biologische Produktion und die Kennzeichnung von ökologi-
schen/biologischen Erzeugnissen, kann insoweit nicht unterstellt werden.

Dem Verkehr ist jedoch bekannt, dass die Verwendung des Begriffs "BIO"
im Zusammenhang mit landwirtschaftlich erzeugten Produkten an die Er-
füllung bestimmter (gemeinschaftsweiter) Vorgaben hinsichtlich ihres An-
baus geknüpft ist. In diesem Zusammenhang ist den angesprochenen Ver-
kehrskreisen insbesondere auch bekannt, dass die ökologische Landwirt-
schaft u. a. durch Ressourcenschonung sowie die Vermeidung bzw. Re-
duktion der Verwendung von künstlichen Düngemitteln und entsprechen-
den Schädlingsbekämpfungsmittel geprägt ist (vg/. Link in: Ullmann ju-
risPK-UWG, 2006, § 5, Rn. 262).

Darüber hinaus kann die Angabe "BIO" bei Lebensmitteln darauf hinwei-
sen, dass das so beworbene Produkt frei von Rückständen und Schad-
stoffen ist (Hefermehl/Köhler/Bornkamm, UWG, 27. Auflage, 2009, § 5 Rn.
4.65). Da dem angesprochenen Verkehr die allgemeine Kontamination der
Umwelt bekannt ist, geht er insoweit jedoch nicht von einer völligen Rück-
standsfreiheit landwirtschaftlich angebauter Produkte aus. Er stellt vielmehr
in Rechnung, dass auch ein solches Produkt unvermeidbare Geringstmen-
gen von Schadstoffen und Rückständen enthalten kann, geht jedoch davon
aus, dass diese deutlich unter den rechtlich zulässigen Grenzwerten liegen
(EuGH EuZW 2000,508,510 f. - O'Arbo naturrein; BGH GRUR 1997, 306,
308 - Naturkind). Weiter kann die Angabe "BIO" auch darauf hindeu-
ten,dass das so bezeichnete Produkt weitgehend naturbelassen, und ohne
künstliche Zusatzstoffe hergestellt worden ist.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass der angesprochenen Verkehr die
Angabe "BIO TABAK" dahingehend versteht, dass der verwendete Tabak
aus ökologischem Anbau stammt, dass er -über das aufgrund der allge-
meinen Umweltbelastung hinaus unvermeidbare Maß hinaus- frei von
Rückständen und Schadstoffen ist, dass der verwendete Tabak weitgehend
naturbelassen ist, und dass die daraus hergestellten Zigaretten ohne
künstliche Zusatzstoffe produziert worden sind. Für dieses Verkehrsver-
ständnis spricht im Übrigen auch die Art der konkreten Verwendung der
Angabe "BIO TABAK" im Rahmen des Werbeflyers (Anlage K 3). Die Er-
wartung, dass die Zigaretten aus ökologisch angebauten Tabaken herge-
stellt werden, wird in dem Flyer bestätigt, denn dort wird ausdrücklich dar-
auf hingewiesen, dass für die Herstellung der Zigaretten nur die Blätter von
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biologisch angebauten V - Tabaken verwendet würden. Weiter wird aus-
geführt, dass der Tabak ohne Pestizide und künstliche Düngemittel ange-
baut worden ist, und dass dem Tabak im Verlauf der Zigarettenproduktion
keine Zusatzstoffe, wie Aromen, Konservierungsstoffe und Feuchthalte-
mittel, sowie weder Bläh- noch Folientabake hinzugefügt worden sind (An-
lage K3). '

bb) Die Begriffe "natürlich" und "naturrein" werden von den angesproche-
nen Verkehrskreisen dahingehend verstanden, dass die natürlichen Be-
standteile des Produkts als solche weitgehend unverändert bleiben, also
naturbelassen sind (so zum Verständnis im Bereich der Lebensmittel:
KreilIWarzecha, Praxishandbuch Lebensmittelkennzeichnurig, 6. Akt. Lfg.
02f2002, S. 6), dass die Produkte frei von künstlichen Zusatzstoffen sind,
und dass sie -über das mit einem Anbau in freier Natur unvermeidbar ver-
bundene geringe Maß hinaus- frei von Rückständen und Schadstoffen sind
(EuGH EuZW 2000,508,510 f. - D'Arbo naturrein).

cc) Mithin überschneidet sich das Verkehrsverständnis hinsichtlich des
Begriffs "BIO" und der Begriffe "natürlich" bzw. "naturrein". Die Verwendung
der Angabe "BIO" weist deshalb hinsichtlich der überschneidenden Berei-
che (Naturbelassenheit, Freiheit von künstlichen Zusatzstoffen sowie weit-
gehende Rückstands- und Schadstofffreiheit) darauf hin, dass die so be-
worbenen Zigaretten "natürlich" bzw. "naturrein" seien.

Für dieses Verständnis spricht vorliegend auch der Umstand, dass die mit
der Angabe "BIO TABAK" beworbenen Zigaretten unter der Bezeichnung
"NAS" angeboten werden, denn auch die Produktbezeichnung weist darauf
hin, dass es sich um ein "natürliches" Produkt handeln soll.

Dieses Verständnis steht weiter im Einklang mit dem Wortlaut von Erwä-
gungsgrund 1 der EG-Öko-Erzeugnisse-VO (Verordnung (EG) Nr.
834f2007 des Rates vom 28. Juni 2007 über die ökologische/biologische
Produktion und die Kennzeichnung von ökologischen/biologischen Erzeug-
nissen). Dort heißt es:

"Die ökologische Produktion bildet ein Gesamtsystem der landwirtschaftli-
chen Betriebsführung und der Lebensmittelproduktion, das beste umwelt-
schonende Praktiken, ein hohes Maß der Artenvielfalt, den Schutz der na-
türlichen Ressourcen, die Anwendung hoher Tierschutzstandards und eine
Produktionsweise kombiniert, die der Tatsache Rechnung tragen, dass be-
stimmte Verbraucher Erzeugnissen, die unter Verwendung natürlicher Sub-
stanzen und nach natürlichen Verfahren erzeugt worden sind, den Vorzug
geben."
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Der EU-Verordnungsgeber geht mithin davon aus, dass eine ökologische
bzw. biologische Produktion unmittelbar zu einer Erzeugung und Verwen-
dung natürlicher Substanzen und Verfahren führt.

Mithinist festzustellen, dass die angesprochenen Verkehrskreise die An-
gabe "BIO TABAK" auch als Hinweis darauf verstehen, dass die daraus
hergestellten Zigaretten "natürlich" bzw. "naturrein" seien. Mithin weist die
Angabe "BIO TABAK" in der konkreten Werbung darauf hin, dass es sich
um "natürliche" oder "naturreine" Produkte handelt.

c) Damit sind die Tatbestandsvoraussetzungen des § 22 Abs. 2 Nr. 2 VTa-
bakG erfüllt.



Bei der Regelung des § 22 Abs. 2 Nr. 2 VTabakG handelt es sich um ein
abstraktes Gefährdungsdelikt. Die Feststellung einer konkreten Irrefüh-
rungsgefahr ist für die Anwendung der Regelung des § 22 Abs. 2 Nr. 2
VTabakG somit nicht erforderlich.

Fraglich ist, ob die Norm -wie die Beklagte meint- einschränkend dahinge-
hend auszulegen ist, dass nur beim Vorliegen einer Irreführung der ange-
sprochenen Verbraucher ,ein Verbot eingreifen soll.

aal Der Wortlaut spricht gegen ein solches einschränkendes Verständnis
der Norm. Dies gilt auch für die Überschrift der Norm, "Werbeverbote".

bb) Auch aus der systematischen Stellung der Regelung ergibt sich eine
solche einschränkende Auslegung nicht. Der Schutz vor Täuschung soll -
ausweislich der Überschrift der Norm-durch die Verbote des § 17 VTabakG ..~
bewirkt werden. .

cc) Auch Sinn und Zweck der Norm sprechen nicht für eine einschränkende
Auslegung der Regelung. Zweck der Regelung ist es, den mit dem Rau-
chen verbundenen Gesundheitsgefahren durch eine weitgehende Be-
schränkung der Bewerbung von Tabakerzeugnissen zu begegnen. Da-
durch soll eine Einschränkung des Konsums von Tabakerzeugnissen er-
reicht werden (Zipfel, Lebensmittelrecht, C 100, § 22 Rn. 3 unter Hinweis
auf die amtliche Begründung in BT-Drucks. 7/255). Die Regelung des § 22
VTabakG dient dem Gesundheitsschutz. In Abs. 1 der Regelung wird -im
Hinblick auf die gesundheitliche Gefährlichkeit des Tabakkonsums einer-
seits, und die besondere Bedeutung der Werbung in den Massenmedien
Hörfunk und Fernsehen andererseits- die Tabakwerbung im Hörfunk und
im Fernsehen generell verboten. Der Abs. 2 der Norm richtet sich gegen
bestimmte Werbeaussagen, die den Eindruck der gesundheitlichen Unbe-
denklichkeit der Rauchens hervorrufen könnten (Zipfel, Lebensmittelrecht,
C 100, § 22 Rn. 8). In § 22 Abs. 2 Nr. 1 VTabakG sind Verbote von Werbe-
angaben regelt, die den Eindruck einer gesundheitlichen Unbedenklichkeit
des Rauchens hervorrufen könne (a), die besonders dazu geeignet sind,
Jugendliche und Heranwachsende zum Rauchen zu veranlassen (b) und
die das Inhalieren von Tabakrauch als nachahmenswert erscheinen lassen
(c). Die Regelung des §22 Abs. 2 Nr. 2 VTabakG befasst sich mit dem
Verbot der Werbung mit Naturbezeichnungen. Dem Zweck, eine Ein-
schränkung des Konsums von Tabakerzeugnissen zu erreichen, dient eine
Auslegung der Norm als abstraktes Gefährdungsdelikt in besonderer Wei-
se.

dd) Auch der Wille des Gesetzgebers spricht nicht für eine einschränkende
Auslegung der Norm. Die Beklagte meint insoweit, dass der (historische)
Gesetzgeber das Verbot -anders als im Bereich von Lebensmitteln- des-
halb aufrecht erhalten habe, weil er davon ausgegangen sei, dass in allen
zur Verarbeitung gelangenden Tabaken Pflanzenschutz- und andere Mittel
enthalten seien, die beim Rauchen in die Mundhöhle gelangen. Mithin sei
der Gesetzgeber davon ausgegangen, dass die Angaben "natürlich" bzw.
"naturrein" stets falsch und damit irreführend seien. Erforderlich sei also
auch für die Anwendung von § 22 Abs. 2 Nr. 2 VTabakG eine Irreführung
der angesprochenen Verkehrskreise. Eine solche Irreführung liege im Hin-
blick auf die jetzt beworbenen Zigaretten jedoch nicht vor.
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Vielmehr sprechen diese Ausführungen dafür, dass es sich nach dem Wil-
len des Gesetzgebers bei der Regelung des § 22 Abs. 2 Nr. 2 VTabakG
bzw. der Vorgängerregelung um einen abstrakten Gefährdungstatbestand
handelt. Ansonsten wären die Ermächtigungsnorm des § 22 Abs. 2 S. 2
VTabakG sowie seine Vorgängerregelung und ihre Umsetzung in die vor-
malige Regelung des § 7 TabakV nicht erforderlich gewesen. Von dieser
Ermächtigungsnorm des § 22 Abs. 2 S. 2 VTabakG ist seither kein erneuter
Gebrauch gemacht worden. Bei dieser Sachlage kann die Einschränkung
der Anwendung des § 22 Abs. 2 Nr. 2 VTabakG nicht seitens der Recht-
sprechung durch eine Umdeutung des abstrakten Gefährdungsdelikts in ein
konkretes Gefährdungsdelikt erfolgen, denn zuständig ist insoweit das in §
22 Abs. 2 S. 2 VTabakG genannte Bundesministerium als Verordnungsge-
ber.

I

i

Ein entsprechender Wille des historischen Gesetzgebers kann jedoch nicht
festgestellt werden. Soweit die Beklagte sich diesbezüglich auf die Kom-
mentierung von Zipfel/Rathke beruft, führt diese FundsteIle nicht zu dem
behaupteten Verständnis des historischen Gesetzgebers des vormaligen
LMBG bzw. des jetzigen VTabakG. Bei Zipfel/Rathke, Lebensmittelrecht, C
100, § 22, Rn. 32 wird allerdings auf eine entsprechende Äußerung des
Bundesrats (Bundesrats-Drucksache 9/76) hingewiesen. Dem lag zugrun-
de, dass bereits nach der seit dem 1. Januar 1975 bestehenden Fassung
des LMBG gemäß § 22 Abs. 2 Nr. 2 LMBG keine Bezeichnungen oder
sonstigen Angaben verwendet werden durften, die darauf hindeuten, dass
Tabakerzeugnisse "natürlich" oder "naturrein" seien. Wie in der heute gel-
tenden Fassung des § 22 Abs. 2 S. 2 VTabakG war eine Ermächtigung
vorgesehen, Ausnahmen zuzulassen, soweit dies mit dem Verbraucher-
schutz vereinbar war. Davon war in § 7 der TabakV Gebrauch gemacht
worden. Die genannten Begriffe durften danach verwendet werden, wenn
sie zutrafen.

I

I

Im April 1976 wurde § 7 TabakVersatzlos gestrichen. Zur Begründung die-
ser Streichung hat das für die entsprechende Verordnung zuständige Bun-
desministerium für Jugend, Familie und Gesundheit folgendes ausgeführt
(Bundesrats-Drucksache 9/76, S. 4):

"Heute sind praktisch in allen zur Verarbeitung gelangenden Tabaken
Pflanzenschutz- und sonstige Mittel i. S. des § 14 des LMBG enthalten. Sie
können beim Rauchen in verändertem oder unverändertem Zustand in die
Mundhöhle gelangen. Es erscheint daher nicht vertretbar, für Tabake, Zi-
garren usw. die bereits seit dem 1. Januar 1975 nicht mehr als naturrein
bezeichnet werden dürfen, derartige Bezeichnungen im Wege einer Aus-
nahmeregelung neu zuzulassen ....

Die künftige Wiederzulassung von Bezeichnungen, die auf die Freiheit von
fremden Stoffen bzw. Rückständen an Pflanzenschutz- und sonstigen Mit-
teln usw. hinweisen, wird davon abhängen, inwieweit es gelingt, durch spe-
zielle Vorkehrungen eine Beschaffenheit der verarbeiteten Tabake sicher-
zustellen, die mit den Bezeichnungen im Einklang stehen."

Diese Ausführungen belegen nicht, dass der damalige Verordnungsgeber,
welcher sich lediqllch im Rahmen der Abschaffung einer Ausnahmerege-

-¡ung zu dem gesetzlich geregelten allgemeinen Werbeverbot geäußert hat,
den Willen des für die das VTabakG zuständigen Gesetzgebers wiederge-
geben hätte.



Mithin ist die Auslegung des § 22 Abs. 2 Nr. 2 VTabakG als abstrakte Ge-
fährdungsnorm nicht zu beanstanden.

eel Dies entspricht auch einer verfassungskonformen Auslegung der Norm.
Hier stehen sich insbesondere das Gemeinschaftsgut der Gesundheit der
Bevölkerung, welches durch die Norm geschützt werden soll, und das

. Recht der Beklagten auf freie Berufsausübung (Art. 12 Abs. 1 GG) gegen-
über. Angesichts der erheblichen Gesundheitsgefährdung, welche mit dem
Konsum von Tabakerzeugnissen verbunden ist, ist die hier streitgegen-
ständliche Werbebeschränkung auch bei Berücksichtigung der Berufsaus-
übungsfreiheit der Beklagten als verhältnismäßig anzusehen.

Das Verbot, mit den Angaben "natürlich" und "naturrein" sowie sinngleichen
Angaben auch dann zu werben, wenn die angesprochenen Verkehrskreise
insofern keiner Irreführung unterliegen, betrifft Produzenten und Händler
von Tabakerzeugnissen beim Vertrieb ihrer Waren. Deshalb ist das hier
streitgegenständliche Verbot in erster Linie am Maßstab der Berufsaus-
übungsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 GG) zu messen. Die Beklagte kann sich als
juristische Personen des Privatrechts auf Art. 12 Abs. 1 GG berufen (vg!.
BVerfG NJW 1971, 1255; BVerfGE NJW 1979, 699). Ihre berufliche Au-
ßendarstellung einschließlich der Werbung für ihre Produkte fällt in den Be-
reich der berufsbezogenen Tätigkeiten, die Art. 12 Abs. 1 GG schützt
(BVerfG NJW 1992, 2341; BVerfG GRUR 1996,899,902). Staatliche Maß-
nahmen, die den Berufstätigen dabei beschränken, sind Eingriffe in die
Freiheit der Berufsausübung (BVerfG NJW 1997, 2871; BVerfG NJW 1992,
2341). Eine Grundrechtsverletzung liegt indes nicht vor.

Eingriffe in die Freiheit der Berufsausübung bedürfen gemäß Art. 12 Abs. 1
S. 2 GG einer gesetzlichen Grundlage, die den Anforderungen der Verfas-
sung an grundrechtsbeschränkende Gesetze genügt. Die gesetzlichen
Grundlagen sind dann mit Art. 12 Abs. 1 GG vereinbar, wenn sie durch
ausreichende Gründe des Gemeinwohls gerechtfertigt werden, und wenn
sie dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entsprechen, wenn also das
gewählte Mittel zur Erreichung des verfolgten Zwecks geeignet und auch
erforderlich lst,und wenn bei einer Gesamtabwägung zwischen der Schwe-
re des Eingriffs und dem Gewicht der ihn rechtfertigenden Gründe die
Grenze der Zumutbarkeit noch gewahrt ist (BVerfG NJW 1997, 2871, 2872;
BVerfG NJW, 1988,194; BVerfG NJW 1992, 2341; BVerfG, GRUR 1996,
899, 902). Diese Voraussetzungen sind hier erfüllt. -

Das gesetzliche Verbot des § 22 Abs. 2 Nr. 2 VTabakG dient dem Schutz
der Verbraucher vor den Gesundheitsgefahren des Rauchens. Es ist all-
gemein anerkannt, dass das Rauchen gesundheitsschädlich ist (BGH NJW
1994,730,731). Zigarettenrauchen ist in den Industrieländern die häufigste
und wissenschaftlich am deutlichsten belegte Einzelursache für den
Krebstod. Im Ergebnis ist nach heutigem medizinischen Kenntnisstand ge-
sichert, dass das Rauchen Krebs sowie Herz- und Gefäßkrankheiten verur-
sacht, damit zu tödlichen Krankheiten führt und auch die Gesundheit der
nicht rauchenden Mitmenschen gefährdet (vg!. BVerfG NJW 1997, 2871,
2872 m. w. N.). Die Minimierung dieser Gesundheitsgefahren gehört zu
den legitimen Aufgaben des Staates. Staatliche Gesundheitspolitik darf
deshalb Maßnahmen gegen medizinisch erwiesene und schwere Gefahren
des Rauchens ergreifen. In diesem Rahmen kann auch die Bewerbung von
Tabakerzeugnissen beschränkt werden, um auf diese Weise den Konsum
zu reduzieren oder zumindest eine weitere Ausweitung des Konsums zu
bekämpfen.



Der Gesetzgeber durfte auch von der Eignung der Maßnahme zum Schutz
der Volksgesundheit ausgehen. Die Beurteilung dieser Eignung unterliegt
grundsätzlich seiner Einschätzung (BVerG NJW 1997, 2871, 2872; BVerfG
NJW 1969, 499; BVerfG NJW 1971,1255). Die Einschätzung des Gesetz-
gebers, dass durch das abstrakte Verbot der Verwendung von Bezeich-
nungen und Angaben, die darauf hindeuten, dass ein Tabakerzeugnis "na-
türlich" oder "naturrein" sei, eine noch größere Ausweitung des Tabakkon-
sums verhindert werden könne, ist verfassungsrechtlich nicht zu beanstan-
den. Die Begriffe "natürlich" und "naturrein" sind bei den angesprochenen
Verkehrskreisen positiv besetzt. Die genannten Angaben sind geeignet,
den Verbrauchern eine -zumindest vergleichsweise- gesündere Form des
Zigarettenkonsums zu suggerieren, für deren tatsächliches Vorliegen es je-
doch keinerlei Anhaltspunkte gibt. Die Norm des § 22 Abs. 2 Nr. 2 VTa-
bakG ist damit geeignet, von einem im Hinblick auf die beworbene "Natür-
lichkeit" oder .Naturreinhelt" des Tabakerzeugnisses bedenkenlosen bzw.
bedenkenloseren Konsum desselben abzuhalten. ., ;t~

Das abstrakte Verbot ist auch erforderlich. Eine schonendere Möglichkeit
zum Schutz gegen die vom Rauchen ausgehenden Gefahren ist weder
dargetan noch ersichtlich. Insbesondere ist nicht erkennbar, dass ein Ver-
ständnis der Norm als konkretes Gefährdungsdelikt die gleiche Wirkung
hätte.

Das Verständnis als abstrakte Gefährdungsnorm berührt auch nicht die
Grenze des Zumutbaren. Der Eingriff in die Berufsausübung erlaubt weiter-
hin den Vertrieb des beworbenen Tabakerzeugnisses "American Natural
Spirit". Angesichts der erheblichen Gesundheitsgefährdung, welche regel-
mäßig mit dem Konsum von Tabakerzeugnissen verbunden ist, ist die hier
streitgegenständliche Werbebeschränkung auch bei Berücksichtigung der
Berufsausübungsfreiheit der Beklagten als verhältnismäßig anzusehen.

Dies gilt auch bei weiterer Berücksichtigung des Rechts der Beklagten aus
Art. 5 Abs. 1 GG. Soweit das streitgegenständliche Werbemittel (Anlage K
3) auch einen wertenden, meinungsbiIdenden Inhalt hat oder Angaben ent-
hält, die der Meinungsbildung dienen könnten, fällt es zwar in den Anwen-
dungsbereich von Art. 5 Abs. 1 GG. Auch insoweit führt die erhebliche Ge-
sundheitsgefährdung, welche regelmäßig mit dem Konsum von Tabaker-
zeugnissen verbunden ist, jedoch dazu, dass die hier streitgegenständliche
Werbebeschränkung auch bei Berücksichtigung der Meinungsfreiheit der

-~BeklagtEm als verhältnismäßig anzusehen 151. . . .... -

Die Auslegung der Regelung des § 22 Abs. 2 Nr. 2 VTabakG als abstrakte
Gefährdungsnorm erfolgt somit verfassungskonform.

Aus der Entscheidung des BGH vom 1. März 2007, GRUR 2007, 809 f. -
Krankenhauswerbung, ergibt sich nichts anderes. Die dort vorgenommene
Abwägung der betroffenen Rechtsgüter unterscheidet sich deutlich von der
im hiesigen Verfahren zu treffenden Einschätzung. Insbesondere unter-
scheiden sich beide Fälle hinsichtlich der jeweiligen Schwere der Beein-
trächtigung der Gesundheit der Bevölkerung. In der vorgenannten Ent-
scheidung des BGH ging es um das Verbot, außerhalb der Fachkreise mit
der bildlichen Darstellung von Personen in Berufskleidung oder bei Aus-
übung der Tätigkeit von Angehörigen der Heilberufe, des Heilgewerbes o-
der des Arzneimittelhandels, für Behandlungen, Arzneimittel u. ä. zu wer-
ben. Die mit diesem Verhalten einhergehenden Gefahren für die Gesund-



heit der Bevölkerung sind - angesichts der erheblichen gesundheitlichen
Gefahren des Tabakkonsums an sich- deutlich geringer, als die Gefahren,
die mit einer Bewerbung von Tabakerzeugnissen als "natürlich" bzw. "na-
turrein" einhergehen.

ff) Auch europarechtliche Regelungen stehen einer Auslegung als abs-
trakte Gefährdungsnorm nicht entgegen.

Die EG-Verordnung 2092/91 sowie die ab dem 1. Januar 2009 an ihre
Stelle getretene Verordnung EG/834/2007 des Rates vom 28. Juni 2007 ü-
ber die ökologische/biologische Produktion und Kennzeichnung von ökolo-
gischen/biologischen Erzeugnissen sind schon -unstreitig- nicht auf Tabak-
erzeugnisse anzuwenden. Bei den beworbenen Zigaretten handelt es sich
weder um unverarbeitete landwirtschaftliche Erzeugnisse, noch um verar-
beitete landwirtschaftliche Erzeugnisse, die zur Verwendung als Lebens- . <~

mittel bestimmt sind (vg!. Art. 1 Abs. 2 EG/834/2007).

Die Unvereinbarkeit einer über den Bereich einer tatsächlichen Irreführung
hinausgehenden Anwendung des § 22 Abs. Nr. 2 VTabakG mit Gemein-
schaftsrecht ergibt sich auch nicht aus einer Übertragung der Rechtspre-
chung des EuGH zur Unvereinbarkeit des ehemaligen § 17 Abs. 1 Nr. 4
LMBG mit der Etikettierungsrichtline RL 79/112/EWG (vg!. EuGH EuZW
2000, 508 ff. - D'Arbo naturrein). Anders als bei der in der vorgenannten
Entscheidung maßgeblichen Marmelade findet die Etikettierungsrichtlinie
keine unmittelbare Anwendung auf die hier streitgegenständlichen Pro-
dukte, nämlich Tabakerzeugnisse.

Zudem steht die Richtlinie 2006/114/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 12. Dezember 2006 über irreführende und vergleichende
Werbung einer nationalen Regelung, welche die hier streitgegenständli-
chen .Natur'-Bezelchnunqen untersagt, nicht entgegen. Gemäß Art. 8 der
RL 2006/114/EG hindert diese Richtlinie die Mitgliedstaaten nicht daran,
Bestimmungen aufrechtzuerhalten oder zu erlassen, die bei irreführender
Werbung einen weiterreichenden Schutz vorsehen.

d) Unlauter im Sinne von § 3 UWG agiert, wer gemäß § 4 Nr. 11 UWG ei-
ner gesetzlichen Vorschrift zuwider handelt, die auch dazu bestimmt ist, im
Interesse der Marktteilnehmer das Marktverhalten zu regeln. Um eine der-
artigé Vorschrift handelt es sich bei § 22 Abs, 2 Nr.2VTabakG. -----

Die für den Unterlassungsanspruch nach § 8 Abs. 1 UWG erforderliche
Wiederholungsgefahr besteht. Das ergibt sich bereits aus dem vorliegen-
den Erstverstoß. Die Beklagte hat auf die Abmahnung des Klägers keine
strafbewährte Unterlassungserklärung abgegeben, so dass die Wiederho-
lungsgefahr fortbesteht.

e) Der Unterlassungsanspruch des Klägers ist auch nicht gemäß § 11
,UWG verjährt.

Nach dieser Vorschrift verjähren Ansprüche nach § 8 UWG innerhalb von
sechs Monaten nachdem der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger
Kenntnis von den anspruchsbegründenden Umständen und der Person des
Schuldners erlangt hat. Gläubiger des Unterlassungsanspruchs ist der Klä-
ger als qualifizierte Einrichtung im Sinnevon § 8 Abs. 3 Nr. 3 UWG. Er er-
langte durch das am 10. Januar 2008 eingegangene Schreiben des Be-
zirksamtes Z (Anlage K 7) Kenntnis von der streitgegenständlichen Wer-
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bung der Beklagten. Bei Eintritt der Rechtshängigkeit der Klage am 19. Mai
2008 war mithin die sechsmonatige Verjährungsfrist noch nicht abgelaufen.

Eine etwaige frühere Kenntnis des Bezirksamtes von den anspruchsbe-
gründenden Tatsachen und der Person der Beklagten ist dem Kläger nicht
zuzurechnen. Eine Wissenszurechnung entsprechend § 166 Abs. 2 BGB
kommt nicht in Betracht. Dieser Vorschrift zufolge kann sich der Vertretene
im Falle einer rechtsgeschäftlich erteilten Vertretungsmacht nicht auf die
Unkenntnis des Vertreters berufen, wenn der Vertreter nach bestimmten
Weisungen des Vertreters gehandelt hat. Eine Übertragung dieses Gedan-
kens auf Fälle, in denen keine Vollmacht erteilt wurde, kann nur dann in
Betracht kommen, wenn der dem Vertreter vergleichbar Handelnde einzig
im Interesse des "Auftraggebers" nach dessen Weisungen tätig wird. Dass
dies hier der Fall wäre, kann nicht festgestellt werden.

Der Kläger wurde durch das Bezirksamt auf die Werbung der Beklagten
aufmerksam gemacht und gebeten, gegen diese Werbung vorzugehen.
Daraus ergibt sich jedoch, wie das Landgericht zu Recht ausgeführt hat,
kein Auftragsverhältnis zwischen Bezirksamt und Kläger, welche dem
Grundgedanken des § 166 Abs. 2 BGB vergleichbar wäre.

Ein solches ergibt sich auch nicht daraus, dass die Beklagte behauptet, der
Kläger sei im Sinne von § 7 Abs. 1 des Gesetzes über die Durchsetzung
der Verbrauchergesetze bei innergemeinschaftlichen Verstößen (VSchDG)
vom Bezirksamt beauftragt worden.

Zum einen erfassen das (nationale) Gesetz über die Durchsetzung der
Verbraucherschutzgesetze bei innergemeinschaftlichen Verstößen vom 21.
Dezember 2006 (BGBI. 2006, Teil I, S. 3367 ff.) ebenso wie die zugrunde-
liegende EG-Verordnung Nr. 2006/2004 über die Zusammenarbeit zwi-
schen den für die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze zuständi-
gen nationalen Behörden (Amtsblatt der Europäischen Union vom 9. De-
zember 2004, L 364/1 ff.) nur Fälle von grenzüberschreitenden Verstößen
(sog. innergemeinschaftliche Verstöße) gegen Verbraucherrechte. Auf rein
nationale Verstöße sind sie nicht anwendbar (vgl. dazu Bundestags-
Drucksache 16/2930, S. 14). Aus § 4 Ziffer 2 VSchDG ergibt sich -
entgegen der Ansicht des Klägers- nichts anderes.

Zum anderen hat die Beklagte im Hinblick aufeine etwaige Vereinbarung
zwischen dem Bezirksamt und dem Kläger lediglich Vermutungen ange-
stellt. Solche Behauptungen "ins Blaue" hinein stellen keinen substantiier-
ten Sachvortrag dar und sind daher unbeachtlich. Der Umstand, dass die
Regelung des § 7 VSchDG der zuständigen Behörde die Möglichkeit ein-
räumt, im Wege der Rahmenvereinbarungen die allgemeine Beauftragung
eines Dritten vorzunehmen, erlaubt nicht den von der Beklagten gezogenen
Schluss, dass der Kläger auf der Grundlage einer solchen Vereinbarung für
das Bezirksamt tätig geworden sei. Der Kläger hat dies ausdrücklich in Ab-
rede genommen. Weitere tatsächliche Anhaltspunkte hat die Beklagte, ob-
wohl dieser Aspekt in der Berufungsverhandlung vom 18. Juni 2009 erörtert
worden ist, nicht vorgebracht.

Somit ist der geltend gemachte Unterlassungsanspruch gemäß §§ 3, 4 Nr.
11, 8 UWG, § 22 Abs. 2 Nr. 2 VTabakG begründet.

2. Die Anspruchsvoraussetzungen des § 22 Abs. 2 Ziff. 1 a VTabakG lie-
gen hingegen nicht vor.
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Dem stehen schon die beiden deutlich lesbaren Hinweise "Rauchen kann
tödlich sein" sowie "Rauchen ist schädlich - Auch wenn wir dem Tabak kei-
ne Zusatzstoffe hinzufügen" (Anlage K 3). Die Angabe ist in dem konkreten
werblichen Umfeld mithin nicht geeignet, den Eindruck zu erwecken, dass
der Konsum der beworbenen Zigaretten gesundheitlich unbedenklich ist.
Ebenso wenig ergibt sich der Eindruck, dass der Konsum der beworbenen
Zigaretten geeignet ist, die Funktion des Körpers, die Leistungsfähigkeit 0- ~
der das Wohlbefinden günstig zu beeinflussen. .

Es kann nicht festgestellt werden, dass die Bezeichnung "BIO TABAK", so
wie sie in ihrem konkreten werblichen Umfeld (Anlage K 3) verwendet wor-
den ist, geeignet ist, bei den angesprochenen Verkehrskreisen den Ein-
druck zu erwecken, dass der Genuss oder die bestimmungsgemäße Ver-
wendung von Tabakerzeugnissen gesundheitlich unbedenklich oder geeig-
net ist, die Funktion des Körpers, die Leistungsfähigkeit oder das Wohlbe-
finden günstig zu beeinflussen.

Die Angabe ist allerdings im Hinblick darauf, dass mit der Bezeichnung
"BIO TABAK" sowie den weiteren Angaben der streitgegenständlichen
Werbemaßnahme auf den Tabakanbau ohne Pestizide und künstliche
Düngemittel sowie die Herstellung der Zigaretten ohne Zusatzstoffe (Aro-
men, Konservierungsstoffe und Feuchthaltemittel) hingewiesen wird, ge-
eignet, den Eindruck zu erwecken, dass der Konsum dieser Zigaretten zu-
mindest unbedenklicher als der Konsum anderer Tabakerzeugnisse ist. Es
wird also der Eindruck erweckt, dass die Möglichkeit eines vergleichsweise
"gesünderen Tabakkonsums" besteht.

Dieses Verbraucherverständnis fällt jedoch nicht in den unmittelbaren An-
wendungsbereich von § 22 Abs. 2 Ziff. 1 a VTabakG, denn eine generelle
gesundheitliche Unbedenklichkeit des Tabakkonsums wird damit nicht aus-
gelobt.

3. Der Anspruch ist jedoch auch gemäß §§ 8 Abs. 1, 3, 5 UWG wg. Irrefüh-
rung darüber, dass der Konsum der so beworbenen Zigaretten zumindest
vergleichsweise gesünder ist als der Konsum herkömmlicher Zigaretten,
begründet. Der Kläger hat die tatsächlichen Voraussetzungen dieses Irr-
tums bereits erstinstanzlich vorgetragen. Die Feststellung des maßgebli-
chen Verkehrsverständnisses kann der Senat selbst treffen, da seine Mit-
¡;jliedét zu den angesprochenen Verkehrskreisen gehören.

II. Der geltend gemachte Zahlungsanspruch in Höhe von € 200,00 ist e-
benfalls begründet. Er ergibt sich aus § 12 Abs. 1 UWG. Danach kann der
zur Geltendmachung eines Unterlassungsanspruchs Berechtigte im Falle
einer berechtigten Abmahnung Ersatz der erforderlichen Aufwendungen
verlangen. Der Kläger hat die Beklagte vor Klageerhebung wegen der
streitgegenständlichen Werbung abgemahnt. Die Abmahnung war berech-
tigt. Dem Kläger stand der geltend gemachte Unterlassungsanspruch -wie
vorstehend ausgeführt- zu. Die vom Kläger bezifferte Kostenpauschale in
Höhe von 200,00 € war zur Vornahme der Abmahnung erforderlich.

Nach alledem war die Berufung der Beklagten als unbegründet zurückzu-
weisen.

III. Die Nebenentscheidungen beruhen auf §§ 97 Abs. 1, 708 Nr. 10, .711,
709 S. 2ZPO.



IV. Die Zulassung der Revision ist veranlasst (§ 543 Abs. 2 ZPO). Die
Rechtssache hat grundsätzliche Bedeutung und die Entscheidung des Re-
visionsgerichts ist zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung erfor-derlich.

V. Einer Vorlage an den Europäischen Gerichtshof nach Art. 234 EGV be-darf es nicht.
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BayrVGH, Urteil vom 06. Apri12009, 19 B 09.90
(Überw~~zung der Schadenshaftung des Staates
auf die Okokontrollstelle) und
BVerwG, Beschluss vom 25. September 2009, 3 B 43/09
(Zulassung der Revision)

Tenor

I. Die Berufung wird zurückgewiesen.
II. Der Beklagte trägt die Kosten des Berufungsverfahrens.
III. Das Urteil ist im Kostenpunkt vorläufig vollstreckbar.
IV. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand

Die Beteiligten streiten um eine im Zuge der Beleihung getroffene Haf-
tungsregelung für Schäden, die die Klägerin in Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben als EG-Öko-Kontrollstelle Dritlen zufügt.

1. Die in Form einer Nebenbestimmung zu dem Bescheid vom 4. Mai 2004
über die Beleihung getroffene Regelung lautet - soweit streitbefangen - in
ihrer aktuellen Fassung wie folgt:

"Bei Schäden, die die KontrollsteIle in Wahrnehmung ihrer Aufgaben Dritlen
zufügt, hat die KontrollsteIle - sofern sie in Anspruch genommen wird _
keinen Ausgleichsanspruch gegen den Freistaat Bayern. Wird der Freistaat
Bayern in Anspruch genommen, hat die KontrollsteIle diesen von der Haf-
tung freizustellen. Die Haftung der KontrollsteIle greift gegenüber geschä-
digten Dritlen dann nicht, wenn das schädigende Ereignis durch die Um-
setzung einer Weisung der landesanstalt entstanden ist. Der Abschluss
einer angemessenen Haftpflichtversicherung oder die Bildung ausreichen-
der Rücklagen ist daher für die Dauer der Beleihung nachzuweisen."

2. Nach erfolglosem Widerspruch ließ die Klägerin gegen die Nebenbe-
stimmung Klage erheben. Zur Begründung wurde im Wesentlichen ausge-
führt, die Überwälzung der Haftung sei rechtswidrig und verletze die Kläge-
rin in ihren grundrechtlich geschützten Rechten. Die Klägerin sei im Vollzug
der ihr übertragenen Aufgaben als KontrQllstelle nach der EG-Öko-
Verordnung mit der Ausübung von Hoheitsgewalt beauftragt und damit als
Amtsträger und Beamter im haftungsrechtlichen Sinne (§ 839 BGB i.V.m.
Art. 34 Satz 1 GG) anzusehen. Die Haftungsfreizeichnung des Beklagten
verstoße gegen die in Art. 34 GG festgelegten Haftungsgarantien des
Staates. Der Klägerin sei es als beliehene Unternehmerin nicht zuzumuten,
die alleinige Haftung für beim Vollzug der ihr übertragenen Aufgaben - bei.-
spielsweise dem Erlass von Verwaltungsakten - entstehende Schäden zu
übernehmen. §4 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes zur Durchführung der Rechts-
akte der Europäischen Gemeinschaft auf dem Gebiet des ökologischen
Landbaus (Öko-landbaugesetz - älG) l.v.rn. Art. 9 Abs. 5 und Abs. 11
EG-äko-VO Nr. 2092/91 [nunmehr: Art. 27 Abs. 5 lit. c) VO (EG) Nr.
834/2007] i.V.m. Nr. 4.2 Buchstabe h der Norm EN 45011 sehe entgegen
der Behauptung des Beklagten keine Überwälzung der Staatshaftung auf
die Klägerin vor. In diesen Vorschriften seien weder das Maß der Haftung
noch deren Umfang geregelt.
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3. Der Beklagte trat dem entgegen und trug zur Begründung seines An-
trags auf Klageabweisung vor, die getroffene Haftungsregelung stelle eine
zulässige Ausnahme vom Grundsatz der Staatshaftung dar. Den Anforde-
rungen des Gesetzesvorbehalts sei Rechnung getragen. Nummer 4.2
Buchstabe h der Norm EN 45011 spreche zwar nur davon, dass entspre-
chende Feststellungen getroffen werden müssten, um die Haftung über-
nehmen zu können. Durch Art. 9 Abs. 11 EG-Öko-VO Nr. 2092/91 [nun-
mehr: Art. 27 Abs. 5 lit. c) VO (EG) Nr. 834/2007] werde diese Vorgabe je-
doch zur Rechtspflicht erhoben. Die Vorschrift verlange die Erfüllung der
Bedingungen der Norm EN 45011 und damit die Übernahme der Haftung,
nicht lediglich entsprechende innerorganisatorische Maßnahmen. Art. 9
Abs. 11 EG-Öko-VO Nr. 2092/91 [nunmehr: Art. 27 Abs. 5 lit. c) VO (EG)
Nr. 834/2007] könne deshalb nichts anderes entnommen werden, als dass
die Staatshaftung zugunsten einer ausreichend zu gewährleistenden Haf-
tung seitens der KontrollsteIlen ausgeschlossen sei. )

4. Mit Urteil vom 25. Juni 2008 hob das Verwaltungsgericht München die
angefochtene Nebenbestimmung auf. Zur Begründung ist ausgeführt, die
fragliche Bestimmung sei rechtswidrig und verletze die Klägerin in ihren
Rechten (§ 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO). Für eine von den gesetzlichen Vor-
schriften der Staatshaftung abweichende Regelung fehle es an einer aus-
reichenden Rechtsgrundlage. Vom System der Staatshaftung abweichende
Regelungen stünden unter dem Vorbehalt einer ausdrücklichen gesetzli-
chen Ermächtigung. Eine solche sei nicht vorhanden. Die Bekanntmachung
des Bayerischen Staatsministeriums für landwirtschaft und Forsten vom 7.
November 2003 (lMBek), AlIMBl. S. 890, die unter Ziffer 3.1.4 zwar eine
entsprechende Formulierung zur angefochtenen Regelung des Ausschlus-
ses der Staatshaftung enthalte, habe keine Gesetzesqualität und die ge-
setzliche Regelung für die Beleihung der KontrollsteIlen in §2 Abs. 3 ÖlG
i.V.m. § 11 EG-Ausführungsverordnung- landwirtschaft (AV-EG-lF) spre-
che die Frage einer abweichenden Regelung der Staatshaftung nicht an.
Eine hinreichende gesetzliche Ermächtigung könne auch nicht in der Ver-
weisung des § 4 Abs. 1 Nr. 1 ÖlG auf Art. 9 Abs. 11 EG-Öko-VO Nr.
2092/91 [nunmehr: Art. 27 Abs. 5 lit. c) VO (EG) Nr. 834/2007],der wieder-
um vorgebe, dass die zugelassenen KontrollsteIlen die Bedingungen von
Nummer 4.2. Buchstabe h der Norm EN 45011 zu erfüllen und damit die
entsprechenden haftungsrechtlichen Festlegungen zu treffen hälten, gese-
hen werden. Unabhängig von der Frage nach der Gesetzgebungskompe-
tenz für eine von der Staatshaftung abweichende Bestimmung führe die
genannte Verweisungskette nicht zu einer Regelung der Haftung. Art. 9
Abs. 11 EG-Öko-VO Nr. 2092/91 [nunmehr: Art. 27 Abs. 5 lit. c) VO (EG)
Nr. 834/2007] bezwecke mit der Vorgabe zur Einhaltung der Norm EN
45011 durch die KontrollsteIlen lediglich, dass diese organisatorisch außer-
halb der Staatsverwaltung stehenden Stellen gewisse (Qualitäts-
)Standards einhielten. Nummer 4.2 Buchstabe h der Norm EN 45011 solle
im Interesse der Nutzer von Zertifizierungssystemen nur sicherstellen, dass
Zertifizierungsstellen Vorsorge für gegen sie gerichtete Haftungsansprüche
tatsächlich träfen. Dass damit zugleich eine Regelung zur Staatshaftung
beabsichtigt gewesen sei, lasse sich weder dem Wortlaut noch der syste-
matischen Stellung der fraglichen Normen entnehmen. Ein entsprechender
Erklärungsinhalt sei nicht festzustellen. Für die streitgegenständliche Haf-
tungsregelung fehle.es deshalb an einer ausreichenden gesetzlichen
Grundlage.

5. Mit Beschluss vom 12. Januar 2009 ließ der Senat die Berufung des Be-
klagten wegen besonderer rechtlicher Schwierigkeiten (§ 124 Abs. 2 Nr. 2



VwGO) zu. Mit Schriftsätzen vom 2. Februar und 23. März 2009 trug der
Beklagte zur Begründung des zugelassenen Rechtsmittels im Wesentli-
chen Folgendes vor:

Als beliehene KontrollsteIle finanziere die Klägerin ihre hoheitliche Tätigkeit
aus Gebühren, die von den kontrollierten Unternehmen zu entrichten seien
(§ 10 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 ÖlG; § 11 Abs. 2 Satz 3 AV-EG-lF; Bek.
des Bayer. Staatsministeriums für landwirtschaft und Forsten vom 7. No-
vember 2003, AlIMBl. S. 890, Ziff. 8.2). Bei einer solchen Konstellation
entfalle die Staatshaftung nach den fortgeltenden Grundsätzen für Gebüh-
renbeamte und Beamte, die besondere Entgelte von den Beteiligten er-
hielten. Gemäß § 1 Abs. 3 des Preußischen Staatshaftungsgesetzes vom
1. August 1909 sei eine Haftung des Staates ausgeschlossen, wenn der
Beliehene zu den Beamten gehöre, die auf den Bezug von Gebühren an-
gewiesen seien und bei ihren Amtshandlungen eine besondere Vergütung
durch Gebühren von den Beteiligten bezögen. Diese Voraussetzungen sei-
en bei den beliehenen KontrollsteIlen erfüllt. Diese hafteten daher selbst.
Eine Staatshaftung nach Art. 34 Satz 1 GG trete nicht ein. Das Preußische
Staatshaftungsgesetz sei zumindest analog anwendbar (vgl. Ol.G Dresden,
Urt. v. 9.8.2006 -, U 407/06 -, lKV 2007,191 f.).

Aber auch für den Fall, dass ein Ausschluss der Staatshaftung nach den
Grundsätzen des Preußischen Staatshaftungsgesetzes nicht gegeben sein
sollte, müsse die angefochtene Regelung zur Haftung bzw. Haftungsfrei-
steIlung Bestand haben. Der Verweis in Art. 9 Abs. 11 EG-Öko-VO Nr.
2092/91 [nunmehr: Art. 27 Abs. 5 lit. c) va (EG) Nr. 834/2007] auf die von
der KontrollsteIle zu erfüllende Norm EN 45011 gestalte nicht nur die
Rechtsbeziehungen zwischen Zertifizierungsstelle und Nutzern von Zertifi-
zierungssystemen, vielmehr habe der Europäische Verordnungsgeber mit
der Zulassung des kombinierten Kontrollverfahrens gerade auch die
Rechtsbeziehungen zwischen Staat und privater KontrollsteIle in den Blick
genommen. Nummer 4.2 Buchstabe h der Norm EN 45011 verlange aus-
drücklich, dass eine Zertifizierungsstelle Festlegungen treffe, um die Haf-
tung für ihre Maßnahmen und Tätigkeiten übernehmen zu können. Damit
ge;¡höredie Haftungsübernahme zu den unverziehtbaren Merkmalen der
besonderen Rechtsbeziehung zwischen dem Staat und der zugelassenen
und beliehenen KontrollsteIle. Hieraus folge zugleich, dass mit der Verwei-
sung in § 4 Abs. 1 Nr. 1 ÖlG und Art. 9 Abs. 11 EG-Öko-VO Nr. 2092/91
[nunmehr: Art. 27 Abs. 5 lit. c) va (EG) Nr. 834/2007J auf Nummer 4.2
Buchstabe h der Norm EN 45011 auch eine Regelung zur Staatshaftung
habe getroffen werden sollen. Diese könne für den Fall der Beleihung nur
in einem Abgehen vom Grundsatz des Art. 34 Satz 1 GG bestehen. Der
Ausschluss der in Art. 34 Satz 1 GG normierten Staatshaftung sei damit
durch die Einbeziehung der Norm EN 45011 über Art. 9 Abs. 11 EG-Öko-
VO Nr. 2092/91 [nunmehr: Art. 27 Abs. 5 lit. c) VO (EG) Nr. 834/2007] so-
wie § 2 Abs. 2 Nr. 1 und § 4 Abs. 1 Nr. 1 ÖlG erfolgt. Die Norm EN 45011
habe nach ihrem Vorwort den Status einer nationalen Norm.

Der Ausschluss der Staatshaftung könne auch in der Sache selbst nicht
beanstandet werden. Er sei systemgerecht, sachlich gerechtfertigt und ver-
hältnismäßig. Die KontrollsteIle als beliehenes Unternehmen erfülle die ü-
bertragenen Aufgaben im Unterschied zu einem Beamten, den die Verfas-
sung mit Art. 34 GG schützen wolle, in weitgehender Selbstständigkeit. Der
privaten KontrollsteIle seien durch § 11 AV-EG-lF die Aufgaben nach der
EG-Öko-Verordnung umfassend übertragen, soweit dies nach dem ÖlG ü-
berhaupt möglich sei. Als Folge dieser Eigenverantwartung bei der Wahr-



nehmung der Kontrol/aufgaben sei der Ausschluss der Staatshaftung für e-
ventuel/e Fehler in diesem Tätigkeitsbereich gerechtfertigt. Dieser Haf-
tungsausschluss sei auch nicht unverhältnismäßig. Die Kontrol/stel/en
könnten anfal/ende Kosten für die Absicherung des Haftungsrisikos bei der
Bemessung ihrer Gebühren einkalkulieren und auf die kontrollierten Unter-
nehmen umlegen. Auch gegenüber den kontrollierten Unternehmen sei der
Ausschluss der Staatshaftung zumutbar, da diesen nach wie vor ein leis-
tungsfähiger Schuldner zur Verfügung stehe. Voraussetzung der Beleihung
sei der Nachweis einer Haftpflichtversicherung, so dass eventuel/ eintre-
tende Schäden durch das (beliehene) Unternehmen abgedeckt werden
könnten. Durch den Ausschluss der Staatshaftung sei die Klägerin auch
nicht schlechter gestel/t als sie ohne Haftungsausschluss stünde. Der Staat
könne die Kontrol/stel/e auch unabhängig von einer Regelung zum Haf-
tungsausschluss bei jeder Form von Fahrlässigkeit in Regress nehmen. Die
Rückgriffsbeschränkung des Art. 34 Satz 2 GG auf Vorsatz und grobe li;
Fahrlässigkeit gelte für Verwaltungshelfer und selbständige private Unter-
nehmen nicht.

Der Beklagte beantragt,

die Klage unter Abänderung des Urteils des Verwaltungsgerichts vom 25.
Juni 2008 abzuweisen.

Die Klägerin beantragt,

die Berufung zurückzuweisen.

l'
'I

Zur Begründung ließ sie mit Schriftsatz ihres Bevol/mächtigten vom 25.
Februar 2009 im Wesentlichen Folgendes vortragen: Das Preußische
Slaatshaftungsgesetz vom 1. August 1909 gelte in Bayern nicht. Auch das
Reichsbeamtenhaftungsgesetz vom 22. Mai 1910 (RGBI., S. 798) finde
keine Anwendung. Die hierzu ergangene Rechtsprechung komme deshalb
nicht zum Tragen. Ebenso wenig beinhalte die europäische Norm EN
45011 einen Ausschluss der Staatshaftung. Die Regelung stel/e darüber
hinaus auch keine ausreichende gesetzliche Grundlage für einen solchen
Ausschluss dar. Es handele sich weder um eine vom nationalen noch vom
europäischen Gesetzgeber erlassene Vorschrift, sondern lediglich um das
Produkt eines Normungsausschusses, das den Anforderungen des Geset-
zesvorbehaltsnicht genüge. Auch die weiteren vom Beklagten herangezo-
genen Bestimmungen (§ 4 Abs. 1 Nr. 1 ÖlG und Art. 9 Abs. 11 va (EWG)
Nr. 2092/91 [nunmehr: Art. 27 Abs. 5 lit. c) VO (EG) Nr. 834/2007]) ent-
hielten keine Regelung über die Staatshaftung. Eine solche sei auch an-
lässlich der Novellierung des ÖlG vom 7. Dezember 2008 (BGBI. I, S.
2358 ff.) nicht getroffen worden. Ein Ausschluss der Staatshaftung sei im
Übrigen auch unverhältnismäßig und deshalb nicht zu rechtfertigen. Eben-
so wenig könne der vom Bundesgerichtshof für Verwaltungshelfer ange-
nommene Ausschluss der Rückgriffsbeschränkung in Art. 34 S. 2 GG auf
Beliehene übertragen werden.

- .-i

Ergänzend wird Bezug genommen auf den gesamten Inhalt der beigezo-
genen Behördenakten sowie der Gerichtsakten beider Instanzen.

"II

Entscheidungsgründe



Die zulässige Berufung bleibt ohne Erfolg. Mit dem Einverständnis der Be-
teiligten konnte der Senat ohne mündliche Verhandlung entscheiden (§ 125
Abs.1 LV.m. § 101 Abs. 2 VwGO).

1. Das Verwaltungsgericht ist zu Recht davon ausgegangen, dass für die
von den gesetzlichen Vorschriften der Staatshaftung (§ 839 BGB, Art. 34
GG) abweichende Nebenbestimmung im Bescheid des Beklagten keine
ausreichende Rechtsgrundlage vorhanden ist. Die streitgegenständliche
Bestimmung ist deshalb wegen Verstoßes gegen den Gesetzesvorbehalt
(Art. 20 Abs. 3 GG) rechtswidrig und verletzt die Klägerin in ihren Rechten
(§ 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO LV.m. Art. 20 Abs. 3, 2 Abs. 1, 19 Abs. 3 GG).

a) Im Einzelnen ist Folgendes festzustellen:

aal Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (vgl. BGHZ 9,
289 [290]; 61,7 [14]) und ihm folgend des Bundesverfassungsgerichts
(BVerfGE 61,149 [199 f.]) kann die in Art. 34 Satz 1 GG verankerte
Staatshaftung durch einfaches Gesetz ausgeschlossen oder beschränkt
werden (vgl. hierzu auch Papier, in: MaunzlDürig, GG, Art. 34 RdNr. 235 ff.;
Bonk, in: Sachs [Hrsg.], GG, 5. Aufl. 2009, Art. 34 RdNr. 100, jeweils
m.w.N.). Die Zulässigkeit entsprechender gesetzlicher Regelungen wird
aus dem Umstand gefolgert, dass nach dem Wortlaut des Art. 34 GG der
Staat für amtspflichtwidriges Verhalten seiner Amtsträger "grundsätzlich"
verantwortlich ist (vgl. BGHZ 9, 289 [290]; 99, 62 [64]). Aus dem Wort
"grundsätzlich" lasse sich mit hinreichender Deutlichkeit entnehmen, dass
die Staatshaftung bei vorangegangenem hoheitlichen Unrecht nicht zum
lückenlosen Prinzip verdichtet sei, sondern Raum für Regelungen biete,
von einer Einstandspflicht des Staates abzusehen (so ausdrücklich BVerf-
GE 61, 149 [199 f.J). Die Literatur ist dem weitgehend gefolgt (vgl. nur Pa-
pier, in: MaunzlDürig, GG, Art. 34 RdNr. 237 f. m.w.N.; a.A. im Wesentli-
chen nur Betlermann, in: Die Grundrechte, Band 111/2,S. 847 sub IX.2., der
mangels eines ausdrücklichen Gesetzesvorbehalts in Art. 34 GG den Beg-
riff "grundsätzlich" nicht auf das "ob" der Staatshaftung bezieht und deshalb
für ein grundgesetzliches Verbot jeglichen Haftungsausschlusses plädiert).
Die grundsätzliche Zulässigkeit gewisser Ausnahmen vom Prinzip der
Haftung des Staates folgt nach zutreffender Auffassung auch aus dem
Charakter des Art. 34 GG als einer institutionellen Garantie der Staatshaf-
tung. Zu einer solchen Garantie gehört zugleich auch die Befugnis des Ge-
setzgebers, nähere Ausgestaltungen und Einschränkungen vorzl.lnehmen_
(vgl. BVerfGE 61,149 [195]).

bb) Andererseits kann daraus nicht gefolgert werden, dass die Staatshaf-
tung nach Art. 34 Satz 1 GG unter einem uneingeschränkten Gesetzesvor-
behalt stünde. Es existieren vielmehr sowohl in materieller als auch in for-
meller Hinsicht Grenzen. Zum einen darf die Staatshaftung für amtspflicht-
widriges Verhalten von Organwaltern weder generell noch für wesentliche
Bereiche staatlicher Tätigkeit abgeschafft werden (vgl. BGHZ 61, 7 [14]; 62,
372 [377, 378]). Der Gesetzgeber ist vielmehr verpflichtet, den Wesensge-
halt der institutionellen Garantie zu wahren. Normative Haftungsausschlüs-
se und -begrenzungen, sind nur in eng abgesteckten Ausnahmefällen zu-
lässig, in denen sachliche Gründe des öffentlichen Wohls eine Abweichung
von der regelmäßig einsetzenden Haftungsüberleitung auf den Staat
rechtfertigen und der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz gewahrt wird (vgl.
BGHZ 25,231 [237 f.]; 61, 7 [14]; 62, 372 [377, 378]; 99, 62 [64]). Insoweit
ist zugleich auch der Zusammenhang von Art. 34 GG mit Art. 19 Abs. 4 GG
zu sehen: Indem Art. 34 GG bundeseinheitlich für alle staatliche Ebenen



von Bund, Ländern und Kommunen die grundsätzliche Staatshaftung für
Schäden vorsieht, die in Ausübung öffentlich-rechtlicher Tätigkeit verur-
sacht werden, gewährleistet er zugleich auch einen sekundären Rechts-
schutz. Art. 34 GG hat damit über Art. 19 Abs. 4 GG hinaus auch die Funk-
tion, im Rechtsschutzsystem verbleibende Lücken zu schließen und das
Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 1 und Abs. 3 GG) zu konkretisieren. Dies
gebietet, dass der Staat die Folgen seines rechtswidrigen Handelns soweit
wie möglich behebt und der durch eine rechtspflichtwidrig ausgeübte öf-
fentliche Gewalt geschädigte Bürger nicht ohne angemessenen und effekti-
ven Schadensausgleich bleibt. Infolgedessen ist es dem Staat verwehrt, die
Haftung für hoheitliches Unrecht dem Grunde nach insgesamt zu verneinen
oder es bei einer allein persönlichen und zivilrechtlichen Haftung der öffent-
lichen Bediensteten zu belassen (vg/. Bonk, in: Sachs [Hrsg.], GG, 5. Auf/.,
2009, Art. 34 RdNr. 4 f.). Haftungsausschlüsse und Beschränkungen kann
es deshalb - soll die Institution der Staatshaftung als solche gewahrt blei- ~
ben - nur in Randzonen und nur bereichsspezifisch geben. Diese Verwal-
tungsbereiche müssen gebiets- oder personenspezifische Abweichungen
von der Normalität aufweisen, die eine Ausnahme von der allgemeinen
Geltung der Staatsunrechtshaftung sachlich begründen und für die Betrof-
fenen vertretbar und zumutbar erscheinen lassen (vg/. Papier, in:
Maunz/Dürig, GG, Art. 34 RdNr. 240 f.).

ce) Zu diesen sachlichen Begrenzungen tritt eine formelle Schranke hinzu.
Haftungsausschlüsse und -beschränkungen dürfen im Anwendungsbereich
des Art. 34 GG nur durch förmliches (Parlaments-)Gesetz bestimmt werden
(vg/. BGHZ 61,7 [14]; s. auch Papier, in: Maunz/Dürig, GG, Art. 34 RdNr.
242 m.w.N.). Für die Staatshaftung besitzt nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 25 GG
der Bund das Recht der konkurrierenden Gesetzgebung. Derartige Geset-
ze bedürfen nach Art. 74 Abs. 2 GG der Zustimmung des Bundesrates. Ein
solches, die Haftung ausschließendes oder auch nur beschränkendes
(Parlaments-)Gesetz muss nach Inhalt, Zweck und Ausmaß hinreichend
bestimmt und begrenzt sein (vg/. BVerfGE 57, 295 [320 f.]; 80, 137 [161]).
Die Regelungen sind so genau zu fassen, wie dies nach der Eigenart der
zu ordnenden Lebenssachverhalte mit Rücksicht auf den Normzweck mög-
lich ist (vgl. BVerfGE 49,168 [181); 59,104 [114]; 87, 234 [263]; 93, 213
[238]). Je schwerwiegender die Auswirkungen einer Regelung sind, desto
genauer müssen die Vorgaben des förmlichen Gesetzgebers sein (vg/.
BVerfGE 49,168 [181J; 59, 104 [114J; 86, 288 [311]). Die Rechtslage muss

.. für den betroffenen Bürger erkennbar sein, damit er in der Lage ist, sein
Verhalten hierauf einzurichten (BVerfGE 52,1 [41]; 62,169 [182 f.]; 64, 261
[286]). Wird in einer Rechtsnorm auf andere Regelungen oder Normen
verwiesen, so folgt aus dem Rechtsstaatprinzip das Erfordernis, dass der
der Norm Unterworfene in der Lage sein muss, die in Bezug genommenen
Regelungen und deren Inhalte ohne Zuhilfenahme spezieller Kenntnisse
mit hinreichender Sicherheit festzustellen (vg/. BVerfGE 5, 25 [31 f.]; 8, 274
[302]; 22, 330 [346]). Ein Verweis auf Normen eines anderen Rechtsträgers
ist zwar nicht generell unzulässig, der Gesetzgeber muss jedoch Inhalt und
Beschränkungen im Wesentlichen selbst festlegen (vg!. BVerfGE 64, 208
[214 f.J; 78, 32 [36]).

dd) Eine Ausnahme vom Erfordernis des förmlichen Gesetzes besteht nur
insoweit, als sich aufgrund fortgeltenden vorkonstitutionellen Rechts, etwa
des Preußischen Staatshaftungsgesetzes vom 1. August 1909 (PrGs S.
691), ein Haftungsausschluss für so genannte Gebührenbeamte ergibt.
Das sind diejenigen Amtsträger, die für ihre Amtshandlungen nicht an den
Staat abzuführende Gebühren oder andere Entgelte erheben und für sich
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behalten dürfen. Wenn sie damit in finanzieller Hinsicht wie Privatpersonen
gestellt sind, aber durch Gesetz oder aufgrund Gesetzes hoheitliche Auf-
gaben wahrnehmen, ist es sachlich gerechtfertigt, sie auch haftungsmäßig
wie Privatpersonen zu behandeln (vg!. hierzu Bank, in: Sachs [Hrsg.], GG,
5. Auf!., 2009, Art. 34 RdNr. 101). Die Risiken für Geschädigte werden
durch Pflichtversicherungen begrenzt, was dazu beiträgt, dass ein solcher
Staatshaftungsausschluss vor Art. 34 GG Bestand hat. Der den Haftungs-
ausschluss rechtfertigende sachliche Grund ist nach allgemeiner Auffas-
sung darin zu sehen, dass der Staat gegenüber diesen Gebührenbeamten
nur eine lockere Dienstaufsicht zu führen vermag und die staatlichen Ein-
wirkungs- und Aufsichtsmöglichkeiten erheblich reduziert sind (vg!. BGHZ
62,372 [380]; 113,71 [81]; s. auch Papier, in: MaunzlDürig, GG, Art.34
RdNr. 278 m.w.N.).

2. Gemessen an diesen Maßstäben begegnet die Entscheidung des Ver-
waltungsgerichts keinen rechtlichen Bedenken:

a) Entgegen der Auffassung des Beklagten kann die Klägerin als beliehene
KontrollsteIle (vg!. hierzu näher BayVGH, Urt. v. 19.12.2005 - 19 N
04.1774 -, BayVB!. 2007, 277 ff.) nicht als so genannte Gebührenbeamtin
im Sinne des Preußischen Staatshaftungsgesetzes vom 1. August 1909
angesehen werden. Dieses Gesetz und damit dessen § 1 Abs. 3 über die
persönliche Haftung findet im Freistaat Bayern keine (unmittelbare) An-
wendung (vg!. OlG München, Urteil vom 29.1.2004-1 U 4881/03 -, OlGR
2004,227 f.). Die zum Haftungsausschluss bei Gebührenbeamten ergan-
gene Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (vg!. BGHZ 62, 372 [376
ff.]) kommt deshalb im Freistaat Bayern nicht zum Tragen. Eine entspre-
chende Regelung im bayerischen landesrecht existiert nicht. Die Bayeri-
sche Rechtssammlung vom 1. Oktober 1983 enthält eine derartige Vor-
schrift nicht und eine etwaige ältere Regelung wäre gemäß Art. 2 des baye-
rischen Rechtssammlungsgesetzes aufgehoben. Im BayAGBGB als inso-
weit in Betracht kommende Vorschrift hat eine solche Spezialregelung für
Gebührenbeamte zu keinem Zeitpunkt bestanden (vg!. näher OlG Mün-
chen, Urteil vom 29.1.2004 - 1 U 4881/03 -, OlGR 2004,227 f.). Auch das
Reichsbeamtenhaftungsgesetz vom 22. Mai 1910 (RGB!., S. 798), dasin §
5 Abs. 1 eine ähnliche Regelung enthielt, galt nach seinem Wortlaut (§ 1
Abs. 1) und seiner systematischen Stellung nur für Reichsbeamte, nicht a-
ber für Beamte der deutschen länder (vg!. OlG Karlsruhe, Urteil vom
31.08.2006 - 12U 60/06 -, VersR 2007, 108; OlG München, Urteil vom
29.1.2004 - 1 U 4881/03 -, OlGR 2004,227 f.). Die Klägerin ist keine
.Relcnsbearntin". Anstellungskörperschaft der KontrollsteIlen ist nicht der
Bund, sondern der Freistaat Bayern als Beleihender (vg!. § 2 Abs. 3, Abs. 1
öi,o LV.m. § 11 AV-EG-lF). Der Bund entscheidet lediglich über die Zu-
lassung als KontrollsteIle (vg!. § 2 Abs. 2 Nr. 1 LV.m. § 4 öto), Die Aufga-
benübertragung (Beleihung) ist hingegen Angelegenheit der jeweiligen re

landesregierung (vg!. § 2 Abs. 3 Nr. 1 öiø; Zwischen der Zulassung, also
der Feststellung und Bestätigung der Befähigung als KontrollsteIle, und der
Aufgabenübertragung, der Betrauung mit der Befugnis zur Aufgabenwahr-
nehmung, ist streng zu trennen (vg!. BT-Drucks. 16/10174, S. 18 u. 24).

Ebenso wenig kommt im Hoheitsbereich des Freistaats Bayern eine analo-
ge Anwendung vorkonstitutionellen preußischen Rechts in Frage. Zwar hat
das OlG Dresden (Urt. v. 9.8.2006 - 6 U 407/06 -, lKV 2007, 191 f.) für
den Bereich des Freistaats Sachsen einen Ausschluss der Staatshaftung
für Amtspflichtverletzungen eines öffentlich bestellten Vermessungsingeni-
eurs "entsprechend" der Regelung des Preußischen Staatshaftungsgeset-



zes angenommen, obwohl dieses Gesetz - abgesehen von einigen Rand-
gebieten - auch dort zu keiner Zeit galt (vg!. hierzu die Kritik von Kreuter,
lKV 2007,542 [544]). Indes kann dieser Rechtsauffassung für den Juris-
diktionsbereich des Freistaats Bayern nicht gefolgt werden. Eine Analogie
kommt nur dann in Betracht, wenn ein Gesetz eine Regelungslücke enthält
und der zu beurteilende Sachverhalt so weit mit einem geregelten Tatbe-
stand vergleichbar ist, dass angenommen werden kann, der Gesetzgeber
hätte sich bei einer Interessenabwägung von den gleichen Grundsätzen
wie bei dem Erlass der herangezogenen Gesetzesvorschrift leiten lassen
und wäre deshalb zu dem gleichen Ergebnis gekommen. Darüber hinaus
muss die Unvollständigkeit des Gesetzes planwidrig sein (vgl. larenz, Me-
thodenlehre der Rechtswissenschaft, 6. Aufl., S. 373). Diese Vorausset-
zungen liegen hier ungeachtet der Frage einer Vergleichbarkeit der Inte-
ressenlage gleich in mehrfacher Hinsicht nicht vor. Zum einen hat der bay-
erische landesgesetzgeber - wie dargelegt - zu keiner Zeit überhaupt ir-
gendwelche Regelungsbemühungen zur Amtshaftung entfaltet. bei denen
eine lücke hätte offenbleiben können. Zum anderen würde das Abstellen
auf eine im Freistaat Bayern gar nicht geltende Regelung eines anderen -
noch dazu untergegangenen - Gesetzgebers die Grenzen zulässiger rich-
terlicher Rechtsfortbildung sprengen (so zutreffend Kreuter, lKV 2007,542
[544]). Der Richter darf sich nicht aus der Rolle des Rechtsanwenders in
die einer normsetzenden Instanz begeben (vg!. BVerfGE 96, 375 [394]).
Das Preußische Staatshaftungsgesetz ist auch nicht etwa aufgrund ge-
wohnheitsrechtlicher Anerkennung im gesamten Bundesgebiet anwendbar
(vg!. Ol.G Karlsruhe, Urteil vom 31.08.2006 - 12 U 60/06 -, VersR 2007,
108). Der Beklagte vermag daher aus dem Preußischen Staatshaftungsge-
setz vom 1. August 1909 keine Rechte herzuleiten. Ungeachtet dessen
würde es angesichts der detaillierten Regelungen des Beleihungsverhält-
nisses durch den Gesetz- und Verordnungsgeber (vgl. §§ 2 bis 5 ÖlG; Art.
27 vo (EG) Nr. 834/2007 [vormals: Art. 9 Eu-Öko-VO Nr. 2092/91]) auch
an einer inneren legitimation für eine solche Konstruktion fehlen. Denn die
staatlichen Einwirkungs- und Aufsichtsmöglichkeiten gegenüber der Kon-
trollstelle sind - anders als in der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs
(vg!. BGHZ 62, 372 [380]; 113, 71 [81]) vorausgesetzt - nicht erheblich ge-
lockert, sondern im Gegenteil detailliert vorgegeben (vg!. Art. 27 Abs. 8 u. 9
VO (EG) Nr. 834/2007 [vormals: Art. 9 Eu-Öko-VO Nr. 2092/91 LV.m. An-
hang III]), so dass nicht von einer relativen Selbstständigkeit des Belieh,c:>-
nen ausgegangen werden kann. letzteres zeigt sich nicht zuletzt auch an
dem der KontrollsteIle bei Verstößen und Unregelmäßigkeiten in Art. 30-
Abs. 1 VO (EG) Nr. 834/2007 auferlegten Handlungsprogramm.
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b) Zutreffend ist das Verwaltungsgericht des Weiteren auch davon ausge-
gangen, dass in der Verweisungskette des § 4 Abs. 1 Nr. 1 ÖlG auf Art. 9
Abs. 11 EU-Öko-VO Nr. 2092/91 [nunmehr: Art. 27 Abs. 5 lit. c) VO (EG)
Nr. 834/2007] und Nr. 4.2 Buchstabe h der Norm EN 45011 kein Aus-
schluss der Staatshaftung nach Art. 34 Satz 1 GG gesehen werden kann.
Den Anforderungen eines förmlichen Parlamentsgesetzes könnte allein § 4
Abs. 1 Nr. 1 ÖlG genügen. Die Vorschrift trifft zur Haftungsfrage jedoch
keinerlei Aussage. Ein entsprechender Regelungswille des Gesetzgebers
lässt sich dieser Bestimmung auch nicht durch die Verweisung auf § 9 Abs.
11 EG-Öko-VO Nr. 2092/91 [nunmehr: Art. 27 Abs. 5 lit. c) VO (EG) Nr.
834/2007] entnehmen. Zum einen befasst sich auch diese Vorschrift nicht
mit Haftungsfragen, zum anderen müsste der Bundesgesetzgeber so weit-
reichende Folgen wie die eines Ausschlusses der Staatshaftung - jeden-
falls in den wesentlichen Grundzügen - selbst festlegen (vgl. BVerfGE 64,
208 [214 f.]; 78, 32 [36]) und dürfte sie nicht einer Verweisung auf europäi-



sches Sekundärrecht überlassen. Dieser Mangel kann schließlich auch
nicht dadurch als behoben angesehen werden, dass in Nummer 4.2 Buch-
stabe h der Norm EN 45011 mittelbar eine Verpflichtung der KontrollsteIlen
zum Abschluss einer Haftpflichtversicherung begründet wird und § 9 Abs ..
11 EU-Öko-VO Nr. 2092/91 [nunmehr: Art. 27 Abs. 5 lit. c) VO (EG) Nr.
834/2007] dies zur Rechtspflicht erhebt. Zum einen ist auch dort von einem
Ausschluss der Staatshaftung mit keinem Wort die Rede, zum anderen
handelt es sich insoweit auch nicht um eine Norm im staats- bzw. verfas-
sungsrechtlichen Sinne, sondern lediglich um eine Empfehlung des deut-
schen NormausschUsses, deren freiwillige Anwendung erwartet wird (vg!.
BGHZ 59, 303 [308 f.] zu den früheren DIN-Normen). Ein gesetzesvertre-
tender Charakter wohnt der Regelung deshalb nicht inne. Schon gar nicht
kann die Vorschrift den Voraussetzungen eines förmlichen Parlamentsge-
setzes genügen. Angesichts der schwerwiegenden Auswirkungen eines
Ausschlusses der Staatshaftung bedürfte es insoweit eines klaren, unmiss-
verständlich dokumentierten Willens des förmlichen Gesetzgebers, der In-
halt, Zweck und Ausmaß einer solchen Regelung hinreichend bestimmt
und begrenzt und damit für die Betroffenen fassbar macht. Würde der Se-
nat der Interpretation des Beklagten folgen, so würde er sich nicht nur in
die Rolle einer normsetzenden Instanz begeben, was ihm nicht zukommt
(vg!. BVerfGE 96, 375 [394]); er würde der Exekutive zugleich auch ermög-
lichen, den allein zuständigen Gesetzgeber zu umgehen. Dass dies nicht in
Frage kommt, bedarf keiner näheren Erörterung, zumal der Gesetzgeber
anlässlich der Novellierung des ÖlG vom 7. Dezember 2008 (BGB!. I, S.
2358 ff.) selbst keinen entsprechenden Regelungsbedarf gesehen hat (vg!.
BT-Drucks.16/10174).

3. Dessen ungeachtet sind dem Senat - freilich ohne dass es hierauf noch
entscheidend ankommen würde - die Beweggründe des Beklagten, einen
Ausschluss der Staatshaftung zu generieren, auch aus folgenden Erwä-
gungen wenig nachvollziehbar:

Nach dem vom EuGH entwickelten gemeinschaftsrechtlichen Staatshaf-
tungsanspruch ist jeder Mitgliedsstaat zum Ersatz der Schäden verpflichtet,
die dem Einzelnen durch diesem zurechenbare Verstöße gegen das Ge-
meinschaftsrecht entstehen, gleichviel, ob der zur last gelegte Verstoß den
nationalen Gesetzgeber, seiner Verwaltung oder seinen letztinstanzlich
entscheidenden Gerichten zuzuschreiben ist, sofern die verletz1e Gemein-

-- - schaftsrëcñtnörtrt bezWëckI,dem ElnzelneriRechte zu veñelhën, der Vet~
stoß hinreichend qualifiziert ist und zwischen diesem Verstoß und dem dem
Einzelnen entstehenden Schaden ein unmittelbarer Kausalzusammenhang
besteht (vg!. EuGH, Urteil vom 19.11.1991 - Rs C-6/90 u. 9/90 -, NJW
1992, 165 - .Francovích": Urteil vom 5.3.1996 - Rs C-46/93 u.a. -, NJW
1996, 1267 - "Brasserie du Pècheur"; Urteil vom 8.10.1996 Rs C-1978/94 -
, NJW 1996, 3141 - .Dillenkofer": Urteil vom 30.9.2003 - Rs C-224/01 -,
NJW 2003, 3539 - .Köbler"),

Diese richterrechtlichen Grundsätze einer gemeinschaftsrechtlichen
Staatshaftung überlagern und verdrängen die nationalen Staatshaftungsin-
stitute und bewirken auch im Staatshaftungsrecht einen quasi-
Anwendungsvorrang des Gemeinschaftsrechts. Im Ergebnis besteht daher
ein gesplittetes einerseits nationales Haftungsrecht bei Verstößen gegen
die nationale Rechtsordnung, andererseits ein vom EuGH im Wege richter-
licher Rechtsfortbildung erweitertes gemeinschaftliches Staatshaftungs-
recht mit unterschiedlichen Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolgen



(vgl. hierzu Bonk, in: Sachs [Hrsg.], GG, 5. Aufl. 2009, Art. 34 RdNr. 52 e
m.w.N.).

~
..•....... '..

' ... I

!I

Dieser richterrechtlich begründeten Haftung können sich die Mitglieds-
staaten nicht dadurch entziehen, dass sie auf die Aufteilung der Zuständig-
keiten und die Haftung von Körperschaften verweisen, die nach ihrer
Rechtsordnung bestehen (vgl. EuGH, Urteil vom 14.9.1999 - Rs C-31 0/97 -
, NVwZ 2000,303 - .Konte": Urteil vom 4.7.2000 - Rs C-424/97 -, NVwZ
2001, 903 - .Hairn"). Vielmehr besteht die Haftung des Mitgliedsstaates
auch dann fort, wenn innerstaatlich die Haftung einer öffentlich-rechtlichen
Körperschaft auf Ersatz des dem Einzelnen entstandenen Schadens gege-
ben ist (vgl. EuGH, Urteil vom 4.7.2000 - Rs C-424/97 -, NVwZ 2001, 903
[905]- .Haim"). Vor diesem Hintergrund erschließt sich dem Senat nicht,
welchen rechtlichen Vorteil sich der Beklagte von einem Ausschluss der
nationalen Staatshaftung für mit der Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben
betraute KontrollsteIlen verspricht. Allerdings bedarf dies vorliegend keiner
weiteren Vertiefung.

4. Mangels wirksamer Rechtsgrundlage für einen Haftungsausschluss kann
ferner auch dahinstehen, ob ein Ausschluss der Staatshaftung den ein-
gangs näher beschriebenen materiellen Voraussetzungen entsprechen
würde. Ebenso wenig bedarf die Frage, ob der vom Bundesgerichtshof für
Verwaltungshelfer angenommene Ausschluss der Rückgriffsbeschränkung
in Art. 34 Satz 2 GG (vg!. hierzu näher BGHZ 161,6 [11 ff.]) auf Beliehene
übertragbar ist, einer Entscheidung. Diese ist nicht Gegenstand der ange-
fochtenen Regelung.

Ob ein beliehener Unternehmer selbst haftet oder aber über Art. 34 Satz 1
GG der beleihende Staat, ist in der höchstrichterlichen Rechtsprechung ge-
klärt. Schadensersatzansprüche gemäß § 839 BGB treffen LV.m. Art. 34
GG stets den beleihenden Verwaltungsträger (vgl. BGHZ 49, 108 [111 ff.];
122,85 [87 ff.]; 147, 169 [171 ff.]). Zieht ein Hoheitsträger zur Erfüllung sei-
ner Aufgaben beliehene Unternehmer, also selbstständig tätig werdende
Personen, oder unselbstständige Verwaltungshelfer heran, so besteht be-
reits allein wegen der Zielsetzung Amtshaftung (vgl. statt aller Palandt,
BGB, 67. Aufl., 2008, § 839 RdNr. 20 m.w.N.). Die öffentliche Hand kann
sich der Haftung für fehlerhaftes Verhalten ihrer Bediensteten nicht dadurch
entziehen, dass sie die Durchführung der ihr obliegenden Maßnahmen auf
einen Dritlen überträgtJe stärker der hoheitliche Charakter der Aufgabein~--
den Vordergrund tritt, je enger die Verbindung zwischen den übertragenen
Tätigkeiten und der von der Behörde zu erfüllenden hoheitlichen Aufgabe
und je begrenzter der Entscheidungsspielraum des Dritten ist, desto näher
liegt es, ihn als Beamten im haftungsrechtlichen Sinne anzusehen (BGHZ
121, 161 [165 f.]). Hiervon ausgehend bestehen keine Zweifel, dass der
Freistaat Bayern für ein etwaiges Fehlverhalten der von ihm beliehenen
KontrollsteIlen nach § 839 BGB LV.m. Art. 34 Satz 1 GG haftet. Die hiervon
abweichende Regelung in Ziff. 3.1.4 der Bekanntmachung des Bayerischen
Staatsministeriums für Landwirtschaft und Forsten vom 7. November 2003
(AlIMBl 2003, 890 [892]) ist ohne Grundlage.

Nach allem war die Berufung zurückzuweisen. Das Verwaltungsgericht hat
die streitgegenständliche Nebenbestimmung zu Recht aufgehoben.

5. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO. Die vorläufige
Vollstreckbarkeit ergibt sich aus § 167 VwGO LV.m. § 708 Nr. 11, § 711
ZPO.
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6. Die Revision war nicht zuzulassen. Die Rechtssache hat keine grund-
sätzliche Bedeutung (§ 132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO). Dies gilt auch hinsichtlich
der Frage, ob das Preußische Staatshaftungsgesetz im Freistaat Bayern
zur Anwendung kommt. Zum einen ist diese Frage bereits durch die Ent-
scheidung des aLG München vom 29.1.2004 - 1 U 4881/03 -, OLGR
2004, 227 f. geklärt. Zum anderen wäre die Frage auch keiner weiteren
Prüfung in einemRevisionsverfahren zugänglich (§ 137 Abs. 1 VwGO),
weil sie ausschließlich irreversibles (bayerisches) Landesrecht betrifft (vgl.
Kopp/Schenke, VwGO, 15. Aufl., 2007, § 137 RdNr. 9 ff.; P. Schmidt, in:
Eyermann, VwGO, 12. Aufl., 2006, § 137 RdNr. 8 ff.) undder Senat inso-
weit abschließend entscheidet.

Beschluss:

Der Streitwert für das Berufungsverfahren wird auf 5.000 EUR festgesetzt
(§§ 47, 52 Abs. 2 GKG).

'.':t.'.' %

BVerwG, Beschluss vom 25. September 2009, 3 B 43/09
(Zulassung der Revision)

Die Beschwerde ist begründet. Die Rechtssache hat grundsätzliche Be-
deutung im Sinne von § 132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO. Das Revisionsverfahren
kann dem Senat voraussichtlich Gelegenheit geben zu klären, inwieweit bei
Beleihungen auf der Grundlage von §2 Abs. 3 des Öko-Landbaugesetzes
in der bis zum 31. Dezember 2008 geltenden Fassung der Bekanntma-
chung vom 12. August 2005 (BGBI I S. 2431) eln Abweichen von den Haf-
tungsregeln des Art. 34 GG möglich war. Die Frage stellt sich unverändert
im Rahmen der Beleihung von privaten KontrollsteIlen auf der Grundlage
des ab dem 1. Januar 2009 geltenden Öko-Landbaugesetzes vom 7. De-
zember 2008 (BGBII S. 2358).
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VerwG München, Urteil vom 12. November 2008, M 18 K 08.5575
(Aufgezwungene Beleihung)

Tenor

I. Die Klage wird abgewiesen.
II. Die Klägerin hat die Kosten des Verfahrens zu tragen.
III. Die Kostenentscheidung ist vorläufig vollstreckbar.

Die Klägerin darf die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung oder Hinterle-
gung in Höhe des vollstreckbaren Betrags abwenden, wenn nicht der Be-
klagte vorher Sicherheit in gleicher Höhe leistet.

Tatbestand

Die Klägerin wurde mit Bescheid der Bayerischen Landesanstalt für Ernäh-
rung vom .., August 1996, geändert durch Bescheid vom ... Juli 2000, als
KontrollsteIle des ökologischen Landbaus in Bayern zugelassen. Die Belei-
hung war bis ... September 2006 befristet und erfolgte ùnter Widerrufsvor-
behalt. Nach Inkrafttreten des Öko-Landbaugesetzes (ÖLG) am ... April
2003 und den hierzu ergangenen Ausführungsvorschriften widerrief die
Rechtsnachfolgerin der Bayerischen Landesanstalt für Ernährung, die Bay-
erische Landesanstalt für Landwirtschaft (LfL) mit Bescheid vom ... April

.2004 die Beleihung der Klägerin mit Wirkung zum ... Mai 2004, um einen
einheitlichen Vollzug des Rechts des ökologischen Landbaus nach den er-
folgten Rechtsänderungen zu gewährleisten. Der hiergegen erhobene Wi-
derspruch wurde mit Widerspruchsbescheid der LfL vom ... Mai 2006 zu-
rückgewiesen. Das hiergegen eingeleitete Klageverfahren (M 18 K
06.2357) wurde nach übereinstimmender Erledigungserklärung in der
mündlichen Verhandlung am 12. November 2008 eingestellt.

Mit Schreiben vom ... Juli 2006 beantragte die Klägerin die Durchführung
von Vollzugsaufgaben im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 ü-
ber den ökologischen Landbau und die entsprechende Kennzeichnung der
landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel (EG-Öko-Verordnun.g)
als beliehenes Unternehmen in Bayern mit der Maßgabe, dass nur die U-
bertragung von Aufgaben gemäß § 11 Abs. 1 Nr. 1 der Verordnung zur
Ausführung von Verordnungen der europäischen Gemeinschaft im Ge- .
schäftsbereich des Bayerischen Staatsministeriums für Landwirtschaft und
Forsten (EG-Ausführungsverordnung - Landwirtschaft - AV-EG-LF), § 11
Abs. 1 Nr. 2 AV-EG-LF LV.m. Art. 8 Abs. 1 b EG-Öko-VO, § 11 Abs. 1 Nrn.
3,4 a, 4 c und 5 AV-EG-LF beantragt werde. Die Aufgaben nach § 11 Abs.
1 Nr. 2 AV-EG-LF LV.m. Art. 8 Abs. 1 a EG-Öko-VO würden nicht zur Be-
leihung beantragt, da für sie die LfL ausschließlich zuständig sel, Weiterhin
ausgenommen vom Antrag sollten die Aufgaben nach § 11 Abs. 1 Nr. 4 b
und d AV-EG-LF und die Durchführung von Verwarnungsverfahren sein.
Lediglich hilfsweise für den Fall, dass nach Auffassung des Beklagten die
Beleihung nur uneingeschränkt möglich sei, werde die Beleihung in diesem
Umfang beantragt.

Mit Bescheid vom ... August 2006 (Az.: lEM ...) wurde der auf einzelne
Vollzugsaufgaben beschränkte Antrag auf Durchführung von Vollzugsauf-
gaben im Rahmen der EG-Öko-VO als beliehenes Unternehmen in Bayern
abgelehnt. Mit Bescheid vom ... August 2006 (Az.: lEM ...) wurde die Kläge-
rin als KontrollsteIle nach § 11 AV-EG-LF, § 2 Abs. 3 ÖLG beliehen. U.a.
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wurde sie unter 3.1. b mit der Entgegennahme der Meldungen für die Lan-
desanstalt nach Art. 8 Abs. 1 Buchst. a EG-Öko-Va und unter 3.2. mit der
Erteilung von Verwarnungen nach § 56 aWiG wegen Zuwiderhandlung ge-
gen das ÖLG, soweit der KontrollsteIle der Vollzug der verletzten Rechts-
vorschrift obliegt, gemäß § 8 a ZuVaWiG beliehen.

Die gegen beide Bescheide erhobenen Widersprüche wurden mit Wider-
spruchsbescheid der UL vom ... November 2006 zurückgewiesen, der Wi-
derspruch gegen die Ablehnung des Antrags auf eingeschränkte Beleihung
(Az.:: lEM ...}wurde dabei als unzulässig wegen Versäumung derWider-
spruchsfrist zurückgewiesen. Hiergegen erhob die Klägerin mit Schriftsatz
vom ... November 2006 Klage zum Bayerischen Verwaltungsgericht Mün-
chen (M 18 K 06.4347) mit dem Antrag,

den Bescheid der Bayerischen Landesanstalt für Landwirtschaft vom ...
August 2006 mit dem Az.: lEM ... aufzuheben und den Bescheid der Baye-
rischen Landesanstalt für Landwirtschaft vom ... August 2006 mit dem Az.:
lEM ... , soweit er gemäß den Ziff. 3.1 Buchst. b und 3.2 hoheitliche Befug-
nisse übertrage sowie den Widerspruchsbescheid der Bayerischen Lan-
desanstalt für Landwirtschaft vom ... November 2006 aufzuheben.

Zur Begründung wurde im Wesentlichen folgendes ausgeführt: Bei der Ü-
bertragung der Zuständigkeit für Verwarnungen nach § 56 aWiG i.V.m.
ÖLG handle es sich um eine hoheitliche Maßnahme, deren Übertragung
auf private KontrollsteIlen nach Auffassung der Klägerin nicht zulässig sei.
Nach Art. 5 der Verordnung (EG) 882/2004 könnten Aufgaben nach Art. 54
dieser Verordnung nicht übertragen werden. Dem stehe auch Art. 1 Abs. 3
der Verordnung (EG) 882/2004, wonach besondere Gemeinschaftsvor-
schriften für amtliche Kontrollen von dieser Verordnung nicht berührt wer-
den, nicht entgegen, da diese Ausnahmeregelung sich nicht auf die Über-
wachung der Einhaltung von Vorschriften der EG-Öko-V beziehe. Dies er-
gebe sich eindeutig aus dem 9. Erwägungsgrund, wonach die Anforderun-
gen der Verordnung so flexibel sein sollten, dass die Besonderheiten dieser
Bereiche berücksichtigt werden könnten, also auch des Anwendungsbe-
reichs der EG-Öko-V. Es hätte deshalb dem Hauptantrag der Klägerin auf
eine Beleihung ohne hoheitliche Befugnisse stattgegeben werden müssen.

Der Beklagte beantragte,

die Klage abzuweisen.

Zur Begründung wurde im Wesentlich folgendes ausgeführt: Die Klage ge-
gen den Bescheid vom ... August 2006, Az.: lEM ... sei unzulässig. Die
Klage gegen einzelne Bestimmungen im Bescheid vom ... August 2006,
Az.: lEM ... sei unbegründet. Die Beleihung mit der Entgegennahme von
Meldungen nach § 11 Abs. 1 Nr. 2 AV-EG-LF, Art. 8 Abs. 1 lit.a EG-Öko-
va und mit Aufgaben nach § 8 a ZuVaWiG sei rechtmäßig. Bei gebotener
grammatikalischer Auslegung besage der 9. Erwägungsgrund, dass die va
(EG) Nr. 882/2004 flexibel sein solle, nicht jedoch die EG-Öko-Va, die in
Art. 8 ff. das eigens für den ökologischen Làndbau errichtete Kontrollsys-
tem regle, was die "flexible" va (EG) Nr. 882/2204 respektiere. Folgerichtig
würden nach Art. 1 Abs. 3 va (EG) Nr. 882/2004 besondere Gemein-
schaftsvorschriften wie die der EG-Öko-Va für amtliche Kontrollen nicht be-
rührt und die Regelungen der derzeit geltenden EG-Öko-Va stellten daher
gegenüber der va (EG) Nr. 882/2004 vorrangiges Gemeinschaftsrecht dar.

•.1



Mit Schreiben vom ... Januar 2007 beantragte die Klägerin Wiedereinset-
zung in den vorigen Stand bezüglich des Bescheids vom ... August 2006,
mit dem eine eingeschränkte Beleihung abgelehnt worden war (lEM ... ). Mit
Widerspruchsbescheid der UL vom ... Januar 2007 wurde daraufhin erneut
über die Widersprüche gegen die Bescheide vom ... August 2006 entschie-
den und die Widersprüche zurückgewiesen, wobei hinsichtlich der Ableh-
nung der eingeschränkten Beleihung der Antrag auf Wiedereinsetzung in
den vorigen Stand abgelehnt wurde und der Widerspruch gegen den Be-
scheid vom ... August 2006, Az.: lEM ... wegen Versäumung der Wider-
spruchsfrist erneut als unzulässig zurückgewiesen wurde.

Mit Schriftsatz vom ... Februar 2007 erhob die Klägerin durch ihren Bevoll-
mächtigten Klage hinsichtlich des Widerspruchsbescheids der UL vom ...
Januar 2007 (M 18 K 07.461) und wiederholte die Anträge im Klageverfah-
ren M 18 K 06.4347 mit der Ergänzung, dass der Klägerin die beantragte
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand für die Versäumung der Wider-
spruchsfrist gegen den Bescheid der UL vom ... August 2006, Az.: lEM ...
gewährt werde.

In der mündlichen Verhandlung am 12. November 2008 nahm der Kläger-
bevollmächtigte die Klage im Verfahren M 18 K 07.461 zurück. Im Verfah-
ren M 18 K 06.4347 nahm er die Klage hinsichtlich des Bescheids vom ...
August 2006, der eine eingeschränkte Zulassung abgelehnt hatte, zurück.
Hinsichtlich des Bescheids vom ... August 2006 (Beleihung) wiederholte er
den Antrag aus dem Schriftsatz vom ... November 2006. Ferner beantragte
er, dem EuGH zur Vorab-Entscheidung folgende Frage vorzulegen:

Ist die Übertragung der Befugnis zu Verwarnungen im Vollzug der Verord-
nung EWG 2092/91 bzw. der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 und Nr.
889/2008 an KontrollsteIlen mit Gemeinschaftsrecht, insbesondere den Art.
4 und 54 der va (EG) Nr. 882/2004 vereinbar?

Der Beklagtenvertreter wiederholte den Antrag auf Klageabweisung.

Mit Beschluss vom 12. November 2008 wurde das Verfahren M 18 K
07.461 eingestellt.

Mit Beschluss vom 12. November 2008 wurde im Verfahren M 18 K
__ 06.4347 das-Verfahren abgetrennt undunter demAz.: M-HIK08,557'5---

fortgeführt, soweit sich die Klage gegen den Bescheid der Bayerischen
Landesanstalt für Landwirtschaft vom ... August 2006 (Az.: lEM 6-7675.2.1-
0354 - Beleihung) in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom ... No-
vember 2006 richtet. Im Übrigen wurde das Verfahren hinsichtlich des nicht
abgetrennten Teils (Bescheid vom ... August 2006, Az.: lEM ... - Ablehnung
der eingeschränkten Beleihung) eingestellt.

Im Übrigen wird auf den Akteninhalt Bezug genommen.

Entscheidungsgründe

Gegenstand der Klage in diesem Verfahren ist nach dem Abtrennungsbe-
schluss vom 12. November 2008 im Verfahren M 18 K 06.4347 das Begeh-
ren der Klägerin, eine Beleihung als KontrollsteIle des ökologischen Land-
baus ohne die Übertragung der Aufgaben in 3.1 b des Bescheids vom ...
August 2006 (Entgegennahme der Meldungen für die Landesanstalten -
Art. 8 Abs. 1 Buchst. a EG-Öko-VO) sowie in 3.2 des Bescheids (Erteilung



von Verwarnungen nach § 56 OWiG wegen Zuwiderhandlung gegen das
ÖlG, soweit der KontrollsteIle der Vollzug der verletzten Rechtsvorschriften
obliegt) zu erhalten.

Es kann dahingestellt bleiben, inwieweit die bestandskräftige Ablehnung
einer eingeschränkten Beleihung mit Bescheid vom ... August 2006, Az.:
lEM ... der nunmehrigen Anfechtung einzelner Beleihungsregelung entge-
gensteht, sowie ob, wovon der Beklagte ausgeht, überhaupt nach § 11 AV-
EG-lF eine Übertragung nur insgesamt für alle aufgeführten Bereiche und
nicht nur für Teilbereiche möglich ist, da zumindest entgegen der Auffas-
sung der Klägerin die beiden streitgegenständlichen Regelungen rechtmä-
ßig sind und die Klägerin nicht in ihren Rechten verletzen.

Hinsichtlich der Übertragung von Aufgaben gemäß § 8 a ZuVOWiG hat be-
reits der Bayerische Verwaltungsgerichtshof mit seinem Urteil vom 19. De-
zember 2005 (Az.: 19 N 04.1774) entschieden, dass § 8 a Satz 2 ZuVO-
-WiG nicht gegen höherrangiges Recht verstößt, sondern vielmehr einen
Annex zu § 11 AV-EG-lF darstelle und nur eine Konkretisierung hinsicht-
lich der hoheitlichen Befugnisse der beliehenen privaten KontrollsteIlen
enthält.

Entgegen der Auffassung der Klägerin verstößt auch nicht die Übertragung
der Entgegennahme der Meldung für die landesanstalt nach Art. 8 Abs. 1
Buchst. a EG-Öko-VO (Pflicht zur Meldung von Unternehmen, die Erzeug-
nisse gemäß Art. 1 EG-Öko-VO erzeugen, aufbereiten, lagern oder aus ei-
nem Drittland einführen, um sie später zu vermarkten) gegen die EG (VO) I . '
Nr. 882/2004. Nach Auffassung der Kammer ergibt sich dies bereits aus
Art. 1 Abs. 3 dieser Verordnung, wonach besondere Gemeinschaftsvor-
schriften für amtliche Kontrollen von dieser Verordnung nicht berührt wer-
den. Wie der Beklagte zu Recht ausführt, wurde mit dem Kontrollsystem
zur Einhaltung der Vorschriften für Öko-Produkte ein eigenes, spezielles
Kontrollverfahren geschaffen. Die Verordnung (EG) Nr. 882/2004 stellt
demgegenüber eine allgemeine Regelung für amtliche Kontrollen zur Über-
prüfung der Einhaltung des lebens- und Futtermittelrechts dar, in der die
speziellere Regelung für einen ökologischen Landbau vorgeht bzw. unbe-
rührt bleibt. Der Erwägungsgrund 9 zur Verordnung (EG) Nr. 882/2004
spricht dieses Verhältnis ausdrücklich an und bezeichnet die Re!;l.elungen

.für den ökologischen landbau als "spezifische Maßnahmen zur Uberprü-
fung der Einhaltung der dªrin festgelegten Bestimmungen". Der fQlgende .
Satz "die Antorderunqen der vorliegenden Verordnung sollten so flexibel
sein, dass/die Besonderheiten dieser Bereiche berücksichtigt werden kön-
nen" ist in diesem Zusammenhang nur so zu verstehen, dass diese "spezi-
fischen Maßnahmen" berücksichtigt werden können, sprich unberührt blei-
ben. Im Hinblick auf die nach Auffassung der Kammer eindeutige Rechts-
lage sah die Kammer keine Notwendigkeit der beantragten Vorlage zum
EuGH.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO. Der Anspruch ü-
ber die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf § 167 VwGO LV.m. §§ 709 ff.
ZPO. Mangels Vorliegens der Voraussetzungen der §§ 124 a Abs. 1, 124
Abs. 2 Nrn. 3 und 4 VwGO war die Berufung nicht zuzulassen.

Beschluss

Der Streitwert wird auf EUR 5.000,-- festgesetzt (§ 52 Abs. 2 Gerichtskos-
tengesetz (GKG».
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INFORMATIONEN DER MITGLIEDSTAATEN

LISTE DER KONTROLLSTELLEN GEMÄSS ARTIKEL 15 DER VERORDNUNG (EWG) Nr. 2092/91
DES RATES

(2008/C 13/03)

Gemäß Artikel 9 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates vom 24. Juni 1991 über den ökologischen
Landbau und die éntsprechende Kennzeichnung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel
schaffen die Mitgliedstaaten ein Kontrollverfahren. das von einer oder mehreren hierfür bestimmten Kontroll-
behörden und/oder von zugelassenen privaten Kontrollstellen durchzuführen ist.

Gemäß Artikel 15 der genannten Verordnung enthält diese Mitteilung die Liste der in den einzelnen Mit-
gliedstaaten durchgeführten Kontrollverfahren und der zugelassenen Kontrollstellen auf Basis der in 2007
überarbeiteten Angaben der Mitgliedstaaten.

In der Spalte ..Bemerkungen" werden die in den Mitgliedstaaten durchgeführten KontroUverfahren folgender-
maßen angegeben:

A: Verfahren zugelassener private Kontrollstelle

B: Verfahren einer oder mehrerer entsprechend ernannter Kontrollbehörden

C: Verfahren einer entsprechend ernannten Kontrollbehörde und zugelassener privater Kontrollstellen

l'·"il,I
,(

C 13/3

---------~---- . --~._._-~_. __ .__ . __ ._-_.-

Seit Januar 1998 entsprechen die zugelassenen KontrollsteUe;¡~'d~r Europäisch~n Unio~- den 'A~forderun:--'--~--"~
gen der Norm EN 45011 (Artikel 9 Absatz 10 der Verordnung (EWG)Nr. 2092/91).

Die Liste umfaßt auch Stellen bzw, Behörden. die von EWR-Mitgliedstaaten. die nicht Mitglied der EU sind.
für die Kontrolle ,zugelassen wurden,

ÖSTERREICH. DEUTSCHLAND UND SPANIEN

In Österreich. Deutschland und Spanien ist die Tätigkeit der Behörden und Stellen auf bestimmte Bundeslän-
der/autonome Gemeinschaften begrenzt.

Folgende Codes werden in der Spalte ..Anmerkungen" für die verschiedenen Bundesländer/autonomen
Gemeinschaften verwendet:
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18.1.2008-Österreich Spanien
Kärnten K Andalusien ANNiederösterreich N Aragonien AROberösterreich O Asturien ASSalzburg S Balearische Inseln BASteiermark ST Kanarische Inseln CATirol T Kantabrien CNWien W Kastilien-La Mancha CMBurgenland B Kastilien-Léon CLVorarlberg V Katalonien CT

D~tschland Extremadura EX
Galicien GA :1"Baden-Württemberg BW .~
La Rioja RIBayern BY Madrid MABerlin BE Murcia MUBrandenburg BB Navarra NABremen HB Baskenland VASHamburg HH Valencia VAHessen HE

Mecklenburg-Vorpommern MV
Niedersachsen NI
Nordrhein-Westfalen NW
Rheinland-Pfalz RP
Saarland SL
Sachsen SN
Sachsen-Anhalt ST
Schleswig-Holstein SH
Thüringen TH

Mitgliedstaat und Code
Bemerkungen

KonrroJlbehörde(n) oder KontrollsteIlen{n)

ÖSTERREICH
---

AT-N-DI-BIO

AT-D-D !-BIO

AT-0-D2-BIO

Austria Bio Garantie (ABG)
Königsbrunnerstrasse 8
A-22D2 Enzersfeid
Tel: (43) 22 62 67 22 12
Fax: (43) 22 62 6741 43
E-mail: nw@abg.at
Website: www.abg.at

BIOS - Biokontrollservice Österreich
Feyregg 39
A-4552 Wartberg
Tel: (43) 75 87 71 78
Fax: (43) 75 87 71 78-11
E-mail: office@bios-kontrolle.at
Website: wwwbíos-konrrolle.ar

LACON GmbH
Linzerstrasse 2
A-415D Rohrbach
Tel: (43) 72 89 4D 977
Fax: (43) 72 89 4D 977-4
E-mail: office@Jacon-institut.at
Website: www.lacon-institut.at

'~~-Verfabrerr:A: ~-

N, B, K, 0, S, ST, T, V, W

0, B, K, N, S, ST, T, V, W

0, B, K, N, S, ST, T, V, W
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0, B, K. S, ST, T
-AT-O-04-BIO GfRS Gesellschaft fur Ressourcenschutz mbH

Prinzenstraße 4
0-37073 Göttingen
Tel: (49) 551 58657
Fax: (49) 551 58774
E-mail: postmaster@gfrs.de

AT-S-01-BIO Salzburger Landwirtschaftliche Kontrolle GesmbH (SLK)
Maria-Cebotarí-Strasse 3
A-5020 Salzburg
Tel: (43) (0)662 649483 14 or (43) (0)662 649483 11
Fax: (43) 662 649 483 19
E-mail: offíceêslk.at
Website: www.sIk.at

AT-T-01-BIO Kontrollservice BIKO TIrol
Wilhelm Greil Straße 9
A-6020 Innsbruck
Tel: (43) (0)59292-3100 or (43) (0)59292 3101
Fax: (43) 059292-3199 -
E-mail: office@biko.at
Website: www.bíko.at

AT-W-01-BI0 Lebensmittelversuchsanstalt LVA
Blaasstrasse 29
A-1190 Wien
Tel: (43) (0)13688555541 or (43) (0)1368855512
Fax: (43) l 368 85 55-20
E-mail: Iva@lva.atorbio@lva.at
Website: www.1va.co.at

AT-W-02-BIO SGS Austria Controll - Co. GesmbH
Diefenbachgasse 35
A-1l50 Wien
Tei: (43) (0)1 5122567 '154 or (43) (0)1 5122567 O
Fax: (43) (0)1 51225679
E-mail: sgs.austria@sgs.com
Website: www.at.sgs.com

Bemerkungen

S, B, K, N, O,5T, T, V, W

T, K, N, 0, S,V, W

W, B, K, N, 0, S, ST, T, V

W, B, K, N, 0, S, ST, T, V

BELGlEN Verfahren A

BE-Ol CERTISYS
Siège social:
Av. de l'Escrime 85 Schermlaan
B-1l50 Bruxelles
Bureaux:
Chemin de la Haute Baudecet 1

"B.;145TWâInam - ----.--- ---~ .---- ..--- --~-

Tel: (32) (O) 81 6003 77
Fax: (32) (O) 81 6003 13
E-mail: irlfo@certisys.eu
Website: www.certisys.eu

BE-02 INTEGRA bvba, afdeling BUK
Statiestraat 164
B-2600 Berchem
Tel: (32) (0)3 287 37 60
Fax: (32) (0)3 287 37 61
E-mail: info@integra-bvba.be
Website: www.íntegra-bvba.be

BULGARIEN Verfahren A

BG-02 BALKAN BIOCERT Ltd.
13, Christo G. Danov Str.
BG-4000 Plovdiv
Tel: (359) 32 625 888
Fax: (359) 32625818
E-mail: gm@balkanbiocert.com
Website: www.balkanbiocert.com



e 13/6 []D Amtsblatt der Europäischen Union
18.1.200&--oMitgliedstaat und Code

Kontrollbehörde(n) oder Komrollstellen(n)
Bemerkungen --BG-03 QC&IINTERNATIONAL SERVICES S.PA -23. Vasil Aprilov Blvd., floor 3

BG-4000 Plovdiv
Tel/Fax: (359) 32 649 228
E-mail: offlee@qeLbg
Website: qcí.bg

BG-04
CERES- CERtification of Environmental Standards Ltd.
15, Ivan Geehov Blvd.
BG-143l Sofia
Tel/Fax: (359) 2/851 08 99
E-mail: bioXIn_bg@yahoo.eom
Website: WW'W.ceres-cert.com

iBG-05 - LACON Ltd.
) I17, Prolet Str. -

i I
BG-5l40 Lyaskovetz
Tel/Fax: (359) 619/23187
E-mail: laeonbg@gmail.eom

îE-mail: b_cert@yahoo.eo.uk
Website: \VWW.b-cert.com

I
-[BG-06 Bes Öko-Garantie Ltd ~
+15, Ivaílo Str.
;.BG-1606 Sofia

Tel/Fax: (359) 2/852 07 57
E-mail: bulgaria@bcs-oeko.eom
Website: www.bcs-oeko.com

BG-07 Control Union Certifications Ltd
40, Graf Ignatiev Str.
BG-9000 Varna
Tel: (359) 52/66 55 903
Fax: (359) 52/600453
E-mai!: sales@fidelitas.bg
Website: www.controJunion.com

ZYPERN
Verfahren A

CY-BIO-OOI LACON LTD
Archbishop Kyprianos 53
2059 Strovolos

----._-- ------_ ...-._- . - _ . -Cypru<-----~-- ._. .- --- - -
Tel: (357) 22499640
Fax: (357) 22499643
E-mail: laeoney@eytanet.com.cy

IT-BIO-002 BIOCERT (CYPRUS)LTD
Olympias 12
1070 Lefkosia
Cyprus
Tej: (357) 22766446
Fax: (357) 22375069

TSCHECHISCHE REPUBLIK
Verfahren A

CZ-KEZ-Ol KEZ o.p.s.
Podébradova 909
CZ-5 3701 Chrudim
Tel: (420) 469 622 249
Fax: (420) 469 625 027

IE-mail: kez@kez.cz
Website: www.kez.cz
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t CZ_ABCERT-02 ABCERT GmbH

Martinstraße 42-44
0-73728 Esslingen

Organisational Branch Office Czech Republic
Zemêdêlskâ 5
CZ-61300 Brno
TeI: (420) 545 215 899
Fax: (420) 545 217 B76
E-mail: info@abcert.cz
Website: www.abcert.cz

;-

CZ_BIOKONT-03

I

BIOKONT CZ, s r.o.
Mëñëkova 34
CZ-62l00 Brno
TeI: (420) 545 225 565
Fax: (420) 547 225 565
E-mail: slavikrêbiokont.cz
Website: www.biokont.cz

DÄNEMARK Verfahren B

DK-Ø-50

DK-Ø-l

DK-Ø-2

_ DK-0.3 __ ..

DK·0·4

DK-0-5

Plantedirektoratet
Skovbrynet 20
DK·2BOO Lyngby
Tel: (45) 45 26 36 00
Fax: (45) 45 26 36 19
E-mail: pdir@pdir.dk ,

¡Ij'
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Fødevareregion Nord
Kontrolafdeling Aalborg
Sofiendalsvej 90
DK-9200 Aalborg SV.
TeI: (45) 7227 5000
Fax: (45) 7227 5003
E-mail: kontr.aalborg.nord@fvst.dk

Fødevareregion Nord
Kontrolafdeling Viborg
Klostermarken 10
DK-BBOOViborg
Tel: (45) 7227 5000
Fax: (45) 7227 5007
E-mail: kontr.viborg.nord@fvst.dk

- ---Fødevareregion-Nord----- --_.--- -- __ o -_ • •• _ - • • _

KontrolafdeIing Herning
Rosenholmsvej 15, Tjørring
DK-7400 Herning
Tel: (45) 7227 5000
Fax: (45) 7227 5005
E-mail: kontr.heming.nord@fvst.dk

Fødevareregion Nord
Kontrolafdeling Arhus
Sønderskovvej 5
DK-B520 Lystrup
Tel: (45) 7227 5000
Fax: (45) 7227 5001
E-mail: kontr.aarhus.nord@fvst.dk

Fødevareregion Syd
Kontrolafdeling Vejle
Tysklandsvej 7
DK-71 00 Vejle
Tel: (45) 7227 5500
Fax: (45) 7227 5501
E-mail: kontr.vejle.syd@fvst.dk
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Verfuhren B

Bemerkungen
Kontrollbehörde{n) oder KomrolIstelJen{n)

18·1.20',
Mitgliedstaat und Code

DK-0-6
Fødevareregion Syd
Kontrolafdeling Esbjerg
Høgevej 25
DK-6705 Esbjerg 0.
Tel: (45) 7007 5500
Fax: (45) 7227 5601
E-mail: kontr.esbjerg.syd@fvst.dk

DK-0·7 Fødevareregion Syd
Kontrolafdeling Haderslev
Ole Rømersvej 30
DK-6100 Haderslev
Tel: (45) 7227 5500
Fax: (45) 7227 5701
E-mail: kontr.haderslev.syd@fVst.dk

VFB ist die für die Einfuhrgenehmi_
gung und -abwicklung zuständige
Kontrollbehörde

PPI ist die fur die Erzeugung zustän-
dige Kontrollbehörde

HPI ist die fur den Cateríngsektor j
und den Einzelhandel zuständige
Kontrollbehörde '

DK-0-8 Fødevareregion Syd
Kontrolafdeling Odense
lille Tornbjerg Vej 24 B
DK-5220 Odense 50.
Tel: (45) 7227 5500
Fax: (45) 7227 5801
E-mail: kontr.odense.syd@fVst.dk

DK-0-9 Fødevareregion øst
Kontrolafdeling Ringsted
Søndervang 4
DK-4100 Ringsted
Tel: (45) 7227 6000
Fax: (45) 7227 6101
E-mail: kontr.ringste9.oest@fvst.dk

DK-0-10 Fødevareregion øst
Kontrolafdeling Rødovre
Fjeldhammervej 15
DK-2610 Rødovre
Tel: (45) 7227 6000
Fax: (45) 7227 6399
E-mail: kontr.roedovre.oest@fVst.dk

ESTLAND

EE-VTA
Veterinary and Food Board
Väike-Paala 3
EE-1l415 Tallinn
Tel: (372) 605 1710
Fax: (372) 621 1441
E-mail: vet@vet.agri.ee
Website: www.vet.agri.ee

EE-TTI
Plant Production Inspectorate
Teaduse 2, Saku 75501
Harjumaa
Tel: (372) 6712 602
Fax: (372) 6712 604
E_mail: plant@plant.agri.ee
Website: www.plant.agri.ee

EE-TKI
Health Protection Inspectorate
Paldiski mnt. 81
EE-I0617 Tallinn
Tel: (372) 6943500
Fax: (372) 6943501
E-mail: kesk@tervisekaitse.ee
Website: www.tervisekaitse.ee
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Komrollbehörde(n) oder Kontrollstellen(n)

Uudenman työvoima- ja elinkeinokeskus
Elintarviketurvallisuusvirasto Evira
(The Finnish Food Safety Authority Evira)
Mustialankatu 3
F1N·00790 Helsinki
Tel: (358) 20 772 003
Fax: (358) >20 772 4350
E·mail: info@evira.fi
Website: www.evira.fi

Varsinaís-Suornen työvoima- ja elinkeinokeskus
As above

Satakunnan työvoima- ja elinkeinokeskus
As above -

Härneen työvolma- ja elinkeinokeskus
As above

Pirkanmaan työvoima- ja elinkeinokeskus
As above

Kaakkois-Suomen työvoima- ja elinkeinokeskus
As above

Etelä-Savon työvoima- ja elinkeinokeskus
As above

Pohjois-Savon työvoíma- ja elinkeinokeskus
As above :s

Pohiois-Karjalan työvoíma- ja elinkeinokeskus
As above

Keskí-Suomen työvoima- ja elinkeinokeskus
As above

Etelä-Pohjanmaan työvoima- ja elinkeinokeskus
As above

Pohjanmaan työvoíma- ja elinkeinokeskus
As above

Pohjcis-Pohjanmaan työvoirna- ja elínkeinokeskus
As above

Kainuun työvoima- ja elínkeínokeskus ~~ _
As above

Lapin työvoíma- ja elinkeinokeskus
As above

Elintarviketurvallisuusvirasto Evira
As above

Sosiaali- ja terveydenhuollon tuotevalvontakeskus (STIV)
(National Product Control Agency for Welfare and Health)
P.O. Box 210
FIN-DO S 31 Helsinki
Tel: (358) 9 396 72 70
Fax: (358) 9 39 67 27 97
E·maU: sttv@sttv.fi
Website: www.sttv.ft

Ålands landskapsregering
PB 1060
F1N-221 11 Mariehamn, Åland
Tel: (358) 18 250 00
Fax: (358) 1819155
E-mail: registratorêregertngen.ax
Website: www.regeringen.ax

Bemerkungen

Verfahren B
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18.!

Bemerkungen

DE·
FRANKREICH

FR·AB O!

FR·AB 06

FR·AB 07

FR·AB 09

FR·AB !O

FR·AB Il

ECOCERT S.A.S.
B.P.47
F-32600 L'lsle Jourdain
Tel: (33) (0)5 620734 24
Fax: (33) (0)5 62 07 Il 67
E·mail: info@ecocert.com
Website: www.ecocercJr

ULASE SAS
B.P.68
F-26270 Loriol sur Drome
Tel: (33) (0)4 7561 1305
Fax: (33) (0)4 75 85 62 12
Eemai]: info@ulaseJr
Website: www.ulaseJr

AGROCERT
4, rue Albert Gary
F-47200 Marmande
Tel: (33) (0)5 53209304
Fax: (33) (0)5 53 20 92 41
E-mail: agrocert@agrocertJr

ACLAVE
56, rue Roger Salengro
r-s 5013 LA·ROCHE·SUR·YON CEDEX
Tel: (33) (0)2 51 05 1492
Fax: (33) (0)2 51 368463
E-mail: accuêilêaclave.asso.fr
Website: www.aclave.asso.fr

QUALITE FRANCE S.A.S.
Bâtiment le Guillaumet
60, av. du Gal de Gaulle
F-92046 PARIS la DEFENSE CEDEX
Tel: (33) (O)! 4! 970074
Fax: (33) (0)1 41 97 08 32
E-mail: bio@fr.bureauveritas.com
Website: www.qualite-france.com

SGS !CS S.A.S.
191 avenue Aristide Briand

oo. F-94237GAGHAN ŒDEX-----
Tel: (33) (O)! 4! 248304
Fax: (33) (O)! 4! 2489 96
E·mail: fr.certification@sgs.com
Website: www.fr.sgs.com

Verfuhren A

DE

DI

Dl

BI
r:
I'
I,

I

----

DEUTSCHLAND Verfuhren A

Dß-Oûl-Öko-Kontrollstelle

DE·003-Öko·Kontrolistelie

BCS Öko-Garantie GmbH
Control Système Peter Grosch
Cimberustraße 2!
D-90402 Nürnberg
Tel: (49) (0)911 424390
Fax: (49) (0)911 492239
E-mail: info@bcs-oeko.de

Lacon GmbH
Privatinstitut für Qualitätssicherung und Zertifizierung ökologisch erzeug-
ter Lebensmittel
Brünnlesweg 19
D-77 6 54 Offenburg
Tel: (49) (0)78! 91937 30
Fax: (49) (0)7819193750
E-mail: lacon@lacon-insticut.com

BW, BY, BE, BB, HB, HH, HE, MV,
NI, NW, RP, SL, SN, ST, SH, TH

BW, BY, BE, BB, HB, HH, HE, MV,
NI, NW, RP, SL, SN, ST, SH, TH
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Mitgliedstaat und Code BemerkungenKontrollbehörde(n) oder KontroJIstcllen(n)

.DE_005-Öko-Kontrollstelle

rbE_006-Öko-Kontrolistelie

. DE_007-Öko-Kontrollstelle

DE-009-Öko-Kontrollstelle

DE-0!2-Öko-Kontrollstelle

DE-OI3-Öko-Kontrollstelle

DE-02!-Öko"Kontrollstelle

DE-022-Öko-Kontrollstelle

DE-024-Öko-Kontrollstelle

IMOGmbH
Institut für Marktökologie GmbH
Obere Laube 51-53
D-78462 Konstanz
Tel: (49) (0)7531/81301-0
Fax: (49) (0)7531/81301-29
E-mai!: imod@imo.ch

ABeERTGmbH
KontrollsteIle flir ökologisch erzeugte Lebensmittel
Martinstraße 42-44
0-73728 Esslingen
Tel: (49) (0)711 351792-0
Fax: (49) (0)7!1 351792-200
E-mail: info@abcert.de

Prüfverein Verarbeitung Ökologische Landbauprodukte e.V.
Vorholzstraße 36
D-7 613 7 Karlsruhe
Tel: (49) (0)72! 35239-20
Fax: (49) (0)721 35239-09
Smell: kontakt@pruefverein.de

Le Landwlrtschafts-Consultíng GmbH
Holstenstraße !06-108
D-24103 Kiel
Tel: (49) (0)43! 9797261
Fax: (49) (0)431 9797 116
Website: www.lc-kíel.de

AGRECO R.F. Göderz GmbH
Mündener Straße 19
D-37218 Witzenhausen
Tel: (49) (0)5542 4044
Fax: (49) (0)5542 6540
E-mai!: info@agrecogmbh.de

QC & l Gesellschaft fur Kontrolle und Zertifizierung von Qualltätssíche-
rungssysternen mbH
Tiergartenstraße 32
D-54595 prüm/ Eifel
Tel: (49) (0)6551 147641
Fax: (49) (0)6551 147645
E-mai!: qci.koeln@qci.de

Gruifs!èmpel Ökoprüfstelle e.V.
EU Kontrollstelle fur ökologische Erzeugung und Verarbeitung landwirt-
schaftlicher Produkte
Windmühlenbreite 25d
D-39164 Wanzleben
Tel: (49) (0)39209 46696
Fax: (49) (0)39209 60596
E-mail: gruenstempel@t-online.de
ê-maíl: info@gruenstempel.de

Kontrollverein ökologischer Landbau e.v.
Vorholzstraße 36
0-76137 Karlsruhe
Tel: (49) (0)72! 35239-!0
Fax: (49) (0)72! 35239-09
Eemail: kontakt@kontrollverein.de

Ecocert Deutschland GmbH
Güterbahnhofstr.! O
0-37154 Northeim
Tel: (49) (0)555! 908430
Fax: (49) (0)555! 9084380
E-mai!: info-deutschland@ecocert.com

BW. BY. BE. BB, HB. HH. HE. MV,
NI, NW, RP, SL. SN, ST, SH, TH

¡i'

BW; BY, BE,' BB, HB, HH, HE, MV,
NI, NW, RP, SL, SN, ST, SH, TH

.;<~
BW, BY, BE, BB, HB, HH, HE, MV,
NI. NW, RP, SL, SN, ST, SH, TH

BW, BY, BE, BB, HB, HH, HE, MV,
NI, NW, RP, SL, SN, ST, SH, TH

BW, BY, BE, BB, HB, HH, HE, MV,
NI, NW, RP, SL, ST, SH, TH

BW; BY, BE, HB, HH, HE, NI, NW,
RP, SL, SH, TH

BW, BY, BE, BB, HiC HH, HE, MY.
NI, NW, RP, SL, SN, ST, SH, TH

BW, BY, BE, BB, HB, HH, HE, MV,
NI, NW. RP, SL. SN, ST, SH. TH

BW, BY, BE. BB, HB, HH, HE, MY.
NI. NW, RP, SL, SN, ST, SH, TH
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DE-026-Öko-Kontrollstelle Certification Services BW, BY, BE, BB, HB, HH, HE, MInternational eSI GmbH NI, NW, RP, SL, SN, ST, SH, THFlughafendamm 9a
D-28199 Bremen
Tel: (49) (0)421 5977322 or (0)421 594770
Fax: (49) (0)421 594771
E-mail: info@csicert.com

DE-032-Öko-Kontrollstelle KontrolIsteIIe für ökologischen Landbau GmbH BE, BB, SN, ST, THDorfstraße 11
D-07646 Tissa
Tel: (49) (0)36428 60934 (Office Stadtroda)
Fax: (49) (0)36428 13852
Tel/Fax: (49) (0)36428 62743 (Office Tissa)
E-mail: kontrcllstellerêt-önlíne.de

ttDE-034-Öko-Kontrollstelle Fachverein für Öko-Kontrolle e,V, BW, BY, BE, BB, HB, HH, HE, MVPlauerhäger Straße 16 NI, NW, RP, SL, SN, ST, SH, TH 'D-19395 Karow
Tel: (49) (0)38738 70755
Fax: (49) (0)3873870756
E-mail: info@fachverein.de

DE-O37-Öko-Kontrollstelle ÖKOP ZertifizierungsGmbH BW, BY, BE, BB, HB, HH, HE, MV,Schlesische Straße 17 d NI, NW, RP, SL, SN, ST, SH, THD-94315 Straubing
Tel: (49) (0)9421 703075
Fax: (49) (0)09421 703074
E-mail: biokontrollstelle@oekop.de

DE-039-Öko-Kontrollstelle GIRS Gesellschaft für Ressourcenschutz mbH BW, BY, BE, BB, HB, HH, HE, MV,Prinzenstraße 4 NI, NW, RP, SL, SN, ST, SH, THD-37073 Göttingen
Tel: (49) (0)551 5865
Fax: (49) (0)551 58774
E-mail: postmaster@gfrs.de

DE-043-Öko-Kontrollstelle Agro-Öko-Censult Berlin GmbH BW, BY, BE, BB, HB, HH, HE, MV !
Rhinstraße 13 7 NI, NW, RP, SL, SN, ST, SH, THD-10315 Berlin
Tel: (49) (0)30 54782352
Fax: (49) (0)30 54782309
E-mail: aoec@aoec.de

DE"044'Öko~Kontrollstellë ArsProbata -CmbH
BW, BY, BE, BB, HB, HH, HE, MV,Möllendorffstraße 49 NI, NW, RP, SL, SN, ST, SH, THD-10367 Berlin

Tel: (49) (0)30/47004632
Fax: (49) (0)30/47004633
E-mail: ars-probata@ars-probata.de

DE-060-Öko-Kontrollstelle QAL Gesellschaft für Qualitätssicherung in der Agrar und Lebensmittel- BW, BY, BE, BB, HB, HH, HE, MV,wirtschaft mbH
NI, NW, RP, SL, SN, ST, SH, THAm Branden 6b

D-8 52 56 Vierkirchen
Tel: (49) (0)8139 8027-0
Fax: (49) (0)8139 8027-50
E-mail: info@qal-gmbh.de

DE'061-Öko-Kontrollstelle LAB - Landwirtschaftliche Beratung der Agrarverbände Brandenburg BBGmbH
Chausseestraße 2
D-03058 Groß Gaglow
Tel: (49) (0)355 541465
Fax: (49) (0)355 541466
E-mail: Jabgmbh.cottbus@t-online.de
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.06J·öko-Kontrollstelle Öko-kontrollstelle der TÜV Nord Cert GmbH
Langemarckstraße 20
0-45141 Essen
Tel: (49) (0)2 Ol 825 3404
Fax: (49) (0)2 Ol 825 3290
E-mail: oeko-kontrollstelle@tuev-nord.de

,¡.064_öko-Kontrollstelle ABC GmbH
Agrar- Beratungs- und Con troll GmbH
An der Hessenhalle l
0-36304 Alsfeld
Tel: (49) (0)6631/78490
Fax; (49) (0)6631/78495
E-mail: zwick@abcg-alsfeld.de

r¡

BW, BY, BE, BB, HB, ilH, HE, MV,
NI, NW, RP, SL, SN, ST, SH, TH

BW, BY, BE, BB, HB, HH, HE, MV,
NI, NW, RP, SL, SN, ST, SH, TH

-,:'-,----t------------t------Jt
GluECHENLAND

~.Ol-BIO DIO
Inspection and Certification Organization of Organic products
38, Aristotelous str.
GR-I0433 Athens
Tel: (30) 210 8224384
Fax: (30) 210 8218117
E-mail: info@dionet.gr
Website: www.dionet.gr

iL-D2-BIO PHYSIOLOGIKI Ltd
Inspections and Certifications of Organic Products Ltd
Promotion of Sustainable Development
24, N. Plastira str;
GR-59300 Alexandria Imathias
Tel: (30) 23330 24440
Fax: (30) 23330 24440
E-m.il: IYsicert@acn.gr

BIOELLAS SA
Inspection Institute of Organic Products
IIB, Kodringtonos str,
GR-I0434 Athens
Tel: (30) 210 8211940/8211707

____ IJ;g:jlQL2JO ,8.2llm5~~ -------
E-mail: info@bio-hellas.gr
Website: wwwbío-heílas.gr

EL-D4-BIO QWAYS
8, Demokratias str.
GR-15127 Melissia Athens
Tel: (30) 210 6130070/6136326
Fax: (30) 210 6136071
E-mail: info@qways.gr
Website: www.qways.gr

EL-05-BIO ACERT
European Organisation for Certification
2, Telou str,
GR-54638 Thessaloniki
Tel: (30) 2310 210777/210417
Fax: (JO) 2310 219824/210417
E-mail: info@a-cert.org
Website: V\IWW'.a-cert.org

7

Verfahren A
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EL -06-BI0 IRIS A.Hatzidaki & SJA
52, A. Papandreou
GR-71305 Heraklion, Crete
Tel: (30) 2810 360715-7
Fax: (JO) 2810 360718
E-mail: info@irisbio.gr

GEOTECHNIKO ERGASTIRIO SA
Paleochori Administrative Department
Plateos Municipality
GR-59JOO Imathia

GREEN CONTROL
1Dth km on the Veria-Skydra road
Kopano-Stenimecho district
P.O.Box 50
GR-59035 'tTel: (30) 23320 43508
Fax: (30) 23320 43509
E-ma~: greencontrol@hol.gr
Website: www.greencontrol.gr

UNGARN VerfahrenA
HU-ÖKO-OI Biokontroll Hungária Nonprofit Kft.

Margit krt. I. III/I6-I7.
H-I027 Budapest
Tel: (J6) I 336 II 22
Fax: (36) 1315 li 23

IE-mail: info@biokontroll.hu
E-ma~: biokontrolJ@biokontroll.hu

IWebsite: www.biokontroll.hu

HU-ÖKO-02 Hungária Öko Garancia Kft.
Miklós tér I.
H-I033 Budapest
Tel: (36) 1 3360533
Fax: (36) I 3360534
E-mail: info@okogarancia.hu
Website: www.okogarancia.hu

!IRLAND Verfahren A
IRL-OIBI Demeter Standards Ltd.

Watergarden
Thomastown
Co. Kilkenny
Ireland

-- ---- -----Tel: (3S3) 56 7754214------
Fax: (353) 56 7754214
E-mai!: bdaai@indigo.ie
Website: www.demeter.net

IRL-0IB2 Irish Organic Farmer's and Growers Association Ltd
Main Street
Newtownforbes
Co. Longford
Ireland
Tel: (353) 43 42495
Fax: (353) 43 42496
E-mail: iofga@eircom.net
Website: www.irishorganic.ie

IRL-OIB3 Organic Trust Ltd
2 Vernon Avenue
Clontarf
Dublin 3
Ireland
Tel: (353) 1 8530271
Fax: (353) 1 8530271
E-mail: organic@iol.ie
Website: www.organic-trust.org

J
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Mitgliedstaat und Code
BemerkungenKontrollbehörcle(n) oder Komrollstcllen(n)

rrALlEN

Jf-ASS

IT-IMC

IT-BAC

IT-CPB

IT-QCJ

IT-ECO

Suolo & Salute sri
Via Paolo Borsellino, 12/B
1-6103Hano (PU)
Tel: (39) 0721 860543
Fax: (39) 0721 860543
E-mail: info@suoloesaIute.it
Website: www.suoloesalute.ít

!CEA - Istituto per la Certíflcazíone Etica e Arnbientale
Strada Maggiore, 29
1-40125 Bologna
Tel: (39) 051 272986
Fax: (39) 051 232011
E-mail: icea@icea.info
Website: www.icea.info

Jstituto Mediterraneo di Certíflcazíone srI - IMC
Via Carlo Pisacane, 32
1-60019 Senigallia (AN)
Tel: (39) 071 7928725 or 7930179
Fax:(39) 071 7910043
E-mail: imcert@imcert.it
Website: www.imcert.it

Bíoagrícert srl
Via dei Macabraccía, 8
1-40033 Casalecchío Di Rena (BO)
Tel: (39) 051562158
Fax: (39) 051564294
Ecmail; info@bioagricert.org
Website: www.bioagricert.org

Consorzío per il Controna dei Prodotti Biologici Società cooperativa _
CCPB
via Jacopo Barozzi 8
1-40126 Bologna
Tel: (39) 051 254688 or 6089811
Fax: (39) 051 254842
E-mail: ccpb@ccpb.it
Website: www.ccpb.it

~- - -GQDEXsrl~---
Via Duca degli Abruzzi, 41
1-95048 Scordia (Cl]
Tel: (39) 095 650716/634
Fax: (39) 095 650356
E-mai!: codex@codexsrl.it
Website: www.codexsrl.it

QC & 1 International Services s.a.s.
Villa Parigini
Localítà Basciano Monteriggíoní
1-53035 Siena
Tel:(39) (0)577 327234
Fax: (39) (0)577 329907
E-mai!: lettera@qci.it
Website: www.qci.it

Eeccert Italia S.r.!.
Corso delle Province 60
1-95127 Catania
Tel: (39) 095 442746 or 433071

, Fax: (39) 095 505094
E-mail: info@ecocertitalia.it
Website: www.ecocertitalia.it

Verfahren A

'.''¡''l.t
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IT-ßSI

IT-ECS

IT-BZO

IT-ABC

IT-ANC

IT-SDL

IT-ICS

IT-CTQ

IT-BZ-BZT

KontroJJbehörde(n) oder Kontrollstellen(n)

BIOS srI
Via Monte Grappa 37/C
1-36063 Marostica (VI)
Tel: (39) 0424 471 125
Fax: (39) 0424 476947
E·mail: info@certbios.it
Website: www.certbios.it

ECS - EcoSystème International Certificazioni s.r.l.
Via Monte San Michele 49
1-73100 Lecce
Tel: (39) 0832 318433
'Fax: (39) 0832 315845
E-mail: info@ecosystem-srl.com
Website: www.ecosystem-srl.com

BIOZOOsrI
Via Chironi 9
1-07100 SASSARI
Tel: (39) 079 276537
Fax: (39) 178 2247626
E-mail: info@biozoo.org
Website: 'WWW.biozoo.org

ABC FratelH Bartolomeo socíerà semplice
via Roma. 45 Gruino Appula
1-70025 Bari
Tel: (39) 080 3839578
Fax: (39) 080 3839578
E-mai!: abc.italia@libero.it
Website: www.abcitalia.org

ANCCP S.r.!
via Rombon 11
1-20134 MILANO
Tel: (39) 02 2104071
Fax: (39) 02 210407218
E-mail: anccp@anccp.it
Website: www.anccp.it

SideI S.p.a.
via Larga. 34/2
1-40138 BOLOGNA
Tel: (39) 051 6026611
Fax: (39) 051 6012227
E-mai!: sidel@sidelitaiia.it
Website: wwwsídeíralta.ír

ICS - Control Système Insurance sri
Viale Ombrone, 5
1-58100 Grosseto
Tel: (39) 0564 417987
Fax: (39) 0564 410465
E-mail: info@bioics.com
Website: www.bioics.com

Certíqualíty - Istítuto di certiflcazione della qualírå
Via Gaetano Giardino 4
1-20123 Milano
Tel: (39) 02 8069171
Fax: (39) 02 86465295
E-mail: certiquality@certiquaiity.it
Website: www.certiquality.it

ABCERT GmbH
Martinstrasse 42-44
D-73728 Esslingen
Tel: (49) (O) 711 351792-0
Fax: (49) (O) 711 351792-200
E-mail: info@abcert.de
Website: www.abcert.de

1-

18.1.2008-
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,:f¡_6Z-INC INACGmbH
International Nutrition and Agriculture Certification
In der Kämmersliethe 1
0-37213 Witzenhausen
Tel: (49) (0)5542 911400
Fax: (49) (0)5542 911401

• ,1i_BZ-IMO IMO GmbH
Obere Laube 51{53
0-78462 Konstanz
Tel: (49) (O) 753181301-0
Fax: (49) (O) 7531 81301-29
E-mail: írnodêlmo.ch
Website: www.imo-contro1.net

'i~;'
-••IHZ-QCl QC & I GmbH - Gesellschaft für Kontrolle und Zertifizierung

von Qualitätssicherungssystemen mbh
Gleuelerstraße 286
0-50935 Köln
Tel: (49) (0)221 94392-09
Fax: (49) (0)221 94392-11
E-mai!: qci.koeln@qcLde
Website: www.qcLde

IT·BZ-BKT Kontrollservice BIKO Tirol
Wilhelm-Greil-Straße 9

I' A-6020 Innsbruck
Tel: (43) (0)5 92 92 3101
Fax: (43) (0)5 92 92 3199
E-mai!: office@biko.at

¡- Website: www.biko.at

1
LETTLAND Verfahren A

I LV-EQ Bíedrïba "Vides kvalítäte'
Rigas lela 11 3
Salaspils
Rigas raj.
LV-2169
Tel: (371) 7709090
Fax: (371) 7709090
E-mail: eqrêlmt.lv
Website: www.videskvalitate.lv

-,
LV-STe Valsts SIA "Sertifikâcijas un testêsanas centrs"

Dârza íela 12
Príeku]u pagasts

,---- Cësu raj.
LV-4126
Tel: (371) 4130013

!
Fax: (371) 41 30010
E-mail: info@stc.lv

I Website: www.stc.lv
I

UTAUEN Verfahren B

LT-Ol Ekoagros
I K. Donelaíëio str. 33 or

A. Mickevièiaus str. 48
, LT-44240 Kaunas

Tel: (370) 37203181
Fax: (370) 37203182
E-mai!: ekoagros@ekoagros.lt
Website: www.ekoagros.1t

I,

L
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LUXEMBURG
Verfahren C --..

LU-Ol
Administration des Services techniques de l'Agriculture (autorité compé-
tente)
Service de la protection des végétaux
BP 1904
L-10I9 Luxembourg
Tel: (352) 45 7I 72 353
Fax: (352) 45 71 72340
E-mail: Monigue.Faber@asta.etat.lu

LU-04
Prüfverein Verarbeitung Ökologische Landbauprodukte e.V. (DE-007)
Vorholzstr. 36

,

I
D-76137 Karlsruhe'

ITel: (49) 721 35239-20
Fax: (49) 721 35239-09
E-mail: kontakt@pruefverein.de
Website: www.pruelYerein.de

LU-05
Kontrollverein Ökologischer Landbau e.V. (DE-022)
Vorholzstraße 36
D-76137 Karlsruhe
Tel: (49) (0)721 35239-10
Fax: (49) (0)721 35239-09

,!
E-mail: kontakt@kontrollverein.de
Website: www.kontrollverein.de

LU-06 CERTlSYS (BE-DI)
Av. de l'Escrime 85 Schermlaan
B-1l50 Bruxelles
Tel: (32) (O) 81 6003 77
Fax: (32) (O) 81 6003 I3
E~mail: info@certisys.eu
Website: www.certisys.eu

MALTA
Verfahren B

MYOI Malta Standards Authority
2nd Floor, Evans Building
Merchants' Street
Valletta
Tel: (356) 21242420
Fax: (356) 21242406
E-mail: michael,cassar@msa.org.rnt
www.msa.gov.mt

NIEDERlANDE
- Verfahren-B- - -- --

NLOI Stichting Skal
Postbus 384
NL-8000 AJ Zwolle
Tel: (31) 38 4268181
Fax: (31) 38 4268182
E-mail: info@skal.nl
Website: www.skaLnl

POLEN
Verfuhren C

RE-01/2005/PL EKOGWARANC)A PTRE Ltd
ul. Irysowa 12/2
PL-20-834 Lublin
Tel.: (48) (O) 81 7426864
E-mail: biuro@ekogwarancja.pl
Website: www.ekogwarancja.pl

RE-02/2OO5/PL , Certirying Body of Organic Production PNG Ltd
PL-26-065 Piekoszów
Zajaczkow k.Kielc

I
Tel.: (48) (O)41 306 40 00
E-mail: png@ecofanm.pl
Website: www.ecofarm.pl
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COBICO Ltd
ul. Grzegórzecka 77
PL-31-559 Kraków
Tel.: (48) (O) 12 632 35 71
E-mail: cobieo@cobico.pl
Website: www.cobico.pl

BIOEKSPERT Ltd
ul, Narbutta 3A m I
PL-02-564 Warsaw
Tel.: (48) (O) 22 499 53 66
E-mail: bioekspert@bioekspert.waw.pl
Website: www.bioekspert.waw.pl

BIOCERT MAWPOLSKA Ltd.
ul. Lubícz 25A
PL-31-503 Kraków
Tel.: (48) (O) 12430 3606
E-mail: sekretariat@biocert.pl
Website: www.biocert.pl

RE·06/2005/PL Polish Centre of Research and Certification,
Branch in Pila
ul. Sniadeckich 5
PL-64-920 Pila
Tel.: (48) (O) 67 213 87 00
E-mail: pcbcpila@i-pila.pl
Website: www.pcbc.gov.pl

RE-07/2005/PL AgroBioTest Ltd
ul, Nowoursynowska 166
PL-02-787 Warsaw
Tel.: (48) (O) 22 847 87 39
E-mail: agro.bio.test@agrobiotest.pl
Website: www.agrobiotest.pl

PORTUGAL VerfahrenA

PT/AB 02 ECOCERT PORTUGAL, Unipessoal Lda
Rua Alexandre Herculano, 68 -l' Esq.
PT-2520-273 Peniche
Tel: (351) 262 785117
Fax: (351) 262 787171
E-mail: ecocert@mail.telepac.pt
Website: www.ecocert.com

PT/AB 03 SATIVA,DESENVOLVIMENfO-RURAL,-èda---
Rua RobaJo Gouveia, l n la
PT-I 900-392 Lisboa
Tel: (351) 21 799 11 00
Fax: (351) 2179911 19
E-mail: sativa@sativa.pt
Website: www.sativa.pt

PT/AB 04 CERTIPLANET, Certífícaçâo da Agricultura. Floresta e Pescas,
Unipessaal Lda
Av. do Porto de Pescas. Lote C - 15. I°C
PT-2520 - 208 Peniche
Tel: (351) 262 789 005
Fax: (351) 262 789 514
E-mail: certiplanet@sapo.pt
Website: www.certiplanet.pt

PT/AB 05 CERTIALENTE)O, Certificaçào de Produtos Agrícolas, Lda
Rua biana de Liz - Horta do Bispo
Apartado 320
PT-7006 - 804 Évora
Tel: (351) 266 769564/5
Fax: (351) 266769566
E-mail: geral@certialentejo.pt
Website: www.certiaientejo.pt
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Bemerkungen -PT/AB 06
AGRICERT - Certificaçäo de Produtos Alímentares Lda
Rua Alfredo Mirante, l, R/C Esq.
PT-7350-1 53 Elvas
Tel: (351) 268 625 026
Fax: (351) 268 626 546
E-mail: agricert@agricert.pt
Website: www.agricert.pt

PT/AB 07
TRADIÇÀO E QUAL/DADE - Assocíaçâo Interprofissional
para os Produtos Agro-Alimentares de Trás-os-Montes
Av. 25 de Abril 273 S/L E
PT-5370-202 Mirandela
Tel/Fax: (351) 278 261 410
E-mail: tradicao-qualidade@clix.pt

RUMÄNIEN
Verfahren A <~

RO-ECO-OOI BCS OKa-Garantie România SRL
Strada Belsugului, nr. 24, ap.l
540037, Oras Targu Mures
judet Mures
Tel: (40) 265250846
Fax: (40) 265250928
E-mail: bcs_oko@zappmobile.ro
Website: www.bcs-oeco.com

RO-ECO-002 S.C QC Romänía SRL
IStrada Franz Listz nr.I, ap.l

300081, Oras Timisoara
judet Timis
Tel: (40) 723 748499
Fax: (40) 256241562
E-mail: victor_scorogeti@yahoo.com

RO-ECO-003 sumo E SALUTE SRL Rornânía
Strada Nicolae Balceseu nr. 5, sc, G, ap. 9
600052, Oras Bacau
judet Bacau
Tel: (40) 234206165
Fax: (40) 234206166
E-mail: danielciubotaru@yahoo.com

RO-ECO·005 ICEA ROMANIA SRL
Strada Comisia Centrala nr. 80 A
620165, Oras Focsani
ludet Vrancea

- - - --- - -._- - Tel: (40) 237210497' -

Fax: (40) 0237210497
E-mail: icearomania@yahoo.com

RO-ECO-OO6 S.c. EJeghos Bio Elias România SRL
Strada CaJea Mosilor, nr. 284, bl, 22A" sc, B, ap. 32, sector 2
020894, Oras Bucuresti
Tej/Fax: (40) 216104020
E-mail: dragomir_darnian@yahoo.com

RO-ECO-007 ECaCERT ESE SRL
Strada Viitorului, nr. 112, ap. 1, sector 2
020616, Oras Bucuresti
Tel/Fax: (40) 2106835
E-mail: offlce,romania@ecocert,com

RO-ECO-008 , S.C Ecoinspect SRL România
Strada Horia, nr. 75, ap.5

I
400202, Oras Cluj Napoca
judet Cluj
Tej/Fax: (40) 264432088
E-mail: ecoinspect@from.ro
Website: VIWW.ecoinspect.ro
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RO_ECO-009 BIOS SRL Italia Românía Branch
Strada Dionisie Lupu, nr.50. ap. 2. sector l
010458. Oras Bucuresti
Tel: (40) 212106620
Fax: (40) 212106660
E-mall: bios.romania@certbios.it

. RO-ECO-O10 LACON SRL Germania- România Branch
Strada Baia de Aries. nr. 3. bl. SB.
sc. l , et. 4. ap.l8. sector 6
060801. Oras Bucuresti.
Tel: (40) 214115446
Bmail: marianaexpert@yahoo.com

RO_ECO-Oll SC BIO CERT SRL România
Strada Calea Mosilor, nr. 284. bl. 22A.
sc. B. ap. 32. sect. 2
020894. Oras Bucuresti
Tel/Fax: (40) 216104020
E-mai!: bíocertromaníaêyahoo.com

RO-ECO-012 BIOINSPECTA SRL Suisse România Branch
Strada Gurghiu. nr. 2. ap. 9
400647. Oras Cluj-Napoca
Judet Cluj
Tel/Fax: (40) 264573546
E.mail: monika.zimrnermeier@bio-inspecta.ch

RO-ECO-013
J

IMO CONTROL SRL România
Strada Crizantemelor, nr. 7. ap. 51
545400. Oras Sighisoara
Judet Mures
Tel/Fax: (40) 269543609
E-mail: tartler@gmx.de

RO-ECO-Ol4 CERES HAPPURG GmbH Sucursala Iernut Romania
Strada l dec.1918. bl. 3. sc. A. ap. 5
545100. Oras Iemut
judet Mures
Tel: (40) 740591529
E-mail: ameliarachita@yahoo.com
Website: www.ceres-cert.com

RO-ECO-015 Agreco R.F GÖDERZ GmbH Germanía Sucursala Romania
Strada Magurii, nr. 4. bloc 33. sc.C ap.16
100473. Oras Ploiesti
Judet Prahova
Tel: (40)244561615
E-maj):info@agrecogmbh.de
Website: www.agrecogmbh.de

SLOWAKEI Verfahren A

SK-OHIO Naturalis SK Ltd.
Björnsonova 16
SK-811 05 Bratislava
Tel: (421) 2 52626661-3
Fax: (421) 2 52 62 66 63
E-mail: naturalis@stonline.sk
Website: www.naturalis.sk

SLOWENIEN Verfahren A

SI-01-EKO Institute of Inspection and Certification in Agriculture and Forestry
Vinarska ulka 14
SLO-2000 Maribor
Tel: (386) 2 228 49 31/32/33
Fax: (386) 2 251 9482
E-mail: info@kon-cert.si
Website: www.kon-cert.si
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SI-IKC-EKO

SI-BV-EKO Bureau Veritas, d.o.o.
Linhartova cesta 49A
SLO-lODD Ljubljana
Tel: (386) l 475 76 61
Fax: (386) 1 475 7607
E-mail: Marko.Majer@si.bureauveritas.com
Website: www.bureauveritas.si

Kontrollbehörde(n) oder Kontrollsrellen(n}

IKC - Institute for Inspection and Certification of University of Maribor
Vrbanska 30
SLO-2000 Maribor
Tel: (386) 2 250 58 00/49
Fax: (386) 2 229 60 71
E-mail: Polonca.repic@uni-rnb.si
E-mai!: Martina.bavec@uni-mb.si
Website: www.ikc-urn.si

SPANIEN
Verfahren C

ES-AN-OO-AE
ES-CM-O3-AE

ES-AN-01-AE
ES-AR-05/C-AE
ES-CM-Ol-AE

ES-AN-03-AE

l",li',
,ill! ES-AN-04-AE
:II~'II--- --------

I"l
, ,(
:1'1

::,,!

ES-AN-O5-AE

ES-AR-AE

Servicio de certificación CAAE
Av. Emilio Lemos, 2
Edificio Torre Este, planta 6a Módulo 603
E-41020 Sevilla
Tel: (34) 955 024 150
Tel: (34) 902 521 555
Fax: (34) 955 029 440
E-mail: certi@caae.es
Website: wwwcaae.es

AN,CM

SOHISCERT S.A.
Finca La Cañada - Ctra Sevilla-Utrera Km 20.8
E-41710 Utrera (Sevilla)
Tel: (34) 955 86 80 51
Fax: (34) 955 8681 37
E-mail: sohiscert@sohiscert.com
Website: www.sohiscert.com

AN,AR, CM

AGROCOLOR, S.L
Ctra. De Ronda, n'll.-bajo
E-04004 Almeria
Tel: (34) 950 280 380
Fax: (34) 950 281 331
E-mai!: agroeolor@agroeolor.es
Website: www.agrocolor.es

AN

LGAI TECHNOLOGICAL CENTER, SA ,.,_~,_. __
Campus de la ·UAB-·-------·---
Aptd. De Correos, 18
08193 Bellaterra (BARCELONA)
Tel: (34) 93 5672000
Fax: (34) 93 567 20 Ol
f-mail: ete@appluseorp.eom
Website: www.appluseorp.eom

Al'i

AGROCALIDAD DEL SUR S.L
e¡ Méndez Núñez 15, 3'
2100 l Huelva
Tel: (34) 959 28 5926
Fax: (34) 959 25 55 24
E-mai!: agroealidadsur@agroealidadsur.eom
Website: http://www.agro:alidadsur.eom

Comité Aragones de Agricultura Ecológica (CAAE)
Edificio Centrorigen
Ctra. Cogullada, 65 - Mereazaragoza
E-50014 Zaragoza
Tel: (34) 976 47 57 78
Fax: (34) 976 47 58 17
E-mail: caaearagon@caaearagon.com
Website: http://www.eaaearagon.eom

AR
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E5-AR-03/C-AE BCS öko - Garantie GmbH
BCS España
C/ Sant Andreu, 57
08490- TORDERA (Barcelona)
Tel: (34) 93 7650380
Fax: (34) 93 764 17 84
Ecmail: esanchez@canricastell.net

ES-AR-17/C-AE Certiflcación of Enviromental Standards GmbH (CERES)
Cf Agustín Lara, 4 - Bajo Dcha.
28023-ARAVACA (Madrid)
Tel: (34) 91 35 73 820
Fax: (34) 91 56 37 335
E-mail: ceres-íberlcaêœres-cerr.com
Website: www.ceres-cert.com

ES-AR-18/C-AE CERTIAL, S.L.
Polígono Los Leones, Nave 63
50298-PINSEQUE (Zaragorza)
Tel: (34) 97 66 56 919
Fax: (34) 97 66 56 823
E-mail: info@certial.com
Website: www.certíal.com

ES-AR-19/C-Af; Instituto de Ecomercado (IMO)
Cf Venezuela, 17 3' C
36203-VIGO (Pontevedra)
Tel/Fax: (34) 98 63 06 756
E-mai!: imo-spain@imo.ch
Website: www.irno.ch

ES-AS-AE Consejo de la Producción Agraria Ecológica
del Principado de Asturias
Avda. Prudencio González, 81
E-33424 Posada de Llanera (Asturias)
Tel: (34) 98 57 73 558
Fax: (34) 98 57 72 205
E-mail: copae@copaeastur.org
Website: www.copaeastur.org

ES-BA-AE Consejo Balear de la Producción Agraria Ecológica
CI Selletersr-S'S-Œdíf-Centro-Bff
E-07300 INCA (Mallorca)
Tel: (34) 97 18 87 014
Fax: (34) 97 18 87 001
E-mail: info@cbpae.org
Website: www.cbpae.org

ES-CA-AE Consejo Regulador de la Agricultura Ecológica de Canarias
Av José Manuel Guimerá, IO,4' planta
E-3807l Santa Cruz de Tenerife
Tel: (34) 922 47 65 14/47 59 82
Fax: (34) 922 47 67 39
E-mail: icca@gobiernodecanarias.org
Website: www.gobiemodecanarias.org/agricultura/icca

ES-CL-AE Consejo de Agricultura Ecológica de Castilla y León
CfPio del Rio Hortega, l
E-470l4 Valladolid
Tel: (34) 983/34 38 55
Fax: (34) 983/34 26 40
E-mail: caecylênemo.es

AR

AR

AR

AR

AS

BA

CA

CL

Bemerkungen
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,GA-AE

_MA-AE

~-MU-AE

ES-NA-AE

ES-RI-AE

ES-VA-AE

Comité Extremeño de la Producción Agraria Ecológica
Avda. Portugal, s/n
E-06800 Mérida (Badajoz)
Tel: (34) 924 00 22 75
Fax: (34) 924 00 21 26
E~mail: cepae@adr.juntaex.es
Website: wwv.r.cepae.org

Consejo Regulador de la Agricultura Ecologíca
de Galicia
Edificio Multiusos
C/Circunvalación, s/n
Apdo de Correos 55
E-27400 Monforte de Lemos (Lugo)
Tel: (34) 982 40 53 00
Fax: (34) 98241 65 30
E-mail: craega@craega.es
Website: wvrw.craega.es

Comité de Agricultura Ecológica
de la Comunidad de Madrid
Ronda de Atocha, 17, 7° planta
E-28012 Madrid
Tel: (34) 91 420 66 65
Fax: (34) 91 420 66 66
E-mail: agricultura.eco]ogica@madrid.org
Website: www.caern.es

Consejo de Agricultura Ecológica de la Región de Murcia
Avda. del Río Segura, 7
E-30002 Murcia
Tel: (34) 968 35 5488
Fax: (34) 968 22 33 07
E-mail: caennurcia@caerrnurcia.com
Website: www.caermurcia.com

Consejo de la Producción Agraria Ecologica de Navarra
Avda - San jorge, 81 entreplanta dcha.
E-3l0l2 Pamplona - Iruña
Tel: (34) 948-17 8332
Tel: (34) 948-25 67 37
Tel: (34) 948-25 66 42
Fax: (34) 948-25 15 33
E-mail: cpaen@cpaen.org
Website: www.cpaen.org

Dirección deCalidad_Alimentaria
Departamento de Agricultura, Pesca y Alimentación
C/Donosti - San Sebastian, 1
E-O10 lOVitoria - Gasteiz
Tel: (34) 945 01 96 56
Fax: (34) 945 Ol 97 Ol
E-mail: míren-abasoloêej-gv.es

Dirección General de Calidad e Investigación Agroalimentaria
Consejería de Agricultura, Ganadería y Desarrollo Rural
Avda. de la Paz, 8-10
E-2607l Logroño (La Rioja)
Tel: (34) 941 29 16 00
Fax: (34) 941 29 16 02
Eemail: seccionproduccion.compatible.agri@larioja.org
Website: www.1arioja.org/agricultura

Comité de Agricultura Ecológica de la Comunidad Valenciana
Camí de la Marjal, s/n
E-46470 A1bal (Valencia)
Tel: (34) 961 220560
Fax: (34) 961 220561
E-maíl: caecvêcae-cv.com
Website: www.cae-cvcom

EX
Kontrolle der Erzeuger

GA

MA

MU

NA

VAS

RI

VA
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Verfuhren ASCHWEDEN

SE Ekoll

SE Ekol 3

Konrrollbehörde(n) oder Kontrollstellen(n)

Aranea Certifiering AB
Box 1940
S·751 49 Uppsala
Tel: (46) 18 170000
Fax: (46) 18 100366
E-mail: info@araneacert.se
Website: www.araneacert.se

SMAKAB
Box 42
S·230 53 Alnarp
Tel: (46) 40 46 00 72
Fax: (46) 40 46 33 72
E-mail: smakêsmek.se
Website: www.smak.se

Für die Primärerzeugung und die
Futtermittelkennzeichnung

VEREINIGTES KÖNIGREICH

UK 2

Verfuhren A

UK 3

UK 4

UK 5

Organic Farmers and Growers Ltd
The Elim Centre
Lancaster Road
Shrewsbury
Shropshire SYl 3LE
United Kingdom
Tel: (44) (0)1743 440512
Fax: (44) (0)1743 461441
E·mail: info@organiefarmers.org.uk
Website: www.organicfanners.org.uk

Scottish Organic Producers Association
Scottish Food Quality Certification (SFQq
10th Avenue
Royal Highland Centre
Ingliston
Edinburgh EH28 8NF
United Kingdom
Support and development:
Tel: (44) (O) 131 3330940
Fax: (44) (O) 131 335 6601
Certification:
Tel: (44) (O) 131 3356606
Fax: (44) (O) 131 335 6601
Ecmatl: sopa@sfqe.eo.uk
Websítewwwsopa.org.uk

Organic Food Federation
31 Turbine Way
Eco Tech Business Park
Swaffham
Norfolk PE37 7XD
United Kingdom
Tel: (44) (0)1760 720444
Fax: (44) (0)1760 720790
E-mail: info@orgfoodfed.eom
Website: www.orgfoodfed.eom

Soil Association Certification Ltd
South Plaza
Marlborough Street
Bristol BS1 3NX
United Kingdom
Fanners and growers:
Tel: (44) (O) 117 9142412
Fax: (44) (O) 117 314 5046
E-mail: prod.cert@soilassociation.org
Processors:
Tel: (44) (O) 1179142407
Fax: (44) (O) 117 314 5001
E-mail: proc.cert@soilassociatÎon.org
Website: www.soilassociation.org
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Bio-Dynamic Agricultural Association
Demeter Certification Office
17, Inverleith Place
Edinburgh EHl 5QE
United Kingdom
Fanners and growers:
Tel: (44) (O) 131 478 1201
Fax: (44) (O) 131 624 3921
E-mail: timbrink@biodynamie.org.uk
Processors:
Tel: (44) (0)1453 76 5 588
E-mail: rswann@biodynamie.org.uk
Website: www.biodynamie.org.uk/demeter

Irish Organic Farmers and Growers Association
Main Street
Newtownforbes
Co. Longford ¡'1~Republic of Ireland
Tel: (353) 043 42495
Fax: (353) 506 32063
E-mail: iofga@eircom.net

,~,9 Organie Trust Limited
Vernon House
2 Vernon Avenue
Clontarf
IRL-Dublin 3
Tel.: (353) 185 30271
Fax: (353) 185 30271
E-mail: organie@io!.ie
Website: www.organic-trust.org

{IO CMi Certification 1.1.2006-29.11.2006
Long Hanborough
Oxford OX29 8LH
United Kingdom
Tel: (44) (0)1993885600
Fax: (44) (0)1993 885603

13 Quality Welsh Food Certification Ltd
Gorseland
North Road
Aberystwyth
Ceredigion sn 3 2WB
United Kingdom
Tel: (44) (0)1970 636688
Fax: (44) (0)1970 624049
Ecmail: mossj@wfsagri.net

KI5 Ascisco Ltd
South Plaza- ":t
Marlborough Street i'
Bristol ss1 3NX ,

United Kingdom ii'Fanners and growers:
Tel: (44) (O) 1179 142406 Ii:!:
Processors:

,I:Tel: (44) (0)1179142407
Fax: (44) (0)1179 252504
E-mail: Dpeace@soilassociation.org l: ~

Iii
Iii
I,i

EWR-Länder und Codes Kontrollbehörde(n) .oder Kontrollstellen{n) Bemerkungen :Ii

ISLAND Verfahren B

IiIS·! Tún e h f
Laugavegur 7

IIIIS-IO 1 Reykjavík
E-mail: tun@nmedia.is II!

I
I
i

I!
II
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Bemerkungen .,IS-2 Verkfræôístofan

I
J>verási 9
IS-] IO Reykjavík

NORWEGEN
Verfahren AN-OOI Debio

N-I940 Bjørkelangen
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Guidelines

on imports of organic products into the European Union

This document has been conceived as a-working document of the Commission Services.
It has been elaborated in co-operation with the Member States. It does not intend to
produce legally binding effects and by its nature does not prejudice any measure taken by
the Commission or by a Member State within the implementation prerogatives under
Article 32 and 33 of Council Regulation (EC) No 834/2007 and of Commission
Regulation (EC) No 1235/2008, nor any case law developed with regard to this
provision.



Guidelines on imports of organic products into the European Union

(1) Guideline for the content ofthe lists to be published

(2) Guideline for the requests for inclusion

(3) Guideline for the initial assessment report for a control body or control authority
for the purpose of compliance

(4) Guideline for the initial assessment report for a control body or control authority
for the purpose of equivalence

(5) Guideline for the notification to a third country authority

(6) Guideline for annual reports, including further assessment reports

(7) Guideline for the assessment of equivalence

(8) Guideline for group certification

(9) Guideline for the list of operators and communication

(10) Guideline for the management of irregularities and infringements

(11) Guidelines for verification of incoming consignments by customs or other
authorities

Abbreviations used:

CB Control Body

CA Control Authority

AB Assessment Body
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1. Guideline for the content of the lists to be published

Articles 3, 7 and 10 of Commission Regulation (EC) No 1235/2008

A. Product categories

Only general categories to be indicated: plant products or livestock products. In special
cases, more specific product categories can be given.

B. Code numbers for CBs and CAs

(1) CAs and CBs for the purpose of compliance (article 3): the Commission will attribute
a code number.

(2) CAs and CBs referred to in the list of recognised third countries (article 7): the third
country wiII provide a code number for each CB and CA.

(3) CAs and CBs for the purpose of equivalence (article 10): the CA or CB will propose
a code number and the Commission wiII attribute it.

For CBs and CAs that figure on several lists, code numbers wiII be proposed that identify
the CB or CA without any doubt and do not lead to confusion.

C. Duration of the inclusion in the list

In order to synchronise the commonly used accreditation cycle of 4 or 5 years, the
duration of the inclusion in the list shall normally be set at 5 years.
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2. Guideline for the requests for inclusion

Articles 4, 8, 11, 19.

A. Language ofthe request

Preferably agreed with the Commission in advance.

B. Format of the request

1. CB or CA for compliance (Article 4): form, see template below

2. Third country (Article 8): no form, official letter from country representative to
European Commission

3. CB or CA for equivalence (Article 11): form, see template below

4. Import authorisation Member State (Article 19): existing form for article 11(6) of
Regulation 2092/91, a version adapted to article 19 of Regulation 1235/2008 is made
available separately.
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Form

Request for recognition of a Control Body or Control Authority for the purpose of

compliance as referred to in Article 32 of Council Regulation (EC) No 834/2007

1. Identification

Name of Control Body/Control Authority'

Head Office address (postal address, phone, fax, e-mail, website)

Other offices addresses (postal address, phone, fax, e-mail, website) and. description of
the activities of each office

Internet website where the list of operators subject to the control system can be found

Contact point where information is readily available on the certification status of
operators, product categories concerned as well as suspended and decertified operators
and products

2. Geographical scope and related product categories

List of third countries in which the control body or control authority has its activities and
for which it requests recognition.

Indicate the product categories for each third country.

3. Technical dossier

See article 4(3) of Commission Regulation 1235/2008: to be attached

__~<1IIl~()fth(:_ªc;creditation ºººygontrac~d to PLO_d_u_c_e_ths:_ass_e.ssmentLep_ortuefeITed_to__ ~~~_,_J;
in Article 32(2) of Regulation 834/2007: I'!

Current accreditation and duration:
,Ii

j!:;

4. Authentication

Signature, name, position

Date

Stamp

I Delete what is not appropriate
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Form

Request for recognition of a Control Body or Control Authority for the purpose of

equivalence as referred to in Article 33 of Council Regulation (EC) No 834/2007

1. Identification

Name of Control Body/Control Authority'

Head Office address (postal address, phone, fax, e-maili website)

Other offices addresses (postal address, phone, fax, e-mail, website) and description of
the activities of each office

Internet website where the list of operators subject to the control system can be found

Contact point where information is readily available on the certification status of
operators, product categories concerned as well as suspended and decertified operators
and products

2. Geographical scope and related product categories

List of third countries in which the control body or control authority has its activities and
for which it requests recognition.

Indicate the product categories for each third country.

3. Technical dossier

See article 11(3) of Commission Regulation 1235/2008: to be attached

Name of the assessrnært böùyé-OIíttactéd~o-pto-duce-fue-assessment repurts referred to in
Article 33(3) of Regulation 834/2007:

Current accreditation and its duration:

4. Authentication

Signature, name, position

Date

Stamp

2 Delete what is not appropriate
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3. Guideline for the initial assessment report on control bodies and
control authorities for the purpose of compliance

Article 4.3 (c)

The assessment report can be written by:

- competent authorities (either of the third country concerned, or of-a Member State);

- a national accreditation body with competence in organic agriculture

- an international supervisory or accreditation body that is specialised in organic
agriculture )

In these guidelines, the term "Assessment Bodies" (ABs) will be used for all three types
of bodies drawing up the assessment report.

Assessment Bodies shall demonstrate that they fulfil the requirements ofISO 170113, for
example by peer review. They shall be prepared to undergo peer review.

They shall demonstrate that their staff involved in assessing the control bodies and
authorities have sufficient knowledge, qualification, training and experience with respect
to organic agriculture in general and with the relevant EU regulation in particular.

Assessment Bodies are encouraged to undertake common evaluations and to write
common assessment reports. They are also encouraged to draw up Codes of Good
Practice and to communicate these to the Commission.

The initial assessment report shall demonstrate in-depth knowledge of EU regulations
and describe how the requirements of the EC regulation are met in detail. No exceptions
or interpretations can be made. Group certification can not be accepted. A seed database
needs to be set up. Exceptional rules can only be applied if they are clearly described in
the new implementing rules as applying to all Member States and when the conditions
for applying the exceptions are fulfilled.

The initial assessment report shall evaluate the operational performance of the control
body or control authority; it shall therefore include:

(1) a report on the document review of the relevant general documents describing the
structure, functioning and quality management of the CB or CA.

(2) a report of the office audit of the office where the relevant documents are kept
and certification decisions are made, including

(a) the result of the checking of operator files and verification of handling of
non-conformities. and complaints, including the use of unannounced and
follow-up visits, the sampling policy and the exchange of information with
other CBs and CAs;

3 ISO/IEC Guide 17011:2004: Conformity Assessment: General Requirements for accredítatíon bodies
accrediting conformity assessment bodies
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(b) an evaluation of the knowledge, qualification, training and experience of
the staff with respect to organic agriculture in general and with the
relevant EU regulations in particular

(c) the conclusions from interviews with control and certification staff

(3) similar reports of office audits in critical locations, i.e. locations where activities
of a control body or control authority are conducted that determine or
demonstrate its effectiveness

(4) The report and conclusions on a suitably proportionate number of visits to
representative" operators to carry out review audits' and/or witness audits". These
visits shall be carried out in a number of third countries that is proportional to the
number of third countries in which the CB or CA has control activities, and
including third countries in which it has offices and third countries in which it has
control activities but no offices.

(5) an evaluation of the knowledge oflocal conditions and languages

The report shall have a geographical scope that reflects the geographical scope of the
accreditation or of the Competent Authority approval.

4 Representative as regards type of production, range of inspection, size of operations and location of
operators under the control of the CB or CA. Representative is to be understood also as sufficiently
diversified,

s Review audit: inspection of an operator by the assessortto verify compliance with the operating
procedures of the CB or CA and to verify its effectiveness

6 Witness audit: observation by the assessor of an inspection by an inspector of the CB or CA
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4. Guideline for the initial assessment report on control bodies and
control authorities for the purpose of equivalence

Article 11.3 (c)

The assessment report can be written by:

- competent authorities (either ofthe third country concerned, or of a Member State);
)

- a national accreditation body with competence in organic agriculture; or

- an international supervisory or accreditation body that is specialised in organic
agriculture.

In these guidelines, the term "Assessment Bodies" (ABs) will be used for all three types "j.,
of bodies drawing up the assessment report. , 1;:

Assessment Bodies shall demonstrate that they fulfil the requirements of ISO 170117, for
example by peer review. They shall be prepared to undergo peer review.

They shall demonstrate that their staff involved in assessing the control bodies and
authorities have sufficient knowledge, qualification, training and experience with respect
to organic agriculture in general and with the relevant organic standards in particular.

Assessment Bodies are encouraged to undertake common evaluations and to write
common assessment reports. They are also encouraged to draw up Codes of Good
Practice and to communicate these to the Commission.

The initial assessment report shall include a detailed assessment of the equivalence of the
standards applied with the production standards contained in Titles III and IV of
Regulation 834/20078 and on the equivalence of the control measures applied with those
referred to in Title V of Regulation 834/2007.

The initial assessment report shall evaluate the operational performance of the control
body or control authority; it shall therefore include:

(1) a report on the document review of the relevant general documents describing the
structure, functioning and quality management of the CB or CA.

(2) a report of the office audit of the office where the relevant documents are kept
and certification decisions are made, including .

(a) the result of the checking of operator files and verification of handling of
non-conformities and complaints, including the use of unannounced and

7 ISOIlEC Guide 17011:2004: Conformity Assessment: General Requirements for accreditation bodies
accrediting confonnity assessment bodies

8 Any reference to Regulation 834/2007 shall be read and understood as a reference to Regulation and all
the implementing Commission Regulations that refer to it: Regulation 889/2008, Regulation
xxxx/2008 and future regulations.
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)

follow-up visits, the sampling policy and the exchange of information with
other CBs and CAs;

(b) an evaluation of the knowledge, qualification, training and experience of
the staff with respect to organic agricultnre in general and with the
relevant EU regulations in particular

(c) the conclusions from interviews with control and certification staff

(3) similar reports of office audits in critical locations, i.e. locations where activities
of a control body or control authority are conducted that determine or
demonstrate its effectiveness

(4) The report and conclusions on a representative number of visits to representative"
operators to carry out review audits !O and/or witness audits". These visits shall be
carried out in a several third countries, the number of which being proportional to <I
the number of third countries in which the CB or CA has control activities. The "
visits shall include third countries in which it has offices and third countries in
which it has no offices.

(5) an evaluation of the knowledge of local conditions and languages for each third
country concerned

The report shall have a geographical scope that reflects the geographical scope of the
accreditation or of the Competent Authority approval.

9 Representative as regards type of production, range of inspection, size of operations and location of
operators under the control of the CB or CA. Representative is to be understood also as sufficiently
diversified.

IQ Review audit: inspection of an operator by the assessor to verify compliance with the operating
procedures of the CB or CA and to verify its effectiveness

II Witness audit: observation by the assessor of an inspection by an inspector of the CB or CA
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5. Guideline for the notification to a third country authority

Article 4.3 (d) and 11.3 (d»

The CB or CA sends a letter to authorities of the third country presenting itself and its
control activities in the third country.

Signed declaration by CB or CA that it will respects the legal requirements imposed on it
by the authorities of the third country concerned.
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6. Guideline for the annual report

6.1 Annual report by control bodies and control authorities

Articles S and 12

As set out in Articles 5(1)(c) and 12(1)(b), the annual report updates both the original
technical dossier and the initial assessment report.

A. Update of information in the technical dossier:

(I) control activities carried out in each third country during the previous year

(2) results obtained, irregularities and infringements observed and the corrective
actions taken

(3) changes in the production standards and control measures applied

(4) other relevant changes

B. Update of the assessment report

The assessment report shall contain the results of the on-the-spot evaluations,
surveillance and multi-annual re-assessment bythe assessment body ..

The frequency, the geographical distribution and content of the activities shall be in line
with the principles set out in guidelines 3 and 4 on the initial assessment report.

--- -6.2-Annual- report-by-third-countries~

Article 9

The content of the reports is set out in the article.

Format: free
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7. Guideline for the assessment of equivalence

Articles 8 (2) (c) and (d) and 11 (3) (b)

Definition of equivalence: Regulation 834/2007, Article 2(x): 'equivalent', in describing
different systems or measures, means that they are capable of meeting the same
objectives and principles by applying rules which ensure the same level of assurance of
conformity.

l. The objectives and the principles of organic production as reflected in the evaluated
standard, including directly related and relevant legal requirements, should be compared
with those in the base standard, i.e. Regulation 834/2007 and Regulation 889/2008.

2. A side-by-side comparison of the relevant'< requirements as reflected in the full ;'î:
technical standards should be carried out.

Alternatively, the base standard, including the control measures, should be summarised
into essential, short, plain language requirements. The assessors of the evaluated standard
should then indicate whether it has an equivalent approach that matches that requirement
and refer to (but not copy) the elements in the technical or legal text where the evaluators
can verify them.

3. From this comparison, an inventory should be made of the substantial differences
between the two standards. In resolving these outstanding issues, the international
standard, i.e. Codex Alimentarius Guidelines CAC/GL 32, should be taken into account
and, as regards control and certification issues, it is recommended to use relevant
international best practices guidelines 13.

4. The result of the equivalence assessment should be made public by the Assessment
Body that carried out the assessment. '

5. Assessments that use Regulation 2092/91 as their basis and already existing before 1
January 2009 can be used until 31 December 2009.

The use and further development of an internationally accepted "best practice"
methodological guidelines'? for assessing equivalency is recommended.

12 Example: if the evaluated standard only deals with plant production, the comparison should not look at
livestock standards.

13 Such as "International Requirements for Organic Certification Bodies", UNCTAD, FAO, IFOAM,
October 2008

14 Such as Codex Alimentarius Guidelines CAC/GL 34: Guidelines for the Development of Equivalence
Agreements Regarding Food import and Export Inspection and Certification Systems, and "Guide for
assessing equivalence of organic standards and technical regulations", UNCTAD, FAO, IFOAM,
October 2008
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8. Guidelines for the evaluation of the equivalence of organic producer

group certification schemes applied in developing countríes"

A. Objectives of a group certification system

1. To overcome the economic difficulties in relation to the control of small operators in
developing countries (as defined by OECD16).

B. Principle

2. A substantial part of the inspection work is carried out by internal inspectors in the
framework of the internal control system set up by the group.

l
3. The external control body verifies and evaluates the effectiveness of the internal

control system and certifies the group as a whole.

c. Scope: who can be considered as a group?

4. In principle only small farmers can be members of the group covered by group
certification. Larger farms (i.e. farms bearing an external certification cost that is
lower than 2 % of their turnover) can also belong to the group but have to be
inspected annually by the external inspection body. Processors and exporters can be
part of the structure of the group, but have to be inspected armually by the external
inspection body.

5. The farmers of the group must apply similar production systems and the farms should
be in geographical proximity.

6. A group may be organised on itself, i.e. as a co-operative, or as a structured group of
producers affiliated to a processor or an exporter.

7. The group must be established formally, based on written agreements with its
members. It shall have central management, established decision procedures and
legal capacity.

8. When intended for export, the marketing of the products must be carried out as a
group.

D. The internal control system

9. The internal control system of the group is a documented internal quality system that
includes a contractual arrangement with each individual member of the group.

J5 This guideline was formerly published as Commission services guidance document on 6 November 2003

16 http://www.oecd.org : DAC list of aDA Recipients
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10. Internal inspectors are designated by the group and cany out internal controls. They
must receive suitable training. The internal quality system sets out rules lo avoid or
limit potential conflicts of interest of the internal inspectors.

11. The internal inspectors cany out at least one annual inspection visit to each
individual operator including visits to fields and facilities.

12. The internal control system keeps appropriate documentation including at least a
description of the farms and the facilities, the production plans, the products
harvested, the contractual anangement with each individual member and internal
inspection reports.

13. The internal control system shall include the application of sanctions to individual
members who do not comply with the production standards. It shall inform the
external inspection body of the irregularities and non-compliances found, as well as
of the corrective actions imposed with agreed time for completion.

E. The external control body

14. The external control body evaluates the effectiveness of the internal control system,
with the final aim to assess compliance with the production standards by all
individual operators.

15. It has a contractual agreement with the group

16. It carries out at least one annual inspection of the group. The inspection shall include
an inspection visit of a number of individual farms with the aim to inspect for
compliance with the standards and to evaluate the effectiveness of the internal control
system.

17. Each year the external control body shall define and justify a risk-orientated sample
of farms subject to their annual inspections. The number of farms subject to annual
external inspection shall in any case not be lower than 10. For a normal risk situation,
it shall not be lower than the square root of the number of farmsin the group. For
medium or high-risk situations, the external inspection bodies shall define a risk

- - - factorofa! leastl.-zto-}:4respectivelyoc----- ------~--- ---~- -~----- -------

The farms visited by the external inspection body must be predominantly different
from one year to the other.

Minimum number of farms to be inspected by the external inspection body

Number of group
members=n

Normal risk factor
1

Medium risk factor
1.2

High risk factor
1.4

Minimum 10 12 14

1.4 square root of n1.2 square root of nSquare root of nn

Factors to define the risk should include:
I
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a) factors related to the magnitude of the farms

- size of tile holdings

- value of the products

difference in value between the organic and the conventional products

b) factors related to the characteristics of the holdings

- degree of similarity of the production systems and the crops within the
group

risks for intermingling and/or contamination

c) experience gained

number of years the group has functioned

- number of new members registered yearly

- nature of the problems encountered during controls in previous years and
results of previous evaluations of the effectiveness of the internal control
system

management of potential conflicts of interest of the internal inspectors

- stafftumover.

18. Larger farms, processors and exporters shall be inspected annually by the external
control body.

19. In case the external control body finds the internal control system to seriously lack
reliability and effectiveness, it shall increase the number of farms subject to their
annual inspection to at least three times the square root of the number of farms in the
group.

20. The external control body shall have a documented sanctions policy vis-à-vis groups.
In cases it finds the internal control system to lack reliability and effectiveness, the
external inspection body shall apply sanctions to the group as a whole, including, in
case of serious deficiencies, the withdrawal of the certification of the group.

21. In their report to the relevant supervising authorities, the external control body shall
refer to all the elements of this guidance document.
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9. Guideline for publication of list of operators

Articles 3 (2) (e) and 10 (2) (e)

1. The website shall contain all operators subject to control, at least with respect to
export to the European Union.

2. It shall contain for each operator the name, the third country of operation, the
location, the type of products and the certification status (organic or in-conversion).

3. It shall also contain a contact point for further information.

4. The following categories of production shall be mentioned for each operator:
primary production, processing or exporter.

5. Decertified products and suspended operators shall be indicated, for the time period
relevant to the decertification or suspension. In-conversion products shall clearly be
indicated as such.

6. The website shall be accessible to all who is requesting access.

7. The website shall be regularly'" updated; the date of the last update shall be
mentioned.

8. Requests from recognised control authorities and control bodies or from listed
competent authorities to CBs or CAs regarding the certification status of certain
products shall be replied to within two working days.

17 For instance not later than 2 weeks after a decision has been taken and not later than two days after a
decision of decertification of an operator has been taken
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10. Guideline for the management of and communication on
irregularities and infringements concerning imported products

l. When receiving imported organic products, the importer has to check the products
and the related documents (see Article 34 of Regulation 889/2008). In case of doubt,
he shall immediately inform the CB or CA (see Article 91 of Regulation 889/2008).

2. The Control Body or Control Authority reports the irregularities and infringements
found relating to products imported or destined for importation to the CB or CA of
the exporter and copies this report to the AB of the CB or CA of the exporter. It also
immediately reports these irregularities and infringements to the competent authority
of the Member State where the importer has notified its activities, in order to inform
the other Member States that rejected goods may be presented for import into their
tenitory.

3. When the product originates in a listed third country, the Member State notifies the
case to the Commission. The Commission contacts the third country with a request
for investigation. It keeps the co-reporting Member States nominated for that third
country informed and asks for their assistance where appropriate.

4. When the product originates in a third country not listed, the Member State notifies
the case to the Commission. The Commission contacts the CB or CA in question
with a request for investigation or for corrective measures and copies the request to
the AB concerned. It keeps the co-reporting Member States nominated for that CB or
CA informed and asks for their assistance where appropriate.

5. The ABs shall investigate the irregularities and infringements relating to the CAs or
CBs they have assessed and of which they are informed in the framework of their
surveillance and multi-annual re-assessment activities.

6. For the transitional system of member state import authorisations, there are no
changes and the system is described in Article 19 (l) to 19 (3) of Regulation
1235/2008.

7. Requests from recognised CBs and CAs or from listed competent authorities to CBs
or CAs regarding suspicion of fraud or infringements shall bereplied to within two
working days.- -
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11. Guidelines for verification of incoming consignments by customs or
other authorities

Guidelines under preparation, especially with regard to recognising organic products
imported according to article 32 of Regulation 834/2007 as such.
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Working document revl, SCOF 19 and 20 October 2009

Article J

Regulation (EC) No 889/2008 is amended as follows:

(1) In Title II, a new Chapter 3a is inserted:

"CHAPTER3a
Specific rules for wine-making

Article 29a
Scope

This Chapter lays down specific rules for grapevine products listed in [Annex XI b of
Council Regulation (EC) No 1234/2007].

Article 29b
Use of certain products and substances in wine making

For the purpose of Article 19(2)(b) of Regulation (EC) No 834/2007 only products and
substances as listed in Annex VIIIa can be used for wine making.

Article 29c
Oenological practices and restrictions

1) Without prejudice of paragraph 2 and 3, all oenological practices and restrictions
provided in Article l20c of Council Regulation (EC) No 1234/2007 and Article 3 of
Commission Regulation (EC) No 606/2009 at the time of entry into force of this
Regulation are permitted.

2) The use of the followingpr~ctices is restricted to the following conditions:

a. For enrichment processes in respect of grape must, reverse osmosis
according to point b Section B.l of Annex XVa of Regulation (EC)
1234/2007, may be used until 31 December 2015.

b. For enrichment processes in respect of wine, partial concentration through
cooling according point c, Section B.l of Annex XVa of Regulation (EC)
1234/2007 may be used until 31 December 2015.

c. Heat treatments according to point 2 of Annex lA of Regulation (EC) No
606/2009 may be used up to a maximum temperature of [650 C].

d. For centrifuging and filtration with or without inert filtering agent according
to point 3 of Annex lA of Regulation (EC) No 606/2009 , the size of the
pores shall be equal or above [2 micrometer].

EN
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Working document revl, SCOF 19 and 20 October 2009

e. Ionic exchange resins according to point 20 of Annex lA of Regulation (EC)
No 606i2009, may be used until 31 December 2015.

3) The use of the following practices are prohibited:

a. Elimination of sulphur dioxide by physical processes according to point 8 of
Annex lA of Regulation (EC) No 606/2009.

b. Electrodialysis treatment to ensure the tartaric stabilisation of wine according
to point 36 of Annex lA of Regulation (EC) No 606/2009. .

c. Partial dealcoholisation of wine according to point 40 of Annex lA of
Regulation (EC) No 606/2009.

d. Treatment with cation exchangers to ensure the tartaric stabilisation of the
wine according to point 43 of Annex lA of Regulation (EC) No 606/2009.

.,.
f

4) Oenological practices being introduced in Regulation (EC) No 1234/2007 and
Regulation (EC) No 606/2009 after the time of entry into force of this Regulation have
to meet the requirements of Article 19 (3) of Regulation (EC) 834/2007 and undergo
an evaluation process according to Article 21 of Regulation (EC) No 834/2007 to be
authorised for use in organic production.

Article29d
Enrich~ent

All products for enrichment (concentrated must, rectified concentrated must or sucrose)
shall be derived from organic production."

(2) In Article 95, a new paragraph is added:

"12. In the labelling of wine obtained from organic grapes, produced, processed and stored
before the entry into application of this Regulation, the EU-logo may be used provided
that the winemaking was compliant with this Regulation. Operators benefiting from that
measure shall keep recorded evidence, and the corresponding quantities. Where such
evidence is not available, the wine may be labelled as "wine made from organic grapes"
provided ítcomplíes.with.the Regulation, (EC) No 889/2008 and cannot bear the EU
logo."

(3) The Annexes are amended in accordance with the Annex to this Regulation.

Article 2

This Regulation shall enter into force on the third day following that of its publication in
the Official Journal of the European Union.

EN
Iid
II
!I

Ji



Working document revl, SCOF 19 and 20 October 2009

It shall apply to wine and grapevine products derived from the first harvest of grapes after
I July 2010, with the exception of point (2) of Article I which shall apply the day of entry
into force of this Regulation.

Annex VIlla

The following Annex VIlla is inserted after Annex VIII:

ANNEX

Products and substances for use in organic wine and organic grapevine
production as referred to in Article 29b.

Name

J. Food additives including carriers

Specific conditions, restrictions

Sulphur dioxide,

Potassium bisulfite
or potassium
metabisulfite

the maximum S02 content as provided for in Annex LB of"
Regulation (EC) No 606/2009 shall be decreased by [75mg]
S02/1 as mentioned for each category in that Annex

L-Ascorbic acid

Citric acid

Derived from organic productionL(+)Tartaric acid

Derived from organic productionArabic gum (=
acacia)

Derived from organic productionAleppo pine resin

Tannins Derived from organic production

Carbon dioxid

2. Processing aids

Name Specific conditions, restrictions

Calcium carbonate

Neutral Potassium tartrate

Potassium bitartrate

Potassium bicarbonate !

EN
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Charcoal for oenological use Only for musts

[Plant proteins from wheat or Derived from organic production
peas]

Casein Derived from organic production

Potassium caseinate Derived from organic production

Edible Gelatin Derived from organic production

Isinglass

Egg white albumin
f

Silicon dioxide

Bentonite

Microcrystalline cellulose

Pectolytic enzymes

DL tartaric acid Derived from organic production

Copper sulphate or cupric Only until31 December 2015
citrate

Potassium alginate
,

Nitrogen

Oxygen

[Yeasts]

]llÍlU11ine hydrochloride ___ c - - - - -

Lactic bacteria

Carbon dioxid

Di-ammonium phosphat

Perlite as an inert filtering agent

Cellulose as an inert filtering agent

Fresh lees derived from organic production

EN EN
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Brussels 05.10.2009

Flavours in food law ,ft'.~, ~
-1 .:'

Dear Mr Hulat,

Thank you again for coming to Avignon! We are very ,grateful for the
exchange of information and for the intensive debate on labelling tasks
relevant to the organic market.
During the meeting in Avignon the question arose whether flavours in legal
terms can be considered as foods.

We examined the relevant EC regulations and came to the following
conclusion;

Regulation (EC) no 834/2007 Article 1 (2) defines:

"b) processed agricultural products for use as food;"

Under the definitions of (EC) no 834/2007 Article 2 j) we find a definition
for food which subsequently refers to regulation (EC) 178/2002.

In article 2 of (EC) Regulation no 178/2008 we find the following wording;
"Article ~ Definition of ''food''

For tf¡ejJl.l!J2.o~t;~ºUhj~Bg¡yjgt¡@, "føxr(Q( "fQQçf~tlfft'2me.qflS___
any substance or product; whether processed, partially processed
or unprocessed, intended to be, or reasonably expected to be
ingested by humans. "Food" includes drink, chewing gum and any
substance, including water, intentionally incorporated into the food
during its manufacture, preparation or treatment It includes water
after the point of compliance as defined in Article 6 of Directive
98/83/EC and without prejudice to the requirements of Directives
80/778/EEC and 98/83/EC
"Food" shall not include:
(a) feed;
(b) live animals unless they are prepared for placing on the market
for human consumption;
(c) plants prior to harvesting;
(d) medicinal products within the meaning of Council Directives
65/65/EEC(21) and 92/73/EEC(22);
(e) cosmetics within the meaning of CouncilDirective
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76/768/EEC(23);
(f) tobacco and tobacco products within the meaning of Council
Directive 89/622/EEC(24);
(g) narcotic or psychotropic substances within the meaning of the
United Nations Single Convention on Narcotic Drugs, 1961, and
the United Nations Convention on Psychotropic Substances, 1971;
(h) residues and contaminants. "

These definitions mean that all substances used during the production of
food and which are neither processing aids nor substances mentioned
under a)-h) of EC regulation 178/2002 Article 2 are "foods". This means
"flavours" are "food" in the means of article 2 of EC regulation 178/2002. t
(The EC regulation on organic farming EC no 834/2007 is referring under
definitions article 2 j) consequently to this definition in (EC) no 178/2002).

Our examination of (EC) Regulation 1331/2008 (Evaluation of additives)
and the EC regulation 1334/2008 (flavour regulation) revealed no
requirements or other limitations, which contradicts this statement.

As stated in our letter of 08/05/2009 we therefore understand even
"flavours" produced out of agricultural raw materials to be included in the
scope of Article 1 of (EC) Regulation 834/2007. .
In the organic regulations EC no 834/2007 and EC no 889/2008 we do not
see any requirements that conflicts with this statement.

The counter-argument, which is brought forward sometimes, that Article 27
(2) of EC no 889 excludes flavours from the scope of the Regulation EC no
834/2007 by excluding them from the percentage calculation of agriculture
origin is to our opinion not valid; Article 27 (2) states the following:

"For the purpose of the calculation referred to in Article 23(4)(a)(ii)
of Regulation (EC) No 834/2007... ';

This wording clarifies definitively that this article is only relevant for
calculation as referred to in Article 23 of EC no 834/2007.
To argue that article 27 (2) of EC no 889 is effecting in any way the scope
of the regulation is not appropriate and not in line with the inherent logic
and hierarchy of the organic regulations.

Marco Schlüter, Director

We hope you will consider our arguments. We remain at your assistance
should you want further elaboration of the matter.

With Best Regards,

i
i

Annex: IFOAM EU letter "Additives in organic quality" of 08/05/20091
2 (2) !
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1049 Brussels
Belgium

Brussels, 08/05/2009

Additives in organic quality

Dear Mr J.F. Hulot,

We would like to express our concerns over the rising problems
we have experienced with the interpretation of the new organic
regulation in regard to ingredients mentioned in article 27 of
889/2008 and Annex VIII thereof.

Some countries have (again) started to interpret the new
regulation in a way which excludes ingredients from
agricultural origin with mainly technical and sensorial functions
(listed in article 27 and annex VIII of EC No 889/2008) from
the scope of the Regulation ECNo 834/2007.

We would like to remind that we have worked together towards
excluding the term "products of non- agricultural origin" from
the new organic regulation. The aim to do so was to change
the legal system to make it possible to certify products from
the former Annex VI as organic: if they originate from
agricultural raw material produced in line with the organic
rules.

During the revision process this problem was identified as a
structural problem of the old regulation preventing a needed
development of the organic sector, specifically with regards to
enhancing the authenticity of processed organic products.
The reality on the market is that organic lecithin, organic guar,
organic citrus oil (flavour extract), organic starter cultures and
organic flavours are available.
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These substances are important contributions to the
authenticity of organic foods because they are able to replace
allowed conventional ingredients. This solves several problems;

• Unclear GMO situation during processing of such
conventional ingredients (Lecithin, Tocopherol, etc.)

• Excluding substance from synthetic sources and/or very
conventional sources

• Making organic products more organic
• Helping even the ingredient industry to diversify their

markets
• Helping to integrate organic markets and offering

producers new organic markets.
• At least better use of by-products from organic

production and processing

Looking at the scope of (EC) no 834/2007 Article 1 (2) " b)
processed agricultural products for use as food;" we see two
important facts combined:

- First the substances have to come from agriculture and
- secondly have to be used for food.

Taking the legal definition of "food" from legislation EC
regulation 178/2002 (see Annex) it is clear that all ingredients
having mainly technical and sensorial functions are "food".

We therefore believe that it is absolutely clear from the legal
point of view to have these substances (e.g. organic lecithin,
organic guar, organic locus bean gum, organic citric oil, organic
flavour extracts) certified in accordance to the requirements of
EC regulation 834/2007.

We ask you to re-inform the member states at the next SCOF-
meeting on this issue. If you do not share our opinion please
let us know as soon as possible. In case of further questions
please do not hesitate to contact us.

With best wishes,

Marco Schlüter,Director

2 (3)
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Annex

Regulation (EC) No 178/2002 of the European Parliament and
of the Council of 28 January 2002 laying down the general
principles and requirements of food law, establishing the
European Food Safety Authority and laying down procedures in
matters of food safety

"Article 2 Definition of "food"
For the purposes of this Regulation, 'food" (or 'foodstuff") means
any substance or product, whether processed, partially processed or
unprocessed, intended to be, or reasonably expected to be ingested
by humans.
"Food" includes drink, chewing gum and any substance, including
water, intentionally incorporated into the food during its
manufacture, preparation or treatment. It includes water after the
point of compliance as defined in Article 6 of Directive 98/83/EC
and without prejudice to the requirements of Directives
80/778/EEC and 98/83/EC.
"Food" shall not include:
(a)feed; .
(b) live animals unless they are prepared for placing on the market
for human consumption;
(c) plants prior to harvesting;
(d) medicinal products within the meaning of Council Directives
65/65/EEC(21) and 92/73/EEC(22);
(e) cosmetics within the meaning of Council Directive
76/768/EEC(23);
(j) tobacco arid tobacco products within the meaning of Council
Directive 89/622/EEC(24);
(g) narcotic or psychotropic substances within the meaning of the
United Nations Single Convention on Narcotic Drugs, 1961, and
the United Nations Convention on Psychotropic Substances, 1971;
(h) residues ånd contaminants. ")

3 (3)



23



9 BV 09.743
M 4 K 03.4528

Ausfertigung

27, JULi

Bayerischer VerwaltungsgerichtslÎôf

In der Verwaltungsstreitsache

vertreten durch den Vorstand,

- Kläger-

bevollmächtigt:
Rechtsanwalt Hanspeter Schmidt,
Sternwaldstr. 6a, 79102 Freiburg,

lebensmittelrechtlicher Anordnung;

hier: Berufung des Beklagten gegen das Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichts
München vom 13. Mai 2004,

gegen

Freistaat Bayern,

vertreten durch:
Landesanwaltschaft Bayern
Ludwigstr. 23, 80539 München

wegen

erlässt der Bayerische Ve~altungsgerichtshof, 9. Senat,
durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Dr. Schechinger,
den Richter am Verwaltungsgerichtshof Bergmüller,
die/Richterin am Verwaltungsgerichtshof Krieger
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aufgrund mündlicher Verhandlung vom 29. Juni 2009

am 1. Juli 2009

folgenden

Beschluss:

I. Dem Europäischen Gerichtshof werden gemäß Art. 234 EG folgende
Fragen zur Auslegung des Art. 249 Abs. 4 EG und der Entscheidung
der Kommission vom 22. Februar 2000 (2000/196/EG) vorgelegt:

1. Schließt es Art. 249 Abs. 4 EG aus, eine nach ihrem Wortlaut nur
an einen bestimmten Betroffenen gerichtete Entscheidung der
Kommission so zu verstehen, dass sie auch gegenüber anderen
Unternehmen verbindlich ist, die nach Sinn und Zweck der Ent-
scheidung in gleicher Weise zu behandeln sind?

2. Ist die Entscheidung der Kommission vom 22.Februar 2000 über
die Zulassungsverweigerung von .Stevia rebaudiana Bertoni:
Pflanzen und getrocknete Blätter" als neuartige Lebensmitteloder
neuartige Lebensmittelzutaten (2000/196/EG; ABI Nr. L61/14 vom
8.3.2000), nach deren Art. 1 .Stevia rebaudiana Bertoni: Pflanzen
und getrocknete Blätter" als neuartige Lebensmitteloder Lebens-
rriittèlzufi3feri· in-der Gemeinschaft niëIY¡-Z:ùgeri3sseri-siila,aucnge=---

genüber der Klägerin verbindlich, die "Stevia rebaudiana Bertoni:
Pflanzen und getrocknete Blätter" derzeit in der Gemeinschaft in
Verkehr bringt?

II. Das Berufungsverfahren wird für die Dauer des Vorabentscheidungs-
verfahrens ausgesetzt.



Die Europäische Kommission hat mit. Entscheidung vom 22. Februar 2000
(2000/196/EG) in Art. 1 festgestellt, das "Stevia rebaudiana Bertoni: Pflanzen und ge-
trocknete Blätter" als neuartige Lebensmitteloder Lebensmittelzutaten in der Ge-
meinschaft nicht zugelassen sind. Nach Art. 2 der Entscheidung ist diese an Prof. J.
Geuns, KUL-Pflanzenphysiologisches Labor, in Belgien gerichtet. Die Klägerin war

- -------- ._-~,,,.--an diesem VerfahænFlicht beteiligt. ._-_..._~-,_ ...-

r 4
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Gründe:

I.

Die Klägerin begehrt die Aufhebung des nationalen behördlichen Verbots, das Pro-
dukt .Stevia rebaudiana Bertoni: Pflanzen und getrocknete Blätter" in der Bundesre-

publik Deutschland in Verkehr zu bringen. Die Beteiligten streiten darüber, ob es sich
bei diesem Produkt um ein neuartiges Lebensmittel im Sinne der Verordnung (EG)

Nr. 258/97 vom 27. Januar 1997 (ABI Nr. ~ 043 S. 1; sog. Novel-Food-Verordnung)
handelt, das nur nach vorheriger Durchführung eines gemeinschaftsrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahrens in der Gemeinschaft in Verkehr gebracht werden darf.

2 Die Klägerin stellt verschiedene Teesorten her und vertreibt diese. Sie werden nach
den Rezepturen einer Vorgängerfirma namens

hergestellt; von deren Nachfolgefirma hat die Klägerin
Namen und Rezeptur der Teesorten übernommen. In verschiedenen Teesorten wer-
den Bestandteile der südamerikanischen Stevia-Blätter als Süßungsmittel (in den Ka-
talogen und Packungsaufschriften als "Greensweet" bezeichnet) verwendet.

3

(' .
\....,.. '

Das Landratsamt Bad Tölz-Wólfratshausen beanstandete "Stevia rebaudiana Berto-
ni" mit Schreiben vom 17. April 2000 erstmals als neuartiges, in der Gemeinschaft
nicht zugelassenes Lebensmittel. Sowohl die Vorgängerfirmenwie auch die Klägerin
beharrten demgegenüber darauf, dass es sich nicht um ein neuartiges Lebensmittel
handele, weil das Produkt schon vor Inkrafttreten der Novel-Food-Verordnung in der
Gemeinschaft verwendet und in Verkehr gebracht worden sei.

5 Mit Bescheid vom 8. April 2003 untersagte das Landratsamt Bad Tölz-Wolfratshau-
sen mit sofortiger Wirkung das Inverkehrbringen der Teesorten "Eisbär-Tee", .Pfef-
ferminz Eistee", "After Dinner Tee" und "After Lunch Magen Kräuter Tee" und drohte

.....

I '



für den Fall der Zuwiderhandlung ein Zwangsgeld in Höhe von 500 Euro an. Zur Be-
gründung führte das Landratsamt aus, dass mit der Entscheidung der Kommission
vom 22. Februar 2000 die Zulassung von "Stevia rebaudiana Bertoni" als neuartiges
Lebensmittel verweigert worden sei. Diese für alle Mitgliedsstaaten verbindliche Ent-
scheidung untersage somit ein Inverkehrbringen dieses Produktes. Die Klägerin ha-
be nicht darzulegen vermocht, dass die beanstandeten Teesorten bereits vor dem
Inkrafttreten der Novel-Food-Verordnung am 15. Mai 1997 in der Gemeinschaft in
nennenswertem Umfang fürden menschlichen Verzehr in Verkehrgebrachtworden,
seien. Die von den Vorgängerfirmen der KI~g~rin und der Klägerin vorgelegten Un- i'~

terlagen (insbesondere KatalOge aus den Jahren 1994 - 1997) seien hierfür nicht
ausreichend.

6 Mit der dagegen erhobenen Klage trug die Klägerin insbesondere vor, die Produkte
seien bereits Anfang der 90iger Jahre von der Rechtsvorgängerin der Klägerin entwi-
ckelt und schon vor Mai 1997 in hunderttausenden von Exemplaren in der Europäi-

schen Gemeinschaft im Wege des Versandhandels und über Naturkostgeschäfte in
Verkehr gebracht worden. Die Entscheidung der Kommission vom 22: Februar 2000
habe ihr gegenüber keinerlei Bindungswirkung.

7 Das Verwaltungsgericht hat der Klage mit Urteil vom 13. Mai 2004 stattgegeben. Die

Entscheidung der Kommission vom 22. Februar 2000 entfalte nur gegenüber dem in
Art. 2 der Entscheidung genannten Adressaten Bindungswirkung. Bei den beanstan-
deten Teesorten handle es sich nicht um neuartige Lebensmittel im Sinne der Novel-
Food-Verordnung. Dass .Stevia rebaudiana Bertoni" vor dem 15. Mai 1997 tatsäch-
lien aen Teefffiscnungèn Beigefügt geweserísèi,ërgèoesicn åüsdèn inaèh-Al<fen
befindlichen Ablichtungen des Katalogs 1994/95, des Hauptkatalogs 1995/96 und
des Hauptkatalogs 1996/97. Zum Umfang der Herstellung und des Vertriebs der mit
dem genannten Produkt versehenen Teemischungen bereits vor dem 15. Mai 1997
habe der frühere Produktmanager der Firma

zutreffend und glaubhaft ausgesagt.

8 In dem vom Freistaat Bayern hiergegen angestrengten Berufungsverfahren hat die
Klägerin u.a. die Vernehmung mehrerer Zeugen zum Beweis der Tatsache angebo-

r,

ten, dass .Stevia rebaudiana Bertoni" bereits vor dem 15. Mai 1997 in erheblichem
Umfang in verschiedenen Ländern der Europäischen Gemeinschaft zum menschli-
chen Verzehr in Verkehr gebracht worden sei.

i
i

I
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Die Lebensmitfelbehörden können zur Erfüllung ihrer Aufgaben für den
- ---- --- ----_. __ .__... _~-- .-------- ------;;.-';->--- EinzelfallAnordnungen -treffen,Um

1. Verstöße gegen lebensmitfelrechtliche Vorschriften ... zu verhüten oder
zu unterbinden.

- 5 -

9 Im Berufungsverfahren hat der Freistaat Bayern mitteilen lassen, dass angesichts
des Urteils des Verwaltungsgerichts die Arbeitsgruppe "Neuartige Lebensmittel" der
Europäischen Kommission erneut mit der Beurteilung von .Stevía rebaudiana Berto-
ni" befasst worden sei und diese die Einstufung des Produktes als neuartig im Sinne
der Novel-Food-Verordnung bestätigt habe (BI. 19 bis 21 der Akte 9 BV 04.2441).

II.¡ ,
'IO Die im Berufungsverfahren zu treffende Entscheidung, ob das Verbot des Inver-

kehrbringens von .Stevia rebaudiana Bertoni" rechtswidrig ist, hängt von den vorge-
legten Fragen zur Auslegung des Art. 249 Abs, 4 EG und der Entscheidung der
Kommission vom 22. Februar 2000,ab. Der Verwaltungsgerichtshof sieht sich durch
letztere daran gehindert, in die von der Klägerin begehrte Beweisaufnahme (insbe-
sondere Vernehmung von Zeugen) einzutreten.

11 Der Beklagte stützt das Verbot des Inverkehrbringens von "Stevia rebaudiana Berto-
ni" auf Art. 2 Abs. 1 Nr. ci des Bayerischen Lebensmittelüberwachungsgesetzes _

LÜG - vom 11. November 1997 (GVBI S. 738) in der bis 31. Dezember 2002 gel-
tenden Fassung (§ 2 des Gesetzes vom 24.12,2002, GVBI S. 981). Die Vorschrift
bestimmt:

. 12

13

I 14 Der Beklagte sieht einen Verstoß gegen § 3 Abs. 1 Neuartige Lebensmittel- und Le-
bensmittelzutaten-Verordnung - NLV - (in der Fassung der Bekanntmachung vom
14.2.2000, BGBI I S. 123, zuletzt geändert durch Gesetz vom 6.8.2002, BGBI I S.
3082, 3099) als gegeben an, Die Vorschrift lautet:

15 Lebens,mittel und Lebensmitfelzutaten im Sinne des Art. 1 Abs. 2 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 258/97 dürfen vorbehaltlich des Absatzes 2 von demje-
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nigen, der für das Inverkehrbringen verantwortlich ist, nicht ohne eine nach
den in Art. 3 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 258/97 genannten Verfahren
erteilte Genehmigung in den Verkehr gebracht werden.

16 Ein solches Genehmigungsverfahren wurde für .Stevia rebaudiana Bertoni" in dem
der Entscheidung der Kommission vom 22. Februar 2000 zugrunde liegenden Fall
durchgeführt, mit dem Ergebnis, dass das Produkt als neuartiges Lebensmitteloder
Lebensmittelzutat in der Gemeinschaft nicht zugelassen ist. Die Klägerin weige~
sich, die Verbindlichkeit dieser Entscheidung für sich anzuerkennen oder für sich bei
der Kommission ein solches Verwaltungsverfahren durchzuführen, weil "Stevia re-
baudiana Bertoni" nicht neuartig im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 258/97 sei.

17 Deren Art. 1 Abs. 2 lautet wie folgt:

18 Diese Verordnung findet Anwendung auf das Inverkehrbringen von Le-
bensmitteln und Lebensmittelzutaten in der Gemeinschaft, die in dieser
bisher noch nicht im nennenswerten Umfang für den menschlichen Ver-
zehr verwendet wurden und die unter nachstehende Gruppen von Er-
zeugnissen fallen:

19 (e) Lebensmittel und Lebensmittelzutaten, die aus Pflanzen bestehen oder
aus Pflanzen isoliert worden sind, ... außer Lebensmitteloder Lebensmit-
telzutaten, die mit herkömmlichen Vermehrungs- oder Zuchtmethoden
gewonnen wurden uno die elfahrungsgemäß als unbedenkliche Lebens-

_._.u·····_~_·· __.~._ _~ ~ __ ._.._._ ....__ •. __ .._,, __.. ..' ....._.niittergelteraförij¡ej¡;-~·_--·

20 Der Verwaltungsgerichtshof neigt zu der Auffassung, dass durch die Entschei-
dung der Kommission vom 22. Februar 2000 auch für den vorliegenden
Rechtsstreit verbindlich geklärt ist, dass .Stevia rebaudiana Bertoni" ein neuar-
tiges Lebensmitteloder eine neuartige Lebensmittelzutat ist und in der Gemein-
schaft nicht in Verkehr gebracht werden darf. Das setzt allerdings eine Ausle-
gung des europäischen Rechts voraus, die zu den beiden Vorlagefragen ge-
führt hat.

21 Zur Vorlagefrage 1:
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22 Nach Art. 249 Abs. 4 EG ist die Entscheidung der Kommission in allen ihren
Teilen für diejenigen verbindlich, die sie bezeichnet.

23 In Abgrenzung zur Verordnung muss der Kreis der Adressaten bei der Ent-
scheidung geschlossen sein (vg!. Nettesheim in GrabitzlHilf, Das Recht der Eu-
ropäischen Union, 2008, RdNr. 188 zu Art. 249 EGV m.w.N.). Im vorliegenden
Fall ist die Entscheidung nach ihrem Wortlaut an eine einzelne Privatperson ge-

richtet. Es stellt sich deshalb die Frage, ob Art. 249 Abs. 4 EG so zu verstehen
ist, dass eine Entscheidung der Kommission nur für diejenigen verbindlich ist,
die sie ausdrücklich bezeichnet oder ob eine ausdrückliche Benennung aller
Adressaten nicht zwingend notwendig ist und den Anforderungen des Art. 249
Abs. 4 EG auch dann entsprochen wird, wenn sich aus dem Inhalt der Ent-
scheidung ergibt, für wen sie Rechte und Pflichten begründen soll, ob es also
ausreicht, wenn der adressierte Personenkreis individualisierbar ist (bejahend
Nettesheim a.a.O., RdNr. 194 zu Art. 249 EGVm.w.N.). Der Verwaltungsge-
richtshof neigt dieser Auffassung" zu.

24 Zur Vorlagefrage 2:

25 Verneint der Gerichtshof die Vorlagefrage 1, so wäre eine Auslegung der Ent-
scheidung der Kommission vom 22. Februar 2000 denkbar, dass sie nicht nur
gegenüber dem in Art. 2 der Entscheidung ausdrücklich genannten Herrn Prof.
J. Geuns verbindliche Wirkung entfaltet, sondern auch gegenüber der Klägerin.
Bereits der Wortlaut des Art. 1 der Entscheidung ("Stevia rebaudiana Bertoni:

- . ----E.flaozerL..uod-getmcknete-ßlätter"sind-als-neuartigel::ebensmitteloder-le-
bensmittelzutaten in der Gemeinschaft nicht zugelassen), spricht für eine Bin-
dungswirkung auch gegenüber anderen Unternehmen. Es wird generell eine
Pflanzenart angesprochen und nicht das individuelle Produkt eines bestimmten
Herstellers. Auch eine Feststellung der Neuartigkeit des Lebensmittels wird im
Wortlaut eindeutig als Regelungsinhalt dargestellt (Erwägungsgrund 4 Satz 1).
Für eine. Bindungswirkung über den entschiedenen Einzelfall hinaus spricht
auch die in Art. 7 Abs. 3 Novel-Food-Verordnung vorgeschriebene Veröffentli-
chungspflicht einer solchen Entscheidung im Amtsblatt der Europäischen Ge-
meinschaften. Die Kommission selbst geht davon aus, dass sie u.a. über die
Neuartigkeit von .Stevia rebaudiana Bertoni" mit verbindlicher Wirkung auch für
andere Fälle entschieden hat, wie das Bundesministerium für Verbraucher-

",:;j¡,f.'t::

Ii
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schutz, Ernährung und Landwirtschaft in seinem Bericht vom 30. September
2004 über die Sitzung der Arbeitsgruppe "Neuartige Lebensmittel" der Kommis-
sion darlegt. Auch nach ihrem Sinn und Zweck dürfte die Entscheidung so zu
verstehen sein, dass sie die Verkehrsfähigkeit von .Stevia rebaudiana Bertoni"
einschließlich ihrer Neuartigkeit für das Gebiet der Gemeinschaft generell re-
geln und eventuelle Konkurrenten in das Verkehrsverbot mit einbeziehen wollte.
Ohne diese Gleichbehandlung könnte das Marktgeschehen ungerechtfertigt ge-
stört werden. Der Aufwand einer Entscheidung auf europäischer Ebene stünde

auch in einem Missverhältnis zur Wirkung, wenn jedermann auf nationaler Ebe-
ne die Richtigkeit der Kommissionsentscheidung bestreiten könnte.

26 Gegen die Verbindlichkeit der Entscheidung der Kommission auch der Klägerin
gegenüber spricht auch nicht, dass die Klägerin an dem Verfahren der Kom-

mission nicht beteiligt worden war. Spätestens seit Veröffentlichung der Ent-
scheidung der Kommission bestand für die Klägerin die Möglichkeit, ein Verfah-
ren nach der Novel-Food-Verordnung durchzuführen und dort unter Wahrung
ihrer Beteiligungsrechte den Nachweis zu führen, dass das umstrittene Le-
bensmittel nicht neuartig oder jedenfalls für den Verbraucher unschädlich im
Sinne der Verordnung und damit die Entscheidung der Kommission aufzuheben
ist. Würde das durch die Kommission abgelehnt, so könnte die Klägerin unmit-
telbar gegen diese Entscheidung mit der Nichtigkeitsklage nach Art. 230 Abs. 4
EG vorgehen. Rechtsstaatliche Bedenken gegen die Verbindlichkeit der Ent-
scheidung der Kommission vom 22. Februar 2000 auch für die Klägerin hat der
Verwaltungsgerichtshof daher nicht.

Dr. Schechinger Bergmüller Krieger
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Für den Gleichlaut der Ausfertigung mit der Urschrift
München, den 23. Juli 2009

Als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle des
Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs:
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Kurzbeschreibung Quote für unangekündigte Kontrollen
c

Durchführung KontrollsteIlen (Kontrollpersonal)
durch
Ziel Feststellung von leicht korrigierbaren oder zu verheimlichenden

Verstößen (z.B. unçenüçends Einstreu, Lagerung unerlaubter Be-
triebsmittel und Zutaten, nicht korrekte Kennzeichnung aktueller
Partien usw.), die bei angekündigten Kontrollen selten feststellbar
sind.

Erläuterung Das Unternehmen soll nach der Kontrollankündigung die Zeit nicht
nutzen können, um während des Jahres "vernachlässigte" Ver-
pflichtungen "auf Stand" zu bringen. Dies muss kontinuierlich erfol-
gen, damit immer - auch bei unangekündigten Kontrollen - eine
wirksame Kontrolle möglich ist und ggf. ein verordnungskonformer
Zustand festgestellt werden kann. Zumindest die Teilkontrolle auf
unerlaubte Betriebsmittel ist auch ohne den Betriebsleiter und ohne
Ankündigung regelmäßig möglich.

Dem Verbraucherschutz genügt es nicht, wenn nahezu alle Jahres-
kontrollen angekündigt erfolgen.

Maßnahme Von 100 Kontrollen gemäß Artikel65 Abs. 1 und 4 va (EG) Nr.
889/2008 werden mindestens 20 Kontrollen unangekündigt
durchgeführt.

Erläuterung Die relevante Anzahl der Kontrollen ergibt sich aus der Zahl der zu
Beginn des jeweiligen Kalenderjahrs kontrollpflichtigen Unterneh-
men.

-,

Anlass-Kontrollen aufgrund von Verdacht oder zur Überprüfung des
Abstellens von Abweichungen werden zusätzlich zu der oben ge-
nannten Quote durchgeführt und sind im Regelfall unangekündigt,
d.h. ohne jedwede vorherige Information des Unternehmens durch-
zuführen.

Aufwand (Zeit / Der gegebenenfalls entstehende Mehraufwand ist zu Gunsten eines
Kosten) effektiven Kontrollverfahrens vertretbar und aus den bisherigen Er-

kenntnissen erforderlich geworden.

\p

Vorschläge von Maßnahmen zur Aktualisierung
der Qualitätssicherung

des "Öko-Kontrollverfahrens" in Deutschland

1.
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2.
Kurzbeschreibung Quote für betriebsübergreifende Warenflusskontrollen ("Cross

Check-Maßnahmen")

Durchführung KontrollsteIlen (Kontrollpersonal), Landesbehörden
durch
Ziel Unternehmensübergreifende Uberprüfung von Warenströmen

(,

Erläuterung Zu den "Cross-Check-Maßnahmen" zählen Abgleiche von Waren-
lieferungen, bei denen die Zukäufe bzw. Lieferungen eines anneh-
menden und abgebenden Unternehmens nachgeprüft werden in:

1. Unternehmen, die durch dieselbe KontrollsteIle kontrolliert
werden,

2. Unternehmen, die durch eine andere KontrollsteIle kontrolliert
werden und

3. begründeten Verdachtsfällen bei Unternehmen, die nicht dem
Kontrollverfahren unterliegen. In letzteren Unternehmen kön-
nen die Prüfungen nur durch die Landesbehörde durchge-
führtwerden.

Maßnahme Je 100 Kontrollen gemäß Artikel65 Abs. 1 und 4 VO (EG) Nr.
889/2008 werden 30 "Cross Check-Maßnahmen" durchgeführt.
Diese "Cross Check-Maßnahmen" sind auf alle Kontrollberei-
che A bis E und den Tätigkeitsbereich H weitestgehend
gleichmäßig zu verteilen (einheitliche "Cross Check"-Quote).

Erläuterung Diese "Cross Check-Maßnahmen" sind risikoorientiert durchzufüh-
ren.

Aufwand (Zeit / Die Kosten des Verfahrens sind von der jeweiligen involvierten
Kosten) Stelle zu tragen.

Die KDK wird bis Ende November die bisherigen "Cross Check-Maßnahmen" der
KontrollsteIlen auswerten, die "Cross Check-Maßnahme" an sich unter Berück-

sichtigung der Empfehlungen aus dem "Handbuch für Öko-Kontrollstellen"
(Stand 09/2009) beschreiben und allen Beteiligten mitteilen.

2
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3.

Kyrzbeschreibung Zeitnahe und immer kostenpflichtige Uberprüfung der Wirk-
samkeit von schwerwiegenden Abweichungen

Durchführung KontrollsteIlen (Kontrollpersonal)
durch
Ziel Bei schwerwiegenden Abweichungen ist es erforderlich, dass die

Abstellung der festgestellten Mängel zeitnah überprüft wird.

Erläuterung Abmahnungen ohne Uberprüfung sind keine effektive Kontrollmaß-
nahme. Im Maßnahmenkatalog wird festgelegt, wann eine Nach-
kontrolle zu erfolgen hat.

"

Maßnahme Bei schwerwiegenden Abweichungen ist grundsätzlich eine
zeitnahe und kostenpflichtige Nachkontrolle eñorderlich.
Eñolgt keine Nachkontrolle, ist dies zu begründen.

Erläuterung Nachkontrollen sind aus Gründen des lauteren Wettbewerbs immer
kostenpflichtig.

Es existieren Fälle, bei denen eine weitere kostenpflichtige Über-
prüfung nicht angemessen ist; insbesondere wenn der Mangel be-
reits zum Zeitpunkt der Kontrolle beseitigt war und wird oder wenn
mit der Zusendung aussagefähiger Dokumente die Behebung des
Mangels nachgewiesen werden kann. Hier ist eine kostenpflichtige
Nachkontrolle nicht erforderlich.

Es wird davon ausgegangen, dass alle KontrollsteIlen bei vergleich-
baren Abweichungen vergleichbare Abmahnungen entwickeln und
aussprechen.

Aufwand (Zeit / Den Aufwand der Folgen einer Abmahnung trägt das Unternehmen.
Kosten)
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4.

Kurzbeschreibung Obligatorische Verwendung eines Formulars "Abweichungsbe-
richt"
~~¡!,.1

Durchführung KontrollsteIlen (Kontrollpersonal)
durch
Ziel Einheitliche Dokumentation von Abweichungen durch die Kontroll-

steIlen.

Erläuterung Ein gesondertes Formular für jede Abweichung, wie es überwiegend
üblich verwendet wird, ist für die klare und abgrenzende Darstellung
der Abweichung für alle Beteiligten nützlich und erforderlich.
Inhaltlich bestehen alle "Abweichungsberichte" mindestens aus del'll
Positionen: Abweichung, Maßnahme, Stellungnahme des Unter-
nehmens und Unterschriftenfeld.
Ein Abweichungsbericht ist immer dann erforderlich, wenn ein Hin-
weis nicht mehr angemessen ist, auch wenn noch kein Verstoß
nach Art. 30 (1) vorliegt.

Maßnahme Zur Dokumentation wird ein Formular verwendet, in dem jede
festgestellte Abweichung (alles, was über den schriftlichen
Hinweis hinausgeht) in einem einzelnen Dokument genSU zu
beschreiben ist. Maßnahmen zur Abstellung der Abweichun~
sind zu dokumentieren. Dem Unternehmen ist die Möglichkeit
zu geben, Stellung zu nehmen.

Erläuterung Bei den Unternehmen und dem Kontrollpersonal wird diese klare Art
und Weise der Dokumentation der Mängel akzeptiert oder sogar als
sehr hilfreich bewertet.

Durch die zurzeit bestehende "Schieflage" bei einervöllig unter~
schiedlichen Dokumentation von Abweichungen kommt es zu nrcht
duldbaren Wettbewerbsverzerrungen zwischen KontrollsteIfen.

.-Aufwand (Zeit 1...
Keirinennenswerter zusätzlicher Aufwand .

Kostenl

4



Erläuterung Nicht alle KontrollsteIlen übermitteln den Unternehmen das Kontroll-
ergebnis in solch transparenter Weise.

Erläuterung Nicht alle KontrollsteIlen führen dies bislang durch.

Die Übersendung der "Bescheinigung" nach Anhang XII der va
(EG) 889/2008 reicht nicht aus.

Auswertungsschreiben

KontrollsteIlen

Zusammenfassende Dokumentation und Mitteilung der durchge-
führten Kontrolle sowie Transparenz der Zertifizierungsentscheidung
und deren Ergebnisse.

Künftig werden alle KontrollsteIlen angemessen zeitnah einen
vollständigen Bericht über das Ergebnis der Bewertung den
Betrieben übermitteln (vgl. EN 45011, Nr.11 lit. b).
Spätestens dieser Bericht enthält die bei der Betriebsinspekti-
on festgestellten Mängel, die Auflagen zur Beseitigung und die
vom Betrieb zu ergreifenden Maßnahmen.

Der Aufwand hängt von der Art der Unternehmen und dem Kontroll-
ergebnis ab.
Das Auswertungsschreiben ist Bestandteil der Dokumentation der
durchgeführten Kontrolle und dort zu kalkulieren.

5
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I '

Kurzbeschreibung Austausch von Kontrollergebnissen bei mehreren Unterneh-
men mit einheitlicher Leitung oder deren personeller Verflech-
tung wenn sie sich durch unterschiedliche KontrollsteIlen kon-

j trollieren lassen.
;;:J:
't~::j

Durchführung KontrollsteIlen und Länderbehörden
durch
Ziel Wenn mehrere Unternehmen, ähnlich wie Betriebsteile eines Unter-

nehmens, unter derselben oder teilweise derselben Leitung wirt-
schaften, sich aber von unterschiedlichen KontrollsteIlen kontrollie-
ren lassen, sollen die beteiligten KontrollsteIlen umfassend über das
"Gesamtbild" aus den Kontrollverfahren der beteiligten Unterneh-
men informiert sein. Gleiches gilt, wenn ein Unternehmen für mehre7~
re Betriebsteile oder kontrollpflichtige Tätigkeiten unterschiedliche ~:
KontrollsteIlen beauftragt.

Erläuterung Der regelmäßige Austausch von Kontrollergebnissen (z.B. Kontroll-
bericht) wird gemäß Art. 31 va 834/2007 bei solchen Unternehmen
für dringend erforderlich gehalten.

Maßnahme Regelmäßiger Austausch von Informationen über Kontroller-
gebnisse zu allen beteiligten Unternehmen bzw. Unterneh-
mens-/Betriebsteilen.

Erläuterung Siehe oben. Auch die Länderbehörden weisen die KontrollsteIlen
auf ihnen bekannt werdenden Fällen entsprechend hin.

Aufwand (Zeit I Aufwand unbedeutend.
Kosten)

,
I ,

i I

,
I ,

! I

! ,

i,
l'
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Kurzbeschreibung Warenflusskontrol/e bei relevanten Erzeugnissen
I~

Durchführung Kontrollpersonal
durch
Ziel Warenflusskontrollen müssen risiko- und nicht aufwandsorientiert

erfolgen.

Erläuterung Insbesondere bei komplex zusammengesetzten Erzeugnissen kann
dabei auch die Richtigkeit und Einhaltung der vorgelegten Rezeptu-
ren wirkungsvoll überprüft werden.

Maßnahme Das Kontrol/personal wählt für die Warenflusskontrol/e die Er-
zeugnisse immer nach Risikogesichtspunkten aus mit dem
Ziel, etwaige Verstöße aufzudecken.

Erläuterung Es sind bei der Warenflusskontrolle immer mehrere Produkte und
mehrere Zutaten risikoorientiert auszuwählen. Besonderes Augen-
merk ist auf Komponenten mit besonderem Risiko zu legen (teuer,
hoher Preisunterschied zwischen Bio und konventionell, keine kon-
tinuierliche Verfügbarkeit gewährleistet) oder auf Komponenten mit
besonderer wirtschaftlicher Bedeutung (Menge).

Aufwand (Zeit / Kein zusätzlicher Aufwand, denn dies ist ein selbstverständlicher
Kosten) Anteil des Kontrollverfahren.

7



8.

Kurzbeschreibung I iurchsetzen von Prüfterminen

Durchführung KontrollsteIlen (Kontrollpersonal)
durch
Ziel Angekündigte Kontrollen dürfen nur in besonderen unabänderlichen

Ausnahmefällen neu terminiert werden.
Bei unangekündigten Kontrollen wird die Prüfung soweit wie möglich
durchgeführt.

Erläuterung Die Durchführung der geplanten Kontrollen darf nicht in das Belie-
ben des Unternehmens gestellt werden. Das Unternehmen muss
jederzeit das Kontrollverfahren bedienen können. Es gilt zu verhin-
dern, dass durch Zeitaufschub Defizite vertuscht werden.

r:

Maßnahme Generelles Durchsetzen von Prüfterminen.
Terminabweichungen von vereinbarten Terminen sind in der
Unternehmensakte zu dokumentieren.

Erläuterung Neue Termine sind z. B. bei Krankheit, beruflichen Terminen bei
Nebenerwerbslandwirten, termingebundenen Erntearbeiten (hier
lässt sich durch tageszeitliche Abstimmung oder durch Teilprüfun-
gen meist eine Lösung finden) angemessen.

In vielen Fällen, in denen eine Prüfung durchgesetzt wurde, und den
Argumenten des Unternehmens, dass eine Prüfung nicht möglich
sei, nicht gefolgt wurde, sind Verstöße festgestellt worden. Zumin-
dest Teilprüfungen sind fast immer möglich. (

Aufwand (Zeit / Verminderung zusätzlichen Planungsaufwandes.
Kosten)

8



Erläuterung Probenahme macht dort einen Sinn, wo von vorneherein ein Untersu-
chungsziel definiert werden kann und die Untersuchung der Probe für
dieses Ziel technisch möglich ist.
Den Vorgaben der va 889/2008, insbesondere in Art. 65 (2) und dem
Verbraucherschutz entspricht es nicht, sich ausschließlich auf die
prozessdefinierte Kontrolle im Ökolandbau zu berufen.

Erläuterung Der Umfang der bisherigen Probeentnahme in Deutschland erscheint
nicht als angemessen, um bestehenden Risiken wirkungsvoll zu be-
gegnen.

Die KDK wird gebeten, Vorschläge zu einer effizienten Umsetzung
dieser Maßnahme zeitnah vorzulegen.

Risikoorientierte Probenahme in landwirtschaftlichen Kulturen
und bei Erzeugnissen
¡.gJ
,~i~

Kontrollpersonal

Nachweis von unzulässigerweise angewendeten Pflanzen- und Vor-
ratsschutzmitteln, Gentechnik und unzulässigen Zutaten
/Zusatzstoffen/Verarbeitungshiltsstoffen bei Erzeugnissen.

In mindestens 5 % der Betriebe pro Jahr, die keine Dokumentati-
on der entsprechenden Selbstkontrolle nachweisen, muss min-
destens eine Probe gezogen werden. Die Auswahl erfolgt risiko-
orientiert.

Probennahmen autgrund gesetzlicher Regelungen (z. B. Dünge-Va
oder Planproben der Lebensmittelüberwachung) sind keine Selbst-
kontrollen der Unternehmen.

Die Kompetenz zur Probennahme ist durch geeignete Fortbildungs-
maßnahmen aufrecht zu halten.

~'

Der Aufwand der Próbenahme selbst ist gering, die Analyse erfolgt in
externen akkreditierten Laboren. Die Koslen sind Fixkosten. Im "Be-
tundtaII", der zu einer "Beanstandung" führt, hat das betroffene Unter-
nehmen die Koslen zu tragen.

9
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(Nirht ver~tJentlichullgsbediirftige Rechtsakte, die ill Allwelldung des EC-VertJ'agsjEuJ'atom-Vmrags etlassen wurdell)

ENTSCHEIDUNGEN UND BESCHLÜSSE

KOMMISSION

BESCHLUSS DER KOMMISSION

vom 3. Juni 2009

Zur Einsetzung einer Sachverständigengruppe für technische Beratung bezüglich der
ökologischenibiologischen Produktion

(2009/427/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN _

gestützt auf den Vertrag zur Gliindung der Europäischen
Gemeinschaft,

, in Erwägung nachstehender Grunde:

In der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom
28. Juni 2007 über die ökologische/biologische Produk-
tion lind die Kennzeichnung von ökologischen/biologi_
sehen Erzeugnissen und zur Aufhebung der Verordnung
(EWG) NI'. 2092/91 (') sind die Ziele und Grundsätze der
ökologischen/biologischen f'roduktion sowie die Grund-
anfordonmgen an die Produktionsweise, Kennzeichnung
und Kontrolle von ökologischenibiologischen Erzeugnis-
sen in der pflanzlichen und der tierischen Erzeugung und
in der Aquakultur festgelegt.

Die im Juni 2004 angenommene Mitteilung der Kommis-.
sion anden Rat und das Europäische Parlament über den
Europäischen Aktionsplan für ökologische Landwirtschaft
und ökologisch erzeugte Lebensmittel (') entspringt der
Absicht der KommissioIl, die Situation zu beurteilen
und mit einem strategischen Gesamtkonzept für den Bei-
trag der ökologischen Landwirtschaft zur Gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP) die Grundlagen für die weitere Politik
in diesem Bereich zu schaffen. Der Europäische Aktions-
plan flir ökologische Land"1ltschaft und ökologisch er-
zeugte Lebensmittel empfiehlt insbesondere als Aktion 11
die Einrichtung eines unabhängigen SachverStändigengre_
mlurns zur technischen Bereitung.

Die Kommission ist gegebenenfalls auf technische Bera-
tUllg angewiesen, um über die Zulassung der Verwen-
dung von Erzeugnissen, Stollen und Verfahren im öko-
logisc.hell/biologischen Landbau und bei der Verarbeitung
von ökologischenibiologischen Erzeugnissen zu entschei-
den, neue oder verbesserte Vorschriften für die ökologi-i

I'J:--AB-:¡-.-L-1-8'-9vom 20.7.2007, S. l.
I~SEK(2004) 739.

sche/biologische Produktion auszuarbeiten, sowie allge-
meirier für die Prüfung jeder anderen Frage, die den Be-
reich der ökologischenibiologischen Produktion berührt,
Für diese komplexen und zeitaufwändigen Entscheidungs_
findungsprozesse ist ein hohes Maß an Spezialwissen er-
forderlich.

(4) Daher erweist es sich als notwendig, für den Bereich der
ökologischen/biologischen Produktion cinc Sachverstän_
digengmppe einzusetzen und deren Auftrag und Zusam-
mensetzung festzulegen.

Die Gruppe sollte den ¡cderzeitigen Zugang zu hochqua-
lifiziertem technischen Fachwissen bei einer weiten Pa-
lette von für die ökologische/biologische Produktion re-
levanten Sachgebieten erleichtern.

(6) Dabei sollte sich die Gruppe aus Wissenschaftlern und
anderen Sachverständigen mit Fachkenntnissen im Zu-
sammellhang mit der ökologischen/biologischen Produk-
tion zusammensetzen und der Kommission eine unab-
hängige, hochkompetente und transparente Beratung zu
bieten.

(7) Es sind Bestimmungen zur Verhinderung einer unerlaub-
ten Preisgabe von Informationen durch Mitglieder der
Gruppe vorzusehen, unbeschadet der bei der Kommission
geltenden Sicherheitsvorschriften gemäß dem Anhang des
Beschlusses 2001/844/EG, EGKS, Euratom der Kommis-
sion (').

(8) Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten der Mit-
glieder der Sachverständigengl'tlppe hat der Verordnung
(EG) NI'. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten
durch die Organe und Eil1lichtungen der Gemeinschaft
und ZUl1l freien Datenverkehr (') zu unterliegen _

CJ ABI. L 317 vom 3.12.2001, S. l.
('J ABI. L 8 vorn 12.1.1001, S. 1.
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(6) Mitglieder. die keinen wirksamen Beitrag mehr zur Arbeit
der Gruppe zu leisten vermögen. die ihr Amt niederlegen oder
die gegen die Verpflichtungen gemäß Absatz 4 dieses Artikeh
oder gemäß Artikel 287 EG-Vertrag verstoßen. können für die
Dauer ihrer verbleibenden Amtszeit ersetzt werdcn,

Amtsblatt der Europäischen Union 5.6.2009

BESCHLIESST:

ArTikell

Sachverständigengruppe rur technische Beratung bezüglich
der ökologischen/biologischen Produktion

Es wird eine Sachverständigengruppe für technische Beratung
bezüglich der ökologischen/biologischen Produktion. nachste-
hend "die Gruppe" genannt, eingesetzt.

Artikel 2

Auftrag

Der Auftrag der Sachverständigengruppe 'besteht darin, die
Kommission zu unterstützen hinsichtlich

a) Bewertung von Erzeugnissen. Stoffen und Verfahren. die in
der ökologischen/biologischen Produktion verwendet werden
können, unter Berücksichtigung der Ziele und Grundsätze
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 834/2007;

b) Verbesserung der bestehenden und Ausarbeitung neuer Pro-
duktionsvorschriften;

c) Austausch von Erfahrungen und bewährten Praktiken im Be-
reich der ökologischen/biologischen Produktion.

Artikel3

Konsultation

(1) Die Kommission kann die Sachverständigengruppe zu al-
len Fragen im Zusammenhang mit der ökologischen/biologi-
schen Produktion konsultieren.

(2) Der/Die Vorsitzende der Gruppe kann die Kommission
auf die Zweckmäßigkeit hinweisen, die Gruppe zu einer be-
stimmten Frage zu hören.

ArtikeL 4

Zusammensetzung - Ernennung

(I) Die Sachverständigengruppe setzt sich aus 13 Mitgliedern
zusammen.

.1

(2) Die Mitglieder der Gruppe werden von der Kommission
nach einem öfferirlichen Aufruf zur Bewerbung aus einem Kreis
von Spezialisten mit einschlägiger Fachkompetenz in den Be-
reichen nach Artikel 2 und Artikel 3 Absatz 1 ernannt. Die
Kommission kann darüber hinaus eine Reselveliste von Bewer-
bern erstellen, die nicht zu ständigen Mitgliedern ernannt wer-
den konnten, jedoch während des Ausleseverfahrens als geeignet
für eine Mitwirkung in der Gruppe erachtet wurden.

(3) Auf diese Reserveliste kann zuråckgegríffer; werden,
wenn Mitglieder der Gruppe zu ersetzen sind, oder für die
Ernennung der Mitglieder von Untergruppen.

(4) Die Mitglieder der Gruppe und der Untergruppen werden
ad personam berufen und beraten die Kommission unabhängig
von Weisungen von außen.

(5) Die Amtszeit der Mitglieder der Gruppe beträgt drei Jahre
und kann verlängert werden, wobei die Mitglieder ihr Amt je-
doch nicht länger als drei aufeinanderfolgende Mandatsperioden

ausüben können. Die Mitglieder verbleiben im Amt bis zu ihrer
Ablösung gemäß Absatz 6 oder bis zum Ablauf ihrer Amtszeit.

(7) Die ad personam berufenen Mitglieder verpflichten sich
alljährlich schriftlich. im öffentlichen Interesse zu handeln. und
geben eine Erklärung ab, in der sie etwaige ihre Objektivität
beeinträchtigende Interessen verneinen oder bestätigen. Bei jeder
Sitzung geben sic zudem jegliche spezifischen Intetessen an, die
als abträglich für ihre Unabhängigkeit hinsichtlich der anstehen,
den Tagesordnungspunkte betrachtet werden könnten. 'ft:
(8) Die Namen der ad personam berufenen Mitglieder der
Gruppe und der Untergruppen sowie die auf der Reserveliste
stehenden Namen worden auf den Internetsciten der General-
direktion Landwirtschaft und ländliche Entwicklung und im Re-
gister der Sachversrändlgengruppen veröffentlicht. Die Erfas,
sung. Venvaltung und Veröffentlichung dieser Namen unterliegt
den Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 45/2001.

Artikel 5

Arbeitsweise

(l) Die Sachverständigengruppe wählt aus ihrer Mitte mit
einfacher Mehrheit eine(n) Vorsitzendem] und zwei stellvertre-
tende Vorsitzende.

(2) In Abstimmung mit der Generaldirektion Landwirtschaft
und ländliche Entwicklung können Untergruppen eingesetzt
werden, um auf der Grundlage eines von der Gruppe definierten
Mandats Einzelfragen zu prüfen. Solche Untergruppen wcrden
nach Erfüllung ihres Mandats unverzüglich aufgelöst. Die Unter-
gruppen haben bis zu 7 Mitglieder, die entweder Mitglieder der
Gruppe sind oder von der Reserveliste gemäß Anikel 4 Absatz
3 stammon.

(3) Der Vettreter der Kommission kann Sachverständige oder
Beobachter mit besonderer Fachkompetenz für ein auf der Ta-
gesordnung stehendes Thema einladen, an den Berarungen der
Gruppe oder der Untergruppen mitzuwirken, sofern sich dies als
nützlich bzw. erforderlich erweist.

(4) Im Rahmen der Mitwirkung an den Beratungen der
Gruppe oder der Untergruppen erhaltene Informationen dürfen
nieht weitergegeben werden, wenn diese nach Ansicht der Kom-
mission Angelegenheiten vertraulicher Alt betreffen.

(5) Die Sitzungen der Gruppe und ihrer Untergruppen finden
im Regelfall in den Dienstgebäuden der Kommission zu den von
dieser festgelegten Modalitäten und Terminen statt. Die Kom-
missionsdienststellen nehmen die Sekretariatsgeschäfte wahr.
Andere an den Arbeiten interessierte Beamte der Kommission
können an den Sitzungen der Gruppe und ihrer Untergruppen
teilnehmen.

(6) Die Gruppe gibt sich eine Geschäftsordnung auf der
Grundlage der von der Kommission angenommenen Standard-
geschäftsordnung (I).

(I) SEK(2005) 1004.
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(7) Die Dienststellen der Kommission können im Internet die
Tagesordnungen und die Sitzungsberichte sowie Zusammenfas-
sungen. Schlussfolgemngen. Teilschlussfolgerungen lind Arbeits-
unterlagen der Gruppe in der Originalsprache des betreffenden
Dokuments veröffentlichen.

Arrikel 6

Sitzungskosten

': Die den Mitgliedern und Sachverständigen im Rahmen der Tä-
tigkeit der Gruppe entstehenden Reise- und gegebenenfalls Auf-
enthaltskosten worden von der Kommission gemäß ihren für
externe Sachverständige geltenden Bestimmungen erstattet.

Die Tätigkeit auf der Grundlage dieses Beschlusses wird nicht
vergütet.

Die Sitzungskosten werden nach Maßgabe der Mittel erstattet,
die der Gruppe jährlich von den zuständigen Kommissions-
dienststellen zur Verfügung gestellt werden,

Altike1 7

Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amts-
blatt de!' Europäischen Union in Kraft.

Brüsse], den 3. Juni 2009

Für di, Kommission
Mariann FISCHERBOEL

Mitglied der Kommission


